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Trotz der ungünſtigen Wendung, welche durch Sachſens 
und Hamovers Abfall in die Angelegenheit der Union 
gekommen war, hatten die übriggebliebenen Regierungen ’ 
gleichwohl den Muth, den Reichstag zufammenzuberufen. 
Am 20, März 1850 ward das „Unionsparlament“ in 
Erfurt eröffnet. Herr von Radowitz hielt in einer 
Sitzung des Volkshauſes am 26. März eine feiner 
glänzenditen Reden. Er jchilderte mit Iebhaften Farben 
ſowohl die Nothwendigfeit als die Berechtigung des bon 
Preußen unternommenen Verſuchs der Einigung Deutich- 
lands. Er entichuldigte den jo weit hinausgejchobenen Ab- 
Ihlug der Verfaffung mit zarten Rückſichten gegen 
Defterreich, „deſſen heldenmüthigen Todesfampf um fein jtaat- 
liche8 Dafein man mit nichts habe gefährden, ja nicht 
einmal durch Drängende forderungen habe erfchweren wollen, “ 
mit den gleichen Rückſichten auf gewiſſe „deutſche Re— 
gierungen, welche ohne Preußens mächtigen Schu dem 
Umſturz rettung3lo3 verfallen waren,“ deren „Hülfsbedürf- 
tigfeit man aber nicht habe benußen wollen, um ihnen Zus 

K. Biedermann, Dreißig Jahre deutich. Geih. IT. 1 
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geitändnijfe abzuprejjen.” „Will man die romantiich 
nennen,” vief er emphatijch aus, „io nenne ich es gewiſſen— 
haft und ehrlich, und Vieles währt am längjten.“ 

Das Volkshaus, Hingerifjen von diefen anjcheinend 
jo muthigen und jo zuverfichtlichen Worten des Commiſſars 
der preußischen Regierung, zollte denjelben Tebhaften 
Beifall. 

Das Erfurter Parlament hatte eine wejentlich andere 
Phyſiognomie, al3 die Nationalverfammlung zu Frankfurt. 
Da Sachſen und Hannover nicht vertreten waren, jo be= 
Itand die große Mehrzahl der Mitglieder des Volkshauſes 
und fait die Hälfte des Staatenhaujes aus Preußen. Das 
beichräntende Wahlgejeß jo wie die Wahlenthaltung der 
weiter links ftehenden Parteien hatten aus Preußen ein 
ſtarkes Gontingent Solcher nach) Erfurt geführt, welche 
ji) von Haus aus als erklärte Gegner des Bundesitaates 
befannten. Sie waren Dies theil3 aus grumdjäßlicher 
Abneigung gegen alles parlamentarische Weſen, theils, 
weil ihnen der Gedanke unerträglich jchten, daß der Grof;- 
ſtaat Preußen jeine Macht mit Eleineren Staaten theilen, 
wohl gar von diejen ‚jich beeinfluſſen laſſen ſollte. Auch 
Sympathien für Defterreich fpielten dabei mit. „Königlich 
oder parlamentariich, jo Steht die Trage,“ damit kenn— 
zeichnete der beredtejte Wortführer diefer Partei, Stahl, jeinen 
Standpunkt. benderjelbe rief aus: „Die Fittiche des 
preußiſchen und des öjterreichiichen Adlers müſſen gleiche 
zeitig über Deutjchland ſchweben.“ Herr v. Gerlach gab 
letzterem Gedanken jogar einen poetiichen Ausdrud, wenn 
er dichtete: „Preußen, Dejterreih Hand in Hand, Deutich- 
land ſonſt aus Rand und Band!" Herr v. Gerlach. 
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war ein warmer Anhänger des alten Bundes. In feinem 
Organ, der Kreuzzeitung, juchte er den jpezifiich preußiſchen 
Geiſt gegen die Union in's Feld zu führen, indem er ent- 
rüftet fragte: „Soll Heinrich dv. Gagern regieren, der in 
der Paulsfirche die Volksſouveränetät predigte, oder jollen 
es die Enkel des Großen Kurfürjten? Soll der Adler 
Preußens in den Käfig von Gotha eingejperrt werden?“ 
Auch Herr v. Bismard-Schönhaufen kämpfte auf dieſer 
Seite im Bolfshaufe, während im Staatenhaufe Herr von 
Kleiſt-Retzow die gleichen Grundjäße vertrat. 

Zwei preußiiche Minijter jaßen im Parlamente, Graf 
Brandenburg und Herr von Manteuffel. Der Erjtere 
verhielt jich jchiweigend; der Letztere ſprach in hochtönenden 
Worten für die Durchführung des begonnenen Werkes 
und warnte nur vor Vebereilung. „Er wolle den Bundes- 
ſtaat,“ erklärte er, „mit allem Ernfte, mit aller Kraft 
ſeines Willens.” „Preußen würde fich ſchwer ar fich jelbit 
verjündigen, wer es jeinen Beruf, die Einigung Deutſch— 
lands herbeizuführen, nicht zur vechten Zeit erfüllte" „Er 
jelbjt wahrhaftig werde der Letzte jein, der da riethe, ums 
zufehren, denn er wijje wohl, daß nicht Deutjchland und 
am wenigiten Preußen umkehren könne.“ So ſpreche er 
al3 Abgeordneter; als Minister aber erkläre er: „Wir 
werden die große deutſche Sahne feitzuhalten und hochzutragen 
wiljen, wo es Zeit iſt, aber ohne Ueberſtürzung.“ 

Kein Wunder, wenn die Berfammlung ſolche Worte 
aus jolhem Munde mit lauten Bravos begleitete! 

Zu der äufßerjten Rechten (dev jogenannten Partei 
des „Schlehdorn”, wie fie von ihrem Verſammlungslocal 
hieß) gejellten fich auch die wenigen Ultramontanen, die in 

1* 
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der PVerfammlung ſaßen: Neichensperger, Buß u. A. 
Zwiſchen ihr und der Bundesstaatspartei („Bahnhofspartet“), 
welche hier die Linfe bildete, jtand eine Gruppe von 
Abgeordneten (Partei der „Klemme“), welche zu vermitteln 
juchte, aber im Ganzen mehr nach rechts, als nach Links 
neigte, an ihrer Spibe der ehemalige Züricher Demokrat 
und jpätere preußüche Profeſſor Steller, 

Auf der Linken ſah man zunächſt im Volkshauſe 
die wohlbefannten Geltalten aus der Paulsfirche: Gagern, 
Bederath, Schwerin, Winde, Simſon, Bajjermann, Mathy, 
Rießer, Hergenhahn, Dunder, Bejeler, Wippermann, — 
hervorragende Mitglieder der Frankfurter Erbfaijerpartei. 
Sie erhielten bedeutjame Verſtärkung durch manche nam- 
hafte Gejinnungsgenofjen aus den Kleinſtaaten: den weima— 
riichen Miniſter von Wabdorff, den ehemaligen furhejjtichen 
Scenf von Schweinsberg, den Hiftorifer Häuſſer u. A., 
vor Allem auch durch eine Reihe glänzender Namen aus 
Preußen. Da ſaßen halb im Volkshauſe und Halb im 
Staatenhauje die beiden DBrüderpaare von Auerswald 
und Camphauſen, da zwei höhere Verwaltungsbeamte jchon 
aus dormärzlicher Zeit, Herr von Patow und Kühne, da 
aus der Herrencurie des Vereinigten Landtags Fürſt Wied 
und Graf Dyhrn. ine unerwartete, aber werthvolle 
Unterjtüßung erhielt die Partei durch den Hinzutritt 
eines Mannes von unverdächtiger ſowohl preußiicher als 
föniglicher und conjervativer Gefinnung, den vormärzlichen 
Minifter von Bodelſchwingh. Er ließ fich herbei, jogar 
als Bannerträger der Partei in der Lebenzfrage des Parla- 
mente3, der wegen Annahme der Berfajjung, aufzutreten. 

Die Linke gebot über die entſchiedene Majorität in 
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beiden Häufern. Aus ihrer Mitte gingen daher auch Die 
Bräfidenten beider hervor, im Staatendaufe Rudolph von 
Auerswald, der Märzminijter, im Volkshauſe der bewährte 
Vorſitzende des Frankfurter Barlamentes, Simſon. 

In Bezug auf die Behandlung der Verfaſſung ftanden 
jich zwei Anfichten jchroff gegenüber. Die Linfe wünschte, 
jo rajch als möglich) das Berfafjungswerf zum Abſchluß 
zu bringen und die Einjegung einer einheitlichen Gewalt 
für dei zu gründenden Bundesitaat zu beichleunigen. Sie 
wollte dadurch den etwa ſchwankenden Negierungen jeden 
Vorwand zum Abfall nehmen, jelbjt die beiden jchon ab- 
gefallenen, Sachjen und Hannover, wenigſtens vechtlich bei 
der Union fejthalten. Sie glaubte dies zu erreichen 
durch Annahme des von den Regierungen dem Parlamente 
vorgelegten Berfafjungsentwurf® in Bauſch und Bogen. 
Iede Aenderung dejjelben, ja jchon jede Infragejtellung 
einzelner Punkte und jede Discujjion darüber fchten ihr 
bedenklich nicht blos wegen des Beitverluftes, der dadurch 
entitände, jondern auch, weil Damit den Gegnern der Union 
Anlaß gegeben werden könnte, Verwirrung in das Ganze 
zu bringen. 

Die Rechte wollte von einer jolchen Annahme der 
unveränderten Berfafjung nichts wiſſen. „Wir wollen die 
unveränderte Verfajjung um feinen Preis,” rief Stahl. 
Sp, wie ſie ſei (hieß es auf diejer Seite), jet fie ein Erb— 
theil der Nevolution von 1848, widerjpreche fte dem mon- 
archiſchen Princip, gefährde fie die Intereſſen Preußens. 

Seit der Abfajjung und Verkündigung des Entwurfs 
vom 26. Mai 1849 hatte fich allerdings Manches in 
den Berhältnifien geändert. Die Union jelbjit war zu- 
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Jammengejchrumpft: Preußen jtand darin nur noch einer 
Anzahl Heiner und Eleinjter Staaten gegenüber, die gleich- 
wohl im Fürſtencollegium wie im Staatenhauje einen für 
den Großſtaat Preußen nicht ganz unbedenklichen Einfluß 
üben fonnten. Das preußiſche Berfafjungswerf war in— 
zwiichen zum Abſchluß gediehen. Der König hatte die 
Berfajjung bejchworen. Dieje Verfafjung wich in manchen 
wichtigen Beitimmungen von dem Entwurfe der Unions— 
verfajjung ab, und zwar im bejchränfenden Sinne. Be- 
jonders galt dies von dem Abjchnitt wegen der Grund» 
rechte. Die ultraconjervativen Mitglieder aus Preußen 
verlangten nun, daß die Unionsverfafjung nach Dem 
Muſter der preußijchen zugejchnitten werde. 

Einige Abweichungen von dem urjprünglichen Ent: 
wurfe, welche theil3 durch die augenblidliche Geitaltung 
der Union, theils durch Nüdfichten auf den „weiteren Bund“ 
erfordert zu werden fchienen, waren von den Regierungen in 
einer „Additionalacte“ zufammengeitellt und dem Parla— 
mente mit der Verfaſſung vorgelegt worden. Die Linke 
zeigte jich bereit, auch dieſe Additionalacte, jo wie fie jei, 
anzunehmen. Dagegen jträubte fie fich gegen die Forderung 
der Rechten jowohl aus jenen allgemeinen Gründen, welche 
ihr eine rajche Zujtandebringung der Verfafjung dringlich 
ericheinen ließen, al3 auch aus principieller Abneigung gegen 
die reactionäre Richtung, die in Preußen immer mehr um 
ih ariff. Wenn der Minifter von Manteuffel, wie er 
nicht verhehlte, die VBerfajjung der Union gern zu einer 
„gemeinschaftlichen Feuerordnung“ gemacht, der Union 
einen ähnlichen beichränfenden Einfluß auf die Verfafjungen 
und Vertretungen der einzelnen Staaten eingeräumt hätte, 
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wie ihn weiland der alte Bundestag beſaß, fo ward gegen 
eine folche Tendenz von dem Nednern der Linken, von 
Wippermann, Rieger, Bajjermann, Mathy, aufs Ent— 
ichiedenite Verwahrung eingelegt, am Allerentjchiedenjten 
von Herrn von Binde. 

Dat zwei einander jo Direct entgegengejeßte Parteien, 
wie die Linfe und die Nechte in Erfurt, auch in der Be- 
handlung der Berfafjungsvorlage verjchiedenen Richtungen 
folgten, war nicht verwunderlich. Völlig unerwartet da— 
gegen war es und brachte daher in der Bundesjtaatspartei 
eine tiefe Bewegung hervor, als die beiden Commijjarien 
der preußiichen Regierung in beiden Häuſern übereinjtimmend 
erklärten: die Regierung weile die einfache Annahme zurüd 
und verlange eine vorherige Nevifion der Verfaſſung. Für 
diejeg, in der Geſchichte des Parlamentarismus ganz neue 
und unerhörte Verlangen, daß eine parlamentariiche Ber: 
fammlung eine Regierungsvorlage nicht annehmen dürfe, viel- 
mehr ändern und zwar verjchlechtern müjje, ward als Grund 
theil3 die Nothwendigkeit einer Uebereinſtimmung mit der 
preußiſchen Verfaſſung, theils die Rückſicht auf den „weitern 
Bund“, aufDejterreich und feine Verbündeten, geltend gemacht. 
Herr von Carlowitz gab diefe Erklärung in offenbar ge- 
drüdter Stimmung ab, wie Einer, der eine umerläßliche, 
aber ihm ſelbſt peinliche Pflicht zw erfüllen Hat; Herr 
von Radowig that es mit all dem Aufwand kunſt- und 
wortreicher Ahetorif, der ihm jederzeit zu Gebote jtand; 
er Ichien die Verjammlung und fich jelbit bereden zu 
wollen, daß Die derjelben gemachte Zumuthung etwas 
durchaus Harmlojes und Natürliches jet. 

Wiederum war es Herr von Binde, der am Uner— 
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bittlichjiten das ummwürdige Spiel, das man mit dem 
Parlamente treibe, geißelte. Gerade als „Conjervativer“ 
(wie er ausdrüdlich betonte) warnte er davor, daß man 
jegt, bei wieder mehr beruhigter Volksjtimmung, dasjenige 
verleugnen und bejeitigen wolle, was man in einer Zeit 
lebhafter Bewegung dem Volke entgegengebracht und ver- 
Iprochen habe. 

Die Bundesftaatspartei beharrte auf der unveränderten 
Annahme der DVerfajjung, erklärte ſich jedoch mit einer 
Anzahl von Abänderungen einverjtanden, falls die Regie: 
rungen fich darüber einigen würden; wo nicht, jo follte es 
bei dem Entwurf, wie er wäre, verbleiben. Die Abänderungen 
betrafen theils Anpafjungen der Grundrechte an die 
preußiichen, theils Verſtärkungen der einheitlichen Gewalt 
des Meichsvorjtandes gegenüber dem Fürftencollegium. 
In diefem Sinne bejchlojjen beide Häufer mit jtarfen 
Najoritäten. 

Am 29. April ward das Parlament geſchloſſen. Die 
verbündeten Regierungen, ward in der Schlufrede des 
preußiichen Commiſſars gejagt, würden ſich nun zunächſt 
über die vom Parlamente vorgejchlagenen Aenderungen zu 
erklären haben. j 


II. 
Das weitere Berbrörkeln der Union 


Die Stimmung der Bundesjtaatspartei beim Schlufje 
und jchon während der Dauer des Erfurter Parlamentes 
‚war in eben dem Grade eine gedrüdte und unmuthvolle, 
wie die ihrer Gegner, der Stahl, Gerlach und Genojjen, 
eine gehobene und zuverfichtliche. Iene ahnte je mehr und 
mehr, daß die Sache der Union verloren, ja daß fie von 
der preußiichen Regierung jelbjt jo gut wie aufgegeben jet; 
Dieje waren dejjen wohl jo ziemlich ficher, und fie thaten 
Alles, um ein jolches Refultat herbeizuführen. Zwar hatte 
König Friedrich Wilhelm IV. nach) der pomphaften Rede 
de3 Herrn von Radowig am 26. März in einem bejonderen 
Handichreiben denjelben deshalb beglüdwünjcht und dabei 
ſchwungvolle Worte in Bezug auf die Union und auf 
Deutichland geiprochen. Zwar hatte er Herrn von Carlowitz 
bei Webertragung des Mandats als preußifcher Commiſſar 
zum Parlamente perjönlich die feierliche Verſicherung 
gegeben, daß es ihm Ernſt jei mit Zuftandebringung der 
Union, und nur auf Grund diefer Zuficherung hatte Herr 
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von Garlowis das Mandat übernommen*). Selbſt zu 
icheinbaren Anfängen einer thatkräftigen Bolitif hatte man 
ji) ermannt. Als Dejterreich durch Truppenbewegungen 
in Böhmen fein Einjchreiten gegen die Union unterjtügen 
zu wollen jchien, hatte die preußifche Negierung einen Credit 
von 18 Millionen Thalern von ihren Kammern erbeten 
und erhalten. Als der König von Würtemberg in einer 
Ihronrede beleidigende Worte über die Union jprach, rief 
Preußen feinen Gejandten von Stuttgart ab, und das 
Gleiche geihah gegenüber Hannover, als dieſes gänzlich 
aus der Union trat. 

Allein alle folche Vorgänge, welche den feſten Ent- 
ſchluß des Königs zu befunden fchienen, auf der eingejchla= 
genen Bahn unbeirrt voranzugehen, wurden al3bald wieder 
Lügen gejtraft durch andere, welche kaum daran zweifeln 
liegen, daß in den leitenden Streifen zu Berlin entweder 
der rechte unerjchütterliche Wille, allen Hemmnifjen zu troßen, 
fehle, oder dag — was immer wahrjcheinlicher ward — Die 
Anfichten und der Einfluß jener Partei dort das Ueber— 
gewicht erlangt hätten, welche das ganze Unionswerk als 
einen Fehler, al3 eine Verirrung der preußiichen Politik, 
ja al3 etwas Schlimmeres, al3 eine VBerjündigung an dem 
monarchiichen Princip und an dem nothwendigen guten Ein- 
vernehmen mit Dejterreich und Rußland fort und fort 
verſchrie. Wie hätte ſonſt die preußiiche Negierung ſich 
jo jehr gegen einen rafchen Abſchluß der Verfaſſung jträuben 
fünnen? Wie hätte jonjt Herr von Radowitz, troß all der 


*) Dies hat Herr von Carlowig zu feiner Rechtfertigung mehr: 
fach ausgeſprochen. 


11 

vielen hochtönenden Worte, die er jprach, doch wieder jo 
ängftlic) jeden möglichen Anſtoß vermeiden können, den 
an der Yeititellung gewijjer Rechte der Union, 3. B. des 
Nechts, Krieg zu führen, Dejterreich und jeine Verbündeten 
nehmen möchten ? 

Se mehr aber auf Seiten Preußens ein jolcher Mangel 
an Entjichiedenheit, eine jolche Unluft, die Union um jeden 
Preis in's Leben zu führen, immer offenfundiger hervortrat, 
deito eifriger und deſto zuverfichtlicher arbeiteten die Gegner 
der Union und Preußens an dem völligen Zerfall der Unton 
und ar der davon unzertrennlichen Demüthigung Preußens. 

Während Herr von Radowitz und jein Föniglicher Herr 
aus zarter Rückſicht auf das „um feine jtaatliche Ertitenz 
kämpfende Oeſterreich“ und auf „die Hülfgbedürftigen König— 
reiche“ mit dem Ausbau der Union gezögert hatten (gegen Bun— 
ſens Rath, der zur fchleunigen Berufung des Reichstags, 
ſpäteſtens am 18. October 1849, dringend mahnte), hatte 
Fürſt Schwarzenberg — nicht jo delicat, wie jene beiden, aber 
um jo entjchlojjener und energiicher, — die Gelegenheit 
erjehen, um dieſen Ausbau gründlich zu Hintertreiben. 
Nachdem er Sachſen und Hannover glüclich von der Unton 
abgelöjt, Bayern davon zurüdgehalten, ging er daran, 
jein Zerſtörungswerk weiter fortzujeßen. | 

Das erite Vorjpiel dazu bildete ein Zwiſchenfall, der 
die mecklenburgiſche BVerfafjungsangelegenheit betraf. Im 
Frühjahr 1848, wo auch in dem ultrafeudalen Mecklenburg 
eine lebhafte Bewegung entjtanden war, hatte die Regierung 
von Meclenburg-Schwerin, unter Zujtimmung der alten 
Stände jelbit, jih zur Einberufung einer „conftituirenden 
Berfammlung“ behufs Berathung einer neuen, zeitgemäßen 
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Verfaſſung entſchloſſen. Die Negierung des fleinen Med: 
lenburg-Streliß hatte nicht widerjprochen. Wie es jchon der 
alte Landtag geweien, jo war auch diefe conjtituirende Ver— 
jammlung eine für beide Länder gemeinschaftliche. Sie 
trat am 31. Detober 1848 zujammen. Das demofratijche 
Element war in ihr ſtark vertreten, und ihre Forderungen 
gingen daher anfangs jehr weit; jpäter gab fie indeh in 
mehreren Punkten nach, jo daß die jchweriner Negierung 
eine mit ihr vereinbarte Verfajjung am 10. October 1849 
verfümdigen konnte. Die alten Stände proteitirten zwar 
dagegen, Die jchweriner Regierung wies jedoch dieſen 
Proteſt als unberechtigt zurück. Allein auch die jtreligifche 
Regierung protejtirte, und fie fand einen ſtarken Nüchalt 
an dem König von Preußen, der nicht allein die jchweriner 
Regierung von weiterem Vorgehen abmahnte, jondern aud), 
als erbberechtigter Agnat, für ſich und die anderen 
Agnaten ſich jenem Proteſte anſchloß. Die ſtrelitziſche 
Regierung wandte ſich ſodann an das Bundesſchiedsgericht 
der Union, um den Streit zwiſchen ihr und der ſchweriner 
Regierung zum Austrag zu bringen. 

Bis hierher war die Angelegenheit ſtreng im Rahmen 
des Bündniſſes vom 26. Mai, dem beide Mecklenburg 
angehörten, verlaufen. 

Unterdeſſen war aber am 30. September 1849 durch 
einen Vertrag zwiſchen Oeſterreich und Preußen an die 
Stelle der proviſoriſchen Centralgewalt, die bis dahin noch 
immer — trotz der Auflöſung des Parlaments — fortbe— 
ſtanden hatte, eine neue Behörde geſetzt worden, die ſoge— 
nannte „Bundescommiljion“, beitehend aus zwei üjterreis 
ilchen und zwei preußiichen Commiſſarien. Der Erzherzog: 
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Neichsverweier hatte am 12. December 1849 abgedanft. 
Preußen hatte fich, bevor e3 jenen Vertrag ratificirte, gegen 
jeine Verbündeten in der Union ausdrücklich verpflichtet, 
„in der zu bejtellenden Bundescommijjion fich ſtets als 
Nepräjentant des Bündniſſes vom 26. Mat betrachten und 
daher alle Anordnungen jener Commiſſion, jofern fie nicht 
blos die laufende Verwaltung des vorhandenen Bundes— 
eigenthums beträfen, jtet3 zuvor zur Slenntniß und Berathung 
de3 Berwaltungsrath3 der Union bringen, auch die Nechte 
dieje3 engeren Bundes gegen jede unberechtigte Einmiſchung, 
fie fomme von welcher Seite jie wolle, mit allem Nachdrud 
vertheidigen zu wollen.“ 

Nun hatte Meclenburg-Strelit feine Klage in der 
Verfafiungsangelegenheit, obſchon Diejelbe bereit3 beim 
Bundesichiedsgericht der Union angebracht und von diejem 
angenommen war, auch vor die Bundescommiſſion gebracht, 
und letztere (aljo auch Preußen) Hatte an Mecdlenburg- 
Schwerin ein Inhibitorium erlajien, d. h. eine Verfügung, 
in der Sache nicht weiter vorzugehen. 

Darüber entjtand im Berwaltungsrath der Union 
eine lebhafte Debatte, deren Nejultat war, daß die daſelbſt 
vertretenen Regierungen (ohne die beiden Mecklenburg) 
einstimmig bejchlojjen, die Nechte der Union gegen Eingriffe 
der Bundescommiljion zu wahren und die preußiiche Re— 
gierung im Hinblid auf ihre dem Verwaltungsrath; gegebene 
Zuſage zu erjuchen, ihre Bevollmächtigten bei der Bundes— 
commiſſion demgemäß zu injtrutiren. | 

Seitdem hatte Defterreich einen weiteren energiſchen 
Schritt in der deutjchen Frage gethan. Es hatte in einer 
Note vom 28, November 1849 gegen die Einberufung 
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eines Reichstags der Union förmlich proteftirt. Im dieſer 
Note ward behauptet, nicht blos: „der deutiche Bund“ bejtehe 
noch zu Recht (was Preußen ſelbſt anerkannt hatte), ſondern 
auch: „die Bundesverfafjung“, und diefe fünne nicht abge— 
ändert werben ohne die Zujtimmung aller Mitglieder des alten 
Bundes, wie dag in Art. VII, der Bundesacte und Art. VI. 
der Schlußacte deutlich ausgejprochen jei. Daß das Bündniß 
von 26. Mai al3 „engerer Bund“ innerhalb des deutſchen 
Bundes (auf Grund von Art XI. der Bundesacte) zuläſſig 
jei, wollte das Wiener Cabinet nicht zugeben, denn diejer 
„engere Bund” gefährde die Exiſtenz des weiteren Bundes, 
indem er feinen Mitgliedern Verpflichtungen auferlege, welche 
gegen ihre Stellung als Mitglieder des weiteren Bundes 
und gegen dejjen Verfaſſung veritießen. Die Note jpibte 
Jich zu in der Drohung: „Dejterreich werde jene Regierungen, 
welche fich auf die aus den Bundesverträgen erworbenen 
Nechte beriefen, in deren Wahrung unterjtügen; es werde 
im Falle der Einberufung eine jogenannten Reichstags den 
Zuſammentritt einer folchen Berfammlung als dem Bundes- 
vertrag zumider erklären und deren Beichlüfjen im Voraus 
jede Geltung und Wirkſamkeit abſprechen.“ 

Die preußiiche Negierung hatte darauf in einer Note 
vom 12. December 1849 geantwortet und hatte in einer 
beigefügten Denkjchrift weitläufig zu erweijen gejucht, daß, 
wenn auch „der deutiche Bund“ noch zu Recht bejtehe, 
doch das Gleiche nicht von der „Bundesverfafjung” gelte, 
vielmehr dieſe mit Auflöfung der Bundesverfammlung im 
Sahre 1848 zu betehen aufgehört habe, daß daher der 
Bildung eines „engeren Bundes“ rechtlich nichts im Wege 
jtehe, jobald nur leßterer die beiden oberjten Bundespflichten 
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erfülle, einmal, feines der anderen Glieder des Bundes 
zu befriegen, zweitens, bei einem Angriff auf den Bund 
die vorgejchriebene Bundeshülfe zu Leijten. 

Bei jenem PBrotejte gegen die Union Hatte es aber 
Dejterreich nicht beiwenden laſſen. Auf feinen Betrieb ohne 
Zweifel, jedenfalls im Einverftändnig mit ihm, hatten Bayern, 
Würtemberg und Sachen am 27. Februar 1850 in München 
den Entwurf einer neuen Bundesverfaffung für ganz 
Deutichland (ſonderbarerweiſe, Vierkönigsverfaſſung“ genannt, 
wohl weil auf den Zutritt Hannovers gerechnet ward) unter 
jich vereinbart, und am 13. Mat war Dejfterreich dieſer 
Uebereinfunft beigetreten. 

Die Nücwirkungen dieſes Vorgehens Dejterreichs 
auf die Union blieben nicht aus. Schon am 26. Februar 
hatte Meclenburg-Strelig Schwierigkeiten gegen den Ab- 
Ihluß der Verfaſſung erhoben und fich nahezu in dem— 
jelben Sinne, wie Sachjen und Hannover, geäußert. Die 
Kleinheit des Staates, von dem fie ausging, mochte dieje 
Dppofition ungefährlich erjcheinen laſſen. Allein am 
13. April — mitten in den Verhandlungen des Erfurter 
Parlaments — betrat denfelben Weg der zweitgrößte der 
(neben Preußen) noch zur Union gehörenden Staaten, Kur— 
heſſen. Bezugnehmend auf jene Webereinkunft vom 27. Fe— 
bruar, beantragte Kurhejjen eine Bertagung des Erfurter 
Varlamentes, damit „vor Abjchluß der Unionsverfaſſung“ 
mit jenen anderen Staaten Verhandlungen wegen einer allge 
meinen Bundesrevifion eingeleitet werden könnten. Surs 
heſſen wollte fich damit keineswegs von der Union losſagen 
— bewahre! — es wollte nur jeine Bundesgenofjen in der 
Union zu gemeinjchaftlichen Unterhandlungen mit den 
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anderen deutſchen Regierungen (auch der öſterreichiſchen!) 
veranlaſſen, Unterhandlungen, die ſeit der Münchener 
Uebereinkunft vom 27. Februar nach Kurheſſens Anſicht 
„unabweisbar“ geworden wären. 

Trotz dieſer Verſicherung Kurheſſens, daß es an der 
Union feſthalte, und trotz des gut geheuchelten Tones 
von Aufrichtigkeit in der Note beſtand doch kein Zweifel 
über die wahre Bedeutung dieſes Schrittes. Und ebenſo— 
wenig darüber, daß in dieſer Abwendung einer der bisher 
unionstreuſten Regierungen von der Union der geheime 
Einfluß Oeſterreichs und ſeiner Verbündeten zu erkennen 
ſei. Hatte doch die Regierung Oeſterreichs auch ſchon mit 
Baden Aehnliches verſucht, war ſie doch dort ſo weit 
gegangen, ſogar die Abdankung des Großherzogs zu betreiben, 
weil ſie den Erbgroßherzog für öſterreichiſch geſinnt hielt! 
Hatte ſie doch den Reichsverweſer im Geheimen bearbeitet, 
daß er nicht abdanke, ſo lange Oeſterreich noch nicht in der 
Lage ſei, einen etwaigen Verſuch Preußens, ſich proviſoriſch 
der Führung Deutſchlands zu bemächtigen, mit Gewalt zu 
hindern! | 

Es war ein ganz bejonder feiner Sunftgriff der 
ebenjo jchlauen als fühnen Politik des Fürsten Schwarzen- 
berg, daß er jeßt, um immer weitere Steine aus. dem 
Bau der Union herauszufprengen, die Hebel jeiner In— 
trigue an jolchen Punkten anſetzte, wo, wie er wohl wußte, 
der Widerjtand des preußiichen Monarchen gegen die öſter— 
reichiichen Bejtrebungen am jchwächlten, der Einfluß der 
öfterreichiicheruffiichen Partei am Hofe zu Berlin am leich- 
tejten jiegreich fein würde. Fürſt Schwarzenberg fannte 
jehr gut die Voreingenommenheit Friedrich Wilhelms IV. 
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‚gegen alles modern conjtitutionelle Weſen. Ihm war 
e3 nicht entgangen, wie jehr der Getit dieſes Königs ſich 
dagegen jträubte, im eigenen Lande durch eine Verfaſſung 
gebunden zu jein. Er berechnete ganz richtig, daß Friedrich 
Wilhelm IV, jich nicht leicht zum Vorkämpfer des conjtitit- 
tionellen Princips in einem anderen Staate machen 
werde, und er juchte dieſe Abneigung des Königs im 
öfterreichiichen Interefje auszubeuten, indem er, gegenüber 
der Union, die auf parlamentariſch moderner Grundlage 
berubte, den alten Bund und Defterreich al3 die Vertheidiger 
des monacchiich-confervativen Princips erjcheinen ließ. 
Die erſte Probe auf dieſe Berechnung war in der mecklen— 
burgiſchen Frage gemacht worden, und ſie war günſtig 
ausgefallen: der König, aus Mißmuth über die Beſeitigung 
der ehrwürdigen uralten Verfaſſung Mecklenburgs durch 
eine moderne, hatte ſich glücklich verleiten laſſen, als Mit— 
inhaber der „Bundescommiſſion“ gegen ſein eigenes Werk, 
die Union, feindlich aufzutreten. Es galt jetzt, eine zweite 
Probe anzuftellen in größerem Maßſtabe. Im Kurheſſen 
wie in Strelitz hatte der Fürſt 1848 nur widerwillig 
jich den Wünjchen des Volkes gefügt. Wenn man ihm 
jegt um den Preis eines Anſchluſſes an Dejfterreich die 
Erlöjung von den damals eingegangenen Berpflichtungen, 
die Wiederherjtellung einer größeren Unbeſchränktheit jeiner 
fürjtlichen Macht verjprach, jo konnte man ficher fein, 
daß er daranf einging. Und wenn darüber ein Streit mit 
der Union ausbräche, jo würde e3 nicht ſchwer fallen, Dem 
König von Preußen vorzuftellen, daß die Unton eine 
Gegnerin des monarchiichen Princips und daher mit jeinen 
Pflichten als berufener Vertreter dieſes Brincips unvereinbar 
8. Biedermann, Dreißig Jahre deutſch. Geld. IL. 2 
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jet. So fonnte man zwei Zwecke auf einmal erreichen: dem 
verhaßten Conjtitutionalismus einen Streich verjeßen und 
die Umion in ihrem Lebensnerv treffen, indem man den 
eignen Schöpfer derjelben, den König von Preußen, gegen 
fie einnähme. Dies ohngefähr war der Gedanfengang des 
Fürſten Schwarzenberg. 

Die Abwendung Kurhejjen® von der Union wäre 
niemal3 möglich gewejen, jo lange dort das freis und 
deutichgefinnte Minifterium Eberhard -Wippermann dag 
Nuder führte Dieſes mußte zuvor gejtürzt werden. 
Freilich ließ fich vorausjehen, daß jedes neue Minijterium, 
welches nicht in die Fußtapfen jenes Märzminijtertums träte, 
mit der Bolfsvertretung und dem Bolfe Kurheſſens einen 
ſchweren Kampf zu bejtehen haben werde Allein das 
war e3 gerade, was man wollte Dieſer Kampf jollte 
das Mittel werden, um die Union vollends zu vernichten. 
Nahın diejelbe ſich der freifinnigen Partei in Hefjen au, 
jo war fie beim König Friedrich) Wilhelm IV. discreditirt; 
that fie es nicht, jo war Kurhefjen der öſterreichiſch-mittel⸗ 
ſtaatlichen Coalition rettungslos verfallen, und damit war 
nicht blog eines der wichtigiten Glieder von der Union 
abgerifjen, jondern auch noch andern nur zum Schein 
liberalen Fürſten der Weg gezeigt, wie fie ebenfalls wieder 
freie Hand nach innen und außen befommen fönnten. 

AB Werkzeug diefer öfterreichijch - bayeriichen In— 
trigue beim SKurfürjten von Heſſen jcheint Herr von 
Baumbac gedient zu haben, der, eine Zeit lang Legations- 
jecretair in Wien, dann Gejchäftsträger in München und 
dort vom Herrn von der Pfordten in’3 Vertrauen gezogen, 
jpäter nach) Kafjel zurücdberufen und als Privatſecretair 
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des Kurfürften in eine einflußreiche perjönliche Stellung zu 
diejem verjegt worden war. 

Das Minijterium Eberhard— Wippermann hatte ſich 
vor manchen anderen Märzminiſterien dadurch ausgezeichnet, 
daß ihm gelungen war, mehrere ſehr nützliche poſitive 
Schöpfungen auf politiſchem und wirthſchaftlichem Gebiet in's 
Leben zu rufen. Zu erſteren gehörte namentlich eine in 
ihren Wirkungen als äußerſt wohlthätig erkannte Bezirks— 
verfaſſung, zu letzteren die Förderung des lange vernach— 
läſſigten Baues wichtiger Eiſenbahnen. Die kurfürſtlichen 
Rechte waren geſchont, demokratiſche Forderungen, wie 
die auf Abſchaffung des abſoluten Veto, zurückgewieſen 
worden; ſelbſt die für die Größe und die Steuerkraft des 
Landes unverhältnißmäßig hohe Civilliſte von 2,400,000 
Mark war unangetaſtet geblieben. Das Märzminiſterium 
war in ſeiner, zwar aufrichtig liberalen, aber durchaus ge— 
mäßigten Haltung kräftig unterſtützt worden durch den geſunden 
Sinn des heſſiſchen Volkes, der im Ganzen ein vorwiegend 
ruhiger und ernſter, man könnte faſt ſagen, conſervativer 
iſt. Nur der ſüdliche Theil des Landes, Hanau und 
ſeine Umgebung, Hatte eine Demokratie erzeugt, Die in 
ihrer Preſſe und in der Ständeverjammlung das Minijte- 
rium Eberhard als zu gemäßigt angriff. Der Kurfürjt 
hatte im März 1848 feierlich verjprochen, fich nur „mit 
Männern, welche daS Vertrauen des Volkes genießen“, zu 
umgeben. Die Minifter hatten den Grundſatz proclamirt: 
die Regierung müſſe die Mehrheit der Volfsvertretung für 
fi) haben, und Hatten im diejem Sinne regiert. 

Schon im Januar und im Augujt 1849 waren 
Miniſterkriſen eingetreten, weil der Kurfürjt dieſem coniti- 
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tutionellen Vorgehen der Minifter Hindernijje in den Weg 
fegen wollte. Das erjte Mal war diejer Kriſis durch eine 
Borjtellung der Stände beim Kurfüriten, das zweite Mal 
dadurch ein Ende gemacht worden, daß Niemand im Lande 
jich fand, der an die Stelle jo volfsthümlicher Miniſter 
hätte treten mögen. Als aber im Februar 1850 die 
Minijter abermals, wegen der vom Kurfürſten verzögerten 
Ernennungen zum Staatenhauje in Erfurt, ihre Entlajjung 
forderten, ward ihnen jolche gewährt. Zur Bildung 
eine neuen Cabinets hatte der Kurfürſt einen Mann 
augerjehen, der, wie man wußte, zu allem fähig war, 
dejjen Name und Vergangenheit Hinreichten, um von 
jeinem Wiedererjcheinen, wie für den inneren Frieden Heſſens, 
jo für die Sache der deutichen Einigung dad Schlimmite 
befürchten zu laſſen. Es war die Herr von SHajjen- 
pflug, der ſchon 1832—1837 Minijter in Hejjen geweſen, 
aber wegen ſeines gewaltthätigen und eigenmächtigen Ber: 
fahrens dem allgemeinen Unwillen verfallen und endlich ſelbſt 
dem SKurfürjten widerwärtig geworden war. Nach jeiner 
Entfernung aus Kaſſel hatte er in verjchiedenen Stlein- 
jtaaten fich herumgetrieben, bis er 1841 vom König Friedrich 
Wilhelm IV, unter dem lebhafteſten Widerjpruche der 
öffentlichen Meinung in Preußen, erit zum Obertribunals- 
rat), dann zum Präſidenten beim Oberlandesgericht in 
Greifswald befördert worden war. Hier waren Die 
ſchlimmſten Seiten jeine® Charakters zum Ausbruch) 
gefommen. Er, der Präfident eines preußijchen Gerichts- 
hof3, war wegen Unterjchlagung von Geldern und 
Nöthigung von Untergebenen zu falſchem Zeugniß einer 
Griminalflage verfallen. Noch laſtete dieie Anklage auf 
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ihm, al3 er die Ernennung zum Juſtizminiſter und Minijter- 
präfidenten in Sajjel erhielt. Daß man ihm unter jolchen 
Umjtänden die Entlafjung aus dem preußiichen Staats— 
dienjte gewährte, ward dem Einfluß der reactionären Partei 
zugejchrieben, deren Günftling er war und die ſich wohl 
von ihm in feiner neuen Stellung nüßliche Dienjte für 
ihre Sache verjprad. Er joll dem König Friedrich 
Wilhelm IV, perjünlich das Verſprechen gegeben haben, 
nicht3 gegen die Union zu unternehmen, — allein was 
war einem Hafjenpflug, diefem „Abenteurer”, wie Herr 
von Radowitz ihn Fennzeichnete, ein Verſprechen? 

Auch in Kaſſel Heuchelte er anfangs ftreng verfafjungs- 
mäßige Gefinnungen, jprach mit großer Achtung von den 
abgetretenen Minijtern, bekannte jich al3 einen warmen 
Freund der Union und erklärte, daß „ohne BZuftimmung 
der Volfsvertretungen der alte Bundestag niemals wieder 
in's Leben treten könne.“ Das Programın, womit das 
neugebildete Miniſterium Haſſenpflug-Baumbach-Haynau 
am 26. Februar 1850 vor die Ständeverſammlung 
trat, war ſcheinbar conſtitutionell und unionsfreundlich. 
Auch wurden die Ernennungen zum Staatenhauſe des 
Erfurter Parlaments vollzogen. Allein jchon der Name 
Haſſenpflug erregte allgemeines Miftrauen. Die Stände: 
verjammlung erklärte ſogleich am 26. Februar mit allen 
Stimmen gegen eine, daß dag neue Minijterium jener 
landesherrlichen Zuficherung, wonach der Kurfürjt nur 
„Männer des öffentlichen Vertrauens“ zu Minijtern wählen 
wollte, nicht entipreche. Der Berfafjungsausihuß, dem 
das minijterielle Programm zur Prüfung übergeben ward, 
fand darin bedenkliche Anzeichen verfaſſungs- und unions— 


feindlicher Tendenzen. Infolge dejjen wiederholte die Stände- 
verjammlung, nunmehr einjtimmig, ihre vorher abgegebene 
Erklärung. Ein weitergehender Antrag des demokratiſchen 
Flügels der Verſammlung: „jeden Verkehr mit diefem Mi- 
nijterium abzubrechen,“ ward, al3 verfafjungswidrig, nicht 
in Betracht gezogen. 

Der erfte praftiiche Conflict mit der Volksvertretung 
betraf die Forderung von 644000 Rthlr., die Haſſenpflug 
aus einer, verfajjungsmäßig zu anderen Zwecken bejtimmten 
Staatskaſſe nehmen wollte, angeblich zur Dedung eines 
Deficits, welches aber in Wirklichkeit nicht vorhanden war. 
Die Stände lehnten diefe Forderung einjtimmig ab. Gie 
wurden darauf vertagt. Eine ähnliche, aber größere For— 
derung ward an Die wieder zujammengetretenen Stände 
gerichtet und von diefen abermals abgelehnt. Die ſechs 
Monate, während deren die Negierung verfafjungsmäßig 
noch Steuern erheben durfte, liefen mit dem letzten Juni 
ab. Der Finanzausſchuß der Stände beichleunigte deshalb 
feine Berathung de3 noch vom vorigen Miniftertum vor= 
gelegten Budgets, objchon diefe Berathung durch Haſſen— 
pflug jelbit, der jenes Budget anfangs nicht anerfennen 
wollte, vielfach verzögert war. Hafjenpflug jedoch ver- 
langte eine neue proviforiiche Steuerbewilligung — ent» 
gegen dem Wortlaut der Verfaſſung. Der Finanzausſchuß 
eritattete Bericht darüber. Noch ehe dieſer Bericht im 
Plenum zur Verhandlung gelangen konnte, Löfte Hafjenpflug 
die Stände auf. 

Nach der Verfaſſung mußte num jede Steuererhebung 
aufhören. Indeß genehmigte der „Bleibende Ständeausſchuß“, 
ſogar mit Ueberjchreitung feiner Befugnijje, die Forterhebung 
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der indirecten Abgaben und deren Niederlegung in der 
Staatsfajje. In dem Steuerausjchreiben vom 27. Juni 
erklärte die Regierung ſelbſt, daß dieſe außerordentliche 
Maßregel nothiwendig geworden jei „Durch die ohne Für— 
Jorge für den Ablauf der Steuererhebungszeit erfolgte 
Auflöfung der Ständeverſammlung.“ 

Unter dem Eindrud jolcher Vorgänge fielen die Neu— 
wahlen vadicaler aus, als früher. Die neue Ständever— 
jammlung war ziemlich) genau zur Hälfte aus Conſtitutio— 
nellen und aus Demokraten zujammengejegt. Hajjenpflug 
zögerte faſt drei Wochen, ehe er die neugewählten Stände 
zujammenberief. Abermals ward von denjelben eine provi— 
ſoriſche Steuerbewilligung ohne vorherige Regelung des 
Budget3 verlangt. Die Stände willigten in die Forter— 
hebung der indirecten Steuern, wie jolche von der Regierung 
mit Genehmigung des „Bleibenden Ausſchuſſes“ ausgeſchrieben 
waren; mehr zu thun, hielten fie ſich angeſichts der jtrengen 
Beitimmungen der Berfaffung über den Gebrauch des Be- 
willigungsrecht3 nicht für befugt. Haſſenpflug wies jedoch) 
jene Bewilligung zurüd und löfte am 2. September noch: 
mal3 die Ständeverjammlung auf. Der Yinanzminijter 
Lometſch, der bis dahin mit Haſſenpflug gegangen, trat 
zurüd; Hajjenpflug übernahm auch das Finanzminiſterium. 
Ein Verfaſſungsconfliet war unvermeidlich geworden. 


II. 


Oeſterreichs Peſtrebungen für Herftellung des alten 
Bundestags. 


Wahrend in Kurheſſen der Verfaſſungsconflict ſich 
vorbereitete, waren die allgemeinen deutſchen Verhältniſſe, 
bei deren Entwicklung die kurheſſiſche Frage nur einen, wenn 
auch ſehr einflußreichen, Zwiſchenfall bildete, dem Ziele, auf 
welches Oeſterreich und ſeine Verbündeten zuſteuerten, um 
ein Bedeutendes nähergerückt. Oeſterreich hatte die deutſchen 
Regierungen in einer Note vom 26. April zu Conferenzen 
in Frankfurt a. M. auf den 10. Mai eingeladen — theils 
zur Schaffung einer neuen proviſoriſchen Regierung 
Deutſchlands an Stelle der mit dem 2. Mai erlöſchenden 
„Bundescommiſſion“, theils behufs einer „Reviſion der 
Bundesverfaſſung“. Es hatte dabei, wie auf etwas Selbſt— 
verſtändliches, auf Beſtimmungen der alten Bundesverfaſſung, 
insbeſondere auf das im alten Bundestage ihm ſelbſt, 
Oeſterreich, eingeräumte Recht des Vorſitzes ſich bezogen. 

Preußiſcherſeits war auf die öſterreichiſche Note vom 
26. April unterm 3. Mai eine Erwiderung ergangen, worin 
gegen die Anrufung der alten Bundesverfaſſung und des 
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darin begründeten Präſidialrechts Oeſterreichs feierlich 
protejtirt, vüdjichtlich der Einladung jelbit eine vorherige 
Verjtändigung mit Preußens Bundesgenojjen bon Der 
Union vorbehalten ward. Allein mit Protejten war hier 
nicht3 getan; es mußte gehandelt werden. Der Ver— 
waltungsrath der Union hatte in jeiner Sitzung vom 
29. April den Regierungen der Unionsſtaaten eine möglichit 
rajche Entjchliegung über die Beichlüfje des Parlaments 
empfohlen, da „in der Herjtellung des deutichen Bundes» 
ſtaats die glückliche Wendung der vaterländifchen Gejchide 
liege.“ Der Herzog von Sachſen-Coburg, einer der treuejten 
Anhänger der Union, rieth zur Berufung eines Congreſſes 
der zur Union gehörigen Fürſten, und die preußiiche Re— 
gierung ſchloß ſich diefer Anficht an. Der Congreß ward 
auf den 8. Mat nach Berlin ausgejchrieben, zwei Tage 
vor dem von Defterreich für den BZujammentritt der 
gegnerischen Regierungen in Frankfurt anberaumten Termin. 

Der Gedanke war jedenfalls ein glüclicher. Durch 
die perjönlichen Beiprechungen der Fürſten konnte (wie 
ganz zutreffend in officiöjen preußischen Blättern angedeutet 
ward) jchneller als auf jede andere Wetje ein alljeitiges 
Einverjtändniß erzielt und jo der Zweck erreicht werden, 
daß ſchon vor den Verhandlungen in Frankfurt die Unton 
als fertige Thatjache dajtände und bei der Reorganijation 
des weitern Bundes al3 cin exijtirender und berechtigter 
Factor der deutichen Staatenbildung ihre angemejjene 
Stellung fände. 

Der König ſelbſt befräftigte in der Rede, womit er 
am 8. Mai den Fürſtencongreß eröffnete, diejes Vorgehen 
jeiner Regierung, ſprach das entjchtedene Feſthalten Preußens 
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an der Union und die Erwartung, einer gleichen Gefinnung 
auch bei den andern Regierungen zu begegnen, aus und 
ſchloß mit der Erklärung, daß nunmehr die Union „definitiv“ 
begründet werden jolle. Es fanden jodann theils perjönliche 
Beiprechungen der Fürſten, theil3 Conferenzen ihrer Miniſter 
jtatt. Dei den erjteren — jo wird erzählt — joll der 
Kurfürit von Helfen (der mitſammt Hafjenpflug, troß der 
inzwilchen angenommenen zweideutigen Haltung, auf dem 
Eongrejje erjchienen war) fich geſträubt haben, zur definitiven 
Eonjtituirung der Union feine Zuftimmung zu geben. Da 
habe der greife Großherzog von Oldenburg ihn auf Die 
Achjel geflopft und zu ihm gejagt: „Unterzeichnen Ew. 
Liebden' Sie möchten ſonſt Fünftig einmal noch ganz 
Anderes unterzeichnen müjjen.“ 

Am 15. Mai Schloß der König den Fürſtencongreß. 
Aber ein Endrefultat war nicht erreicht, und jo Fonnte 
immer nur wieder ein neue „Proviſorium“ der Union 
angekündigt werden. Weder über die Annahme der vom 
Barlament vorgeichlagenen Abänderungen der Berfafjung, 
noch über Einrichtungen zur endgültigen Organijation der 
Union war alljeitiges Einverftändniß erzielt. In Bezug 
auf die öfterreichiiche Einladung nach Frankfurt Hatten alle 
Regierungen ſich dem preußijchen Protejte angejchlojjen. 
Sie wollten zwar an den Frankfurter Conferenzen Theil 
nehmen, jedoch nur als an „freien Berathungen“. Weber 
das Verhalten auf den Conferenzen ſelbſt jollte „Durch die 
Unionsorgane“ verhandelt werden. 

Schon diefe Beſchickung der Frankfurter Conferenzen 
durchdie einzelnen Regierungen (nicht durch einen gemeinjamen 
Bevollmächtigten der Union als eines Ganzen in Vertretung 
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ihrer Glieder) war ein jchlimmes Zeichen für die Unions— 
politif und ließ deren Niederlage und den Sieg Dejterreich$ 
mit ziemlicher Sicherheit im Voraus ahnen. Auch waren 
bereit in der Sigung des Verwaltungsraths, worin Die 
Einſetzung eines „proviforischen Fürftencollegiums” vor— 
bereitet ward, Kurheſſen, Mecklenburg-Strelitz und Schaum- 
burg nicht mehr vertreten. 


Am 10. Mai nahmen die Conferenzen in Frankfurt 
ihren Anfang. Zuerſt fanden ſich dazu nur die vier König— 
reiche, Hejjen-Homburg und Luxemburg ein. Die Unions— 
regierungen wollten nur unter den in Berlin verein- 
barten Bedingungen daran Theil nehmen; ala Dejterreich 
darauf nicht einging, zogen fich Die meijten nach einem 
unfruchtbaren Notenwechjel zurüd. Kurheſſen jedoch, 
Medlenburg- Strelig und Schaumburg, mit ihnen aud) 
Hejjen-Darmftadt, traten in die Conferenzen ein. 


Vergeben protejtirte Preußen noch einmal, in einer Note 
vom 25. Augujt 1850, gegen eine Wiederherjtellung des 1848 
geſetzmäßig aufgelöften Bundestages: Dejterreich erwiderte 
diefen Proteft durch die am 2. September vollzogene 
Proclamirung des Bundestages als wieder zu Recht be- 
Itehend, objchon nur eilf Stimmen von den zum Engeren 
Rathe nothwendigen jiebzehn in jenen Conferenzen vertreten 
waren. 


E3 fam nun darauf an, die Macht diejes wieder: 
hergeitellten Bundestags thatjächlih zu erproben und 
damit zugleich die Ohnmacht der Union recht augenfällig 
zu befunden. Zu diefem Experiment war Kurheſſen von 
langer Hand her außerjehen. 
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Die Zurücwendung der Regierungen von Sachſen 
und Hannover zum alten Bunde war übrigens nicht ohne 
heftige Kämpfe beider mit ihren Ständen erfolgt. In 
Sachſen führten diefe Kämpfe nicht blos zu einer Kammer: 
auflöfung, jondern auch zu einem Staatsftreich. Im dei 
jächfischen Kammern war die deutjche Frage fchon- zur 
Zeit der Berufung des Erfurter Parlamentes Gegenitand 
lebhafter Debatten geworden. In der Erjten Kammer ward 
fie von Herrn von Carlowitz, damals noch Mitglied diefer 
Kammer, angeregt; doch gelang es ihm, troß feiner glän- 
zenden Beredjamkeit, wegen der großen Beriplitterung der 
Parteien in der Kammer nicht, für feinen Antrag eines 
Wiederanjchlufjes Sachjens an die Union eine Majorität 
zu gewinnen. Etwas günjtiger verlief die Sache in der 
zweiten Kammer. Hier waren die Freunde der Union, 
die Gemäßigtliberalen, und die Linfe, welche an der 
Frankfurter Neichsverfaffung feithielt, ohngefähr gleich ſtark. 
Die Linke jah wohl ein, daß das praftiich allein Richtige 
im Augenblide die Förderung des Unionsprojectes jet, 
fonnte fich aber nicht entjchliegen, von ihrem „Prinzip“ zu 
lajfjen und mit den „Gothanern” zu ftimmen. Doc) 
wünſchte fie legteren den Sieg.*) So ward der vom „Deut: 
ſchen Ausschuß” geftellte Antrag auf Rückkehr zur Union mit 
einer ganz jchwachen Mehrheit angenommen, einer viel zu 
ihwachen, um auf Herrn von Beujt, der jchon mit ganz 
andern Plänen umging, Eindrud zu machen*). 


*) Zur Illuſtrirung dieſer eigenthimlichen Haltung der Linken 
diene folgender Vorgang. Vor der Abſtimmung über den oben: 
erwähnten Antrag hatte fih ein Mitglied der Linfen aus dem Saale 
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Als bald darauf verlautete, dag Sachſen die von 
Deiterreich berufenen Frankfurter Conferenzen beſchicken 
werde, erhob ſich dagegen die ganze Sammer — zwei 
bi3 drei Abgeordnete der äußerjten Rechten ausgenommen — 
wie Ein Mann. Der Deutſche Ausſchuß“ entwarf eine Adreſſe 
an den König, worin gegen eine Wiederherſtellung des 
Bundestages entſchieden proteſtirt und gegen das Miniſte— 
rium, falls es dieſen Weg betreten ſollte, ein Mißtrauens— 
votum ausgeſprochen ward. Als dieſer Antrag, an deſſen 
faſt einſtimmiger Annahme nicht zu zweifeln war, 
gedruckt zur Vertheilung vorlag, erfolgte die Auflöſung 
der Kammern, und wenige Tage darauf, am 3. Juni, 
die Wiedereinberufung der, 1848 in allen verfaſſungsmäßigen 
Formen aufgehobenen alten Stände. 

Der Widerſtand, den einige charakterfeſte Männer 
dieſem Beuſtſchen Staatsftreich entgegenjegten, vermochte 
dejjen Durchführung nicht aufzuhalten. Diejenigen Mit- 
glieder der alten Stände, welche zu gewifjenhaft waren, 
um an der verfafjungswidrigen Wiederheritellung derjelben 
durch ihr Erjcheinen fich zu beteiligen, wurden als „Reni— 
tenten“ ihres Wahlrecht3 verlujtig erklärt. Als der Senat 
der Univerjität die Wahl eines Vertreters in die Erfte Kammer 
verweigerte, ward durch einen zweiten Staatsſtreich ange- 


entfernt; dadurch erlangte der Antrag die Mehrheit. Während der 
Abjtimmung über einen zweiten Antrag, der als Gonjequenz des 
eriten die Ausfchreibung der Wahlen zum Erfurter Volkshauſe 
verlangte, trat da3 Mitglied wieder ein. Sogleich eilten mehrere 
Führer der Linken auf ihren Parteigenofjen zu und bedeuteten ihn, 
draußen zu bleiben; allein es war zu ſpät, er war ſchon mitgezählt, 
und jo erlangte diejer zweite Antrag feine Mehrheit. 
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ordnet, dab die Nichtwählenden als nicht mititimmend 
zu rechnen jeien, und jo eine Minoritätswahl zu Stande 
gebracht. Auf ſolche Weije Fam eine beſchlußfähige Stände- 
verjammlung zujammen, die dann jich jelbjt für „com— 
petent” erklärte. Die große Maſſe der Bevölkerung, theils 
noch in jchvechafter Erinnerung an die Mairevolution des 
Vorjahres, theils um jeden Preis nach Ruhe verlangend, 
jah dem Verfaſſungsbruche gleichgültig, wo nicht beifällig, 
zu. Und jo jchien die Probe gemacht, daß auch in jolchen 
Staaten, die jeit längerer Zeit gejeglich begründeter Ver— 
fafjungen und eingewohnter parlamentarischer Einrichtungen 
jich erfreuten, ein Bruch mit der Volfsvertretung und jelbit 
mit der Berfajjung unbedenklich zu wagen jet. 





IV, 


Der Derfalfungskampf in Kurheſſen. 


AMls Haſſenpflug — gerade drei Monate nach dem 
Beuſtſchen Staatsſtreich in Sachſen — daſſelbe Experiment 
in Kurheſſen unternahm, da mochte er in ſeiner abenteuernden 
Weiſe wohl auch des gleichen leichten Erfolges ſich gewärtigen. 
Indeſſen darin hatte er ſich getäuſcht. 

Die kurheſſiſche Verfaſſung von 1831 enthielt — 
Dank der weiſen Vorausſicht ihres Haupturhebers, Sylveſter 
Jordan! — ſo viele und ſo wirkſame Bürgſchaften gegen 
jede Verletzung oder Umgehung ihrer Beſtimmungen, und 
der geſetzliche Geiſt des kurheſſiſchen Volkes, die Beamten 
und das Militär mit eingeſchloſſen, war unter dieſer Ver— 
fafjung jo jehr erjtarkt, daß die Willfürmaßregeln Hajjen- 
pflug3 auf einen unüberwindlichen Widerjtand ſtießen. Als 
derjelbe durch eine von ihm, Herrn v. Baumbach und 
Herrn v. Haynau unterzeichnete Verordnung (vom 4. Sept.) 
die Forterhebung aller directen und indirecten Abgaben nad) 
dem Finanzgeſetz von 1849 verfügte, proteftirte nicht blos 
dagegen der zur Wahrung der jtändiichen Rechte durch die 
Verfaſſung bejtellte „Bleibende Ausschuß”, indem er Die 
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Beamten an ihre Pflicht erinnerte, feine andern al3 Die 
„verfajjungsmäßig bewilligten” Steuern zu erheben, jondern 
«3 erklärten auch) — noch vor diefer Mahnung — die 
höchiten Verwaltungsbehörden und die jämmtlichen Ober— 
gerichte des Landes, an ihrer Spiße das Oberappellations- 
gericht, daß jene Verordnung verfaſſungswidrig jei; Feine 
Steuern wurden erhoben; jelbjt die Stempelabgaben wurden 
blos notirt. Darauf verhängte Hafjenpflug durch eine 
Verordnung vom 7. Sept. den Striegszuftand über das 
ganze Land, obſchon keinerlei Ruheſtörungen vorgefommen 
waren. Er berief fi) auf die Ausnahmebeſchlüſſe des 
Bundes von 1832, welche Doch vom Bundestage ſelbſt 
am 2. April 1848 ausdrüdlich aufgehoben worden waren. 
Allein die Behörden ließen ſich weder dadurch, noch durch 
die von Hafjenpflug an fie gerichteten „Belehrungen“ in 
ihrem, durch die Verfaſſung ihnen vorgezeichneten Ber: 
halten irre machen; jie erkannten den Sriegszuftand nicht 
als zu Necht bejtehend, weil er durch Feine der in der Ber: 
fafjung vorgejchriebenen Vorausſetzungen begründet jei. Die 
DBevölferung hielt ſtreng auf Ordnung; ja e8 wird ver- 
fichert, daß die Arbeiter Chrengerichte unter fich einjeßten, 
um jede Ausjchreitung, jelbjt bloße Trunkenheit, ſofort zu 
bejtrafen. Der alte General Bauer, ein Chrenmann, der 
aber von Politif und Berfajjung wenig veritand, war. von 
Hafjenpflug zum Oberbefehlshaber erjehen und mit. der 
Durchführung des Striegszuftandes beauftragt worden. 
Jetzt, da er jeine Stellung allgemein verurtheilt ſah, bat 
er den Kurfürjten um Entbindung von einem Poſten, dert 
er nur auf Hafjenpflugs faliche Borfpiegelungen hin ange— 
nommen habe und den er mit Ehren nicht behalten Fünne, 
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So war der von Hafjenpflug verfuchte Verfaſſungs— 
bruch auf allen Bunkten und in allen feinen Stadien 
gejcheitert, ohne daß eine einzige Hand zu gewalttHätigem 
Widerſtande fich erhoben. hätte, Lediglich infolge der ent— 
Ichlofjenen und einmüthigen Haltung einer ganzen ver- 
fafjungstreuen Bevölkerung. 

Da griff Haſſenpflug zu dem letzten, längft bereit 
gehaltenen Mittel: er entflob mit dem Kurfürjten und 
jeinen Mitminiftern aus Kaſſel und wandte fich hülfeſuchend 
an den iwiederhergeitellten Bundestag, Lebterer nahm 
begierig die Gelegenheit wahr, jeine Exiſtenz und jeine 
Macht zu bethätigen. Am 21. Sept. beſchloß er auf 
Hajjenpflugs Antrag, ohne vorher über den Sachverhalt 
ſich näher zu unterrichten: „Die Eurfürftliche Regierung 
jet aufzufordern, alle einer Bundesregierung zustehenden 
Mittel anzuwenden, um die ernjtlich bedrohte Iandesherrliche 
Autorität im Kurfürjtenthum ficherzuftellen.” Dabei behielt 
die Bundesverfammlung fich vor, „auch ihrerjeit3 alle zur 
Wiederheritellung des gejeglichen Zujtandes in Kurheſſen 
erforderlich werdenden Anftalten zu treffen.“ 

Jetzt mußte es fich zeigen, ob die Union lebensfähig 
jet und ob die Großmacht Preußen die Kraft und den 
Willen habe, ihr eigenes Werk vor fremder Gewalt zu 
ſchützen. Kurheſſen gehörte formell noch immer der Union 
an; es hatte fich nicht davon losgeſagt. Danach fiel der 
in Kurheſſen ausgebrochene Conflict unter die Competenz 
des BundesschiedsgerichtS der Union, und jelbjt ohne Ans 
rufung feitens der Betheiligten war dieſes leßtere nad) 
jeinem Statut ($ 4. Nr. 2) jo befugt wie verpflichtet, Die 
„Beichwerden” zu erledigen, welche als „VBeranlafjung zur 

K. Biedermann, Dreißig Jahre Deutid. Geſch. 3 
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Störung der inneren Sicherheit“ erjchienen, jedenfalls Diele 
Beichwerden „den Landesgerichten zur Entjcheidung zu 
überweiſen“ und zu dem Ende die Autorität diefer Gerichte 
durch feinen Spruch zu befräftigen. Keinesfalls durfte die 
Union, durfte Preußen geſtatten, daß ein ohne jeden gültigen 
Nechtstitel in's Leben gerufener jogenannter Bundestag ich 
Befugniſſe anmaße, welche elbjt dem alten Bundestage 
niemal3 zugejtanden hätten. 

Auch ſchien es in der That, al3 wolle Preußen fich 
zu einem jolchen Schritte ermannen. E3 erklärte in einer 
Note vom 26. Sept., daß es den Beichluß der in Frankfurt 
tagenden Berfammlung vom 21. Sept. al3 einen Bundes— 
beſchluß nicht anerfenne. Allein durch Noten ließ fich die 
öfterreichiiche Regierung, wie jie bereit3 gezeigt hatte, in der 
Verfolgung ihrer Zwede nicht aufhalten. Das gegen die 
verfafjungstreuen Kurheſſen eingeleitete Berfahren Hatte 
feinen Fortgang, und Preußen that nichts, um diejelben 
dagegen zu ſchützen. Geftügt auf den Rückhalt, welchen 
der Rumpfbundestag jo bereitwillig ihm bot, ging Hafjenpflug 
in ſeinem Werfe der Zerſtörung aller verfajfungsmäßigen 
Zuſtände in Kurhejjen immer weiter. Durch eine Ver— 
ordnung vom 28. Sept. ward dein Gerichten unterjagt, die 
verfajjungswidrig erlafjenen Septemberverordnungen vor 
ihr Forum zu ziehen. Civilperſonen jollten ihrem ordent- 
lichen Richter entzogen und vor ein Kriegsgericht geitellt 
werden. Das Gleiche jollte jedem Staatsbeamten gejchehen, 
der jich weigern würde, zur Ausführung der Eurfürstlichen 
Verordnungen anjtandlos die Hand zu bieten. „Mit der 
Wirkſamkeit der Negierung” — jo hieß es in der Ver- 
ordnung — „Darf irgend eine Thätigfeit der Gerichte und 
Behörden im feiner Weile in Widerjpruch treten.“ 


8 

General Bauer, den man troß feiner Bitten feines 
Pojtens nicht enthoben Hatte, ſcheint ſich geweigert zu 
haben, eine Verordnung zu vollftreden, die jo jehr allen 
Rechtsgrundfägen und fpeciell der in Kurheſſen Durch) 
zahlreiche Gelege jchon jeit mehr denn 100 Sahren ver= 
bürgten Unabhängigkeit der Gerichte zuwiderlief. Er ward 
entlajjen und an feiner Stelle ward der Vater des Kriegs: 
miniſters, der feit vielen Jahren wegen Altersfchwäche pen- 
jionirte Generallieutenant von. Haynau, zum Oberbefehls- 
haber ernannt. Gegen die Mitglieder von Gerichten und 
Verwaltungsbehörden, welche fich den ungejeglichen Maß— 
regeln Hafjenpflugs widerjeßt Hatten, ward mit Digciplinar- 
jtrafen eingejchritten; Verfegungen im Civil und Militär 
fanden statt, um, wie man hoffte, gefügigere Werkzeuge zu 
gewinnen. Allein troß Alledem beharrten die Behörden bei ihrem 
Itrengen Gehorſam gegen die Gejeße — nicht blos die Civil— 
behörden, jondern jelbjt die Militärbehörden! Das General- 
auditoriat eröffnete auf Antrag des „Bleibenden Ausſchuſſes“ 
die Unterfuchung gegen den Generallieutenant von Haynau 
„wegen Mißbrauchs der Amtsgewalt“. Die höheren Officiere 
machten dem General vertrauliche Borjtellungen wegen der 
Gewijjensbeängftigung, in welcher das ganze Dfficiercorps 
infolge des auf die Verfaſſung geleijteten Eides ſich befände. 
Haynau willigte ein, durch zwei Officiere dem Kurfürjten 
die Lage der Dinge voritellen zu laſſen. Allein weder 
dieje, noch eine vom Dberappellationzgericht an den Kur: 
fürjten entfendete Deputation Hatte den geringjten Erfolg. 
Vielmehr famen von Wilhelmsbad (dem Aufenthaltsorte 
des Kurfürften) nur verjchärfte Befehle. Das Generalaudito- 
viat ward vom Oberbefehlshaber juspendirt. Zuletzt ward, 
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als Vorbereitung zu einem entjcheidenden Schlage, an Die 
ſämmtlichen Dfficiere die Frage gerichtet: „ob fie bei Voll- 
ziehung der vom Kurfürjten befohlenen Mafregeln unbe 
dingten Gehorſam leiften, oder den kurheſſiſchen Dienft 
verlajjen wollten.“ 

Da reichten 241 Dfficiere, worunter 4 Generale, 
7 Oberſten, 32 Oberjtlieutenants und Majore, überhaupt, 
bis auf 12 oder 14, ſämmtliche Officiere der kurheſſiſchen 
Armee, ihre Entlafjung ein. Zum zweiten Male hatte 
ſich die Unmöglichkeit gezeigt, in Kurheſſen einen Staats— 
jtreich) mit inneren Gewaltmitteln durchzuführen. 

Nun rief Hafjenpflug (am 15. October) dag Directe 
Einjchreiten de3 Rumpfbundestages an. Am 25. Detober 
ward die „Bundeserecution” gegen Kurhejjen bejchlojjen. 
Schon am 11. Detober warenin einer perjönlichen Zuſammen— 
funft der beiden ſüddeutſchen Könige mit dem jugendlichen 
Kaijer von Dejterreich, zu Bregenz, gemeinfame militärijche 
Maßregeln vereinbart worden, wie fie zur Sicherung eines 
jolchen Beichluffes nöthig jchienen. Man hatte jich über 
die Aufbietung von 200000 Mann geeinigt. Gleichzeitig 
wurden öjterreichiiche Armeecorps in Böhmen und Mähren 
zujammengezogen. Offenbar erwartete man, bei einem Ein— 
Ichreiten im Kurheſſen auf den bewaffneten Widerjtand 
Preußens zu jtoßen. 

Am 1. November überjchritt ein aus öſterreichiſchen 
und bayeriichen Truppentheilen zujammengejegtes Corps, 
unter Befehl des. Jürjten von Thurn und Taxis, Die 
kurheſſiſche Grenze. Auf die Kunde davon rückten am 
2. November auch zwei preußijche Corps ein, das eine, 
unter General von Gröben, von Thüringen aus in Fulda, 
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da3 andere, unter General von Tießen, von Wejtphalen 
aus in Kaffe. Gleichzeitig erklärten die offiziöfen Blätter 
der preußifchen Regierung: „Wenn in Kurheſſen die Ber: 
faſſung zerriffen und fürſtlicher Willkür ein Freibrief aus— 
geſtellt würde, die Rechte eines Volkes zu zertreten, dann 
erlitte das monarchiſche Princip eine Anwendung, die es 
verhaßt und verächtlich machen müßte“; „Preußen ſei kraft 
ſeiner eigenen Freiheit ſicher und ſtark genug, um mit 
gleicher Gerechtigkeit für die Rechte der Fürſten wie für 
die Rechte der Völker einzuſtehen“; „Preußen erfülle, indem 
es die Arena des kurheſſiſchen Verfaſſungskampfes gegen 
jede Intervention ſichere, ſeinen zwiefachen Beruf: es ſchütze 
die Verfaſſung eines Landes gegen die Gefahr, dem reacti— 
virten Bundestage als Erſtling anheimzufallen, und 
es bewahre zugleich die Monarchie vor der Gefahr, ihr 
eigener ſchlimmſter Feind zu werden.“ 

Allein an demſelben 2. November vollzog ſich in 
Berlin eine Wendung der preußiſchen Politik, welche nicht 
blos mit dieſen ſo freiſinnigen Auslaſſungen officiöſer 
preußiſcher Blätter, ſondern auch mit jener ſcheinbar ſo 
mannhaften That der Beſetzung Kurheſſens im a 
jten Widerſpruche ftand. 


V. 
Der Gang nach Olmüh. 


Am 27. September 1850 war Herr von Radowitz 
an Stelle des Herrn von Schleinitz zum Miniſter des 
Auswärtigen ernannt worden. Schon lange hatte, und 
mit Necht, die öffentliche Meinung Anſtoß daran genommen, 
daß der Mann, der als Leiter der jet im Vordergrund 
aller preußiſchen Interejjen ſtehenden Unionspolitif galt, 
gleichwohl feinerlei verantwortliche Stellung bekleidete. Jetzt 
freilich, wo Herr von Radowitz eine jolche Berantwortlich- 
feit für die Unionsangelegenheiten übernahm, waren Diele 
bereit3 am Anfange des Endes angekommen. Durch den 
thatjächlichen Abfall der beiden Hejjen war die Union auf 
einen Kreis von Staaten bejchränft, die, Baden aus— 
genommen, ſämmtlich zu den Kleinsten gehörten. Vergebens 
ſprach Radowitz das stolze Wort: Preußen werde die 
Union durchführen „mit Allen, mit Vielen, mit Wenigen.“ 
Die jo zujammengeichrumpfte Union war kaum noch ein 
Bundesstaat zu nennen; es war eigentlich nur noch ein 
Großſtaat mit einer Anzahl Heiner Bajallen. Was aber der 
„engere Bund“ an Umfang und Gewicht verlor, das wuchs 
dem „weitern Bunde“ zu, an dejjen Spitze Dejterreich jtand. 
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Herr von Radowiß juchte mit Defterreich ich über 
die Geftaltung dieſes weiteren Bundes zu verftändigen. 
Die Union, wollte er, jollte darin als ein befonderer 
Körper Plab finden. Dies verweigerte Defterreich Hart- 
näctg, verlangte vielmehr al3 das Mindefte die Suspendirung 
der Union. Herr von Radowitz gab nach, daß mit Aus» 
führung der Unionsverfaſſung bis nach dem Abſchluß des 
weitern Bundes gewartet werden folle, wogegen er darauf 
bejtand, daß dieſer Abſchluß nicht durch den angeblichen 
Bundestag in Frankfurt, jondern in „freien Conferenzen“ 
erfolge, auf denen einerjeit Deiterreich mit feinen Verbündeten, 
andererjeit3 Preußen und die Union vertreten wären. 
Auch davon wollte man in Wien nichts wijjen. Fürſt 
Schwarzenberg erjtrebte um jeden reis die völlige Unter: 
werfung Preußens unter Dejterreih. Il faut avilir la 
Prusse, joll er gejagt haben, et puis la d&molir (man 
muß Preußen erjt erniedrigen und dann vernichten). 

Alle Freunde Preußens riethen dringend zu einem Acte 
der Ermannung noch in der lebten Stunde. Bejonders 
warm jprach der Brinz von Preußen für eine thatkräftige 
Politik. BVergebens! Der König, unter dem doppelten 
Einflufje einerjeit3 der Furcht vor Defterreich und dem 
hinter Defterreich ftehenden Rußland, andererſeits feiner 
tiefgewurzelten Abneigung gegen alles conftitutionelle 
Weſen und feiner irrigen Vorjtellung von dem, was die 
wahre Würde des „monarchiichen Princips“ erheiſche, 
jtellte jich immer mehr auf die Seite des umnbedingten 
Nachgebens gegenüber den Forderungen Dejterreichs. 

Einen lebten Ausweg aus der peinlichen Lage, in 
die offenbar Preußen gerathen war, meinte der König 
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gefunden zu haben, als Kaifer Nicolaus (der im Sommer 
Berlin beſucht und ohne Zweifel auf den König eingervirkt 
hatte) während feiner Anweſenheit in Warjchau gegen Ende 
des Octobers fich zum Schiedsrichter zwiſchen Defterreich 
und Preußen anbot. Der König, die Demüthigung über- 
jehend, die darin lag, daß ein fremder Monarch als oberiter 
Schiedsrichter Preußen vor feinen Thron forderte, jandte 
jeinen Bruder Carl und den Minijterpräfidenten Grafen 
von Brandenburg nach Warſchau. Bon Wien Fam der 
Kaiſer jelbjt mit dem Fürſten Schwarzenberg. Allein, wie 
viel auch Preußen bier bot — ſogar die Aufnahme de3 
ganzen Dejterreich in den neuen deutichen Bund! — jeder 
Berjuch .der Berjtändigung prallte ab an dem entjchiedenen 
Borat des Fürſten Schwarzenberg, Preußen den Kelch 
der Selbjtdemüthtgung bis auf die Neige leeren zu laſſen. 
Kaiſer Nicolaus jtand dabei ganz auf Defterreichd Seite. 
Ihm erjchienen Preußens Unionsbeftrebungen wie ein 
Liebäugeln mit der Revolution; er fand es unverzeihlich, 
daß Preußen ſich von den Grundfäßen der Heiligen 
Allianz losgemacht habe und die Wege des modernen 
Eonftitutionalismus gewandelt jei; er ließ feinen Unwillen 
Darüber den Vertreter des preußiichen Staates, den Grafen 
Brandenburg, in jo verlegender Weiſe fühlen, daß diejer, 
ein alter Militär und mit allen Faſern feines Herzens 
ein Preuße und ein getreuer Diener de3 Hohenzollern- 
hauje® (er ſelbſt, ein natürlicher Sohn Friedrich 
Wilhelms IL, der Geburt nach ein halber Hohenzoller,) 
eine jolche Schmach ſeines Baterlandes und feines Fürſten— 
hauſes nicht überlebte. Faſt unmittelbar nach feiner Rückkehr 
aus Warſchau erkrankte er und verfiel nach Furzer Zeit in 
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Fieberphantaſien, in denen er bald nach Helm und Schwert 
verlangte, bald jammernd ausrief: „Es iſt zu ſpät!“ Am 
6. November ſtarb er. 

Nur eine ganz entſchieden kühne That konnte jetzt noch 
Preußen retten. Statt zu unterhandeln, mußte es raſch 
und kräftig Handeln. Allerdings war die Kriegsbereitſchaft 
Preußens eine mangelhafte. Der Kriegsmintjter von Stock— 
haujen hatte — troß de3 von den Kammern ihm ges 
währten Credits von 18 Millionen — beinahe nichts 
gethan, um Preußen in den Stand zu jeßen, feinen Worten 
duch Thaten Nachdruck zu geben. Er hatte jogar noch 
nach dem Bundesbeſchluß vom 21. September, welcher 
das Einjchreiten des Rumpfbundestages in Kurheſſen an— 
drohte, den Beſtand des preußiichen Heeres durch mehr 
al3 gewöhnliche Beurlaubungen und Entlafjungen ver: 
vingert. Dennoch beſaß Preußen in feinem  trefflichen. 
Landwehriyitem Mittel genug, um für den Nothfall bald 
wehrhaft zu jein. Es war nicht zu bezweifeht, daß, wenn 
e3 eine Politik der Thatkraft und der Ehre gälte, Die 
Landwehren mit Begeijterung zu den ahnen eilen würden. 
Die öſterreichiſchen Streitkräfte waren von den Kriegen in 
Stalten und Ungarn nicht unberührt geblieben; außerdem 
Itanden gerade bei dem Heere in Böhmen mehrere ungarifche 
Negimenter, von denen mit Grund vermuthet ward, daß 
fie wenig zuverläſſig jeien. 

Am 2. November fand ein großer Mintjterrat) jtatt. 
Herr von Radowitz forderte jchleunige Mobilifirung. Der 
Prinz von Preußen unterjtüßte energijch diefe Forderung. 
Herr von Manteuffel widerjprah. Die Mehrheit der 
Minifter erklärte fich in feinem Sinne; der König jelbt 
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gab „mit zerrijjenem Herzen” nach und entließ „mit 
Thränen in den Augen“ feinen langjährigen Bertrauten 
Radowitz, dev natürlich nach einer ſolchen Niederlage ehren- 
after Weile nicht Miniſter bleiben konnte. 

Und nun ging es mit Preußens Politik auf der 
ichiefen Ebene, die fie betreten Hatte, in beichleunigtem 
Tempo weiter und weiter abwärts. Am 3. November 
Ihon richtete Herr von Manteuffel, der an Stelle des 
Herrn von Radowik das Auswärtige übernahm, an das 
Wiener Cabinet eine Note, worin er, auf alles Andere ver: 
zichtend, nicht3 weiter forderte al3 „freie Conferenzen” und 
„Einftellung der Rüftungen Oeſterreichs.“ Die Antivort 
Deiterreih8 auf dieſe Note war dag weitere Borrüden 
des Fürſten Thurn und Taxis in Kurheſſen. Jetzt endlich 
drang der Prinz von Preußen mit feiner Forderung auf 
Mobilifirung durch. Aber auch dieje ward in der Hand 
des Herrn von Manteuffel zu einer bloßen Täujchung des 
Volkes und zu einer neuen Waffe für den Gegner. An 
demjelben Abend, wo die Ordre dazu ergangen war, er— 
Flärte der preußiiche Minifter dem öfterreichiichen Gejandten : 
„Die Mobilifirung jei nur zur Beruhigung der öffentlichen 
Meinung beſchloſſen.“ Damit wußte diejer genug. 

Der preußiſche Commandirende in Kurheſſen, Graf 
von der Gröben, hatte mit der Anzeige von dem 
Mobilifirungsbeichluß zugleich die Weiſung erhalten, „nur 
nach militäriichen Rüdfichten zu verfahren“. Aber jchon 
am 8. November ging ihm der weitere Befehl zu, zurück— 
zugehen und „nur die Etappenftraßen zu beiegen“. Preußen 
hatte vertragsmäßig gewijje Etappenſtraßen durch Kur— 
heſſen nach feinen wejtlichen Provinzen. An eben diefem 
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8. November waren die beiderjeitigen Truppen einander 
bei dem Dertchen Bronzell in Sicht gefommen. Ein ſchwacher 
Zuſammenſtoß war erfolgt; durch einen Schuß war der 
Schimmel eines preußiichen Trompeters getödtet worden. 
Infolge jenes Befehls mußte Graf von der Gröben das 
Gefecht abbrechen, mußte fich vor den Bayern und 
Dejterreichern zurüdziehen. 

Am 9 November ging die Antwort de Wiener 
Cabinet3 auf die preußiiche Note vom 3. November ein. 
Fürſt Schwarzenberg verlangte Auflöfung der Union, An— 
erfennung des Bundestags, Räumung Kurheſſens. Bei 
Verweigerung auch nur eines diejer Punkte follte der Ge— 
ſandte in Berlin, Herr von Prokeſch, jofort feine Päſſe fordern. 

Schon am 10. November geitand Herr dv. Manteuffel 
alle dieſe Forderungen theil3 unbedingt, theils unter nichts— 
bedeutenden Verclaufulirungen zu. Am 15. Novbr, eröffnete 
im Namen der Regierung Herr v. Bülow dem Fürſten— 
collegium: „Preußen habe auf Oeſterreichs Verlangen 
erklärt, e3 werde die Verfajiung vom 26. Mai 1849 nicht 
in’3 Leben führen, und betrachte diejelbe jeinerjeit3 als voll= 
tändig aufgehoben." Mit tiefem Unmut vernahmen die 
noch feit zur Union haltenden Regierungen diefe Erklärung; 
allein was halfen ihre Proteſte? Die Union war that: 
ſächlich aufgelöft. 

Fürſt Schwarzenberg erklärte fich in einer Note vom 
15. November (al8 Antwort auf die preußiiche vom 
10. November) durch die Auflöfung der Union befriedigt, 
forderte aber num weiter die ungefäumte Räumung Sur: 
heſſens. Und als Herr v. Manteuffel zögerte, wenigſtens 
Bürgschaften zur Sicherung Preußens verlangte, jtellte 
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Herr v. Prokeſch ihm am 24. November ein Ultimatum, 
worin diefe Räumung „binnen 24 Stunden" verlangt wurde. 

Da that Herr v. Manteuffel den lebten Schritt, der 
ihm zur äußerſten Erniedrigung Preußens vor Dejterreich 
noch zu thun blieb: er bat den Fürſten Schwarzenberg, ihm 
eine perfönliche Zulammenkunft in Olmütz zu gewähren, 
und, ohne auch nur eine Antwort darauf abzuwarten, ohne 
zu willen, ob nicht der ftolze Fürst ihn, den Bertreter 
Preußens, vergeblich in Olmütz würde warten laſſen, reilte 
er dorthin. Fürſt Schwarzenberg Fam: ihm war mehr, 
al3 an einer perjönlichen Demüthigung des unbedeutenden 
preußifchen Minifters, an einer Demüthigung Preußens 
jelbit gelegen, dem er den Fuß auf den Nacken jeten wollte. 
War er doch nunmehr ganz ficher, daß von einem Gegner, 
der ſich jelbit jo weit erniedrigte, Alles zu erlangen jei! 

Im preußischen Staatsminiſterium jagen noch immer 
einige Vertreter jenes alten preußiichen Geiſtes, mit welchem 
Herr von Manteuffel jo jchnöde gebrochen hatte Vor 
Allem ließ die Stimme des Prinzen von Preußen fich in 
mannhaftem Tone vernehmen. Herr von Manteuffel hatte 
daher die Zuftimmung zu der Olmützer Reife — dieſem 
Canoſſa Preußens, da3 ärger war, als das Canoſſa 
Heinrichs IV! — nur dadurch erlangt, daß er vorgab, er 
wolle Zeit gewinnen, damit inzwilchen die preußiichen 
Nüftungen vollendet werden könnten. Das Staat» 
minijtertum hatte ihm für feine Verhandlungen mit dem 
Fürſten Schwarzenberg beitimmte Injtructionen mitgegeben, 
um, wenn nicht die Machtitellung Preußens, — die war 
verloren! — fo doch wenigſtens die Ehre Preußens einiger- 
maßen zu retten. Herr von Manteuffel jollte vom Fürsten 
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Schwarzenberg verlangen: Eröffnung „freier Conferenzen“ 
an einem neutralen Ort; Suspendirung der Thätigfeit des 
Bundestags während derjelben; freies Unirungsrecht der 
Einzelftaaten nach Wiederherjtellung des weiteren Bundes; 
gemeinfame Belegung Kurhejjens durch Preußen und 
Deiterreich; Erledigung der jchleswigshoffteinischen Frage 
auf den freien Conferenzen. 

Herr von Manteuffel aber kehrte ſich nicht an dieſe 
Snjtructionen. Er gejtand dem Vertreter Dejterreichs 
Alles zu, was diejer forderte, Er willigte in die vorbe— 
haltloje Aufhebung der Union, in die Execution in Hefjen 
im Namen de3 Bundes, in die Erzwingung der Unter: 
werfung Schleswig-Holiteins unter Dänemark gleichfal3 im 
Kamen des Bundes, und jo zugleich in’ die bedingungglofe 
Anerkennung des von Dejterreich wiederhergeitellten Bundes- 
tags! Und für alle diefe Zugeſtändniſſe erlangte er nichts, 
als — die Bewilligung von „Conferenzen“ zur Revifton 
der alten Bundesverfafjung, Eonferenzen, welche Dejterreich, 
wenn fie nicht nach feinem Sinne augfielen, jeden Augenblic 
erfolgloS verlaufen machen konnte, wo es dann natürlich 
einfach bei dem alten Bundestage verblieb. 

Diefe Conferenzen fanden wirklich ftatt: fie wurden 
am 23. December 1850 in Dresden eröffnet. Es ward 
über eine Umgeftaltung der Bundesverfafjung verhandelt. 
Fürst Schwarzenberg mit feiner überlegenen und rückſichts— 
loſen Bolitif war volljtändig Herr der Lage, und er fand 
an der Kurzfichtigfeit und Ungejchiclichkeit des Herrn 
von. Manteuffel eine kräftige Unterftügung Wenig 
fehlte, jo wäre Preußen in die alle gegangen und hätte 
Jich in eine Verfaſſung verjtriden laſſen, welche im Schooße der 
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zu Schaffenden Bundesbehörde der öſterreich-mittelſtaatlichen 
Coalition eine zweifellofe Majorität ficherte, die Kleinen 
Staaten, die zu Preußen neigten, beinahe jedes Einflujjes . 
beraubte und auf diefe Weile Preußen dauernd iſolirte. 
Herr von Manteuffel hatte bereit3 die öſterreichiſchen 
Borichläge angenommen; nur dem energiichen Wider— 
ipruche Weimars, Frankfurts und einiger anderen Klein— 
Staaten war es zu danken, wenn noch in der lebten 
Stunde die preußiiche Politif den Abgrund erkannte, in 
den fie fich jelbit zu ſtürzen im Begriffe jtand, und 
den Schon Halb gethanen Schritt zurücthat, che es zu 
ſpät war. 

Die einfache Rückkehr zu der alten Bundesverfafjung 
war unter den gegebenen Umſtänden für Preußen von all 
dem Schlimmen, was e3 über jich heraufbeichtworen hatte, 
noch das mindeſt Schlimme. 

Fürſt Schwarzenberg triumphirte. Er hatte glücklich 
Preußens auswärtige Politik mit Hülfe einer Elugen Bes 
nutzung der inneren, der Principienpolitif, lahmgelegt. Er 
hatte es dahin gebracht, daß der Monarch Preußen und 
jein leitender Minister die Unterwerfung unter Dejterreich 
und den alten Bundestag wie einen Gewinn anjahen, weil 
fie dadurch von der Berftridung in die „revolutionäre“ 
Politif der Union, Kurheſſens, Schleswig:Holjteins los— 
famen. Er hatte damit ein doppeltes Ziel erreicht: ein- 
mal, Preußens Macht für den Augenblick gebrochen, und 
jodann, wie er fich jchmeicheln durfte, ihm dem Lebensnerv 
der Wiedergelangung zu Kraft und Anfehen in Deutjchland 
mindejteng auf langehin unterbunden, indem er es in Die 
Wege der Reaction hinüberdrängte, auf denen es nic etwas 
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Anderes ſein konnte, als Oeſterreichs Vaſall, wie es das 
von 1815 an ſo lange geweſen war. 

Aber auch die ſiegreiche reactionäre Partei in Preußen 
jubelte. Der Tag von Olmütz war für ſie ein Tag von 
Damascus, wo das vom Zeitgeiſt verblendete Preußen 
endlich in ſich gegangen war, wo es zu der alleinſeligmachenden 
Lehre der Stahl und Gerlach ſich bekehrt hatte. „In Sad 
und Aſche mußte Preußen büßen für jein Buhlen mit 
Liberalismus und Nationalitätsſchwindel“ — To verkündete 
laut und triumphirend das Organ diefer ‘Bartet, die Kreuz— 
zeitung. Herr von Manteuffel aber hatte die Stirn, im 
preußilchen Abgeordnetenhaufe, al3 dort die Politik von 
Olmütz und jpeciell die Preisgebung Kurheſſens angegriffen 
ward, die wadern verfaflungstreuen kurheſſiſchen Beamten 
und DOfficiere als „Revolutionäre in Schlafrod und 
Bantoffeln” zu verhöhnen. 

Der König ſelbſt jcheint in jener Zeit (vielleicht, weil 
er fühlte, welche traurige Rolle Preußen spiele und in 
welche harten Widerjprüche er perfönlich mit feinen früheren 
Aeußerungen und Handlungen gerathen jet) ſich gewaltjam 
in eine Stimmung bineingeredet zu haben, die auch für 
einen nichtbetheiligten Zuſchauer etwas Unbegreifliches, 
fajt möchte man jagen Grauenhaftes haben mußte. Gegen 
den englischen Botfchafter, Grafen Weftmoreland, äußerte er, 
wie dieſer an feine Negierung berichtete*): „Er finde, 
daß Defterreich viel mehr bewilligt habe, al3 Preußen von 
ihm hätte fordern können; als das größte Glüd aber 
betrachte er es, daß durch die Uebereinfunft von Olmütz 
ein Sieg Preußens über Defterreich verhindert worden 
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fei, ein Sieg, der bei der inneren Zerriſſenheit der öſter— 
reichiſchen Monarchie unvermeidlich geweſen wäre." 

Ganz anders freilich dachten und fühlten in Bezug 
auf Diefe politiiche Selbitvernichtung der Monarchie 
Friedrichs des Großen alle wahren Freunde Preußens, ja 
auch alle wahren deutjchen Batrioten. Schon vor Olmütz, 
alsbald nach dem 3. November, der dieſe unglüchelige 
Politik einleitete, ſchrieb „eine hochftehende, patriotijche 
Frau“ (jedenfall3 die Prinzeffin von Preußen), an einen 
Vertrauten: „Am 3. November ward das neue Preußen 
begraben. Der Prinz von Preußen hat ritterlich für jein 
Vaterland gekämpft, Doch vergeblih*)." Ein preußiicher 
Diplomat, Graf Bourtalds, äußerte in einem Briefe an 
Bunjen: „Unſere Geſchichte kann nichts aufweiſen, was mit 
der Niederlage zu Olmütz zu vergleichen wäre. Unſere 
Kammern und unſer Heer zuſammenzutrommeln, um in 
Gala geohrfeigt zu werden, von Conceſſionen Oeſterreichs 
zu ſprechen, weil wir dem Henker Rechberg in Heſſen einen 
Schinderknecht ſtellen dürfen, als Kuppler und Hehler nach 
Holſtein nachzuhinken, mit Pauken und Trompeten, Proto— 
kollen und Urkunden unſere Schande verbriefen laſſen zu 
müſſen — das iſt ſo niederſchmetternd, daß ich keinen 
Ausdruck dafür finde.“ Bunſen ſelbſt, dieſer langjährige 
Vertraute des Königs, der von einer faſt bedingungsloſen 
Hingebung für ſeinen königlichen Herrn und Freund war, 
ſchrieb an Stockmar: „Kein ehrlicher Mann kann Miniſter 
in Preußen fein, jo lange der König mit einer jo hoch— 
verrätherijchen Gamarilla regiert.“ Der 77 jährige Schön 
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fand ſich jchmerzlich erinnert an die traurigite Seit 
Preußens, die von 1806, wollte aber gleichwohl an Preu— 
Bend Zukunft nicht verzweifeln. 

Wirklich erinnerte Olmütz an Jena, nur daß Diele 
neueſte Niederlage und Demüthigung Preußens ſchlimmer 
war, al3 jene frühere, einmal, weil die Schmach von 
Olmütz ohne Kampf, durch die bloße Schwäche und Un— 
fähigkeit der leitenden Staat3männer und durch) die Ge- 
ſinnungsloſigkeit einer dieſe beeinflufjenden vaterlands- 
verrätheriichen Partei, über Preußen gekommen war, 
während bei Jena das alte Preußen doch erit nach einem 
tapfern, wenn auch unglüdlichen Kampfe einer militärischen 
Uebermacht unterlag, und ſodann, weil Olmütz für eben 
jene StaatSmänner (wofern fie diefen Namen überhaupt 
verdienten) der Ausgangspunkt ward für eine innere Politik, 
welche Preußen nur immer mehr jchwächte, nur immer 
abhängiger von Oeſterreich und Rußland machte, während 
die Kataftrophe von Jena den Anftoß zu einer Wieder: 
erhebung Preußens durch Entfejjelung und Belebung aller 
edeliten Kräfte des Volkes gegeben hatte. 

Im Auslande war der Eindrud diejes Abfalles der 
preußiſchen Politik von fich ſelbſt ebenfalls ein getheilter. 
Die ruſſiſche Diplomatie triumphirte, daß die Heilige Allianz 
und das in ihr begründete Mebergewicht Rußlands über 
Deiterreih und Preußen, das durch die Bewegung des 
Jahres 1848 erjchüttert jchien, nun wieder in voller Kraft 
hergejtellt fei, daß der Einfluß des ruſſiſchen Czaren mächtig 
genug geweſen jet, Preußen in die Bahnen der alten 
Alltanzpolitil, zur Unterordnung unter Dejterreicd) und 
Rußland zurüdzujchreden. 


K. Biedermann, Dreißig Jahre deutich. Geih. I, 4 
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Um jo Iebhafter beklagten die englifchen Staats— 
männer diefen Schritt, der Preußen von den Zielen einer 
gejunden freiheitlichen und nationalen Politik weit zurück 
werfe und damit auch dejjen Annäherung an England, Die 
jene dringend wünſchten, verhindere. Zumal in der 
Breisgebung Kurheſſens erfannten die englichen Staats— 
männer mit Necht einen verhängnißvollen Fehler. Sie 
nahmen an diejer Angelegenheit ein ungewöhnliches Intereſſe. 
Das Miniſterium Hatte jeinen Kronjuriften die Frage vor— 
gelegt, auf welcher Seite daS Recht fei, und dieſe hatten 
ſich rüdhaltlos für die Berechtigung des Widerjtandes der 
verfaffungstreuen Kurheſſen gegen die Willfürmaßregeln 
Hafjenpflugs ausgeiprochen. Der engliiche Miniſter Ruſſell 
nahm feinen Anftand, die Haltung des kurheſſiſchen Volfes 
für „der Bewunderung werth“ zu erklären. 

Zwei Betrachtungen drängen ſich dem Geſchichts— 
ichreiber angeſichts dieſer traurigſten Phaſe der neuejten 
Geſchichte Deutſchlands auf, die eine nach rückwärts, die 
andere nach vorwärts zielend. 

Die preußiſche Regierung hatte dem deutſchen Parla— 
mente ein Verbrechen daraus gemacht, daß es, um das 
ewige und unveräußerliche Recht der Nation auf eine 
befriedigende, Dauer verheißende Geſtaltung ſeiner Ge— 
ſammtzuſtände zu retten, über das formelle Recht, deſſen 
ſchroffe Geltendmachung dieſer Geſtaltung entgegentrat, ſich 
hinwegſetzte; ſie hatte demſelben vorgeworfen, es handle 
„revolutionär“. Dieſer Vorwurf ward ihr ſelbſt von der 
öſterreichiſchen Regierung und ihren Bundesgenoſſen reichlich 
zurückgegeben; ſie ſelbſt ward „revolutionär“ geſcholten, 
als ſie das alte, unhaltbare Bundesrecht durchbrechen 


wollte, um dem deutſchen Volke eine zeitgemäße Verfaſſung 
zu gewähren. Das Parlament war darüber, daß es von 
dem ewigen echte der Nation nicht laſſen wollte, zu 
Grunde gegangen; Preußen gab dieſes Necht auf und fügte 
jich wieder in das Doc des alten Bundes: es ging Dabei 
zwar phyſiſch nicht unter, aber politiſch und moralisch, in 
der Schäbung des In- und Auslandes, erlitt es eine ſchwer 
zu verwindende Niederlage, eine um jo jchwerere, al3 ihm 
nicht, wie dem Parlamente, die Machtinittel gebrachen, um, 
wenn e3 nur wollte, "Das, was die Regierung Preußens 
jelbjt wiederholt als Necht anerkannt hatte, auch als jolches 
zu Schügen und zu behaupten. 

Die zweite Betrachtung tjt dieſe: 

Wir werden jpäter fjehen, wie der Tag von Olmütz 
quitt gemacht wurde durch die Tage von Nicolsburg und 
von Prag. Bielen deutichen und gewiß auch nicht wenigen 
preußiſchen Patrioten ijt es jchmerzlich gewelen, daß es zu 
einem Kriege Deutjcher gegen Deutjche, daß es zu einer 
Berichneidung jener Bande fommen mußte, die Sahrhunderte 
lang die Deutichen in Dejterreich mit den übrigen deutjchen 
Stämmen verknüpft hatten. Allein, wenn man gerecht und 
unparteiiſch jein will, wie die Gejchichte e3 fein muß, jo wird 
man nicht umhin können, zuzugeben, daß die Borgänge von 
1866 nicht blos eine traurige Nothwendigfeit geworden waren 
durch die Vorgänge von 1850, ſondern daß fie auch eine zwar 
harte, aber nicht unverdiente Sühne enthielten jener Schwarzen 
berg’schen Bolitif, deren leßtes Ziel die Erniedrigung und wo 
möglich Vernichtung Preußens und die Zurückwerfung Deutjche 
lands in die vormärzfichen, bundestäglichen Zuftände war. 
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VI. 
Die „Pacification“ Kurheſſens und Schleswig Holſteins. 


Es war eine ſchmähliche Verleugnung ihrer eigenen, 
noch ganz friſchen Vergangenheit, wenn die preußiſche 
Regierung dem wiederhergeſtellten Bundestage, alſo Oeſter— 
reich und ſeinen Bundesgenoſſen, die Befugniß zugeſtand, 
den Kampf der Kurheſſen für ihre Verfaſſung und den der 
Schleswig-Holſteiner für ihr gutes Recht als „revolutionär“ 
zu brandmarken und unter dieſer Bezeichnung beiden gewaltſam 
ein Ende zu machen. Allein Herr v. Manteuffel, damit 
noch nicht zufrieden, fand für gut, der preußiſchen Politik 
dabei auch eine active Rolle zuzuweiſen, dadurch aber die 
Erniedrigung Preußens vor Oeſterreich nur immer offenkun— 
diger zu machen. Während als „Bundescommiſſar“ ein 
öſterreichiſcher Diplomat, Graf Rechberg, an der Spitze 
eines öſterreichiſch-bayeriſchen Corps Kurheſſen vergewaltigte, 
wußte Herr von Manteuffel ſich nicht wenig damit, daß 
er für Preußen die Erlaubniß erlangte, ein Bataillon in 
Kaſſel zu ſtationiren und ebenfalls einen Commiſſar dahin 
zu ſenden. Dies hatte lediglich die Folge, daß die ver— 
faſſungstreuen Kurheſſen anfänglich noch in dem Wahne 
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erhalten wurden, als werde Preußen ihnen doch helfen, daß 
jie darum in ihrem Widerjtande beharrten und danıı um 
jo härter dafür büßen mußten; daß Zufagen, welche der 
preußtiche Commiſſar machte und auf welche hin einzelne 
kurheſſiſche Behörden fich fügten, von dem öſterreichiſchen 
Commijjar für nicht? geachtet wurden, und daß fchlieglich 
Preußen froh fein mußte, der kläglichen Rolle, die es 
ipielte, durch Abberufung feines Commiſſars und Zurück— 
ztehung feiner Truppen fich zu entfleiden. Und nun begann 
in dem unglüclichen Lande ein Gewaltregiment jo furcht- 
Darer Art, daß es dafür feine andere entiprechende Be— 
zeichnung giebt, al3 jene vernichtenden Worte, welche unjer 
großer Hiftorifer Dahlmann über das ganze reactionäre 
Treiben jener Jahre ausgeiprochen habe: „Das Unrecht,“ 
lagte er „hatte jede Scham verloren!" Nicht umſonſt er- 
hielten die Truppen, die im Namen des Bundes Kurheijen 
bejegten, den Namen „Strafbayern”. Durch Einquartierumngen 
in erdrüdender Maſſe (bi38 zu 20 — 25 Mann in Einer 
Haughaltung!) ſowie durch ſonſtige Laſten aller Art wurden 
die verfajjungstreuen Heſſen auf3 Aeußerſte gedrangjalt. 
Man wollte fie entweder für ihre Weberzeugungstreue 
ſtrafen, oder fie derjelben abwendig machen. Viele heſſiſche 
Batrioten verließen damal3 die Heimat und juchten in 
anderen deutichen Staaten ein Aſyl. Andere wurden durch 
die Kriegsgerichte, die num rückſichtslos jchalteten, zu 
Geld- oder Freiheitsſtrafen verurtheilt. Die Verfaſſung 
ward erit außer Kraft gelegt, dann gänzlich aufgehoben, 

Diefe Herjtellung eines Zuftandes nadtejter Gewalt 
an Stelle des mit Füßen getretenen Nechtes in einem 
deutſchen Lande war indeß doch nur cine innere deutjche 
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Angelegenheit. Viel jchmachvoller war die jogenannte 
„Pacification“ Schleswig-Holiteins, denn hier handelte es 
fich um Preisgebung von Nechten und Interejjen eines edlen 
deutichen Stammes an fremde Willkür und damit zugleich um 
einen jchweren Ehrenverfuft Deutjchlands im feiner Stellung 
nach) außen. 

Nach dem Ablauf des Malmöer Waffenitillitandes 
(am 26. Mat 1849) hatte Preußen im Namen Deutjchlands 
den Krieg gegen Dänemark wieder begonnen. Unter dem 
Oberbefehl des preußischen General3 von Prittwitz ward 
aus preußiichen, hannoverischen, bayerischen, ſächſiſchen, 
wiürtembergüchen, nafjauischen u. a. Truppen ein Bundes— 
heer gebildet. 

Sogleich der Beginn diefes neuen Krieges war durch 
eine glänzende Waffenthat auf deutjcher Seite bezeichnet. 
Zwei dänische Kriegsichiffe, „Chriſtian VIII.“ und „Gefion“, 
waren (am 5. April) in den Hafen von Edernfürde ein- 
gelaufen, um die dortigen Strandbatterien zu zeritören, 
die Stadt einzunehmen und die darin befindlichen Vorräthe 
hinwegzuführen. Obgleich die beiden Strandbatterien nur 
ſchwach armirt und meiſt von Necruten bedient waren, 
eröffneten fie doch, unter der tapferen und umjichtigen 
Führung de3 Hauptmann Jungmann und der beiden 
Unterofficiere Preußer und Clairmond, ein äußerſt wirk- 
james Teuer gegen beide Schiffe und ſetzten dajjelbe auch 
troß der mörderiſchen Breitjeiten, womit namentlich das 
gewaltige Linienjchiff „Chriſtian VIII.“ fie überjchüttete, länger 
al3 einen halben Tag unerfchroden fort. Kräftig unter: 
ſtützt wurden fie dabei von einer naſſauiſchen Batterie, welche 
der unfern commandirende Herzog von Sachjen-Coburg 


ihnen zu Hülfe fandte und welche vom Ufer aus, ohne 
Dedung, die beiden Schiffe beſchoß. Die Verfuche der 
leßteren, das offene Meer zu gewinnen oder fich von den 
in der Nähe befindlichen dänischen Dampfern hinausbug- 
jiren zu lajjen, wurden durch das Feuer der Batterien, 
welches auch die Dampfer beichädigte, den Kriegsichiffen 
aber ihr Tafele und Segelwerf zerriß, vereitelt. Und jo 
war der Ausgang des mörderischen Gefecht? der in der 
Kriegsgeichichte wohl kaum erhörte, daß zwei Kriegsſchiffe 
die Flagge ftreichen und fich ergeben mußten im Kampfe 
mit Zandbatterien! Die „Gefion” ward als Siegespreis 
der preußiichen Marine einverleibt; der „Chriftian VIII.“ 
hatte Feuer gefangen und flog in die Luft. Der tapfre 
Preußer fand, da er die Flammen Löfchen und die Ders 
wundeten retten wollte, den doppelt jchönen Tod als 
Held und als aufopfernder Menjchenfreund ſelbſt Dem 
Feinde gegenüber. 

Auch zu Lande hatten die Operationen der deutjchen 
Truppen günftigen Fortgang. Die Bayern und Sachſen 
erftürmten die Diüppeler Schanzen. Die während des 
Waffenjtillftandes trefflich ausgebildete ſchleswig-holſteiniſche 
Armee jchlug fich heldenmüthig unter der Führung des 
preußifchen Generals von Bonin. 5000 Manı Schleswig: 
Hoffteiner fiegten über 17000 Dänen bei Kolding und 
nahmen diefe Stadt; fieben Bataillone vertrieben acht 
feindliche au der feiten Stellung bei Gudſör. Darauf 
begann Bonin die Belagerung der im Südoſten Sütlands 
auf einer Landzunge am nördlichen Eingange zum Steinen 
Belt gelegenen Feltung Triedericia. 

Biel weniger entſchloſſen, als dieſes Norgehen der 
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Heinen fchleswig-holfteinischen Armee, war das des Generals 
von Prittwitz. Es iſt wohl faum zu bezweifeln, daß diejem 
General von Berlin aus die Hände gebunden waren. Die 
preußische Regierung fürchtete fich mehr denn je vor einer 
entjcheidenden Wendung des Kriegs zum Nachteil Däne— 
marf3 und zu Gunſten der Herzogthümer. Theils Hatte 
fie Angft vor dem Einfchreiten der anderen Mächte, bejonders 
Rußlands, theils ſtand fie unter dem Einfluffe der in 
Berlin immer mehr zur Herrichaft gelangten Partei Stahl 
und Gerlach, welche in dem Kampfe der Schleswig- 
Holiteiner für ihre Landesrechte nur. eine frevelhafte 
„Rebellion gegen die ihnen von Gott gejeßte Obrigkeit“ 
ſah. Mit Mühe brachte es die Statthalterfchaft dahiı, 
daß Prittwitz in Sütland einrücte. Dann aber jtand er 
wieder müßig dem dänischen General Rye gegenüber. So 
ward es den Dänen möglich, einen Theil der Truppen 
dieſes leßtern jammt noch andern auf dem Seewege nach 
Friedericia hineinzumwerfen. Bonin ſelbſt beging den Fehler, 
ſeine Streitkräfte in einem zu weiten Umkreiſe in den Be— 
lagerungswerken zu zerſtreuen; auch achtete er nicht auf 
die ihm zugehenden Warnungen vor einem Handſtreich der 
Dänen. Da brachen dieſe in der Nacht vom 5. zum 
6. Juli mit großer Uebermacht aus der Feſtung hervor, 
überwältigten, trotz tapferſter Gegenwehr, die Schleswig— 
Holſteiner und brachten ihnen empfindliche Verluſte bei. 
Man rechnete aus, daß von dieſen der fünfte Mann todt 
oder verwundet war! Aber auch die Dänen hatten ſchwer 
gelitten, ein rühmlicher Beweis des hartnäckigen Wider— 
ſtandes, welchen die ſo plötzlich überfallenen Schleswig— 
Holſteiner dennoch geleiſtet. 
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Mit diefer traurigen SKataftrophe jchloß die zweite 
Periode de3 Krieges ab. Denn am 10. Sult trat ein 
ſchon Lange vorbereiteter Waffenjtillitand in Kraft. Preußen 
ſchloß denjelben auf eigne Hand, da e8 am 18. Mai von 
der provijorischen Gentralgewalt ſich losgeſagt hatte. 

Der neue Waffenjtillitand war für die Herzogthümer 
noch ungünjtiger, al3 der von Malmö. Die Reichstruppen 
zogen ab; preußiiche Truppen beſetzten das ſüdliche, 
ichwedtich = norwegische das nördliche Schleswig; Die 
Ichleswig-holfteinjche Armee, eben jo wie die nach Ablauf 
des Malmder Waffenjtillitandes mit Genehmigung der 
Gentralgewalt an die Spitze der. Schleswig» Holiteiner 
getretene Statthalterichaft, mußte fich nach Holjtein zurück— 
ziehen; für Schleswig ward eine bejondere Landesverwaltung 
aus einem däniſchen und einem preußiichen Commiljar 
gebildet. 

Diefer Zuftand dauerte fait ein volles Jahr. Am 
2. Suli 1850 endlich jchloß Preußen, zugleich im Namen 
Deutjchlands, mit Dänemark einen jogenannten „einfachen“ 
Frieden. Es gab darin von allen den Rechten, für die 
e3 bisher mit den Waffen eingetreten war, feines auf; 
allein es überließ deren weitere DVerfechtung den Herzog— 
thümern jelbft, zog fich jeinerjeit3 von dem Kampfe zurüd. 

Die Schleswig - Holfteineer nahmen dieſen Kampf 
unerjchroden auf. Die Statthalterjchaft (beftehend aus dem 
Advocaten Befeler und dem Grafen Reventlow-Preetz) be— 
ſchloß unter Zuftimmung der Landezverfammlung die Fort— 
jegung des Krieges lediglich mit den Kräften des eigenen 
Landes. Die Bevölkerung ftand ihr dabei mit bewunderns— 
werther Entjchlofjenheit und Opferwilligfeit zur Seite. 
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Die ausgejchriebenen Kriegsfteuern gingen pünktlich ein; 
ja es wurden noch darüber hinaus der Statthalterjchaft 
freiwillige Geldleiltungen angeboten. 

Ein großer BVerluft für die Herzogthümer war es, 
da; General Bonin, der das volle Vertrauen der Armee 
und der Bevölferung bejaß, feinen Abjchied nahm. Der 
Borbehalt eines jpätern Nüctritt3 in die preußijche Armee, 
den er hatte stellen wollen, war ihm nicht zugeltanden 
worden. Aus dem gleichen Grunde folgte jeinem Bei— 
ipiele eine Anzahl anderer preußiſcher Officiere.*) 

Die Statthalterjchaft berief an Bonins Stelle den 
General von Willifen, der vor Kurzem den preußiichen 
Kriegsdienſt verlajjen hatte, einen Mann, der als 
militärischer Theoretifer und Schriftjteller einen wohl« 
begründeten Ruf bejaß, al3 praktischer Stratege im Felde 
noch nicht erprobt war. 

Am 14. Juli rüdte die Armee wieder in Schleöwig 
ein. Williien nahm Stellung bei Idſtedt (nördlich der 
Stadt Schleswig), that aber nichts, weder um die Ver- 
einigung der in zwei getrennten Colonnen von Jütland 
her anrücdenden Dänen zu hindern, noch um die wichtigjten 
Bertheidigungspunfte feiner Stellung ausreichend zu be— 
feitigen. Zehn Tage lang blieb die Armee unthätig; der 
General jelbjt ſchien unjchlüffig, ob er angreifen oder fich 
angreifen lafjen jole Am 24. Juli erfolgte Der 


*) Ob von Seiten der GStatthalterjhaft nicht? oder doch nicht 
genug gejchehen ift, um wenigstens Bonin zu halten, indem fie feine 
Eriftenz auf andere Weiſe für alle Fälle ficherftellte, (wie das in 
der „Geſchichte des ſchleswig-holſteinſchen Krieges” von Graf 
Albert Baudifjin behauptet wird), muß ich dahingeſtellt fein laſſen. 
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Angriff jeitens der Dänen. Sie hatten 30 Bataillone, 
19 Schwadronen, 96 Geſchütze, die Schleswig-Holiteiner 
nur 20 Bataillone, 12 Scwadronen, 72 Geichüße. 
Dennoch errangen die lehtern wichtige Bortheile über den 
Itärferen Gegner. Die dänischen Angriffe auf den linken 
Flügel und das Centrum wurden am erſten Tage zurück— 
geichlagen. Am zweiten (25. Juli) wollte Willijen erft 
felbjt angreifen, jtand aber danı wieder davon ab. Diele 
Befehle und Gegenbefehle, die überdies nicht überall richtig 
eintrafen, brachten Berwirrung in den Bewegungen der 
Truppen hervor. Dennoch waren die Dänen am frühen 
Morgen an mehreren Punkten zurücgeworfen, an dem 
einen jogar in Verwirrung gebracht. Allein durch aber- 
malige Mißverſtändniſſe, zum Theil wohl auch durch falſche 
Anordnungen, gingen dieſe Vortheile wieder verloren. Aber 
auch jetzt noch gelang es den Dänen nicht, die Stellungen 
der Schleswig-Holfteiner zu nehmen. Um Mittag war der 
däniſche Befehlshaber ſchon im Begriff, die Schlacht abzu- 
brechen und jeine Truppen zuridgehen zu lafjjen, als 
Willijen jeinerjeit3 den Sieg, den er in Händen hatte, 
aufgab und den Befehl zum Rückzug ertheilte. 

Damit war Schleswig jo gut wie verloren. Alle 
Berjuche, dajelbit wieder feiten Fuß zu fallen, mißlangen. 
Ein Angriff auf die dänischen Stellungen zu Mifjunde 
ward abgeichlagen. Die, fünf Tage lang fortgejeßte, heftige 
Berennung Friedrichſtadts mußte nach großen Berluften aufs 
gegeben werden. Mehrfache glückliche Seegefechte, welche 
die von den Schleswig-Holjteinern mit bedeutenden Koſten 
ausgerüftete und tüchtig bemannte SKanonenbootflotille 
wiederholt gegen däniſche Kriegsschiffe beitand, vermochten 
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an der Gejammtlage nicht? zu ändern. Das unglücliche 
Schleswig hatte den ganzen Drud einer rücjichtslojen 
Verfolgungs- und Danifirungspolitif zu erdulden. 

So zogen ſich die Dinge unentjchieden hin bis gegen 
das Ende de3 Jahres 1850. Willifen hatte endlich, weil 
die Statthalterjchaft mit feiner Kriegführung ſich unzu— 
frieden bezeigte, den Abjchied genommen. An feine Stelle 
trat, nachdem der General Graf Baudijjin den Oberbefehl 
abgelehnt, der in der Schlacht von Idſtedt als Truppenführer 
bewährte General von der Horſt. Bevor diefer jedoch etwas 
Entjcheidendes unternehmen fonnte, erging an die Statthalter: 
Ichaft (am 6. Januar 1851) von Seiten Oeſterreichs umd 
Preußens im Namen des deutjchen Bundes die Aufforderung, 
die Feindſeligkeiten einzustellen. 

Schon am 25. Detober 1850 Hatte der Rumpf: 
bundestag ein jolches Verlangen geitellt. Die Statthalter: 
Ichaft Hatte dafjelbe damals kurzer Hand abgewieſen. Infolge 
der Vereinbarung zu Olmütz entjandte nun aber Delterreich 
im Einvernehmen mit Preußen ein Erecutionscorps gegen 
Scleswig-Holitein. Preußiſche Bionniere mußten den öjter- 
reichiichen Truppen bei Wittenberge eine Brücde zur Ueber— 
Ichreitung der Elbe jchlagen. Graf Mensdorff-Pouilly als 
öjterreichijcher, Herr von Thümen als preußiſcher Commiſſar 
erſchienen mit jener Waffenmacht im Rücken und drohten, falls 
dem Anfinnen des Bundes nicht entiprochen werde, mit be- 
waffneter Bundeserecution. Ein Widerftand dagegen war 
unmöglich. Die jchleswigsholiteinische Landesverfammlung, 
von der Statthalterjchaft berufen, beſchloß in einer Sitzung, 
welche eine ganze Nacht hindurch dauerte, mit 47 gegen 28 
Stimmen, ſich in dag Unvermeidliche zu fügen. Darauf legte 
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Bejeler ſein Amt als Statthalter nieder und verließ das Land; 
Graf Reventlow vollzog den Beichluß der Landesver- 
jammlung und zeigte am 11. Januar den beiden Commiſſarien 
die Unterwerfung der Herzogthümer unter das Gebot des 
Bundes an. Die Bevölkerung bewies in diefem Momente, 
wo ihr von den eigenen deutichen Großmächten das Aergſte 
zugemuthet ward, was einem Volke nur zugemuthet werden 
fann: die Waffenjtredung vor einem Feinde, dem fie noch 
unbejiegt gegenüberftand, und die Rückkehr unter eine 
Herrjchaft, vor der fie wußte, was fie davon zu leiden haben 
werde — ſie bewies denjelben jtandhaften Sinn der Ge 
jeßlichkeit und de3 Patriotismus, womit fie Jahre lang 
ihre Rechte, erjt im friedlichen Kampfe, dann mit den 
Waffen, verfochten hatte. Keine Auflehnung gegen den Be- 
ihluß ihrer Vertreter, feine Störung der öffentlichen Ruhe 
fand jtatt: den Forderungen des deutichen Bundes ward 
gehorjamt. Die Auflöfung der Armee ward unter herz— 
zerreißenden Scenen vollzogen; die Landesverfammlung 
ſammt dem von ihr gejchaffenen Staatsgrundgeje ward 
aufgehoben; eine neue Negierung ward über beide Länder 
eingejeßt; die mit dem Gelde der Herzogthümer gejchaffene 
Sanonenbootflotille jo wie das reiche Material an Waffen, 
Munition ꝛc. ward an Dänemark ausgeliefert; die wichtige 
Feſtung Rendsburg und die Befejtigungen des Kieler 
Hafens zu Friedrichsort wurden den Dänen libergeben. 
ALS Gegenleiftung für die freiwillige Unterwerfung 
der Herzogthümer hatten die beiden Commijjarien im 
Namen des Bundes veriprochen: „der Bund werde Die 
Nechte des Herzogthums Holjtein und das altherfönmlic) 
berechtigte Verhältniß zwiſchen Holftein und Schleswig auf 
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Grundlage des Zultandes, wie er vor dem Kriege geiveien, 
wahren“. Diejes Verjprechen ward nicht erfüllt. Die 
deutichen Großmächte ließen geichehen, daß noch unter den 
Augen ihrer Commijjarien die Trennung der Herzogthümer 
beinahe in allen wichtigen Beziehungen vollzogen, Die 
deutjche Nationalität in Schleswig auf jede Weile bedrückt 
wurde. Die Uebereinfunft mit Dänemark, welche nach 
langen, mühſamen Berhandlungen endlich zu Stande Fan, 
gab ſowohl jene Trennung al3 auch die Heritellung eines 
däniſchen „Geſammtſtaates“ zu, indem fie nur eine gewilie 
Gleichberechtigung und Selbititändigfeit der Herzogthümer 
in ihrem Verhältnig zum Königreich ausſprach. Aber auch 
dieſe war nicht im einem fürmlichen Vertrage fixirt, ſondern 
fand ihren Ausdruck lediglich in einer Befanntmachung des 
Königs von Dänemark (vom 28. Januar 1852) und 
jo ward e3 der dänischen Regierung leicht, dieſe Beſtimmungen 
in ihrem Sinne auszudeuten und vielfach zu umgehen. 
Für eine Sicherung der Theilnehmer an dem Slampfe 
zur Vertheidigung jener Nechte Schleswig-Holjteing, welche 
der Bund ſelbſt und der König von Preußen ausdrücklich 
al3 wohlbegründete anerkannt hatten, gegen die Nache 
der Dänen gejchah nicht? Ausreichendes, und jo fam es, 
daß die beiten Männer vor den Berfolgungen des uner- 
bittlichen eindes, der nun wieder ihr Herr war, aus dem 
Lande weichen mußten. Die in eben jener Uebereinkunft 
zugejagte Gfleichberechtigung der beiden Nationalitäten in 
Schleswig ward jo wenig geachtet, daß vielmehr eine plan= 
mäßige Danifirung namentlich des nördlichen Schleswig 
Platz griff, indem Die dänische Negierung die Ddeutichen 
Beamten, Geistlichen, Lehrer maſſenweiſe vertrieb, um deren 
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Stellen mit Nationaldänen zu bejegen. Im Unterrichts: 
wejen juchte man die dänische Sprache zur herrſchenden 
zu machen. 

Aber das Schlimmfte von Allem ftand noch aus. 
Nicht blos die Gegenwart, auch die Zukunft Schleswig: 
Holſteins ward, jo weit es auf die beiden deutſchen Groß— 
mächte anfam, für alle Zeit dem dänischen Erbfeinde ver- 
fauft und preißgegeben. Nach jenem altverbrieften Rechte, 
welches König Friedrich Wilhelm IV. jelbjt in feinem 
Briefe an den Herzog von Augustenburg feierlich anerkannt 
hatte, Fonnte in den Herzogthümern nur der Mannesſtamm 
herrſchen, mußten alſo diefe nach dem nahe bevorjtehenden 
Aussterben der männlichen Linie des dänischen Königshauſes 
unter eigene Fürſten kommen und damit Dauernd von 
Dänemark abgelöft werden. Diejes altverbriefte Recht ward 
jet durch einen Gewaltitreich ohne Gleichen vernichtet, 
Rußland, England und Frankreich einigten fich über die 
Einführung einer neuen, durchaus willkürlich geordneten, 
gleichen Erbfolge im Königreic) und in den Herzogthümern. 
Defterreich, dem eine Schwächung Norddeutichlands (welches 
ja wejentlich in Preußens Machtiphäre lag), wenn nicht 
erwünscht, mindeſtens gleichgültig war, jtimmte bet, und 
Preußen — wozu hätte es damals nicht beigejtimmt, wenn 
Rußland und Dejterreich folches geboten? Bunjen, als 
preußiſcher GejandterinLondon, obwohl er diellngerechtigfeit 
dieſes willfürlichen Schaltend mit fremden Rechten voll- 
fommen einjah und jchmerzlich empfand, und objchon er 
zwei Sabre vorher entjchieden verweigert Hatte, einer ähn— 
lichen Abmachung beizutreten, damals unter voller Billigung 
feiner Regierung (es war das freilich vor Olmütz!) — 
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Bunſen unterzeichnete im Namen Preußens! „Er wollte,“ 
wie er gegen einen Freund äußerte, „dem König ſein Opfer 
nicht noch ſchwerer machen.“ Wie einſt Radowitz in 
Sachen der Reichsverfaſſung, ſo ſtellte auch Bunſen die 
Pietät gegen die Perſon des Fürſten über die gegen den 
Staat und über ſeine eigene Ueberzeugung. Statt durch 
die entſchiedene Weigerung, zu unterzeichnen, vielleicht doch 
noch einen Act zu hindern, bei dem die Ehre und das 
Intereſſe Preußens ſo tief betheiligt waren, oder, wenn 
dies nicht gelang, wenigſtens Alles gethan zu haben, was 
er thun konnte, machte er ſich ſelbſt für dieſen Act mit 
verantwortlich, nur um das Gefühl des Königs zu ſchonen. 

So kam das Londoner Protokoll vom 8. Mai 1852 zu 
Stande, durch welches feſtgeſetzt ward, daß in der ganzen 
däniſchen Monarchie, alſo auch in den Herzogthümern, 
mit Ausſchluß der Auguſtenburger, der jüngere Zweig der 
ſchleswig⸗holſteinſchen Linie, das Haus Glücksburg, erb- 
berechtigt ſein ſolle. 

Das war die „Pacification“ Kurheſſens und Schleswig- 
Holjteins! Was damals alle deutjche Patrioten in innerfter 
Seele jchmerzbewegt und tiefergrimmt empfanden, das 
hat derjelbe greije Sänger, der einjt im Befreiungskriege 
mit freudigem Stolze Preußens höchſte Erhebung gefeiert, 
E. M. Arndt, voll heiligen Zornes in die Bere aus: 
geſtrömt: 

„Wohl Vieles wird vergeben und vergeſſen, 
Doch nimmer Schleswig-Holſtein, nimmer Heſſen.“ 


VII. 
Der Verſuch einer Sprengung des Bollvereins. 


Wenig fehlte, ſo wäre zu dem politiſchen Chaos, in 
welches das Jahr 1850 Deutſchland zurückwarf, auch ein 
wirthſchaftliches hinzugekommen. Es war nahe daran, daß 
der Zollverein, dieſe ſegensreiche Schöpfung, die ſeit nun 
faſt zwanzig Jahren dem deutſchen Handel und der deutſchen 
Induſtrie ſo große Dienſte geleiſtet, derſelben Intrigue zum 
Opfer fiel, welche Deutſchlands nationale Einigung hinter— 
trieben hatte. Die Politik des Fürſten Schwarzenberg 
ging darauf aus, entweder die Aufnahme Oeſterreichs in 
den Zollverein zu erzwingen und damit deſſen ganze Geſtalt 
und Wirkſamkeit in bedenklichſter Weiſe zu verändern, oder 
aber denſelben zu ſprengen. 

Am 1. Januar 1854 liefen die, immer nur auf eine 
Reihe von Jahren geſchloſſenen, Zollvereinsverträge ab; 
ſie mußten daher vor dieſem Termin rechtzeitig erneuert 
werden. Nun war ſchon lange bei der preußiſchen und 
auch bei anderen Zollvereinsregierungen der Wunſch rege 
geworden, die an der Nordſee gelegenen Staaten Hannover 
und Oldenburg für den Anſchluß an den Zollverein zu 
gewinnen. Der Nuten davon lag auf der Hand. Finanziell 

8. Biedermann, Dreißig Jahre deutich. Geſch. IL. 5 


war e3 eine Erſparniß, da die Grenzbewachungskoſten jich 
dadurch verringerten, volkswirthſchaftlich war es ein Gewinn, 
da der Zollverein damit an das offene Meer, die Nordjee, 
vorrückte. Freilich ftellte Hannover (das bis dahin mit 
Didenburg und Schaumburg-Lippe einen  bejonderen 
Handelsbund, den jog. „Steuerverein“, gebildet Hatte) für 
ſich und dieſe feine Berbündeten ziemlich harte Bedingungen: 
e3 verlangte eine Herabjegung der Zölle auf Colonial- 
waaren und Weine (mas einen Ausfall an den Zolleinfünften 
in Ausſicht jtellte), und e3 verlangte außerdem, weil gerade 
von Dielen zollpflichtigen Waaren in den Ländern des 
Steuervereind mehr, als durchichnittlich) in den anderen 
Bollvereinsstaaten, verbraucht werde, einen größeren Antheil 
an den gemeinfamen Zolleinnahmen, ein jog. „Präcipuum“. 

E3 wäre nun wohl in der Ordnung gewejen, daß 
Preußen, als Haupt des HBollvereind, die Verhandlungen 
mit dem Steuerverein im Namen des Bollvereing und 
unter Antheilnahme der anderen Hollvereinsregierungen 
daran, oder doch nach Vereinbarung mit diejen, geführt 
hätte. Das aber that die preußiiche Regierung nicht. 
Mag jein, dag fie davon Schwierigkeiten befürchtete, mag 
fein, daß fie noch von den politijchen Verhandlungen der 
Vorjahre her gegen die Mitteljtaaten gereizt war, genug, 
fie wählte eine Form, die man nicht wohl anders als 
eine jchroffe und unfreundliche nennen kann, abgejehen da— 
von, daß ihr Verfahren auch fachlich den bisherigen Zoll- 
vereinsſtaaten Nachtheil brachte, deren Interefjen dabei nicht 
alljeit3 genug gewahrt wurden: fie unterhandelte allein mit 
Hannover und den beiden anderen Staaten, ſchloß auch mit ihnen 
ab, ohne ihre bisherigen Zollverbündeten zu fragen, fündigte 
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vielmehr diejen leßteren Die Zollvereingverträge und forderte 
diefelben auf, bis zu einem gewillen Termine einfach 
zu erklären, ob jie dem von Preußen mit Hannover ıc, 
abgeichlojfenen Zollverein beitreten wollten, oder nicht. 

Mit Necht fühlten fich die Mitteljtaatern dadurch ver- 
fett. Diefe Mißſtimmung juchte Defterreich zu benußen, 
um wo möglich den Hollverein zu ſprengen“). 

Die Öfterreichiiche Regierung ging jchon länger mit 
dem Plane um, einen großen mitteleuropätfchen Zoll- und 
Handelsbund zu ftiften, um dadurch dem Einfluffe entgegen- 
zuwirfen, den fich Preußen ‚durch den von ihm gegründeten 
Bollverein auf die deutſchen Regierungen und Bevölferungen 
verichafft hatte**). Sie verlangte jebt in einer an Die 


*) Fir das Folgende halte ic) mic) vorzugsweiſe an eine zugleich 
authentifhe und in der Sade jelbjt gewiß unparteiiihe Quelle, 
nämlih an die „Erinnerungen aus meinem Leben“ von Richard 
Freih. v. Friefen, 1880 (1. Bd. ©. 310 ff.). Frh. dv. riefen war 
damals königl. ſächſ. Minifter des Innern, fennt aljo genau und 
actenmäßig alle auf obige Angelegenheit bezügliden Vorgänge. 
Derjelbe ijt nichts weniger als parteiifch für Preußen; allein er ift 
einfihtig und ſachkundig genug, um fi) dadurch nicht beftimmen zu 
lafjen, die Nachtheile zu überjehen, welche eine wirthſchaftliche Ab— 
wendung von Preußen zu Defterreih für Sachſen und andere 
deutſche Staaten haben müßte, und er ift unbefangen genug, anzu— 
erfennen, daß üfterreichiicherjeits eine mwefentlich politiiche Intrigue 
Damals im Spiele war. Daneben benuße ich noch) eine ziveite mittel- 
jtaatlihe Duelle, die Schrift: „Der deutjche Zollverein“ von dem 
fönigl. bayriſchen Staatsrath Weber. 

**) ch gebrauche hier und auch weiterhin öfter die eigenen Worte 
Frieſens, damit e3 nicht fcheine, als ob ich aus Parteilichfeit der 
öſterreichiſchen oder der mitteljtaatlichen Diplomatie etwas unterlegte, 
was nicht wahr wäre. Uebrigens äußert fic) Weber ganz ähnlich. 

5* 
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mitteljtaatlichen Höfe verfandten Denkichrift, daß dieſe 
mit ihr über einen Handelsvertrag unterhandeln jollten, 
der jo eingerichtet fer, daß er nach einer bejtimmten Zeit 
in eine fürmliche Zolleinigung übergehen Fünne Zu— 
gleich ſchlug fie denjelben vor, fie jollten, fall der Zoll 
verein mit Preußen auf einer ihren Interejien entfprechenden 
Grundlage nicht wieder zu Stande käme, in einen Zoll— 
verein mit Defterreich treten. Behufs des Abjchlufjes eines 
Handelsvertrags zwijchen Defterreich und dem Zollverein 
{ud fie jümmtliche Zollvereinzftaaten, einjchlieglich Preußens, 
zu Conferenzen nach Wien ein. 


Die preußifche Regierung ihrerfeitS erklärte: ſolche 
Conferenzen feien erjt dann möglich, wenn der Boll- 
verein ſelbſt durch Erneuerung der Verträge wieder— 
bergejtellt ei, und fie [ud daher die bisherigen Zollver— 
bündeten zu Verhandlungen darüber nach) Berlin etır, 

Die Mitteljtaaten jedoch ſtellten ſich in dieſer Frage auf 
Oeſterreichs Seite; fie verlangten, die Verhandlungen mit 
Deiterreic) jollten dem Wiederabſchluß des Zollvereins 
vorausgehen. 


Durch diefen erjten Erfolg ermuthigt, that die öſter— 
reichiiche Regierung jebt einen noch kühneren Schritt; jie 
Ichlug den Regierungen der Mittelftaaten vor, neben den 
unter Zuziehung Preußens in Wien abzuhaltenden Con— 
ferenzen über einen Handelsvertrag Dejterreichd mit dem 
Bollverein jchon gleichzeitig „im Geheimen“ mit ihr über 
eine eventuelle Zolleinigung mit Dejterreich, an der Preußen 
nicht Theil hätte, zu unterhandeln, 


Dabei erklärte fie jich bereit, den betreffenden Staaten, 
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wenn fie fich Dejterreich anjchlöjfen, ihre vollen bisherigen 
Bolleinnahmen zu garantiren*). 

In der That fam e3 zu geheimen Beiprechungen zwijchen 
Deiterreich und fieben deutichen Staaten (Bayern, Sachien, 
Würtemberg, Baden, beiden Heſſen und Nafjau). Diejelben 
führten jedoch zu feinem Reſultate. Sachjen inSbejondere 
erhob, im Hinblik auf die Interefjen feiner Induſtrie, ges 
wichtige Bedenken gegen die meijten Vorjchläge Oeſterreichs. 

Gleichwohl verlangte die öfterreichiiche Aegierung, die 
fieben Regierungen jollten nicht blos die Vertragsentwürfe 
wegen einer Handel3- und Zolleinigung zwijchen Defterreich und 
dem Hollvereine, die fie ihnen vorlegte, annehmen, jondern 
auch zu der eventuellen Zolleinigung ihrerjeitS mit Dejter- 
reich ich für den all verpflichten, daß Preußen zu den 
Berhandlungen über Wiederabichlußg des Zollvereind nicht 
auch einen öjterreichiichen Bevollmächtigten einlüde. 

Diefes letztere Verlangen war jo unerhört, daß es fich 
nur au den borausgegangenen politischen Niederlagen 
Preußens und dem dadurch bis in's Ungemeſſene gefteigerten 
Uebermuthe des Cabinets Schwarzenberg erklären läßt, 
wofern nicht etwa Fürſt Schwarzenberg e3 geradezu darauf 
anlegte, durch eine recht Schroffe Gegenftellung wider Preußen, 
in welche er die Mittelftaaten zu verwideln ſuchte, Die 
preußiiche Regierung ebenfalls zu fchrofferen Maßregeln zu 
reizen und jo den Bruch zwijchen beiden Theilen unbeilbar 
zu machen. 

Herr von der Pfordten umnterjtügte dieſe Forderung 

”), Die Zolleinnahmen im Zollverein betrugen damals (nad) 


Weber) etwa 3 ME. auf den Kopf der Bebölferung, in Oeſterreich, 
troß der höheren Zollfäge, noch nicht halb jo viel. 
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Deiterreich8; Herr von Beuſt, obgleich das Bedenkliche Der 
Situation nicht verkennend, meinte: „man dürfe jich Deiterreich 
nicht entfremden, um jich nicht feiner Unterjtügung gegen 
Preußen zu berauben.“ 

E3 fanden nun Conferenzen der ſieben Regierungen 
zur Berathung eines gemeinjamen Vorgehens jtatt, erſt in 
Bamberg, dann in Darmftadt. Auf leßterer verbanden ſich 
Bayern, Sachjen, Würtemberg, Baden, beide Hejjen und 
Naſſau dazu, bei Preußen die Eröffnung von Vers 
handlungen mit Defterreich zu betreiben, jedoch ohne von 
einem vorherigen Abſchluß derjelben (wie das Deiterreich 
wollte) das Zuftandefommen de3 Zollverein abhängig zu 
machen, bei Dejterreich aber die „Offenhaltung“ der Boll: 
einigung mit ihm bis zum 1. Februar 1854 zu beantragen, 
jedoch ohne ihrerjeits eine Berpflichtung zu deren Eingehung 
zu übernehmen. 

Diefe „Darmftädter Verträge” jollten nach der Abficht 
der dabei Betheiligten geheim gehalten werden, damit es 
nicht den Anschein gewänne, al3 wollten die fieben Regierungen 
durch eine fürmliche Coalition unter ſich einen Drud auf 
die preußiiche Regierung üben, was für diefe leicht verlegend 
fein fönnte Allein fie wurden alsbald — von welcher 
Seite, läßt ſich errathen — nach Berlin berichtet und ver— 
ichärften natürlich die dort ohnehin gereizte Stimmung. 

Die preußiiche Negierung weigerte jich nun entjchieden, 
über einen Handelsvertrag mit Dejterreich eher zu unter- 
handeln, al3 bis der Zollverein wieder auf zwölf Jahre end— 
gültig abgejchlojfen wäre. Als vollends die „Darmjtädter” 
in einer etwas jchroff gehaltenen Erklärung ihren Stand» 
punkt näher darlegten, erwiderte fie jehr beitimmt: fie werde 
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nur jolche Staaten in den Zollverein wieder aufnehmen, 
welche von allen und jeden Berhandlungen mit Deiterreich 
vor Abſchluß des Zollvereins abjähen; der letzte Termin 
für die betreffenden Erklärungen jei der 16. Auguſt 1852. 

Der öjterreichtichen Negierung war diejes ſchroffe Auf: 
treten Preußens wahrjcheinlich jehr erwünjcht. Sie fteigerte 
nun die jchon früher von ihr erhobene Forderung wegen 
einer Handels- und Holleinigung in’3 Ungemejjene. Gleich: 
zeitig verlangte jie von ihren „Verbündeten“ (jo nannte 
jie bereit3 die fieben Staaten) in fait drohendem Tone: 
jie jollten erklären, „daß fie, jo lange Preußen den in 
Darmitadt und in Wien feitgejtellten Grundſätzen entgegen- 
trete, ji) an weiteren Verhandlungen mit Preußen nicht 
betheiligen würden.“ 


Wiederum fanden Conferenzen der „Darmſtädter“ ftatt, 
diesmal, auf Einladung Bayerns, in Stuttgart am 10. Auguſt. 
Die dort vereinbarte gemeinfame Erklärung an Preußen 
war gemäßigt; um jo jchroffer waren die den Kommifjarien 
nad) Berlin mitgegebenen geheimen Inftructionen. Lebtere 
jollten nicht blog auf der Anfnüpfung von Verhandlungen 
mit Dejterreih vor Erneuerung des Bollvereins beftehen, 
jondern auch auf deren vorherigem Abſchluß. Auch 
dieje geheimen Verhandlungen wurden (jedenfalls ebenſo, 
wie die zu Darmftadt, duch Zuthun Oeſterreichs) an die 
preußiiche Regierung verrathen*). 

Es ſchien, al3 hätten die Mitteljtaaten im Bunde 





) Herr von Friejen äußert fi) jo: „Sie wurden von derjelben 
Stelle aus, wo um jeden Preis die Sprengung des Bollvereins 
gewünjcht wurde, in Berlin, befannt gemadjt.“ 
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mit Defterreich es darauf abgeſehen, Preußen eine politijche 
Niederlage, eine Demüthigung zu bereiten*)." 

So betrachtete es auch wenigſtens ein Theil der preußi— 
jchen Staatsmänner. Der Finanzminijter von Bodelſchwingh 
erklärte jedes Eingehen auf die Stuttgarter Forderungen 
für „ein zweites Olmütz.“ Cr beantragte ein jofortiges 
Abbrechen aller Verhandlungen. Der Handelöminifter von 
der Heydt und der Minijterpräfident von Manteuffel jahen 
die Sache gleichmüthiger an. Wahrjcheinlich infolge diejer 
Meinungsverjchiedenheit im preußiichen Minifterium, erging 
eine doppelte Antwort auf die Stuttgarter Erklärung. 
Die eine, die jofort veröffentlicht wurde, war in verfühnlichem 
Tone gehalten. Die preußiſche Regierung fprach darin 
ihre Anfichten über den von den fieben Regierungen ihr 
mitgetheilten öfterreichiichen Entwurf zu einem Handelsver— 
trage mit dem Hollvereine vertraulich aus, während fie 
die officiellen Verhandlungen darüber auf jpäter verjchob; 
ſie erklärte fich jogar damit einverftanden, daß der Handel3- 
vertrag als letztes Ziel eine Zolleinigung mit Defterreich 
in's Auge faſſe. Dagegen verlangte fie die al3baldige Er- 
neuerung des Zollvereins aufzwölf Jahre. Diefer öffentlichen 
Erklärung folgte aber eine vertrauliche Note, die in ziemlich 
Ichroffem Tone ausſprach: Dies fei das Aeuferfte, was 
Preußen zugejtehen könne; würden die fieben Staaten nicht 
ihre unbedingte Zuftimmung dazu bis zum 15. September 
erklären, jo werde Preußen die Verhandlungen als end- 
gültig abgebrochen anjehen. 

Abermals fand eine Conferenz der fieben Staaten (in 


*) Worte des Heren von riefen a, a. ©. 
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München, am 17. Sept.) ſtatt. Hier num kamen Beſchlüſſe zu 
Stande, die man ſich gar nicht anders erklären kann, als 
durch die Abſicht, Preußen zum Abbruch der Verhandlungen 
zu drängen, den man wäünſchte, aber nicht ſelbſt ausſprechen 
wollte*). In Hochfahrendem Tone ward die preußijche 
Antwort für „ungenügend“ erklärt, weil darin nicht Die 
jofortige „Annahme“ der üjterreichiichen VBorjchläge aus: 
geiprochen jet. Das Verlangen PBreußens, den Zollverein 
wieder auf 12 Jahre abzujchliegen, ward kurzweg abgelehnt. 
Endlich ward zwilchen den fieben Negierungen vereinbart: 
„ſie wollten, wenn die Verhandlungen mit Berlin abge- 
brochen werden follten, jofort Commifjarien nach Wien 
jenden, um über die Bildung eines Zollvereing mit Dejter- 
reich (ohne Preußen) zu verhandeln.“ 

Der Haupturheber dieſer feindfeligen Schritte gegen 
Preußen war derfächfiiche Minifter v. Beuſt. Erhandeltedabei 
im directen Widerſpruche mit den vom ſächſiſchen Geſammt— 
miniſterium in dieſer Sache gefaßten und vom König genehmigten 
Beſchlüſſen, alſo völlig eigenmächtig. Die Folge war, daß 
ſein College, Herr v. Frieſen, der das Unheilvolle eines 
ſolchen Bruchs mit Preußen für den Wohlſtand Sachſens 
beſſer begriff, als Herr v. Beuſt, und ſich weniger von poli— 
tiſchen Rückſichten leiten ließ, aus dem Miniſterium trat**), 





*) Wiederum die eigenen Worte Frieſens. 

**) Mac) der Verſicherung des Herrn v. Frieſen (a. a. O. 1. Bd. 
S. 354) rechtfertigte Herr v. Beuſt, ihm gegenüber, ſein Verhalten 
durch die Erklärung: „Seiner Anſicht nach ſei der Abſchluß des Zoll— 
vereins im Jahre 1833 eine unglüdiihe Maßregel, ein politiſcher 
Fehler gewejen, der jet nicht wiederholt werden dürfe; auch fünne 
er den Werth des Zollvereins für die materiellen Intereſſen Sachſens 
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Die preußiiche Regierung erklärte nun (am 27. Sept. 
1852) alle Verhandlungen für abgebrochen. Der Zollverein 
ichten gejprengt, der troſtloſe volfswirthichaftliche Zujtand 
vor 1834 wieder hergejtellt. Die ganze Majje der Handel- 
und Gewerbetreibenden gerieth in Aufruhr. Zahlreiche Peti— 
tionen gelangten an die mitteljtaatlichen Regierungen, 
worin diejelben beſchworen wurden, die vaterländijche In— 
duftrie vor einem folchen Schlage zu bewahren. Im Preußen 
dagegen ſtanden Volksvertretung und Volk auf Seiten der 
Regierung *). 

Wenn gleichwohl der Zollverein damals nicht geiprengt 
wurde, jo haben die mitteljtaatlichen Bolitifer, die Beuft, 
Pfordten, Dalwigk, Linden, ficherlich dabei fein Verdienſt, 
denn fie hatten es nicht blos dahin gebracht, daß dem 
Verkehr ihrer Länder der Verluſt aller der Vortheile drohte, 
welche der Zollverein ihnen bot, jondern fie waren auch 
jo weit gegangen, einen Zollverein mit Dejterreich abzu— 
Ichließen, der, wäre er wirklich ins Leben getreten, dieſen 
Ländern die langjährigen und erprobten Wege ihres Handels 
verjchlojjen und außerdem fie in eine Höchjt bedenkliche 
Snterejjengemeinjchaft mit der anerfanntermaßen völlig unzu— 


nicht jo hoch anfchlagen, daß auf die Erhaltung deſſelben, den entgegen 
jtehenden politiſchen Rüdjichten gegenüber, ein entjcheidendes Gewicht 
gelegt werden dürfe.“ Herr von Beuft dagegen in feiner Schrift wider 
Frieſen („Erinnerungen zu Erinnerungen”) S. 35 ff. jagt: „Wenn es 
nicht zur Auflöfung des Zollvereind gefommen jei, fo jei dies fein 
Werk,” und rechnet es fich zum kefonderen Verdienfte an, daß er bei 
den Darmjtädter Verhandlungen die Erhaltung eine Zollvereins 
unter den Mitteljtaaten (ohne Preußen!) geſichert habe. 

*) Dies gejteht Weber a. a. O. ©. 325 offen zu. 


15 


— — 





reichenden Grenzbewachung und der mangelhaften Finanz— 
und Papierwirthſchaft Oeſterreichs verwickelt haben würde“). 

Glücklicherweiſe kam es dazu nicht. Ehe der Vertrag 
der Mittelſtaaten mit Oeſterreich zum Abſchluß gelangte, 
hatten die beiden Großmächte unter ſich über einen 
Handelsvertrag zwiſchen dem Zollverein und Oeſterreich 
auf 12 Jahre ſich verſtändigt, nach welchem eine Anzahl von 
Waaren im Verkehr zwiſchen dieſen beiden Handelskörpern 
beſondere Erleichterungen und Zollermäßigungen genoß. 
Nachdem dieſer Vertrag (am 19. Febr. 1853) zu Stande 
gekommen, ſtand auch dem Wiederabſchluß der Zollvereins— 
verträge auf weitere 12 Jahre nichts im Wege. Es war 
unter dieſen Umſtänden nur eine harmloſe Eitelkeit auf 
Seiten Oeſterreichs, eine Art von Trotz auf Seiten der 
gegen Preußen feindſeligen Mittelſtaaten, wenn dennoch der 
formelle Abſchluß eines öſterreichiſch-mittelſtaatlichen Zoll— 
vereinsvertrages erfolgte, ja wenn man denſelben ſogar, ob— 
ſchon er erſt nach dem 19. Febr. wirklich zu Stande ge— 
kommen, auf den 17. Febr. zurücdatirte**). 

Die Beweggründe, welche die beiden Cabinette von 
Wien und Berlin zu einer Beendigung ihrer bisherigen 
Streitigfeiten auf handelspolitiichem Gebiete und zu einer 
Anfnüpfung directer Beziehungen — mit Beileitejchtebung 


*) Mit der öfterreichifcherjeit3 verjprodhenen „®arantie der 
bisherigen Zolleinnahmen“ möchte es jchlimm ausgejehen haben, da 
nah Weber die Zolleinnahmen nad) dem öjterreihiichen Syſtem 
„nicht Halb jo viel” auf den Kopf ertrugen, wie im Zollverein. Woher 
hätte Defterreic) den Ausfall von 40—45 Mill. ME. jährlich decken 
wollen ? 

*", Nach Weber a. a. O. 
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der Mittelitaaten — veranlaften, find nicht völlig auf- 
geklärt. Die eben damals jchon fich einigermaßen ver: 
düjternde Weltlage, namentlich im Orient, aber auch gegen- 
über dem Manne des Staatsſtreichs vom 2. Dzbr. 1851 
in Frankreich, mag nicht ohne Einfluß darauf gewejen ſein. 
Gewiß jcheint, daß Defterreich den erjten Schritt des 
Entgegenfommens that und daß Preußen Denjelben als— 
bald vertrauensvoll erwiderte*). Noch während der Ver: 


) Als einen erften Schritt der Annäherung preußifcherfeits in 
Sadıen der Handelspolitif deutet Weber a. a. D. die im Sommer 1852 
erfolgte Sendung de3 damaligen preußiſchen Bundestagsgejfandten, 
Herrn v. Bismard, nad) Wien. Derjelbe habe aber dort jo wenig 
Entgegenfommen gefunden, daß er mit feiner eigentlihen Sendung 
gar nicht herausgetreten fei. In dem Buche „Fürft Bismard“ von 
Ludwig Hahn (1. Bd. S. 44) findet fi ein Brief Bismarda an 
jeine Gemahlin, welcher beftätigt, da Bismarck damals eine „ver= 
ſöhnliche“ Miffion hatte, daß man aber in Wien „nicht dag Bedürfnik 
empfand, fich mit Preußen zu arrangiven.” Ob es fid) aber dabei 
um die handelspolitiihe Krifis, oder nur im Allgemeinen um eine 
politiſche Wiederausſöhnung gehandelt, läßt jich nicht erkennen. Herr 
dv. Frieſen bringt das Entgegenfommen Oeſterreichs in Zuſammen— 
hang einerjeit3 mit dem neuen Napoleonijchen Kaiſerthum (welches freilich 
erit im Nov. 1852 auftauchte, während die erften Schritte Oeſterreichs 
ſchon im October erfolgten), andererjeit3 mit den beginnenden Ver— 
wicelungen im Orient, Herr v. Beuſt will das nicht zugeben, jchreibt 
vielmehr das Verdienſt diefer Ausſöhnung zwiſchen Preußen und 
Defterreich ji zu. Er habe die öjterreichiiche Regierung nicht in 
Unfenntniß darüber gelaffen, daß Sachſen einen Zollverein mit 
Deiterreih nicht eingehen fünne (den es aber doch, und zwar auf 
Betrieb des Herren v. Beuft, einging!); er habe die rufjiiche (!) 
Negierung dahin vermodt, einen Drud auf Defterreih und Preußen 
behufs ihrer Wiederannäherung an einander zu üben; er endlic) 
jei vom Raifer Franz Sofeph, bei dejien Durchreiſe durch Dresden, 
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handlungen in Wien über eine Solleinigung mit den 
Mitteljtaaten jandte dann die öfterreichiiche Negierung einen 
der ſachkundigſten Unterhändler auf diefem Gebiete, den 
ehemaligen Handel3minijter Baron Brud, den eigentlichen 
Urheber de3 kühnen Gedanfens einer. Zolleinigung von 
70 Millionen, im Dezember 1852 nach Berlin, um mit dem 
dortigen abinette zu unterhandeln. Der Bejuch, den 
ohngefähr um die gleiche Zeit Kaifer Franz Joſeph dem 
König Friedrich Wilhelm IV. in Berlin abjtattete, hat 
jedenfall3 dazu beigetragen, eine Berjtändigung im All 
gemeinen zwiſchen den beiden deutjchen Großjtaaten, Die 
Sahrelang einander jo ſchroff gegenübergejtanden hatten, 
herbeizuführen. Der unerbittlichſte Feind Preußens und 
ſeiner Machtjtellung in Deutſchland, Fürſt Schwarzenberg, 
war am 4 April 1852 infolge eines Schlaganfalls 
gejtorben; an jeine Stelle war der bedachtjamere und 
minder leidenjchaftliche Graf Buol getreten. 

So war nach einer der jchwerjten Kriſen der Zoll 
verein wiederhergejtellt und befejtigt, zugleich Durch den Zus 
tritt der Staaten des Steuervereing nach dem Norden hin 
bedeutend erweitert. Er umfaßte nunmehr jchon 9046 
D Meilen mit 35 Millionen Einwohnern*). 


empfangen worden, habe auch mit Baron Brud, bei gleicher 
Gelegenheit, „eingehende Beſprechungen“ gepflogen, Alles (wie erans 
deutet) im Sinne einer Verſöhnung der beiden deutichen Großmächte 
unter jeinem Einfluß! 

*) Reber a. a. O. 
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VIII. 
Allgemeine Reaction auf politiſchem und kirchlichem 
Gebiete. 


Mit der Preisgebung der Union und Herſtellung des 
alten Bundestages trat auch nach der freiheitlichen Seite 
hin eine allgemeine, planmäßige Reaction in ganz Deutſch— 
land ein. Hatte im Jahre 1848 die freiheitliche Bewe— 
gung mit richtigem Inſtincte ihr letztes Ziel und ihre 
dauernde Sicherung in der Herftellung einer  fejten 
nationalen Einheit gejucht, jo juchte und fand jebt der 
geſchworene Feind dieſer Einheit, der Particularismus, feine 
beiten Bundesgenofjen in den eben jo fanatijchen Gegnern 
der Freiheit und der Selbſtbeſtimmung der Völker, den 
Anhängern theils des alten Feudalſtaates, theils des 
bureaufratijchen Polizeiſtaates. Und jo begann, nachdem 
man mit den letzten Reſten der einheitlichen Bewegung 
von 1848 aufgeräumt, nachdem man noch) — damit ja 
nicht3 davon übrig bliebe! — die von der provilorischen 
Centralgewalt unter Beiftimmung des Parlament3 ange- 
Ihafften zwölf Kriegsschiffe öffentlich verfteigert und 
jo den Keim einer deutjchen Flotte, der darin gegeben war, 
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abjichtlich wieder zerjtört Hatte, ein Wettjtreit der deutjchen 
Negierungen in der Bernichtung auch aller freiheitlichen 
Spuren jene® großen Jahres im Innern ihrer Länder, 
in der Zurüdichraubung ihrer WVerfaffungen und ihrer 
Geſetzgebungen wo möglich bis Hinter 1848. Die Träger und 
Bertreter der freieren Sdeen des Jahres 1848, die „März: 
minister”, waren meiſt jchon vor dem Eintritt dieſer all 
gemeinen Reaction entweder aus ihren Stellungen ver— 
drängt worden oder freiwillig zurücgetreten; was davon 
etwa noch übrig war, daS ward von der allgemeinen rüd- 
läufigen Strömung vollends hinweggeſchwemmt. 

Den Anftoß und zugleich) eine Art von jcheinbar 
gejeßlicher Handhabe (freilich letzteres von mehr als 
zweifelhafter Natur) gab diefer Reaction innerhalb der 
Einzelländer der wiederhergejtellte Bundestag. Durch zwei 
Beichlüffe vom 23. Auguſt 1851 hob er die vom Frank— 
furter Parlamente erlafjenen „Deutichen Grundrechte" 
auf und verpflichtete alle Regierungen, die durch bejondere 
Landesgeſetze in’3 Leben geführten einzelnen Beltimmungen 
derjelben ebenfall3 möglichſt bald zu befeitigen, jo weit 
jolche mit den Gejegen oder den Zwecken de Bundes in 
Widerſpruch ſtänden, verpflichtete er ferner die Regierungen, 
die jeit 1848 in’3 Leben getretenen ftaatlichen Einrichtungen 
und gejeglichen Bejtimmungen darauf zu prüfen, ob fie mit 
den Grundgejegen de3 Bundes in Einklang ſtänden, und, 
wenn dies nicht der all, „diefe nothwendige Weberein- 
ftimmung herzuftellen.” Sich jelbft behielt der Bundestag 
eine unmittelbare Einwirkung in diefer Hinficht vor, wenn 
nöthig durch Abjendung von Bundescommijjarien in Die 
einzelnen Länder, fette auch einen bejonderen Ausſchuß 
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zur Ueberwachung aller dahin bezüglichen Schritte der 
Einzelregierungen ein. 

Durch zwei weitere Beſchlüſſe (vom 6. und 
13. Juli 1854) wurden allgemeine Normen für die Be— 
Handlung der Preſſe und die Regelung des Vereins— 
wejens im ganzen Umkreiſe des deutichen Bundes aufgeitellt, 
wobei den Einzelvegierungen unbenommen blieb, in beiderlei 
Beziehung „nach Bedürfniß noch  eingreifendere An— 
ordnungen zu treffen.” Der Bundesbeſchluß über die 
Preſſe führte Concejjionen für das Buchdrudergewerbe, 
Cautionen für die periodiiche Preſſe ein, ordnete die Ver— 
nichtung ſtrafbar erjcheinender Preßerzeugniſſe auch in 
jolchen Fällen an, wo die Berurtheilung einer dafür ver- 
antwortlichen Perſon nicht zu erreichen jtehe, verfügte die 
Heranziehung der Druder und Berleger zur eventuellen 
Beitrafung, um fie zur Nennung des Verfaſſers zu 
nöthigen, entzog die Preßvergehen den Gejchworenen und 
ertheilte den Verwaltungsbehörden weitreichende Befugnijie 
zum Einjchreiten gegen die Preſſe, verjchärfte endlich Die 
Strafgejeßgebung über Preßvergehen durch Aufjtellung 
unbeftimmter, dehnbarer Begriffe von Verſchuldung. Der 
andere Bundesbeichluß unterwarf Vereine und Verſamm— 
lungen einer jtrengen Controle jeiten3 der Landesbehörden, 
übertrug diejen ein weitgehendes Necht des Werbotes oder 
der Beichränfung jolcher Vereinigungen und unterfagte aus— 
drüclich die Verbindung politiicher Vereine unter einander. 

Auf diefe Schritte des Bundestags folgte eine Reihe 
von politischen Acten in den Einzelftaaten, ſämmtlich dar— 
auf berechnet, jene „nothwendige Uebereinſtimmung“ zwiſchen 
den Landes und den Bundesgejegen herzuitellen, welche 
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der Bundestag forderte. Die beſſergeſinnten Regierungen 
ſuchten dieſen Prozeß der Rückbildung auf dem verfaſſungs— 
mäßigen Wege der Verſtändigung mit ihren Landes— 
vertretungen und unter möglichſter Schonung des wirklich 
Guten, was die Jahre 1848 und 1849 in's Leben gerufen, 
zuwege zu bringen. So geſchah es in Weimar, in Coburg, 
in Meiningen, in Oldenburg, in Braunſchweig. Auch die 
bayriſche Regierung, die allezeit auf ihre Selbſtändigkeit 
gegenüber dem Bunde ſehr eiferſüchtig war, daher auch 
bei den Bundestagsbeſchlüſſen von 1851 ihre Vorbehalte 
gemacht Hatte, hielt ſich von einem eigentlichen Verfaſſungs— 
bruche frei, wennichon das Miniſterium PBfordten allmälig 
ebenfall3 mehr und mehr in die Wege der Reaction einbog. 

Um jo feder trieb e8 die Bolitif der Staatsſtreiche in 
andern deutſchen Ländern. War eine Landesvertretung nicht 
willig, reactionären Vorſchlägen der Negierung zuzujtimmen, 
jo griff man zur Auflöfung umd zur Octroyirung; fand 
man dabei Widerjtand, jo wandte man ſich an den Bundes- 
tag um Hülfe; zeigte ſich eine Negterung zaghaft oder 
ſäumig in der Ergreifung jolcher Mapregeln, jo mahnte 
der Bundestag fie an ihre Pflicht oder jchritt auch wohl 
ungefragt und unaufgefordert jelbit ein. 

Die Detropirungen in Preußen vom 5. Dec, 1848 und 
in Oefterreich vom 4. März 1849 waren feine eigentlichen 
Verfaſſungsbrüche, da fertige und in Wirkjamfeit befind- 
liche Berfafjungen damal3 weder in Preußen noch im 
Dejterreich beitanden. her ſchon war e3 die Aufhebung des 
am 5. Dec. 1848 octroyirten Wahlgeſetzes in Preußen 
durch eine neue Octroyirung am 30. Mat 1849, welche 
das jogenannte Dreiklaſſenſyſtem einführte, 

8. Biedermann, Dreißig Jahre Deutich. Geih. I. 6 
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Abgejehen von diejem Falle, gebührt Herrn von Beujt 
der zweifelhafte Ruhm, die lange Neihe der Staatsſtreiche 
in Deutjchland eröffnet zu haben. Um die conftitutionellen 
Bedenken des jtreng gewiljenhaften Königs Friedrich 
Auguft II. zu bejchwichtigen, wußte er (darin unterjtüßt, 
wie man jagt, durch die Autorität eines hochitehenden und 
angejehenen ſächſiſchen Juriſten) mittelſt einer Fünftlichen 
Auslegung eines ganz anders gemeinten Ausdruds in dem 
Wahlgejege von 1848 den Schein zu erwecken, al3 jet Die 
Wiedereinberufung der, 1848 in allen gejeßlichen Formen 
aufgehobenen, alten Stände ein vollfommen gejeglicher Act. 
Zwar jollten diefe alten Stände nach der officiellen Er- 
Elärung der Regierung nur dazu wiederberufen jein, um 
das von den vorigen Kammern unvollendet gelajjene Werf 
der Heritellung eines endgültigen neuen Wahlgeſetzes und 
der damit im HBujammenhange ſtehenden Berfajjungs- 
änderungen ihrerſeits Hinaugzuführen; allein  Diejelben 
lehnten alle dahin zielenden Vorjchläge der Regierung als 
zu liberal ab, und die Regierung ließ gejchehen, daß es 
jolchergeitalt einfach bei der Wiederherftellung des vormärz- 
lichen Verfaſſungszuſtandes verblieb. 

An liberalen Gejegen war das Jahr 1848 in Sachjen 
wenig fruchtbar geweſen; es war meijt bei bloßen Anläufen 
dazu geblieben. Die für politiiche und Preßvergehen ein- 
geführten, auf der Grundlage allgemeiner Wahlen ruhenden 
Gejchtworenengerichte (eine von Haus aus verfehlte 
Schöpfung) wurden aufgehoben, ohne daß, wie erjt verheißen 
war, ein Erjat dafür durch eine allgemeine Reform der 
Strafprocegordnung mit Einführung von Geſchworenen 
gewährt worden wäre. Die beabjichtigte Trennung der 
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Verwaltung von der Juſtiz unterblieb. Die von der 
Negierung erlajjenen Pregordonnanzen waren jo wohlaus— 
gedacht, daß fie dem Bundestage bei jeinem Beſchluſſe 
über die Preſſe zum Vorbild dienten. Das Budgetrecht 
der Stände erfuhr Beichränfungen. Die Grundrechte 
wurden bejeitigt. 

Die wiederhergeitellten vormärzlichen Stände boten 
zu allen jolchen Rüdichritten bereitwillig die Hand; ja 
fie nöthigten jogar noch weitere der nur Halb fich Dagegen 
fträubenden Regierung ab, jo die Wiedereinführung gewiljer 
in der Zeit der Bewegung auf Betrieb der Berechtigten 
ſelbſt gejetlich aufgehobenen feudalen Borrechte der Rittergut3- 
befier und eine mehr als vreichliche Entjchädigung der 
leßteren für den Verluſt anderer auf Kojten des Staates. 
Nur die Patrimonialgerichte vermochte die feudale Partei 
nicht zu retten. 

In Würtemberg wurde die zur Vereinbarung einer 
neuen Verfaſſung 1849 einberufene Landesverjammlung, 
die es zu feinem Ergebniß gebracht hatte, im Jahre 1850 
aufgelöft und im darauf folgenden Jahre die alte Vers 
fafjung von 1819 einfach wieder in Kraft gejeßt. Die 
Grundrechte wurden aufgehoben mit alleiniger Ausnahme 
der Beſtimmung über Gleichberechtigung der Siraeliten. 

In Hefjen-Darmftadt ahmte Herr von Dalwigk das 
vom Herrn von Beuft gegebene Beilpiel nad). Ein neues 
Wahlgejeg mit Klafjenwahlen ward oetroyirt. Die 1848 
verfaffungsmäßig aufgehobene I. Kammer ward hergeitellt. 
Mit Hülfe der nach dem neuen Gejet gewählten II. Sammer, 
in der (zum Theil infolge der Stimmenthaltung der 
Demokratie) das Beamtenelement überwog, ſchaffte Herr 

6* 
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von Dalwigk die von dem Miniſterium Gagern eingeführte 
Bezirksverfaſſung ab, ebenſo die Gemeindeordnung von 1821, 
an deren Stelle ein Geſetz trat, welches die Ernennung der 
Bürgermeiſter in die Hand der Regierung legte. Nicht 
minder beraubte er die Kirchenvorſtände ihrer Selbſtändigkeit. 
Auch die Unabhängigkeit und das Anſehen des Inſtitutes 
der Rechtsanwälte taſtete er an, indem er deren. Entlaß— 
barkeit während der erſten fünf Jahre ihrer Amtsthätigkeit 
einführte, und endlich krönte er ſein Werk damit, daß er, um 
gleichſam auch ſymboliſch die völlige Abhängigkeit faſt aller 
gelehrten Berufsklaſſen von der Regierung zur Anſchauung 
zu bringen, den Gerichts- und Verwaltungsbeamten, den 
Geiſtlichen und Lehrern, den Rechtsanwälten und ſelbſt 
den Bezirksärzten eine Uniform vorſchrieb, die ſie jederzeit 
im Dienſte tragen müßten, wogegen ihnen das Tragen 
von Schnurr- und Kinnbärten durch Cabinetsordre vom 
22. März 1852 feierlich verboten ward. 

In Naſſau und Altenburg wurden die 1848 mit den 
Ständen vereinbarten Wahlgeſetze einſeitig aufgehoben. 

Unter denjenigen Verfaſſungsbrüchen, welche der wieder— 
hergeitellte Bundestag theil3 mit jeiner zweideutigen Autorität 
zu legitimiren verfuchte, theil$ von ſich aus hervorrief 
oder wohl gar erzwang, figurirt in eriter Linie die Auf: 
hebung der — nicht etwa unter den Stürmen des Jahres 
1848 improvifirten, jondern bereit3 feit 1831, alſo feit 
vollen 20 Jahren, in anerkannter und jegensreicher Wirk: 
ſamkeit bejtehenden — Furhejliichen Verfaſſung. Der alte 
Bundestag hatte niemal3 gewagt, an ihr zu rütteln; der 
neue erklärte jte in vielen Punkten für bundeswidrig und 
wies deshalb den Kurfürjten an (eine Weiſung, der dieſer 
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und fein Minifter Hafjenpflug natürlich auf das Bereit- 
willigite nachfamen), diefelbe abzuändern. So trat an die 
Stelle der Verfajjung von 1831 die oetroyirte von 1852, 

In Hannover und Mecklenburg waren es Beſchwerden der 
feudalen Nitterichaft, welche eine gewaltfame Aenderung der 
Verfafjung zumwegebradhten. Im Hannover war durch das 
neue Berfafjungsgejeg vom 5. September 1848 dem 
Adel das PBrivilegium der Mitgliedichaft nach eigenem 
Nechte in der Erften Kammer entzogen worden. Diejem 
Beichluffe hatte damals die Erjte Kammer felbft zugeftimmt, 
die zu jener Zeit noch voriwiegend aus Adeligen bejtand. 
Jetzt appellirte die Ritterſchaft an den wiederhergeitellten 
Bundestag wegen angeblicher Beeinträchtigung ihrer Nechte 
jowohl in dieſer Sache al3 auch bei der 1851 in's Leben 
gerufenen neuen Provinziallandichaftsordnung. Der alte 
Bundestag hatte fich 1837 für „incompetent“ erklärt, als 
die angejehenjten Corporationen des Landes wegen Ber: 
leßung der Verfaſſung jih an ihm wendeten; der neue 
Bundestag ging auf die Beichwerden der Nitterjchaft (Be- 
Ichwerden, die überdies nur von einer Minderheit der- 
felben erhoben wurden) bereitwilligit ein. Er jebte Die 
bannoveriiche Negierung zur Rede. Das Miniſterium 
Münchhaufen, welches das Miniſterium Stüve abgelöft 
hatte, wies die Einmiſchung des Bundestages zurüd, 
Darauf bezeichnete dieſer fünf Punkte in der hannoveriſchen 
Verfaſſung als „bundeswidrig”. Inzwilchen war König 
Ernit August am 18. November 1851 geftorben. Aber auch 
das von dejjer Nachfolger, Georg V., eingejegte Mintjterium 
Scheele juchte einer Detroyirung auszuweichen; e3 hoffte, 
die Kammern zu einer Nevijion der Verfafjung zu bewegen. 
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Dies mißlang, das Minijterium fiel, und nun fand fich 
ein Gabinet unter Herrn von Lütcken, welches dem Bundes- 
tage willfährig war, ja jogar diejen aufforderte, er möge 
der Negierung behülflich jein, „fich wieder zu Fräftigen.“ 
Der Bundestag, darüber hocherfreut, entjchied zu Gunſten 
der ritterjchaftlichen Bejchwerden und für Aufhebung der Ver- 
faffung von 1848 — „nöthigenfall3 auch auf einem andern, 
al3 dem darin vorgezeichneten Wege“. Vergebens erhoben 
ſich gegen dieſes Berfahren nicht blos die Wortführer des 
Liberaligmus in der Kammer, Albrecht, Ellijjen u. A., 
fondern auch der vormalige Minijter Stüve; die Kammer 
wurde aufgelöft; ein neues Miniſterium, an jeiner Spite 
Graf Borries, octroyirte die Verfaſſung vom 1. Auguft 
1855, die im Wejentlichen die Verfaſſung von 1840 war. 
Nur die verbejjerte Gemeindeverfaffung, das Geſetz wegen 
Aufhebung des Jagdrecht auf fremdem Grund und Boden 
und die Miündlichkeit und Deffentlichkeit der Rechtspflege 
jammt den Schöffengerichten blieben vor der Hand in Kraft. 

Vergebens verjuchten einzelne Gerichte, wie das zu 
Aurich, der Verordnung vom 1. August ihre Nechtsgültigfeit 
abzujprechen; es hatte die nur die Folge, daß durch eine 
Verordnung vom 7. Detober 1855 den Gerichten wie den 
Berwaltungsbehörden die umweigerliche Befolgung aller 
föniglichen Erlaſſe, gleichviel ob mit den Ständen ver- 
einbart oder nicht, auferlegt ward. Die Neaction ging 
weiter und weiter. Ein bejonderer Gerichtshof ward ein- 
gejeßt für Fälle der „Auflehnung“, worunter auch die 
Weigerung eines Beamten verjtanden war, einen verfafjungs- 
widrigen Befehl zu vollziehen. Politiſche und Preßprozeſſe 
wurden den Gejchworenen entzogen und an ein bejonderes 
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Gericht verwiejen. Das Necht der Urlaubsverweigerung 
ward auch auf Gemeindebeamte ausgedehnt; ja, als unter 
der verfafjungstreuen Dppofition in der Kammer von 
1856 fünf ehemalige Minijter erjchienen, ward bei den 
nächiten Wahlen auch diefen die Exrlaubnig zum Eintritt 
in die Kammer verjagt, objchon fie nicht mehr im activen 
Staat3dienjte waren. Die 1848 vollzogene Verſchmelzung 
der Domänen mit dem Staat3gut ward rücdgängig ge 
macht. Der Einfluß des Schagcollegiums auf die Controle 
der Finanzen ward beſchränkt. Die Unabhängigkeit der 
Beamten, auch der richterlichen, erfuhr jchwere Beein— 
trächtigungen. Zuletzt legte man auch Hand an die Ge- 
meindeordnung, die im reactionären Sinne revidirt wurde. 
Geſetze wegen Wiederaustritt3 der Nittergutsbefiter aus 
den Gemeinden und wegen Wiederheritellung des Jagdrechts 
erfuhren in der Zweiten Kammer wenigſtens Abjchwächungen. 
Mit Mühe rettete eben diejelbe die Schöffengerichte, die 
ſich trefflich bewährt Hatten und dem Volke lieb geworden 
waren. Doch Eonnte fie eine Beichränfung ihrer Competenz 
jo wie derjenigen der Gejchworenengerichte nicht verhindern. 
Bolitiiche Verfolgungen fanden jtatt, welche indeß theilweije 
(wie die gegen Pland) an der Unabhängigkeit der oberen 
Gerichte ſcheiterten. 

Die medlenburgische Verfafjungsfache war. nach Auf- 
löjung der Union ganz in die Hände der großen Cabinette 
und namentlich des preußiichen gekommen. Per König 
von Preußen jchlug vor, diejelbe durch ein Schiedsgericht 
zu erledigen. Der Großherzog. von Schwerin, cin wohl 
geſinnter Fürſt, der - aber der allgemeinen reactionären 
Strömung nicht zu widerjtehen vermochte, willigte ein. Er 
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wählte zum Schiedsrichter den König von Hannover, die 
Nitterfchaft den König von Preußen. Erſterer bejtellte als 
feinen jachfundigen Bertreter den Geheimen Rath von 
Scheele, Teisterer den PVicepräfidenten des Berliner Ober: 
tribunal3 Dr. Göße; dieſe beiden erforen als Obmann 
den Bräfidenten des fönigl. ſächſ. Oberappellationsgerichtes, 
Herrn von Langenn. Im Freienwalde fanden die Sikungen 
diejes Schiedsgericht statt. Daſſelbe entichied: „Das 
Staatögrundgejeß von 1848 und die Aufhebung der alten 
Stände fei nichtig, und der Großherzog jet verbunden, 
wieder einen Landtag nach dem Erbvergleih von 1755 
auszujchreiben." Diefer Landtag trat zuſammen; aber, jtatt 
die von der Negierung befürwortete, von den feudalen 
Ständen jelbit im Jahre 1848 als nothwendig anerkannte 
Neform der Verfaffung von 1755 vorzunehmen, juchte 
er vielmehr auch in allem Uebrigen die vormärze 
lichen Zuſtände herzuftellen, jo zumal in Betreff der 
bäuerlichen Verhältniſſe. Auch) die Negierung lenkte 
allmälig in die Bahnen der Reaction ein. Dem ver- 
juchten Einjchreiten des oberſten Gerichts gegen politijche 
Berfolgungen ward auch hier, wie in Hannover, auf dem 
Berordnungswege entgegengetreten; jtrenge Maßregeln gegen 
die Preſſe und die Vereine brachten zuleßt jede Oppoſition 
zum Schweigen. 

Auch in den Freien Städten Hamburg, Bremen, 
Frankfurt aM. fanden Verfaſſungsänderungen im  reac- 
tionären Sinne ſtatt — theil® unter directer Mitwirkung 
des Bundestages, theil3 infolge von Drohungen jeitens 
der beiden großitaatlichen Regierungen. 

Was diefe beiden Großſtaaten ſelbſt betrifft, jo trat 
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in Oefterreich die oetroyirte Geſammtverfaſſung vom 4. März 
1849 niemal3 wirklich in's Leben. Der Reichstag war 
und blieb aufgelöft; es ward fein neuer mehr berufen. 
Eine Zeit lang beitand noch die Verfafjung auf dem 
Papiere fort; am legten Tage des Jahres 1851 ward fie 
fürmlich aufgehoben. Bon Neuem begann nun ein ftreng 
bitreaufratiiche® Negiment. Und diefes Regiment verlor 
dadurch nichts von feiner Härte, daß an der Spibe der 
Verwaltung al3 Minifter des Innern nicht etwa ein Mann 
der alten Schule ftand, jondern vielmehr ein Emporkömm— 
fing aus den Märztagen 1848, einer der damaligen Wort- 
führer der Oppofition, Einer, der das Syſtem Metternich 
hatte jtürzen helfen, der ehemalige Advocat Alerander Bach. 
Schon bald nad) den Märztagen hatte Bach mehr und 
mehr eine conjervative Richtung eingeichlagen. Das 
Cabinet DoblHoff-Wefjenberg, welches am 10. Juli 1848 
an die Stelle des Cabinets Pillersdorff trat, fand für 
zweckmäßig, durch das Talent und den Namen des damals 
noch immer populären Mannes fich zu verjtärfen. Die 
Detoberrevolution hatte die Auflöjung diejes Cabinet3 zur 
Folge; allein auch in dem neuen Cabinette Schwarzenberg- 
Stadion erhielt Bach wieder die Stelle eines Juſtizminiſters. 
Als bald darauf Stadion in Geiltesjtörung verfiel, über: 
nahm Bach (am 28. Juli 1849) das Mintjterium des 
Innern. Ein Mann von großer Energie, führte er den 
Gedanken der Gentralijation des öſterreichiſchen Geſammt— 
ſtaates, den er ſich völlig angeeignet, mit rückſichtsloſer 
Schärfe durch, und, da dies unter den gegebenen Verhält- 
nijjen nur mit den Mitteln und auf den Wegen des Ab— 
jolutismus möglich jchien, jo ward Bach Abjolutift troß 
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feiner liberalen Bergangenheit. Mit einem bedeutenden 
administrativen Talente begabt, organifirte er eine jtraffe, 
bureaukratiſch centralifirte Verwaltung. Die Selbitregierung 
der Gemeinden, wozu Bach jelbit noch) 1849 den Anjtoß 
gegeben, fand im Rahmen diejes bureaufratiichen Mecha- 
nismu3 nur noch einen äußerſt bejchränften Naum. 
Dagegen hielt Bach) an der Durchführung der agrariichen 
Reformen, welche das Jahr 1848 angebahnt hatte, 
in3bejondere an der Entlaftung des bäuerlichen Grund= 
bejiges von feudalen Laſten feit. 

Nicht blos die ſämmtlichen deutjchen Bundesländer 
Oeſterreichs wurden in dieſe abjolutiftiiche Schablone ein- 
bezogen, jondern auc Italien und Ungarn. Italien war 
ichon vor 1848 fast ganz abjolutijtijch regiert worden ; Ungarn 
dagegen mit jeiner altherfömmlichen, auf eine faſt unbe— 
ſchränkte Selbitverwaltung (freilich im arijtofratiichen 
Sinne) begründeten Comitatsverfajjung' hatte von einer der— 
artigen bureaufratiichen Gängelung bisher nicht? gewußt. 
Allein es wurde, gleichwie Italien, al3 ein mit Waffen- 
gewalt erobertes Land behandelt. Durch die Revolution 
von 1848 jei, jo erflärte man von Wien aus, jeine 
althiitoriiche Verfaſſung jammt allen daraus fliegenden 
Rechten „verwirkt”. 

In Preußen war die am 5. Debr. 1848 octroyirte 
Berfafjung, gemäß dem damals gegebenen Verſprechen, 
einer in zwei Stammern getheilten Sandesvertretung, 
hervorgegangen aus eben jener Berfajjung, zur „Reviſion“ 
unterbreitet worden. Dieje Landesvertretung hatte aber 
ihon bald eine veränderte Gejtalt befommen. Nach 
Auflöfung der Kammern am 26. April 1849 erſchien 
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ein neues, octroyirtes Wahlgejeß, welches die Zuſammen— 
jegung der zweiten Sammer auf das’ Dreiklaſſenſyſtem 
gründete. Die demofratiiche Partei fand es unverträglich 
mit ihrem Princip, nach einem nicht verfafjungsmäßig zu 
Stande gefommenen Wahlgefege zu wählen; fie enthielt 
jih der Stimmabgabe. Die Folge war, daß die liberale 
Partei in der Sammer in die Minorität verjeßt ward, die 
conjervative das Webergewicht erhielt. Diefes Verhältniß 
ward mit der wachjenden Stärke der Reaction und mit der 
zunehmenden Ermattung im Volke immer ungünjtiger für 
die liberale Sache. Die Menge der Beamten, welche fich 
in die Klammer drängten und daſelbſt cine der Regierung 
faft blindlings folgende Phalanx bildeten, rechtfertigte den 
Namen der „Landrathsfammer*, womit die Volksſtimme 
auf lange hin das preußiiche Abgeordnetenhaus belegte. 
Die vorbehaltene „Reviſion“ der PVerfajfung von 
1848 war beim Erlaß der leßteren al3 ein der liberalen 
öffentlichen Meinung gemachtes Zugeſtändniß betrachtet 
worden: jetzt gejtaltete fich Ddiejelbe zu einer Wendung im 
gerade entgegengejegten Sinne. Die fiegreiche Reaction 
juchte aus der Verfaſſung vom 5. Dechr. nach Möglichkeit 
auszumerzen, was darin noch) an die Bewegung des 
Sahres 1848 erinnerte. Nach langen Berathungen war das 
Reviſionswerk endlich jo weit gediehen, daß die jo umgejtaltete 
Verfafjung dem Könige zur Genehmigung vorgelegt werden 
fonnte. Allein der König  verjagte diefe Genehmigung, 
bezeichnete vielmehr eine ziemliche Anzahl von Punkten in 
der Berfafjung, welche noch abgeändert werden müßten, 
bevor er fie durch jeine Unterfchrift zum Grundgeſetze des 
Landes erheben und mit jeinem Eide befräftigen könne. 
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Abermals gingen die Kammern an's Werl. Endlich, am 
6. Februar 1850, fand die feierliche Beſchwörung der, 
unterm 31. Januar verfündigten, Verfajjung jtatt; aber 
auch jet noch jtellte der König im einer Nede vor den 
Kammern den Gewifjensvorbehalt: er Hoffe, daß man es 
ihm „möglich“ machen werde, mit diefer Berfajjung zu 
regieren. „Denn,“ fügte er Hinzu, „in Preußen muß 
der König regieren.” Sein Wahlipruch fei, jagte er: „ein 
freies Wolf unter einem freien König!” 

Auch nach diefer Verkündigung und Beſchwörung der 
Verfaſſung hörte indeß das Nütteln daran nicht auf. Im 
Gegentheil wurde dafjelbe von der feudal=abjolutiftiichen 
Mehrheit in beiden Kammern, unter Zulaffung, wenn nicht 
Förderung ſeitens der Negierung, immer beharrlicher fort- 
gelegt. Insbeſondere verfielen diefem Schiejal die Beſtim— 
mungen über Bildung und Zujammenfegung der Erjten 
Kammer (die Schließlich faſt gänzlich in das freie Ermefjen 
des Königs gejtellt, daneben aber auf feudale Grundlagen 
zurücgeführt wurde), über Errichtung von Fideicommijjen, 
die, entgegen den Vorjchriften der Verfafjung, wieder ge 
ftattet wurden), über die Competenz der Gejchworenen bei Ab- 
urtheilung von Hochverrath und ähnlichen Verbrechen (die 
bejeitigt ward,) iiber die Gemeinder, Bezirks- und Provinzial: 
verfafjung (rücfichtlih) deren die Verfaſſung werthvolle 
Garantien enthielt, welche jet in Wegfall kamen), über 
die Unabhängigkeit des Nichteritandes (welche bedenkliche 
Beichränfungen erfuhr), u.a. m. Auch die Gemeindeordnung 
von 1850 ward wieder bejeitigt, die gutSherrliche Polizei⸗ 
gewalt auf dem Lande hergeftellt. 

Den Ultras auf der Rechten genügten jedoch ſolche ein— 
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zelne Aenderungen der Verfaſſung nicht. Sie dachten alles 
Ernjtes an die Möglichkeit, die ganze Verfaſſung wieder 
umzuftürzen, Es follte das nicht offen, im geraden Wege 
der einfachen Rückkehr zum Abjolutismus, gejchehen — ein 
Anfinnen diefer Art, da3 von Wien aus an die preußiiche 
Negierung im Herbjt 1851 ergangen war, hatte Ießtere ab— 
gewieſen — wohl aber wollte man unter dem Scheine eines 
„Aus- oder Umbaues der Verfafjung” das Gleiche erreichen. 
Man jprach von einer „ungefchriebenen Verfafjung“, die älter 
jet, als die .„geichriebene”, und die darum über dieſer ftehe. 
"Darunter . verjtand man die alten, vorwiegend feudal 
zujammengejegten Provinzial: und Streisftände (welche Herr 
von Manteuffel in der That bereit3 wiederhergeitellt Hatte), 
‚mit einem Worte: die SHerrichaft des Junkerthums. 
Man wollte das conftitutionelle Syitem in das alt- 
jtändifche rückbilden, an die Stelle der Verfaffung, welche, 
al3 ein Vertrag, den König band, einen bloßen „Freibrief“ 
jeßen, den der König nach eigenem Ermeſſen feſtſtellen, 
‘auch wohl, wenn er e3 für nöthig fände, widerrufen könnte. 
Marcus Niebuhr, der Sohn des großen Geſchichtsſchreibers, 
der .neuejte Vertraute des Königs, ein leidenichaftlicher 
Anhänger der Theorie eines Ludwig von Haller, brachte 
einen ganzen fertigen Plan jolcher Art zu Anfang des 
Sahres 1852 im Auftrage de3 Königs nach Yondon; der 
‚König wollte das Gutachten Bunſens, auf dejjen Rath er 
noch immer viel zu geben jchien, darüber hören. Bunjen 
rieth dringend ab. Er beichwor den König, von einem 
Plane abzuftehen, der unvereinbar jet mit dem vom König, 
geſchworenen Eide, mit jeinem dem Volke vor und nach der 
Revolution 1848 feierlich, vor ganz Europa, verpfändeten 
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Worte. Bunjen war tief erichroden, zu jeher, in welche 
Wege die Umgebung des Königs diejen hineinzuziehen ver- 
juche. Doch hoffte er, „diefe Pläne würden jcheitern an 
der Gewiſſenhaftigkeit des -Königd und an dem treuen 
Nathe des Prinzen von Preußen.“ 

Sn Preußen felbft bildete ſich damals, gegenüber jener 
feudalsabjolutijtiichen Coterie, vorzugsweile aus Männern 
in höheren jtaat3männijchen und diplomatischen Stellungen, 
Männern wie Ujedom, Bourtalds, Golt, Bethmann-Hollweg, 
«ine neue Partei, die jogenannte „altpreußijche”. Sie waren 
treue Anhänger des Königthums, und um jo treuere, al? 
fie dafjelbe nicht auf das morjche Getrümmer überlebter, 
mittelalterlich = feudaliftiicher Einrichtungen und auf Die 
Sonderinterefjen einer Heinen bevorzugten Minderheit, viel- 
mehr auf den breiten Boden des allgemeinen Volksthums und 
auf den altpreußijchen Geift eines vernünftigen, zeitgemäßen 
Fortſchritts feit zu gründen ſuchten. Ihr Organ in der 
Preſſe ward das „Preußiiche Wochenblatt“. 

Auch die Liberale Partei kämpfte im preußifchen 
Abgeordnetenhaufe gegen die täglich Fecfer werdende Reaction 
noch immer tapfer an und erjegte eine Zeit lang durch 
das Anjehen, die geijtige Ueberlegenheit und die Schlag- 
fertigfeit ihrer Wortführer, eines Binde, Simjon, A. von 
Auerswald u. A., was ihr an Zahl ihrer Anhänger 
gebrach. Allein fie vermochte den unglüclichen Verlauf, 
den die Dinge je länger je mehr nahmen, nicht aufzu— 
halten. Ihre Führer jelbit, an jedem Erfolg verzweifelnd, 
traten zulegt vom parlamentariichen Schauplafe ab. 
Die Feudalpartei, an ihrer Spige ein Stahl, dejjen kluger 
Führung und dejjen bejtechender Beredjamfeit die ſtolzen 
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märfijchen und pommer'ſchen Sunfer ſich beugten, objchon 
er ein Bürgerlicher und von Haus aus ein Jude war, 
beherrichte vollfommen den König und die Regierung. 

Auf den deutichen Volksgeiſt übte die beinahe über 
alle deutjche Länder verbreitete, von der neuen Bundes— 
behörde ſelbſt planmäßig geförderte Neaction die ver: 
derblichiten Wirkungen. Vieler aufrichtigen Patrioten 
bemächtigte fich eine tiefe Verſtimmung, Entmuthigung, ja 
theilweije Verzweiflung an der Zukunft Deutjchlands. 
Einzelne — Männer aus den beiten Streifen der Gejellichaft 
und von feiner materiellen Noth getrieben — wandten mit 
ichmerzlichen Gefühlen dem alten Baterlande den Rüden 
und juchten jenjeit3 des Oceans, in dem freien Nord» 
amerifa, eine neue Heimath. Andere, und auch Jolche 
von nichts weniger als excentriicher Gefinnüng oder über- 
Äpannter Empfindung, erwarteten und hofften nur noch) 
von einer neuen Nevolution, von einem MWechjel der 
bejtehenden Regierungsform oder der an der Spitze jtehenden 
Perjönlichkeiten eine Verbeſſerung der vaterländiichen 
Zuſtände. Was mußte geichehen jein, wenn jelbjt ein 
Mann wie Gervinus nahezu gänzlich der Monarchie abjagte 
und ein Republifaner wurde! Cr befannte fich als jolcher 
ziemlich offen in jeiner „Einleitung zur Gejchichte des 
19. Jahrhunderts.“ Es ward ihm darüber in Baden der 
Prozeß gemacht; in eriter Injtanz ward er verurtheilt, in 
zweiter freigeiprochen. 

Wenn jo die befjeren Elemente fich angewidert und 
erbittert von dem verblendeten Treiben der fiegreichen 
Reaction abwendeten, jo wurden dagegen durch eben dieſes 
Treiben vielfache Keime des Schlechten in anderen Schichten 
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des Volkes genährt, entfaltet und zu giftigiter Frucht 
gereift. Das von oben her gegebene Beilpiel des Geſetzes— 
bruch mußte nothwendig nach unten hin den Sinn für 
Gejeglichkeit abjtumpfen. Inden man die politiichen Ge— 
wijien entweder durch Gewalt zwang, oder durch Ver— 
führung betäubte, loderte man damit unausbleiblich auch 
die moraliiche Gewijjenhaftigfeit. Die niedrigiten Leiden— 
Ichaften, Eigennug, Verkäuflichkeit, Selbjtwegwerfung, 
wucherten empor unter der heuchlerijchen Maske jogenannter 
„guter Geſinnung“. Ein jchamlojes Denunciantenweſen 
drängte fic) an die Machthaber, die Beamten, die Gerichte, 
und leider fand dajjelbe nur zu Häufig gemeigtes Gehör. 
Der Proz Walde mit feinen Goedſche, Ohm u. A. 
und der Ladendorfiche Prozeß in Preußen, der Prozeß 
Wiggers-Dornblüth in Medlenburg brachten jchauerliche 
Enthüllungen über das maßloſe Unweſen geheimer Spionage, 
gemeiner Angeberei und faljchen Zeugniſſes. Die harmloje 
Gejelligkeit, das Vertrauen von Freund zu Freund, ja jelbit 
die Heiligkeit des Familienlebens wurde von dieſem im 
Dunkel jchleichenden Feinde bedroht. Die feile Geſinnungs— 
[ojigfeit, um jich nach oben beliebt zu machen, oder auc) 
um der Berantwortlichkeit für die eigene Vergangenheit fich 
zu entziehen, verleugnete, ja verrieth ungejcheut die früheren 
PBarteigenojjen. Aus rothen Demokraten und Nepublifanern 
wurden über Nacht jehr loyale Leute, die jich num erfrechten, 
PBatrioten und Liberale zu jchmähen und zu verdächtigen. 
Bon obenher ward dieſes Nenegatenthum und dieſes 
Denumciantenwejen begünjtigt und ermuntert. Die in vielen 
Ländern üblichen „Conduitenlijten“ der Beamten wurden 
aus Zeugniſſen amtlicher Tüchtigfeit, was te eigentlich 
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nur jein jollten, in Zeugniſſe der guten oder schlechten 
„Sefinnung” verwandelt. Gensd'armen wurden mit der 
Ueberwachung de3 politischen „Wohlverhaltens“ der Mit: 
glieder von Stadtraths- und Stadtverordnetencollegien 
betraut. In Dresden entjitand unter dem Beuft’ichen 
Negimente das berüchtigte „Schwarze Buch“, ein Verzeich— 
niß aller der :Berjonen in ganz Deutjchland, welche durch 
ihr öffentliches Wirken im liberalen oder nationalen Sinne 
die Tseindichaft und den Argwohn der Männer der Reaction 
auf ich gezogen Hatten. Dafjelbe war von einem oder 
einigen höheren Polizeibeamten zufammengeftellt und wurde 
unter dem Siegel tiefiten Geheimnijjes an alle Regierungen 
verjandt, um ihrer beionderen Beachtung jene verdächtigen 
Verfönlichkeiten zu empfehlen. Geheime Zuſammenkünfte 
von Organen der politischen Polizei aus ganz Deutjchland 
wurden veranjtaltet, um ein gemeinfames ſyſtematiſches Vor— 
gehen in der Verfolgung aller freieren Ideen und ihrer 
Träger zu verabreden. Um auch ſymboliſch den Hohen 
Werth des Inſtituts der Polizei anzudeuten, ließ ein 
mitteljtaatlicher Minifter des Innern ſich neben feiner 
gewöhnlichen Staat3uniform eine bejondere Uniforn als 
Chef der Polizei fertigen und hielt in diejer, gleich einem 
Feldherrn, fürmliche Nevue über das Heer feiner Polizei— 
mannjchaften. Nur da, wo fie wirklich dem Gejege Achtung 
verschaffen wollte, war dieje Polizei machtlos — gegenüber 
dem Junkerthum. Als der Berliner Bolizeipräftdent 
von Hindeldey die Spielfäle jchliegen wollte, in Denen die 
„goldne Jugend“ des Landes dem verbotenen Hazardipiel 
fröhnte, ward er von Einem aus deren Mitte zum Duell 
gezwungen und erichofjen; jein Gegner ward begnadigt. 
8. Biedermann, Dreißig Jahre deutſch. Geſch. IL 7 
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Wider die Liberalen dagegen wurden polizeiliche Maß— 
regeln aller Art ungefcheut und rückſichtslos in's Werk 
geſetzt. Das Paßſyſtem ward benußt, um die politiich „Ver— 
dächtigen“ in ihrer freien Bewegung zu beichränfen. 
Liberalen Wortführern wurde — gleich wie bejtraften 
Dieben oder Bagabunden — die Austellung von Paßkarten 
und die Viſirung von Päſſen zur Neije in andere Länder 
verfagt.*) Das Briefgeheimnig war nicht ficher. Anſtellungen 
im Staatödienjte wurden nach der politischen Richtung, 
nicht nach Fähigkeit und Tüchtigfeit des Bewerbers verliehen 
oder verweigert. Bei der Beitätigung oder Nichtbejtätigung 
von Gemeindebeamten entjchted ebenfall3 die Partetitellung. 
Um ganze Ort- und Landichaften dem von oben her 
beliebten Syfteme geneigt zu machen, wurden Begünjtigungen 
von Staatswegen nicht geipart. Mit Beflijjenheit fürderte 
man die materiellen Intereſſen einer Bevölkerung, um 
ihren Sinn von den politischen abzulenken. 

Bis in die Landtagsjäle hinein drang dieſe plans 
mäßige Eimwirfung auf die Weberzeugungen. Um eine 
Kammermajorität für die Bewilligung einer bedeutenden 
Summe zu gewinnen, welche aus der Staatzfajje in die 
Taſchen der Rittergut3befiger fließen jollte, ward unmittel- 
bar vor der betreffenden Kammerſitzung ein leckeres Früh— 
jtüf in den Räumen des Ständehaufes jelbit dargeboten. 

Sp war das ganze Staat3leben von den Miasmen 
einer politiich-moraliichen Verderbniß und Fäulniß ergriffen 
und durchſetzt, welche auf lange hin der Ueberzeugungs— 


) Senes nad) der Erfahrung eines Bekannten des Verfaſſers, 
dieſes nach einer des Verfaſſers jelbit. 
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treue, dem Mannesmuthe, der Nedlichkeit und Uneigen— 
nüßigfeit im öffentlichen Leben jchweren Abbruch that, die 
iDealeren Negungen des Volksgeiſtes ertödtete oder doch 
Ihwächte und an ihre Stelle die gemeine Berechnung 
perjönlicher Vortheile, eigenfüchtiger Standes- und Sonder: 
interefjen ſetzt. Wenn man über den Materialismus 
umjerer Zeit klagt, jo vergeffe man nicht, wie viel dazu jene 
Reaction der fünfziger Sahre beigetragen hat! 

Mit der politiſchen Reaction ging eine firchliche Hand 
in Hand. In dem Bewegungsjahre 1848 hatten die politiich 
Freiſinnigen, auch ohne Rückſicht auf ihre eigene religiöfe 
Richtung, von einem allgemeinen Standpunkt aus für Ge— 
wiſſens- und Gultusfreiheit gefämpft. Das Frankfurter 
Parlament hatte diejen Grundjaß in die „Deutichen Grund» 
rechte” aufgenommen, und auch in manche Einzelverfafjungen 
(3. B. in die preußiiche) war er übergegangen. Es war 
nur conjequent, wenn die Neaction, indem fie die ganze 
Gejeßgebung des Jahres 1848 gründlich wieder zu bejeitigen 
unternahm, auch an dieſes Princip der Glaubensfreiheit 
die Art legte. Die „Freien Gemeinden” und die „Deutjch- 
fatholifen” traf diefer Rückſchlag zuerjt und am ftärkiten. 
Es war für fie nicht günltig, daß mehrere ihrer hervor— 
ragenden Leiter ſich Fopfüber in die politiiche Bewegung 
de3 Jahres 18348 geftürzt, dag Uhlich in der preußiichen 
Nationalverfammlung weitgehende Anträge im demofratijchen 
Sinne geitellt, daß Nonge in Frankfurt während des Par- 
laments den Apostel des Radicalismus in Weinftuben 
gemacht hatte Auch Hatten einzelne diejer Gemeinden 
fich eingeltandenermaßen nahezu jedes pojitiv religtöfen 
Charakters entäußert. Allein die Reaction unterjchted nicht: 
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die deutichkatholiichen und die Freien Gemeinden wurden 
insgeſammt, mindeltens in Preußen, allen möglichen polizet= 
(ichen Pladereien und Beichränfungen unterworfen, manche 
aufgelöft, andere zur Selbjtauflöfung, ihre Leiter und An— 
hänger zum Theil zur Auswanderung getrieben. 

Ein zweiter Punkt, gegen welchen die wieder über— 
mächtig gewordene Orthodorte ihre Angriffe richtete, war 
die Union. Auf der VBerjammlung von Vertretern aller 
proteitantijchen deutjchen Kirchen (der „Eifenacher Kirchen 
conferenz“) von 1852 erlitten dieje Beitrebungen noch eine 
Niederlage, weshalb die jpecifiich lutherischen Regierungen 
fih in einer befondern „Dresdner Conferenz” zuſammen— 
thaten. Im Preußen dagegen gelang es den beharrlichen 
Bemühungen namentlich Stehls, in dem am 29. Sunt 1850 
errichteten Oberfirchenrathe das Brineip der Sonderung 
der Bekenntniſſe und jpeciell die jcharfe Betonung des 
lutheriſchen Bekenntniſſes dergejtalt zur Geltung zu bringen, 
daß an einer völligen Zerjtörung der vom König riedrich 
Wilhelm IH. 1817 geitifteten Umton der Lutheraner und 
der Neformirten wenig fehlte. Es bedurfte eines bejonderen 
föniglichen Erlajjes (vom 12. Juli 1853), um die deshalb 
unter Geijtlihen und Laien entjtandene Beunruhigung 
einigermaßen zu bejchwichtigen. 

Aber Stahl begnügte ſich damit nicht. Im einer 
Nede, die er 1855 im „Evangelischen Vereine” zu Berlin 
vor dem Hofe und einer großen, anjehnlichen Berfammlung 
hielt, erflärte er die „Zoleranz” für „ein Kind des Un— 
glaubens“, die Forderung der Gewiljensfreiheit für „einen 
Theil jenes Wirkens der Zeritörung und Umwälzung, 
welches die moderne Wijjenjchaft bezeichne und die Ruhe 


Europas bedrohe.* Ihm zufolge hatte die „chriftliche 
Obrigkeit” die Pflicht, „ſelbſt pofitiv gläubigen Secten der 
Ehriftenheit”, wenn fie außerhalb der Lutherijchen Kirche 
Itänden, keineswegs ohne weiteres das Recht der freien 
Religionsübung zu gewähren. Und folche Ansichten fanden 
in weiten Streifen nicht blos der Firchlich Strenggläubigen, 
jondern auch der politisch Conjervativen, bejonders in der 
höheren Gejellichaft, Anklang und Beiftimmung! 

Die Ausbildung einer jelbjtändigen Verfaſſung für 
die protejtantijche Kirche, zu der man vor 1848 hier und 
da einen Anlauf genommen, war in's Stoden gerathen 
- und ward auch jelbjt in Preußen (troß der tn der preußiichen 
Verfaſſung enthaltenen diesbezüglichen Zulage) nicht wieder 
in Angriff genommen. Dagegen eritanden in dem neuen 
Dberfirchenrath zu Berlin und in ähnlichen Organen in 
andern protejtantijchen Ländern bureaukratiſch-hierarchiſche 
Behörden, welche im Namen der Kirche und mit den welt- 
lichen Mitteln des Staates den Geijtlichen, den Gemeinden, 
den Einzelnen die Normen des Glaubens und des Cultus 
vorjchrieben und Diejen Anſpruch des „getitlichen Amtes“ 
bisweilen jo weit ausdehnten, daß Leſſings Wort von den 
„neuen Päpſten in der proteitantiichen Kirche” abermals 
zur Wahrheit geworden jchten. Vergebens mahnte der, Doch 
gewiß echt fromme und Firchliche Bunfen in feinen „Zeichen 
der Zeit” (1855) an die Nechte der Gemeinden und an 
die Nothwendigfeit eines Aufbaues der Kirche von unten 
herauf: es war das die Stimme eines Prediger in der 
Wüfte Im den meilten protejtantijchen deutjchen Ländern 
ward das ganze Firchliche Leben von oben her durch eine 
halb geiitliche, Halb weltliche Gewalt reglementirt. Wie 
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Stahl und jeine Gefinnungsgenojjen im Berliner Ober: 
firchenrath, jo übten in Mecklenburg ein Kliefoth, in Bayern 
ein Harleß und anderwäts wieder Andere einen faſt ſchran— 
fenlofen Einfluß. Die untere Geiftlichfeit ward entweder 
auf Bajtoraleonferenzen durch das gewichtige Anjehen und 
die dictatorische Haltung ihrer Vorgejegten eingeſchüchtert, 
oder auch mit der vollen Strenge einer jchonungslojen Kir- 
chenzucht bedroht. Selbit ein jo aufrichtig religiöfer Mann, 
wie Baumgarten in Rojtod, ein Schüler Schletermachers, 
entging der Amtsentjegung nicht. 

Eine trübe Mischung von Kirchlichem und Weltlichen 
fand allerwärt3 jtatt. Der jog. „hriftliche Staat” half 
dem überjtrengen Stirchenthum die Gewijjen im Getjtlichen 
binden und ließ fich für diejen Dienit dadurch belohnen, 
daß eben dieſes Kirchenthum ſeinerſeits der politiichen 
Neaction die Unterjtügung ſeines Anſehens lieh. 

Ein Hauptabjehen der Drthodorie ging auf Die 
Herrichaft über die Schule. Wie gegen unbotmäßige 
Geiftlihe, jo ward gegen jolche Lehrer, die fich den 
Anfprüchen der Hierarchie nicht fügen wollten, der 
weltliche Arm des Staates aufgeboten. Unter deneıt, 
welche diejer Verfolgung erlagen, war auch ein Veteran 
der Pädagogik, Diejterweg. Er war jchon dem Minijterium 
Eichhorn mißfällig gewejen; 1850 ward er in den Ruhe— 
ſtand verjeßt. 

Den bejonderen Argwohn der Orthodorie zogen die 
eben damals ins Leben gerufenen „allgemeinen deutjchen 
Lehrerverſammlungen“ auf jich, bei denen die Interejjen der 
Schule und der Lehrer öffentlich erörtert wurden. Den preußi- 
chen Lehrern ward der Bejuch diejer Verſammlungen verboten. 
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Allein die Orthodoxie begnügte fich nicht mit folchen 
einzelnen Erfolgen: ihr war e8 um eine grundfäßliche Um— 
geitaltung der Schule in ihrem Sinne zu thun. Zunächft 
jeßte fie ihre Hebel bei der Volksſchuſe an. Sie wußte 
den jtaatlichen Gewalten einzureden, daß eine zu weit _ 
getriebene Geijtesbildung das Volk nur unfügjam und auf- 
läjlig mache und daß das einzig wirkſame Mittel dagegen 
in einer Stärkung des firchlichen und Zurücddrängung des 
modern weltlichen Elementes im öffentlichen Unterrichte 
beitehe. Im Preußen gelang es ihr, unter dem Gultus- 
minifter von Naumer jene Stiehl’ichen „Regulative“ 
von 1854 durchzujeßen, welche den religiöfen Lehritoff 
der Bolfsichule (und zwar vorzugsweile in der Form 
mechantichen Auswendiglernens) unverhältnigmäßig er: 
weiterten, die andern Gegenjtände des Unterrichts ent: 
Iprechend beichräntten. 

Aus den mittleren und höheren Schulen hätte Die 
Orthodoxie am liebſten das Studium unferer großen 
Claſſiker, die ihr nicht chriftlich genug waren, verdrängt. 
Hatte doch Stahl den Dichter des „Nathan“ wegen der 
darin empfohlenen Toleranz hart verklagt! Für dag ganze 
Gebiet des Forſchens und Lehrens endlich, alſo auch für 
die oberjten Stätten des Willens, die Univerfitäten, gaben 
die orthodoren Ultras die Lojung aus: „Die Wiljenjchaft 
muß umkehren!“ Das freie Denken follte aufhören; die 
Wiſſenſchaft jollte ſich bejcheiden, von weltlichen und geijt 
lichen Autoritäten angewielen zu werden, was jie für wahr 
annehmen und lehren diirfe, was nicht. Wohin man da— 
mit fommen würde, zeigte jpäter recht handgreiflich ein 
fanatijcher Eiferer eben dieſer Richtung, jener Prediger 
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Knak, welcher alles Ernites verlangte, die chrijtliche 
Welt folle der Entdeckung Galilei's abjagen und dem 
Ausipruche des Alten Teſtaments von der Bewegung der 
Sonne um die Erde jich blindlingS wieder unterwerfen. 
Wenige Theile des protejtantischen Deutjchland blieben 
von dieſer rückläufigen Bewegung, die ihren Einfluß auf 
alle Gebiete des Lebens wie der Bildung auszudehnen 
juchte, gänzlich unberührt. In Thüringen und jpeciell in 
dem kleinen Jena fanden die freieren Richtungen nad) 
wie vor Schuß und Pflege. In Tübingen widerjtand 
die Baur’iche Schule mit ihrer jtreng wiljenjchaftlichen 
Exegeſe dem orthodoren Anſturm. Auf den meijten 
Univerfitäten aber nahm die Orthodoxie von einem Lehr: 
ſtuhl nach dem andern Beſitz und jchüchterte durch ihr 
entichiedenes Auftreten die wenigen Andersdenfenden der: 
gejtalt ein, daß fie einen offenen Widerjpruch und Kampf 
nicht wagten. Der alte Nationalismus hatte fich über— 
lebt und war durch manche Uebertreibungen jeines Princips, 
wie fie 3. B. im den „Freien Gemeinden“ mehrfach hervor— 
getreten, um jeinen Credit gebracht worden. Die Ab- 
wendung von ihm und das gefliffentliche Zurichautragen einer 
entgegengejeßten, insbeſondere einer äußerlich firchlichen Ges 
finnung (nicht felten ohne tiefere Neligiofität), ward zu 
einer Art von Modejache nicht bloß in der vornehmen Ge— 
jellichaft, Sondern auch.in manchen Kreiſen des Bürgerthums. 
Eine kleine Zahl angejehener, in höheren geijt- 
lichen Stellen oder in afademijchen Lehrämtern befindlicher 
Theologen, meiſt der Schleiermacher'ichen Nichtung ange- 
hörig, gleich weit entfernt von der Beengtheit hierarchiich- 
orthodorer Beitrebungen, wie von Falter Verſtandesauf— 
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Klärung, juchte eine wahrhaft innerliche, auf freier Ueber- 
zeugung ruhende Neligiofität zu weden und zu nähren. 
Ihr Organ in der Preffe war „Der Proteſtant“ in Berlin. 
Mehs noch, al3 die protejtantiiche Orthodorie, gewann 
bei der allgemeinen Reaction die Fatholifche Kirche. Sie 
hatte das im Sahre 1848 zur Geltung gefommene Princip 
der Lehrfreiheit und der Unabhängigkeit der Kirche vom 
Staate beiten acceptirt und verwerthet; fie benußte jeßt 
die entgegengejeßte Strömung, um den Regierungen und 
den tonangebenden Kreiſen die Nüblichkeit und Nothwendig— 
feit einer jo umerjchütterlichen Autorität vorzuftellen, wie 
nur die katholiſche Kirche fie biete. Ste fand dabet eine 
Art von moralijcher Unterftüung an der jtrengeren Richtung 
im Brotejtantisinus, welche nicht ohne Neid auf jene 
unantaftbare Autorität der Fatholiichen Kirche hinblickte. 
Weder ein Stahl noch ein Leo verhehlten die Bewunderung, 
die jie für den feitgegliederten hierarchiichen Aufbau des 
Katholicismus empfanden. Aus den Reihen der jtreng- 
gläubigen Proteſtanten, insbejondere auch aus der vor= 
nehmeren Gefellfchaft, fanden mehrfache Webertritte zum 
Katholicismus jtatt. Dagegen ward ein Fatholiicher Mönch 
in Böhmen, der nach allen Formen des in Deiterreich 
geltenden Gejeges zum Proteſtantismus übergetreten war, 
von der weltlichen Gewalt der geiitlichen ausgeliefert 
und von dieſer mit jtrengen Freiheitsſtrafen gebüßt. 
Schon im Spätherbft 1848 Hatte eine Conferenz 
deutjcher Bifchöfe zu Würzburg eine Anzahl von Forderungen 
aufgeftellt, welche fie im Interefje ihrer Kirche erheben zu 
müffen erklärten, Diejelben gingen darauf hinaus, daß den 
Biichöfen als Vertretern der Kirche nicht blos die Leitung 
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und Ueberwachung des geiitigen Lebens der Katholifen in 
aller und jeder Beziehung, jondern auch die Verwaltung der 
materiellen Güter, des Vermögens der Kirche, unbeichränft 
überlafjen werden jolle, überhaupt auf ausgedehnkeite Selbit- 
regierung der Fatholiichen Kirche und Herrichaft derſelben 
über ihre Angehörigen ohne irgend welche Gontrole des 
Staates. Dieſe Forderungen wurden ſodann jpeciell von 
den einzelnen Yandesbiichöfen an ihre Regierungen gerichtet. 
Am wenigiten Erfolg hatten die bayerilchen: nur die Frei— 
gebung der geiftlichen Strafgewalt in rein getjtlichen Ange— 
(egenheiten ward ihnen eingeräumt. Biel glücklicher waren 
die in Dejterreich: fie erlangten jchon 1850 den freien 
Berfehr mit Rom, die Aufficht über alle fatholtichen Lehr: 
anftalten, die Gerichtsbarkeit der Curie über die geſammte 
katholiſche Geiſtlichket und die Hülfe des Staates bet 
Ausführung jolcher geiftlichen Urtheile. Die Biſchöfe der 
jogenannten oberrheiniichen Kirchenprovinz (Wiürtemberg, 
Baden, Helien » Darmitadt) traten 1851 mit ähnlichen 
Forderungen dor ihre Regierungen, und, al3 dieje zögerten, 
jolhe zu gewähren, erklärten die Bijchöfe in einer Eingabe 
vom 12. April 1852: „fie würden fich nur nach dem richten, 
was jie al3 Dogma und als darauf beruhendes Verfaſſungs— 
recht ihrer Kirche anſähen“. Auch in Preußen erlangte 
die Fatholische Kirche immer mehr Vorrechte. Nichtsdeſto— 
weniger bildete ich im preußiichen Abgeordnetenhaufe eine 
beiondere katholiſche Partei. 

Dreißig Jahre früher hatten die drei Negierungen der 
oberrheinischen Kirchenprovinz gemeinjam mit Rom unter= 
handelt und, da die Curie fich Hartnädig zeigte, gleich- 
mäßige Verfügungen über die Rechte und Pflichten der fatho- 
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Liichen Kirche in ihren Ländern erlajjen. Diesmal trennten 
fie ſich. Würtemberg unterhandelte allein mit Rom; in 
Heſſen-Darmſtadt lieg fich Herr von Dalwigk auf Privat: 
abmachungen mit dem Mainzer Biichof Ketteler, dieſem 
unbeugjamjten aller Kirchenfürſten, ein und gab wichtige 
Nechte des Staates preis, ohne die Stände zu fragen; 
Baden ſtand zuletzt allein. | 

Snzwilchen war Deiterreich jchon 1855 mit dem Ab- 
ſchluß eines „Concordats“ mit Nom vorangegangen. In 
das Verdienſt dieſer Preisgebung des Staates an die 
katholiſche Kirche theilen ſich die Miniſter von Bach und 
Graf Leo Thun. Die Kirche erhielt dadurch die weiteſte 
Controle des geſammten Unterrichtsweſens, auch der höhern 
Schulen. Die Bildung der Geiſtlichen in Seminarien 
ward nachgelaſſen. Bei der Prüfung junger katholiſcher 
Theologen ſtellte der Biſchof die Hälfte der Examinatoren. 
Die Anſtellung von Geiſtlichen ward beinahe gänzlich in 
die Hand des Biſchofs gelegt. Die Disciplinargewalt der 
Biſchöfe über die Geiſtlichen ward der Aufſicht des Staates 
entzogen, ebenſo die der Kirche über die Laien. Das Ehe— 
recht ward den Vorſchriften der Kirche untergeordnet. 
Den Biſchöfen ward eine Cenſur über alle Bücher einge— 
räumt; nicht nur ſollten ſie ihren eigenen Gläubigen das 
Leſen ſolcher verbieten können, ſondern die Regierung ver— 
pflichtete ſich auch, die Verbreitung der von der katholiſchen 
Geiſtlichkeit verbotenen Schriften zu verhüten. Die Er— 
richtung von Klöſtern und Orden ward freigegeben. Die 
Kirche ſchaltete unbeſchränkt mit ihrem Einkommen, auch 
wo der Staat Beiträge zu letzterem gab; ihr blieb unver— 
wehrt, Vermögen anzuſammeln und zu beſitzen. Der Ver— 
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fehr der Biſchöfe mit Nom und die Verkündigung päpftlicher 
Erlajje in Dejterreich jollte feinen Bejchränfungen unterliegen. 

Aehnliche Vorrechte, nur etwas weniger weitgehende, 
wurden der fatholiichen Stirche auch in dem würtem— 
bergtichen und dem badilchen Goncordate (1857 und 1859) 
eingeräumt, und nicht minder bedenkliche Zugeſtändniſſe 
waren in Heſſen-Darmſtadt dem Erzbiichof gemacht. 

In Baden zuerit erzwang (1860) die öffentliche Meinung, 
vertreten durch eine Majorität in den Klammern, eine 
Aenderung diejes unwürdigen Zuftandes einer fait gänzlichen 
Abhängigkeit des Staates von der Fatholiichen Kirche. 
Würtemberg und Hejjen folgten. Am längiten (von 1855 
bi8 1862) beitand die Herrichaft des Koncordats im 
Deiterreic). 

Seder bedeutende Umſchwung im politischen und jitt- 
lichen Leben der Bölfer pflegt feinen Widerhall in Der 
Literatur zu haben. Die Erhebung des deutjichen Volkes 
im Befreiungsfriege ward von den poetiſchen Stlängen 
eines Körner, Arndt, Eichendorff begleitet. Der traurige 
Rückſchlag nach dieſer großen Zeit ward gefördert durch 
die mit dem Mittelalter liebäugelnde Romantik, die den 
Menſchen als willenlojes Werkzeug einer höhern Gewalt 
darſtellende Schid}alstragödie und eine, allen idealeren 
Schwung ertödtende, gemeine Unterhaltungsliteratur, wie er 
wiederum dieſen literariichen Nichtungen Vorſchub leiſtete. 
Der Sulirevolution und ihren Wirkungen auf Deutjchland 
ging das „Sunge Deutſchland“ mit feinen Emancipations- 
ideen zur Seite. Die Hoffnungen, welche der Thronmechjel 
in Preußen 1840 erzeugte, und Die dadurch auch 
in anderen deutſchen Ländern erregten Bewegungen 
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Ipiegelten fich in den politiichen Gefängen der Herwegh, 
Hoffmann, Pruß, der Bed, Meiner und Hartmanır. 
Die Bedrohung Deutjchlands durch Frankreich rief das 
„NRheinlied“, die der Elbherzogthümer durch Dänemark das 
„Schleswig -Holftein= Lied“ hervor. Die Märztage von 
1848 waren nicht ohne poetische Blüthen geblieben, obſchon 
damal3 die allzu haſtige Bewegung, welche Jeden, auch dei 
Dichter, in ihre Strudel und Wirbel hineinzog, eine Zeit lang 
die finnende Muje eher zu verjcheuchen, al3 anzuloden jchien. 
Auch die traurige Epoche einer allgemeinen Reaction 
im Politiſchen wie im Klirchlichen, welche wir oben zu 
Ihildern verjuchten, Hat ihr Spiegelbild in der zeit- 
genöfjiichen Literatur. Wir ſprechen hier nicht von jener 
Literatur der politiichen und religiöjen Zeit- und Flug— 
Ichriften, welche unmittelbar neben den äußeren Ereignijjen 
berging; wir jprechen von den mehr mittelbaren Reflexen 
der Zeit in Werfen der Wijjenichaft und der Poejie. 
Der Deutiche liebt es, alles in ein Syſtem zu 
bringen. Früher hatte man ſich dazu der Bhilojophie 
bedient; jet wählte man einen anderen Weg. Aus einigen, 
bisweilen geijtreichen, aber faſt immer unvollitändigen und 
und der Vergangenheit jette man fich eine Theorie des 
Staat3- und Volkslebens zujammen, die man, weil die 
herfümmliche Politif in Mißeredit gerathen war, mit dem 
abjonderlich und darum vornehm Flingenden Namen der 
„Socialpolitif” belegte. Der Grundgedanfe diefer „Social- 
politif” war der: man müfje, abjehend von den abjtracten 
Sdealen, nach denen die Politik fich Staat und Geſell— 
Ihaft zurecht mache, zurüdgehen auf die urjprünglichen, 
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natürlichen oder (wie man e3, wiederum mit einem aparten 
Ausdrud, bezeichnete) „organischen“ Grundlagen Des 
Volkslebens. Won diejen ausgehend und daran feſthaltend, 
gelange man zu ganz anderen Welultaten, als die 
landläufige Bolitif. 

un traf c3 fich jonderbar, daß dieje Nejultate Der 
„Socialpolitif*, Diele von ihr entdedten Bedingungen 
eined „organischen“ Staats- und Geſellſchaftslebens genau 
zujammenjtimmten mit allen den Richtungen, welche Die 
politische Reaction in der Wirklichfeit wieder zur Geltung 
zu bringen verjuchte, mit den Bevorrechtungen des Adels, 
mit der Errichtung von Fideicommiſſen, mit Den 
Beichränfungen der Theilbarkeit des kleineren Grundbeſitzes, 
mit der Nückfehr zu dem alten Zunftwejen, und Aehnlichem 
mehr. Es war ein Kampf auf der ganzen Linie, den Die 
„Socialpolitif” der bisherigen Entwidlung nicht blos des 
deutjchen, jondern des allgemeinen modernen Gulturlebens 
anbot. Hatte man bisher das Bürgerthun immer als 
einen Hauptträger des GulturfortichrittS betrachtet, jo 
ward dieſes jetzt zurücgejeßt nicht blos hinter den Adel, 
tondern auch hinter den Bauernjtand — als Die beiden 
„Stände des Beharrens“. Hatte man bisher den Fort— 
Ichritt der Menfchheit in der möglichit freien Entfaltung 
und Bewegung aller ihrer Kräfte gejucht, jo ward man 
jet belehrt, daß diefe „Bewegung“ vom Uebel ſei und 
daß ebendarum dag Bürgerthum, als der „Stand der Be— 
wegung“, Gefahr laufe, fich in das Proletariat, als den 
Stand des völligen Zerfalld, aufzulöjen. 

In Alledem waren einige Körnchen Wahrheit, aber 
bei weitem mehr Webertreibungen und Selbittäujchungen. 
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Indem die „Socialpolitif* an den modernen Richtungen 
der Eultur (3. B. der Industrie) nur die Schatten- 
jeiten, Dagegen an den nach rückwärts weijenden (3. B. 
dem jeudal gejchlojjenen Grundbeſitz) nur die Lichtjeiten 
hervorhob, ſchuf fie von beiden ein Bild, das zwar 
bejtechend auf den eriten Blick, nur aber nicht wahrheit3- 
getreu war. Im Uebrigen hatte die „Socialpolitif” darin 
Aehnlichfeit mit dem heutigen Socialismus, daß ihre 
Kritif der beitehenden Staats: und Gejellichaftszuftände 
einzelne Wahrheiten, wenn auch vermilcht mit Irrthümern, 
enthielt, dahingegen ihre pofitiven Vorjchläge zur Abhülfe 
der angeblichen oder wirklichen Uebelſtände — VBorjchläge, 
welche jie, ganz wie der Socialismus, in die verlocdende 
Formel einer „Organijation der Gejellichaft” kleidete — 
einer unbefangenen und jachfundigen Brüfung nach feiner 
Seite hin Stich hielten. 

Der Reaction leiſtete Diefe Nichtung der Wiſſenſchaft, 
aleichviel, ob bewußt oder unbewußt, wejentliche Dienite. 
Die Reaction fonnte ſich num auf wiljenjchaftliche Autoritäten 
berufen, fonnte das, was meijtentheil3 nur ein ziemlich 
rohe Erzeugnig von Standes- und Sonderinterejjen war, 
mit dem ſchönklingenden Namen einer Neorgantjation 
der Gejellichaft bekleiden, es al3 eine fittliche Pflicht, als 
eine geichichtliche Nothwendigkeit daritellen. 

Eine eigenthümliche Erjcheinung war es, daß, während 
ein Mann wie Herr von Radowitz, der noch in feinen 1846 
erjchienenen „Gejprächen aus der Gegenwart über Staat 
und Kirche“ die ftändische Monarchie al3 das einzig Richtige 
vertreten Hatte, jeßt, nuch feinen reichen Erfahrungen im 
praftiichen politischen Leben und nach der großen Kriſis 
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von 1848, in den „Neuen Gefprächen aus der Gegen 
wart“ (1851) ſich dem conftitutionellen Syſteme zumendete 
und die Unmöglichkeit einer Rückkehr zu jener abgejtorbenen 
Vergangenheit offen eingejtand, — daß umgekehrt ein 
Schriftiteller, der früher zu freifinnigen Ideen, auch als 
Dichter, Tich befannt hatte, Victor von Strauß, in feinen 
„Briefen über Staatskunſt“ (1853) Anfichten entwidelte, 
die ihr Gegenbild in der Wirklichkeit nur etwa in den 
Zuständen des meclenburgtichen Adels und jeiner Hinter- 
ſaſſen fanden. 

Weitaus das bedeutendite Werk auf dem Gebiete der 
„Socialpolitif" war W. H. Riehls „Naturgejchichte des 
Bolfes"*). Im glänzendften Stil, mit geijtreicher, freilich 
oft einfeitiger Benugung einer großen Menge pifanter Einzels 
heiten theils aus der Gegenwart, theil® aus der Ver— 
gangenheit, waren hier jene Grundjäße von einer „Organi— 
jation der Geſellſchaft“ und von der Nothivendigfeit einer 
„corporativen” Wiederzufammenfajjung des, angeblich durch 
die moderne Cultur „in Atome aufgelöiten“ Volks- und 
Staatslebens entwidelt. Dieje „Naturgejchichte des Volkes“ 
wurde das Evangelium aller der Streife, Die nach einer 
Wiederherjtellung der alten, feudalen Zujtände ſtrebten. 

Auch die Poeſie nahm Fühlung mit den politischen und 
ficchlichen Strömungen der Beit. Gutzkow in feinen beiden 
großen Romanen „Die Nitter vom Geiſte“ und „Der 
Zauberer von Rom“, jchilderte mit lebhaften Farben das 
Treiben auf weltlichem wie auf geiltlichem Gebiete, indent 
er in beiderlet Nichtung der herrſchenden reactionären 








*) Speciell der 2. Bd., betitelt: „Die bürgerliche Geſellſchaft“. 
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Stimmung entgegentrat. Dagegen fand die Reaction einen 
Dichter, der fie verherrlichte, in Oscar von Nedwib, dem 
Verfaſſer von „Amaranth” (1849). E3 war das eine Dich- 
tung, ſüßlich im Tone, überichwänglich in ihren Bildern und 
Gleichniſſen, ihrer Tendenz nach aber eine ſchwärmeriſche An— 
preilung der blinden Hingabe an eine unklare, myſtiſch— 
fatholische Geiſtes- und Gemüthsitimmundg. 

Bon der rüdläufigen Bewegung der Zeit empor— 
gehoben und getragen, erlebte dieſe Dichtung binnen 
15 Sahren 25 Auflagen. 

Redwitz hat die poetiiche Verirrung feiner Jugend 
in jeinen jpäteren Sahren wieder gut gemacht — nicht blos in 
jeinem „Liede von dem neuen deutſchen Neiche”, das er nach 
den gewaltigen Siegen der Jahre 1870/71 dichtete und in 
das er die wärmſte Begeifterung für des deutſchen Bater: 
landes Einheit und Größe ausjtrömte, jondern auch in 
der poetischen Erzählung „Odilo“ (1878), worin er, im 
entjchiedenen Gegenjage zu jeiner „Amaranth“, ebenjo den 
dogmatiſchen Beengtheit im Protejtantismus, wie der Uns 
duldfamfeit des römischen Papjtthums offen den Krieg 
erflärte, jein eigenes Glaubensbefenntnig aber in die jchönen 
Worte Eleidete: „Der Menſchheit Höchites ijt die Liebe.“ 


8. Biedermann, Dreißig Jahre deutſch. Geich. IL 8 


IX, 
Der Arimkrieg und Deutfchland. 


Der Handitreich, den im Sahre 1853 Kaiſer Nicolaus 
von Rußland gegen die Türkei unternahm, kann in gewijjem 
Betracht als eine Nachwirkung der beiſpielloſen Erfolge 
angejehen werden, welche dieſer Monarch bei jeiner Ein— 
miſchung in die deutichen Händel in den vorhergegangenen 
Jahren errungen hatte. Sein Feldherr Paskiewitſch Hatte 
ihm „das bejiegte Ungarn zu Füßen gelegt“, und aus 
jeiner Hand hatte der jugendliche Katjer von Deiterreich 
diejen Theil feiner Länder, der ihm fait jchon verloren 
ichien, zurüdempfangen. in gebieterijcher Winf von ihm 
und eine Drohung hatten genügt, den jiegreichen Waffen 
Preußens auf der nordalbingiichen Halbinjel Halt zu 
gebieten. Vor feinem Nichterjtuhl waren die Beherricher 
Oeſterreichs und Preußens, der eine perjönlich, der andere 
durch einen Prinzen jeines Hauſes, erjchienen und hatten 
jih jeinem Schiedsipruch unterworfen. Was Wunder, 
wenn der ſtolze Zar im Uebermuthe jolcher Triumphe feine 
Macht nach allen Seiten hin für unwiderſtehlich und aud) 
das Kühnjte, was er unternehmen möchte, im Voraus für 
gelungen hielt? 
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Der Moment jchien günjtig, um einen alten, von den 
Beherrichern Rußlands niemal3 aus dem Auge verlorenen 
Plan wieder aufzunehmen, den Plan einer Ausdehnung 
der ruſſiſchen Macht nach dem Bosporus und der Balfan- 
halbinjel hin. Der Neutralität Oeſterreichs und Preußens 
glaubte Kaijer Nicolaus ficher zu fein. „Was ich will,” 
jagte er zu dem englichen Gejandten Seymour, „will mein 
Bruder von Defterreich auch;" von Preußen jprach er 
gar nicht. Den neuen Kaiſer der Franzoſen, Napoleon ILL, 
jah er für wenig mehr al3 einen Abenteurer ar, verachtete 
ihn zugleich al3 einen Emporfümmling, mit dem, wie er 
meinte, die alten, legitimen Regierungen Europas ſich 
Tchwerlich in ein mähere® Verhältniß würden einlafjen 
wollen. England war die einzige Macht, mit welcher er 
ernjtlich rechnen zu müjjen glaubte. Allein er wußte, daß 
man in England mißtrauiſch gegen Napoleon war, und er 
hielt daher ein Zuſammengehen beider Mächte für unmög- 
ich, ja jchon ein folches Vorgehen Englands, welches dem 
franzöfiichen Nachbar Anlaß zur Entfaltung ehrgeiziger 
Pläne geben fünnte, für unmwahricheinlich; außerdem war 
ihm die Friedensliebe des whiggiſtiſch-peelitiſchen Cabinet3 
und insbeiondere des eriten Miniſters, Lord Aberdeen, 
mwohlbefannt. Darin ließ er jich auch nicht beirren durch 
die mehr al3 fühle und ablehnende Art, wie der engliſche 
Gejandte Seymour die vertraulichen Vorſchläge aufnahm, 
die er demjelben in mehreren Gejprächen ganz zu Anfang 
des Jahres 1853 in Betreff der „Erbichaft des Franken 
Mannes am Bosporus“ und des Antheild, den daran 
England haben jollte, machte. 

Vergebens juchte der weiterjehende Kanzler des Reichs, 
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Graf Nejjelrode, jeinen Fatjerlichen Herrn von einem Unter= 
nehmen abzuhalten, dejjen Gefährlichkeit ihm nicht entging: 
der Kaiſer, in blinder Ueberſchätzung feiner eigenen Macht, 
der Schwäche ſeines Gegnerd und der Ulneinigfeit der 
andern Großmächte, ließ fich nicht zurüchalten. 

Zwei äußere VBeranlafjungen zu einer Einmifchung tır 
die türktichen Angelegenheiten boten jich ebendamal3 dem 
Kaijer Nicolaus dar. Das Eleine Bergvolf der Montes 
negriner, von jeher ein Schügling Rußlands, ſchien unter 
jeinem neuen Fürſten Danilo ſich von der Pforte, zu 
der es in einer Art von Bajallenverhältnig jtand, unab- 
hängig machen zu wollen. Die Pforte hatte deshalb einen 
Kriegszug gegen Montenegro unternommen. Cine andere 
brennende Frage ſpielte ſich unmittelbar auf türkiſchem 
Boden jelbit ab. An den Sog. „Heiligen Stätten” zu 
Serufalem hatte jich ein Streit erhoben zwiichen den Be— 
fennern des römiſchen und des griechiichen Cultus wegen 
des Beſitzes oder der Benugung gewijjer gottesdienftlicher 
Gebäude. Die Schughoheit über jene erjteren jtand her— 
fömmlicher Weile dem Beherrjcher des Fatholiichen Frank— 
reich, die über diefe Leßteren dem ruffischen Zar, als dem 
Haupte der griechischen Kirche, zu. 

In der montenegriniichen Angelegenheit kam Deiter- 
reich mit einem kühnen Zuge dem ruffiichen Nachbar zuvor. 
Die öſterreichiſche Negierung, dur) Sympathien ihrer 
jüdflaviichen Unterthanen mit den ftammverwandten Monte- 
negrinern, außerdem durch gewiſſe Beſchwerden, die fie ihrer- 
ſeits gegen die Pfortenregierung zu erheben hatte, zum Ein— 
\chreiten beivogen, jandte zu Anfang des Jahres 1853 
einen außerordentlichen Bevollmächtigten in der Perſon 
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eined hohen Militärs, des Feldmarjchalllieutenants Fürſten 
Leiningen, nach Conjtantinopel. Diejer, geitügt auf Truppen- 
zufammenziehungen in Siebenbürgen und Dalmatien, jtellte 
Forderungen, denen zu genügen die Pforte alsbald fich beeilte, 
Durch dieſe Nachgiebigfeit der Pforte gegen Defterreich 
fand Kaiſer Nicolaus ſich nur noch mehr in feinem Plane 
beitärkt. Er hatte jchon jeit Ende de Jahres 1852 
allerhand Rüftungen und Anjammlungen von Truppen 
gegen die türkiichen Grenzen hin angeordnet. Kurz nad) 
ver Wiederabreije Leiningen® von Conftantinopel erjchien 
ebendajelbjt ein Generaladjutant des Kaiſers Nicolaus, 
Fürſt Menzikoff. Er trat in übermüthigiter Weiſe gegen 
die Prortenminifter und gegen den Sultan jelbit auf. 
Seine ?orderungen, die von ganz anderer Tragweite 
waren, als die öjterreichiichen, jpißten fich zu in dem An— 
jpruch auf eine von der Pforte an Rußland vertragsmäßig 
zu überlaſſende Schughoheit über die jämmtlichen (etiva 
12 Millionen) griechiichen Ehriften in der Türkei. Ver— 
gebens erklärte der Sultan, die bisherigen Nechte und 
Privilegien diejer Chriſten neuerdings bejtätigen, auch wohl 
erweitern zu wollen; vergebens erließ er zu dem Ende am 
4. Sunt 1853 einen großherrlichen „Ferman“: Kaiſer 
Nicolaus, gejtügt auf einen Vertrag Rußlands mit der 
Türkei aus dem vorigen Jahrhundert, den er aber erweiternd 
auglegte, beitand darauf, der Sultan müjje fich gegen ihn 
durch einen völferrechtlichen Bertrag („Sened") dazu vers 
pflichten, gewijje Nechte und Freiheiten den Glaubens 
verwandten Rußlands in der Türkei zuzufichern Ein 
jolcher Vertrag hätte den Beherrichern Rußlands das 
Recht gegeben, zu jeder Zeit, wann es ihnen beliebte, in die 
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innere Verwaltung und Gejeßgebung des türkischen Reichs — 
unter dem Vorwande, ihre Glaubensgenofjen zu jhügen — 
fich einzumijchen. Gerade aus dieſem Grunde widerjtand 
die Pforte (im Geheimen dazu aufgemuntert von dem 
engliichen und dem franzöfiichen Gejandten) einer jolchen 
Forderung beharrlich, auch dann noch, als Kaiſer Nicolaus 
drohte, er werde, wofern jeinem Verlangen nicht Genüge 
geichehe, die Donaufürjtenthümer bejegen und bis zur Er— 
füllung ſeiner Forderung als Pfand behalten. 

Das Vorgehen Rußlands brachte bei den großen 
europäiichen Cabinetten das peinlichjte Aufſehen hervor. 
Sogar König Friedrich Wilhelm IV., der Schwager des 
Kaiſers und deifen feuriger Bewunderer, fand eine ſolche 
einjeitige Schußhoheit Rußlands gegenüber der Türkei 
bedenklich. In dem guten Glauben aber, als jei es jeinem 
failerlichen Schwager wirklich nur um den Schuß der 
Chrijten gegen türkische Mißregierung zu thun, jchlug er 
jowohl dem Kaiſer Nicolaus al3 auch den andern Groß— 
mächten vor: es möge ein gemeinſames rotectorat der 
fünf Großmächte über alle Chriften in der Türkei (gleich- 
viel welches bejonderen Befenntnifjes) errichtet werden — 
ein Gedanke, der etwa 25 Jahre jpäter im Wejentlichen 
zur Geltung gelangt ij. Damals jchredte man ſowohl 
in England al3 in Dejterreich davor zurüd, weil man in 
einem jolchen Protectorate fremder Mächte und einer ver- 
tragsmäßigen Berpflichtung der Pforte gegen dieſe zur 
Ertheilung bejtimmter Nechte an ihre chrijtlichen Unter— 
thanen eine innere Schwächung der Türkei jah und weil die 
Erhaltung der vollen Unabhängigkeit diejer leßteren einen 
wejentlichen Bunkt in dem politiichen Programme jowohl der 
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Kaiſer Nicolaus jeinerjeit3 jcheint von dem wohlgemeinten 
Vorjchlage feines Schwager gar feine Notiz genommen 
zu haben; ihm war es gerade um ein jpecifiich ruſſiſches 
Brotectorat zu thun. Darauf erklärte der König, nun 
„abjolut neutral” bleiben zu wollen. England zauderte, 
vielleicht aus Mißtrauen gegen Napoleon; Dejterreich aber, 
wo jeit dem im Sabre vorher plößlich erfolgten Tode des 
thatkräftigen Staatslenkers Fürſten Schwarzenberg der vor= 
jichtige Graf Buol das Auswärtige leitete, ſchien anfangs 
vor jeder Verwicklung mit Rußland zurüdzuicheuen. Um 
jo begieriger ergriff der neue Beherrſcher Frankreich die 
ihm gebotene Gelegenheit zur Entfaltung einer fühnen aus— 
wärtigen Boliti. Er fonnte dadurch) der Ruhmſucht 
jeines Volkes jchmeicheln; er konnte zugleich ſich al3 den 
Bertheidiger des europäiſchen Gleichgewicht3 darſtellen 
und damit das Miktrauen der Gabinette gegen ihn, als 
einen Sohn der Nevolution, entkräften, und endlich fonnte 
er ji an dem jtolzen Zaren rächen, der ihn als Katjer 
der Franzoſen nicht Hatte anerkennen wollen. Napoleon II. 
hatte jchon im März 1853 eine franzöfiiche Flotille in 
die griechischen Gewäſſer entjandt, während das engliſche 
Cabinet anfangs zögerte und erjt durch Frankreichs Vor— 
gehen gedrängt zu der gleichen Maßregel fich entichloß. 

Zu Anfang des Juli überfchritten die Ruſſen wirklich 
den Pruth und rücten in die Fürftenthümer ein. Noch 
verjuchten die vier anderen Großmächte, durch Conferenzen 
in Wien eine Vermittelung herbeizuführen; ja ſie ſchienen 
nicht abgeneigt, die Pforte zur Nachgiebigfeit zu drängen, 
damit Rußland feinen Borwand zum Kriege habe. Allein 


In. 


die Pforte blieb feit, und Kaiſer Nicolaus jelbit vereitelte 
jede Vermittelung, indem er feine Forderung an die Türfei 
nur immer mehr verjchärfte, 

Infolge der ruffiihen Drohung eines Einfalles in 
die Donaufürjtenthümer (noch im Junt) hatten Frankreich 
und England ihre Flotten in die Befifabat, unmittelbar am 
Eingange der Dardanellenitrage, einlaufen laſſen. Am 
4, October erfolgte die Striegserflärung der Pforte an 
Rußland, nachdem eine Aufforderung zur Räumung der 
Fürſtenthümer erfolglos geblieben war. Die weitmächtlichen 
Flotten legten fich) nun in den Bosporus, um Conſtantinopel 
gegen einen Handitreich der Nufjen zu deden. Als dann 
die Ruſſen am 30. Novbr. eine türkische Flotille am aftatischen 
Ufer des Schwarzen Meeres, bet Sinope, überfallen und 
zerstört Hatten, fuhren beide ?lotten in’3 Schwarze Meer 
ein, und ihre Befehlshaber ließen den ruſſiſchen Admiral 
bedeuten: „jie würden jedes ruſſiſche Kriegsichiff im den 
Grund bohren, welches fich ferner eine Feindſeligkeit gegen 
türkische Schiffe oder türktiche Häfen erlauben würde.” So 
war der Krieg thatjächlich auch zwiichen den Weitmächten 
und Rußland ausgebrochen. Die fürmliche Kriegserklärung 
jo wie die auf das gemeiname Vorgehen gegen Rußland 
bezüglichen Verträge, einerjeit3 der beiden Wejtmächte mit 
einander, andererjeit3 beider mit der Türkei, folgten bald. 
Die inzwilchen noch immer fortgejegten WVermittlungsver- 
juche der Diplomatie wurden als erfolglos eingeftellt, nach- 
dem Rußland deren Vorjchläge endgültig abgelehnt Hatte, 

Sp fand der Beginn des Jahres 1854 den Weiten 
in Waffen gegen den Diten. Bon den beiden Weit 
mächten war Frankreich der vorandrängende, England der 
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und der engliiche Hof ſelbſt fürchteten die ehrgeizigen Pläne 
Napoleons. Sie hätten deshalb am liebiten den Krieg mit 
Rußland gänzlich vermieden gejehen, und fie hofften, dies 
zu erreichen, wenn alle vier Großmächte vereint eine Kriegs— 
drohung an Rupland richteten. 

Indeſſen gab es im engliſchen Cabinet auch eine 
andere, Friegsiuitige Richtung, hauptjächlich vertreten durch 
den „Lord Feuerbrand“, Palmerſton. Diejer hielt den 
Moment für gefommen, um Rußlands Macht, die jich jchon 
viel zu jeher nad) dem Weiten hin ausgedehnt, möglichit 
weit zurüdzumerfen, ja, wenn möglich, zu brechen. Zwijchen 
ihm und dem Kaiſer Napoleon fam ein weitgreifender und 
beinahe abenteuerlicher Plan zu Stande. Nach demielben 
jollten die Donaufürjtenthümer, um fie vor der Ver— 
Ihlingung duch Rußland zu fichern, an Oeſterreich 
gegeben werden; dafür ſollte Dejterreich (neben einer Ab— 
findung an die Pforte für den Tribut, den diefe Länder 
ihr eintrugen) die Lombardei an Sardinien abtreten, 
leßtere8 wiederum Savoyen an Frankreich überlajjen. 
Würde Dejterreich jich weigern, darauf einzugehen, jo jolle 
es durch Aufitachelung Ungarns und Italiens dazu 
gezwungen oder doch außer Stand gejeßt werden, für 
Rußland einzutreten. Auch noch weiter gehende Pläne 
einer BZerjtüdelung Rußlands (Nüdgabe Finnlands an 
Schweden, Wiederaufrichtung Polens u. j. mw.) jcheinen 
wenigitens zur Sprache gefommen zu jein. 

Die beiden deutjchen Mächte, Delterreich und Preußen, 
wurden num von zwei Seiten ber fürmlich umworben. 

Sailer Nicolaus verlangte von beiden (in Wien durd) 
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einen außerordentlichen Bevollmächtigten, den Grafen Drloff, 
in Berlin durch den ordentlichen Gejandten, Herrn von 
Budberg), und zwar, wie es jcheint, im ziemlich dictato— 
riſchem Tone, die Abjchliegung eines Vertrags, Durch 
welchen beide fich zu einer wohlwollenden Neutralität zu 
Gunſten Rußlands verpflichten jollten. Von London aus 
dagegen ward, zugleich im Namen Frankreichs, an beide 
Mächte die Anforderung geitellt, durch ihr Zujammengehen 
mit den Weitmächten Rußland zur Eingehung bejtimmter 
Bedingungen, vor Allem zur Räumung der Fürſtenthümer 
zu vermögen und jo noch jet den Frieden zu erzivingen. 
Gleichzeitig muß aber auch wohl (für den Fall, daß der 
Krieg nicht zu vermeiden Stände) von jenem Plane einer 
Schwähung Rußlands wenigſtens eine Andeutung gejchehen 
jein — jedenfall3 in Berlin, wahrjcheinlich auch in Wien. 

Sn Berlin bot die rujfische Partei alles auf, um den 
König, wenn nicht zur directen Parteinahme für Rußland, 
jo doch zur einer möglichſt rujjenfreundlichen Neutralität 
zu bewegen. Ihrem Einfluffe war es zuzuschreiben, 
wenn der preußiſche Gejandte in Conftantinopel, Herr von 
Wildenbruch, die rufjiichen Forderungen daſelbſt anfangs 
unterjtüßte, wenn ferner der preußiiche Gejandte beim 
rujftichen Hofe, Herr von Rochow, der aus Gejundheits- 
rüdjichten einen längeren Urlaub gehabt hatte, gerade in 
denn Momente auf feinen Poſten zurückfehrte, wo die 
Gejandten der Wejtmächte Petersburg verließen. 

Auf die engliich-franzöfiiche Aufforderung hatte der 
König mit der Gegenforderung geantwortet: die Weſt— 
mächte jollten ihm zuvor die Unverleglichkeit des Länder: 
bejtandes Deutjchlands und Preußens verbürgen. Dazu 
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jhien man in London geneigt. Allein der König hatte 
noch eine zweite Bedingung hinzugefügt. Dieſe betraf einen, 
ihm jelbjt jehr am Herzen liegenden, freilich, angeſichts der 
großen europätichen Interejjen, um die e3 fich jet handelte, 
al3 nur jehr untergeordnet erjcheinenden Gegenftand. 

Das Haus Hohenzollern beſaß jeit 1707, infolge 
dynajtiicher Erbrechte, das kleine Fürſtenthum Neuenburg 
oder Neufchatel in der Schweiz. 1806 war dajjelbe au 
Napoleon abgetreten worden, 1814 aber an den König von 
Preugen zurücgefallen, jedoch al3 ein zu der Schweizerifchen 
Eidgenoſſenſchaft gehöriger Canton. Bei den Bewegungen 
in der Schweiz in den Jahren 1847 und 1848 hatte eine 
jtegreiche republifanische Partei die Monarchie in Neuen 
burg abgeichafft und eine republifanische Verfaſſung ein- 
geführt, die von der Eidgenojjenjchaft bejtätigt ward. König 
Friedrich Wilhelm IV. hatte dagegen protejtirt, allein Die 
Bett war nicht dazu angethan, dieſem Proteſt erfolg- 
reihen Nachdrud zu geben. So blieb Neuenburg 
republifantich. Zwar hatten am 24. Mai 1852 die Groß— 
mächte auf Preußens Reclamation die Nechte des Königs 
auf Neuenburg anerkannt, aber auch dieſes Anerfenntnig 
hatte eine thatjächliche Folge nicht gehabt. 

Set nun verlangte König Friedrich Wilhelm IV. die 
Geltendmachung jeines Anjpruchs auf Neuenburg und jtellte 
dies al3 unerläßliche Bedingung ſeines Beitritt3 zu der 
Alltanz der Weitmächte. Das engliſche Cabinet glaubte eine 
jolche Verpflichtung nicht übernehmen zu fünnen, während 
der König feit darauf beharrte. 

Andererjeit3 verlegte das allzu gebieteriiche Auftreten 
de3 Kaiſers Nicolaus das Selbitgefühl des Könige. Dieje 
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Stimmung muß wohl die altpreugifche Partei benußt haben, 
um den König fühneren Entichliegungen geneigt zu machen. 
Genug, noch in den legten Tagen des Jahres 1853 erjchien 
in London in außerordentlicher Miſſion Graf Pourtalès 
(ein Hauptvertreter jener Partei) mit einer „vom König 
genehmigten“* Denkſchrift, um mit dem englischen Cabinet 
über den Beitritt Preußens zur Alltanz zu unterhandeln. 
Graf Bourtalds, unterjtügt von dem ordentlichen preußiichen 
Gelandten, Bunſen, jtellte dem englischen Premierminiſter, 
Lord Aberdeen, vor, da Preußen, welches direct in feiner 
Weile an der türkischen Trage betheiligt jei, in einen für 
Preußen nach dejien Lage befonders gefährlichen Krieg mit 
Nußland nur dann jich einlaffen könne, wenn ihm ein ent= 
Iprechender Preis dafür geboten werde. Es müſſe daher 
verlangen, eritens, daß England und Frankreich Die 
volle Integrität Deutichlands garantirten und daß Fein 
franzöfiicher Soldat den deutjchen Boden betrete, ſodann, 
daß Preußen freie Hand erhalte, um in Deutichland, zumal 
wenn Dejterreich auf Rußlands Seite trete, feinen alten 
Plan, die Heritellung eines Bundesstaates, zu verwirklichen. 


Diefe Eröffnungen fanden jedoch) bei dem Lord 
Aberdeen, der eine tiergewurzelte Vorliebe für Defterreich 
hatte, eine jo fühle Aufnahme, daß Graf Pourtalès un— 
verrichteter Sache von London wieder abreijte. Dem Könige 
jelbit ward (mie das jeine Art war) derjelbe Plan, dem 
er joeben erſt — allerdings fait unbegreiflicher Weile — 
jeine Beiftimmung gegeben, alsbald in tiefjter Seele ver- 
haft. Sein Mißtrauen gegen Napoleon wachte im ver- 


) So verfihert Bunfen a. a. ©. 3. Bd. S. 318. 
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ſtärktem Maße wieder auf. Ein Zujammengehen mit Napoleon 
erichten ihm für eine legitime Regierung wie ein Verbrechen. 
Bollends der Gedanke, da man Defterreih durch 
revolutionäre Mittel in den Krieg mit Rußland heben 
wolle, empörte ihn. In ſolchem Falle, erklärte er, werde 
er Dejterreich mit feiner ganzen Macht unterjtügen. Im 
Uebrigen blieb er dabei, da Preußens Bündniß nur um 
den Preis Neuenburgs zu haben ſei. 

Bunſen, objchon er diefe Wandlung im dem Gemüthe 
de3 Königs aus deſſen Briefen fannte, hielt gleichwohl 
an der Idee einer engliſch-preußiſchen Alltanz feit. Was 
ihn dazu bejtimmte, waren wohl bejonders die Vorwürfe, 
denen er Preußen von englischer Seite wegen feiner an— 
geblichen Unentjchlojjenheit, ja Zweideutigfeit ausgeſetzt jah. 
Am 1. März ſandte Bunjen an den König eine geheime 
Denkſchrift. Darin fam er auf jenen Plan eines großen 
Krieges der vier Mächte gegen Rußland zurüd. Bei einem 
fiegreichen Ausgange dejjelben follten an Dejterreich nicht 
blos die Donaufürjtenthümer, jondern auch noch angrenzende 
Gebietstheile Rußlands (Bejjarabien) fallen. Um diejen 
Preis jollte Dejterreich gejchehen laſſen, dag Preußen fich 
zum Haupte eines deutſchen Bundesjtaates mache, welcher 
mit Dejterreich in engfreundnachbarlicher Verbindung jtehen 
würde. Außerdem follte Preußen gefichertere Grenzen im 
Nordoſten, gegen Rußland, erhalten. 

Diefe Denkichrift gelangte (ohne Zweifel durch eine 
Intrigue aus der nächjten Umgebung des Königs) ſofort 
in das Palais der rufjischen Gelandtichaft. Sie erregte 
natürlich dort und in Petersburg die furchtbarfte Erbitterung. 
Schon vorher hatte die rujfiiche Partei in Berlin wieder 
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das Uebergewicht erlangt; jetzt wußte fie den König durch 
die Vorjtellung: Bunfen habe den Plan einer Zerjtüdelung 
Rußlands entworfen und darüber jogar ein Abkommen mit 
dem engliichen Cabinet getroffen, jo jehr gegen Bunjen ein— 
zunehmen, daß er diefen von feinem Gejandtenpojten 
in London abberief. Mit Bunfen zugleich) mußten zwei 
andere Diplomaten der altpreußiichen Schule, Pourtal&s 
und Ujedom, aus dem Staatsdienſt weichen, ebenjo der 
Kriegsminiſter von Bonin, der den Ausſpruch gethan 
hatte: „Ein Bündnig Preußens mit Rußland würde einem 
Selbſtmorde Preußens gleich kommen.“ Vergebens juchte 
der Prinz von Preußen jowohl Bonin als Bunjen zu halten. 

Die Befriedigung der rufliichen Partei war groß. 
Sp weit indeß reichte ihr Einfluß doch nicht, daß fie Die 
ruffiihe Forderung einer „wohlwollenden Neutralität“ 
hätte durchjeßen fünnen. Vielmehr zog ſich die preußtiche 
Negierung vorläufig auf den Standpunkt einer „Politik 
der freien Hand“ zurüd, 

Daß König Friedrich Wilhelm IV. und jeine Minijter 
Bedenken trugen, auf Bunjens Plan einzugehen, dürfte 
ihnen faum zu verargen jein. Bei einem Kriege gegen 
Rußland in jo großem Maßſtabe, wie jener Plan es 
dorausjeßte, übernahm Preußen, feiner ganzen Lage nad), 
den jchwierigiten und gefährlichiten Theil. Auch wenn die 
völlige Bejiegung Rußlands gelang, wäre ſchwer zu jagen 
gewejen, welche Entjchädigung für feine Opfer und welche 
Dedung gegen Rußland für die Folgezeit Preußen hätte 
gewinnen können. Die einzige ſtrategiſch vortheilhafte 
Grenze, die Weichjellinie mit Warjchau, konnte e8 nur mittel3 
einer Vermehrung jeiner polnijchen Gebietstheile erlangen, 
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welche wieder anderweit große Uebelſtände gehabt hätte. 
Auf den eigentlichen Stern jenes Gedankens aber, die Wieder: 
aufnahme des preußifchen Unionsprojecte® von 1849, 
wäre Dejterreich jicherlich, jelbjt gegen einen Länderzuwachs 
im Oſten, freiwillig nicht eingegangen, und ebenjowenig 
möchten die Weltmächte ſich dazu verjtanden haben, auf 
Dejterreich einen Drud zu üben, da Oeſterreichs Bundes— 
genofjenichaft gegen Rußland ihnen mindeitens ebenſo werth- 
voll war, al3 die Preußens. Vor allem aber war der 
Argwohn des Königs gegen Napoleon III. wohl gerecht: 
fertigt. Was man von Diefem bis jet wußte — erſt feine 
revolutionären Attentate zu Straßburg und zu Boulogne, 
dann jein despotiicher Staat3jtreich vom 2. Dechr. 1851 — 
lieg in ihm einen Mann erfennen, der zu allem fähig 
und dem nichts heilig jei, wenn es jeine ehrgeizigen Ab— 
jichten gelte. Wie nun, wenn diefer Mann plößlich feinen Vor— 
theil dabei fände, mit Rußland Frieden zu machen, Preußen 
im Stiche zu lafjen, wohl gar mit Rußland auf Preußens 
Koſten ſich zu veritändigen und zu verbünden? Würde 
jelbjt ein vorher abgeichlojjener Vertrag ihn davon abhalten? 

Ein Fehler der damaligen preußiichen Politik war es 
dagegen, daß ſie nicht von Haus aus eine entjchtedenere 
Stellung gegen das Attentat Rußlands auf die Türkei 
genommen hatte. ?sreilich theilte fie diefen Fehler mit der 
Öjterreichiichen, ja auch mit der englifchen Regierung. Ein 
feſtes Zuſammengehen diejer drei Mächte gleich vom An- 
beginn an würde doc wohl den Kaiſer Nicolaus zum 
Einhalten auf jeinem Wege veranlaßt, dem Kaijer Napoleon 
aber die Gelegenheit, fich zum Herrn der Lage zu machen, 
geraubt haben, Der erjte Gedanke des Königs: gemeinjam 
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den Schuß der Chriſten in der Türfer zu übernehmen, das 
einjeitige Protectorat Rußlands aber entichteden zurüdzus 
weiten, war vielleicht das Richtigite, was geichehen Fonnte, 
wofern es nur mit einer Kriegsdrohung im alle einer 
Weigerung Rußlands verbunden ward. Aber England und 
Oeſterreich wollten von jenem Schuß nichts wiljen, weil 
er die Gelbjtändigfeit der Pforte gefährde, und, ob zu 
einer wirklichen Striegsdrohung gegen Rußland König 
Friedrich Wilhelm IV. ſich verjtanden hätte, auch wenn 
die Mächte auf jeinen Plan eingegangen wären, bleibt 
immerhin ungewiß. So trat Preußen damals in eine un— 
entjchiedene Stellung zurüd; Dejterreich verharrte in einer 
ebenjolchen; England aber ward durch Napoleon halb 
widerwillig in einen Strieg verwidelt. Der jonderbare 
Einfall des Königs, als Bedingung für feinen Anſchluß 
an England die Wiedergewinnung Neuenburg zu fordern, 
machte Preußens Stellung noch ungünjtiger, da Die 
engliichen StaatSmänner nicht mit Unrecht dies als eine 
bloße Ausrede und al3 ein Zeichen des völligen Sieges 
der ruſſiſchen Partei in Berlin betrachteten. 

Die öſterreichiſche Regierung nahm mit gewohnter 
Schlauheit den günjtigen Moment wahr, um abermals ein 
Uebergewicht über Preußen zu gewinnen. Sie hatte ans 
icheinend lange geichwantt; ja fie war, wie es jcheint, 
einmal nicht ganz abgeneigt gewejen, mit Rußland zu 
gehen, und war davon nur durch Preußens entichtedene 
Ablehnung einer derartigen Forderung abgehalten worden. 
Die öjterreichiiche Regierung hatte allerdings beſonderen 
Grund, Rußland zu Schonen. Zwar von der Verpflichtung, 
welche die ruſſiſche Hülfeleiltung in Ungarn ihr auferlegte, 
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hatte schon Fürſt Schwarzenberg fich losgejagt, indem er — 
wahrjcheinlich in Vorausſicht der Verwiclungen im Drient 
— jenen Hafjischen Ausspruch that: „Die Welt wird er- 
ſtaunen über Oeſterreichs Undank“. Allein Dejterreich 
hatte auch politiſche Rückſichten auf Rußland zu nehmen, 
die ſich weniger leicht umgehen ließen. Rußland konnte die 
ſlaviſchen Völkerſchaften Oeſterreichs gegen Oeſterreich auf— 
regen; es konnte ſich auch möglicherweiſe mit den Ungarn 
ebenſo einmal verbünden, wie es dieſelben jüngſt bekämpft 
hatte. Auf der andern Seite jedoch war die Beſetzung 
der Donaufürſtenthümer durch die Ruſſen und deren an— 
ſcheinende Feſtſetzung darin auf längere Zeit eine unmittel— 
bare Gefahr für Oeſterreich, und letzteres war ebenſo be— 
rechtigt wie zu ſeiner Selbſterhaltung beinahe verpflichtet 
dieſer bedenklichen Nachbarſchaft um jeden Preis ſich zu 
entledigen. Dazu kamen noch die von London aus an 
Preußen gemachten Anerbietungen, die dem Wiener Cabinet 
gewiß nicht verborgen blieben. Alles dieſes trieb die 
öſterreichiſche Regierung an, aus ihrer bisherigen unklaren 
Stellung herauszutreten und zu einer activeren Politik 
überzugehen. 

Der letzte gemeinſame Schritt der vier Mächte war 
der Vorſchlag an Rußland geweſen, daß dieſes die Fürſten— 
thümer räumen, dagegen die Pforte beſtimmte Zuſicherungen 
wegen ſolcher inneren Reformen geben ſollte, durch welche 
insbeſondere die chriſtlichen Bevölkerungen in eine beſſere 
Lage verſetzt würden. Rußland hatte dieſen Vorſchlag 
abgelehnt; die vier Mächte ihrerſeits hatten (in einem 
Protokoll vom 13. Januar 1854) darauf beharrt. Dieſes 
Protokoll nun bildete eine Art von Grundlage für ein 

K. Biedermann, Dreißig Jahre deutſch. Geſch. IL 9 
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weitere8 Zujammengehen der Mächte. Dejterreich erklärte 
ſich jeßt bereit, die Räumung der Fürjtenthümer gemeinjam 
mit den MWejtmächten zu betreiben. Natürlih mußte 
Dejterreich wünschen, für den Fall, daß Rußland nicht gut= 
willig darauf einginge, jo daß aljo ernjtere Berwidlungen 
daraus entiprängen, eine Rückendeckung gegen Rußland 
an Preußen zu haben. Preußen zauderte lange, ehe es 
einen beftimmten Entſchluß faßte. Es war das die Zeit, 
wo die ruſſiſche Partei in Berlin wieder entichteden das 
Uebergewicht erlangt hatte, wo der König gegen England 
ärgerlich wegen Neuenburgs, gegen Frankreich argwöhniſch 
wegen des Napoleonifchen Planes einer Umgejtaltung der 
Karte Europas war. Endlich, am 9. April 1854, einigte 
ſich Preußen mit Defterreich und den Weſtmächten (in einem 
abermaligen Wiener Protokoll) dahin, daß alle vier Mächte 
die „Sntegrität der Türkei“ als „die nothwendige Be— 
dingung jeder Unterhandlung über den Frieden“ anerkannten 
und daß jte fich verpflichteten, „gemeinfam die Garantien auf- 
zufinden, welche am geeignetjten jeien, die Exiſtenz der Türkei 
an das allgemeine Gleichgewicht Europas zu knüpfen“. 

Nach langen Verhandlungen gelang es auch der öjter- 
reihiichen Diplomatie, am 20. April 1854 einen Vertrag 
mit Preußen zu Stande zu bringen, in welchem beide 
Mächte für die ganze Zeit dieſes Krieges ſich gegenfeitig 
ihr Gebiet garantirten, Preußen aber noch insbejondere 
Dejterreich zu unterftügen verjprach, falls dieſes bei dem 
Verſuche, die Räumung der Donaufürftenthümer von den 
Aufjen zu erzwingen, von Rußland angegriffen werden 
jollte. Eine gemeinfame Aufforderung zu diefer Räumung 
erging an Rußland von Seiten beider deutjchen Großmächte. 
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Dieſe leßteren juchten nun auch die übrigen deutjchen 
Staaten zur Theilnahme an dem Bertrage vom 20. April 
zu bewegen. Sie ftiegen dabei anfangs auf Widerſpruch. 
Wie groß auch in den mitteljtaatlichen Cabinetten Die 
öfterreichiichen Sympathien waren, jo waren Doch Die 
ruffiichen noch größer. Die Auflehnung Defterreichg gegen 
Rußland erjchien den mitteljtaatlichen Staat3männern fait 
in ähnlicher Weile als „revolutionär“, wie vorher Die 
Auflehnung Preußend gegen Dejterreih. Dazu kamen 
die verwandtichaftlichen Beziehungen mehrerer dieſer Höfe 
zu Rußland, und endlich war bei manchen der leitenden 
Staat3männer wohl auch ein nachwirfendes Gefühl des 
Unmuths gegen Defterreich) mit im Spiel, weil diejes die 
Mittelftaaten in der Zollvereinskriſis erjt zu einem 
fühnen Vorgehen verleitet, dann im Stiche gelajjen hatte. 
Miederum gab es „Bamberger Konferenzen” zur Ber: 
einbarung einer gemeinfamen Politik zwijchen den vier 
Königreichen, Baden, den beiden Hefjen und Najjau. Ihr 
Ergebniß war eine „identische Note“ an die beiden Groß— 
mächte, worin in ziemlich hohem Tone der Beitritt zu dem 
Vertrage vom 20. April nur unter gewijjen Bedingungen 
in Ausficht geftellt ward. Es jollte, wollten fie, nicht an 
Rußland allein die Aufforderung zur Räumung der Donaus 
länder geftellt, jondern es jollten auch die Wejtmächte 
zur Einstellung der eindfeligfeiten zu Waſſer und Lande 
veranlagt werden. Es follte ferner nicht blos auf 
die Intereſſen des deutſchen Handel$ in jenen 
Gegenden und auf einen „wirkſamen Schu der unter 
türkischer Herrichaft Lebenden chrijtlichen Bevölferungen“, 
jondern auch auf die „unverleßte Fortdauer des Königreichs 
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Griechenland“ (gegen deſſen VBerjuch, die entftandene Krifis 
zu einem Handſtreich wider die Türkei zu benußen, Die 
Großmächte eingejchritten waren) Bedacht genommen werden. 
Auch ward verlangt, daß bet allen weiteren Verhandlungen 
der Deutjche Bund als jolcher zugezogen werde. Die beiden 
Großmächte jtellten die Erfüllung diefer Forderungen — 
freilich nur in jehr unbejtimmten Ausdrüden — in Ausficht, 
und darauf trat der Deutiche Bund am 24. Juli dem 
öfterreichiich-preußifchen Vertrage bei. 

Bon jeßt an verfolgte Dejterreich conjequent die 
Politik, jich immer mehr den Weſtmächten zu nähern und 
darin Preußen zu überbieten, gleichzeitig aber letzteres mit 
ih fortzuziehen und in ſein eigenes Vorgehen zu 
veritriden. 

Auf die Aufforderung der beiden deutſchen Mächte 
wegen Räumung der Fürſtenthümer hatte Rußland geant- 
wortet: „es wolle dies thun, wenn Dejterreich und Preußen 
ihm garantirten, daß alsdann auch die Weitmächte alle 
seindjeligfeiten gegen Rußland einjtellen würden.” Dies 
fonnten Dejterreich und Preußen nicht verjprechen, da 
Rußland mit der Türkei im Sriegszuftande war und die 
Weitmächte ſich mit lebterer zu deren Schuß verbündet 
hatten. Denn die Friegerijchen Operationen hatten inzwijchen 
nicht blos zur See, jondern auch zu Lande begonnen. 
Anfang 1854 waren die Rufen in die Dobrudicha ein- 
gerückt, Hatten jedoch dort bei den Türfen einen jo tapferen 
Widerjtand gefunden, daß fie am 21. Juni den Rückzug 
auf das nördliche Donauufer antraten. Inzwiſchen war ein 
franzöſiſch-engliſches Hülfscorps Anfang Juni bei Gallipoli 
gelandet. Weil dajjelbe aber in den dortigen jumpfigen 
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Niederungen jtarf von der Cholera zu leiden hatte, 
ward es wieder eingejchifft und nach der Krim hinüber 
transportirt. Es landete bei Eupatoria, beitand am 
20. Sept. ein ſiegreiches Gefecht mit den Ruſſen an 
der Alma und begann am 9. Det. die Belagerung der 
ſtarken Feſtung Sewaſtopol. 

Oeſterreich hatte unterdeſſen einen neuen Schritt der 
Annäherung an die Weſtmächte gethan, indem es am 
8. Auguſt 1854 ſich verpflichtete, die von letzteren unter 
ſich vereinbarten „unerläßlichen“ Grundlagen des Friedens 
auch ſeinerſeits anzunehmen und zu unterſtützen. Es waren 
dies folgende vier Punkte: Aufhören des ſpecifiſch ruſſiſchen 
Protectorats über die Donaufürſtenthümer und ebenſo 
über die Chriſten in der Türkei (an Stelle des erſten Pro— 
tectorats ſollte ein allgemeines der fünf Großmächte treten); 
Beſchränkung der Kriegsmacht Rußlands im Schwarzen 
Meere und völlige Freiheit der Donauſchifffahrt auch 
an den Flußmündungen, welche Rußland im Beſitz hatte. 

Preußen hatte an der Uebereinkunft vom 8. Auguſt 
keinen Theil genommen. Nachdem jedoch Oeſterreich am 
10. Auguſt in einer Note dem ruſſiſchen Cabinet „dringend“ 
die Annahme der vier Punkte empfohlen, ließ ſich auch 
Preußen herbei, dieſelben durch ſeinen Geſandten in 
Petersburg zu befürworten. Rußland wies die vier Punkte 
als „unannehmbar“ zurück; Oeſterreich beharrte darauf 
und ſuchte nun auch den Deutſchen Bund zur Unterſtützung 
dieſer Forderungen zu bewegen, während Preußen nicht 
geneigt ſchien, weiter zu gehen. 

Am 20. Auguſt rückten die Oeſterreicher in die Donau— 
fürſtenthümer ein; die Ruſſen zogen ſich, ohne einen Wider— 
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Itand zu verjuchen, über den Pruth zurüd. Darauf erklärte 
Preußen am 6. Sept.: e3 betrachte nun den Vertrag vom 
20. April als erledigt. 

Noch einmal gelang es dem Wiener Cabinet, nicht 
nur Preußen, jondern auch den Deutichen Bund auf feiner 
Bahn mit fortzuziehen. Am 9. Decb. beichloß der Deutſche 
Bund, die vier Forderungen ſich anzueignen, Die Friedens— 
verhandlungen auf diefer Grundlage mit „Nachdrud“ 
betreiben zur helfen, jeden etwaigen Angriff, jei es auf das 
Gebiet Dejterreichs, ſei es auf dejfen Truppen in den Donau: 
fürjtenthümern, „mit allen Mitteln zurüdzumeijen“, zu 
dem Ende aber auf „rechtzeitige militäriſche Bereitſchaft“ 
bedacht zu jein. 

Inzwiſchen hatte Dejterreic) wieder auf eigene Hand 
einen Schritt weiter vorwärts gethan; es hatte am 2. Deb. 
mit den Wejtmächten einen Vertrag abgejchlofjen, worin 
es fich verpflichtete, „die Grenzen der Donaufürjtenthümer 
gegen jede Rückkehr der ruſſiſchen Streitkräfte zu verthei- 
digen, Dagegen der freien Bewegung der wejtmächtlichen 
oder türkischen Truppen ebenda gegen die ruffische Militär: 
macht oder das ruſſiſche Gebiet feinen Eintrag zu 
thun“, worin es ſich ferner verpflichtete, „falls die Her— 
jtellung des allgemeinen ?srieden® auf den von den drei 
Mächten gemeinfam feitgefegten Grundlagen (in3bejondere 
den vier Punkten) im Laufe des Jahres 1854 nicht 
gejichert jein würde, mit den Weſtmächten ohne Verzug über 
die wirfjamen Mittel zur Erreichung des Ziels ihrer 
Altanz in Berathung zu treten“. 

Für Preußen war der Beitritt zu dieſem Vertrag 
offen gehalten. 
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Die preußiſche Regierung zauderte; fie verlangte, ehe 
jie fich entichlöffe, von den Verbündeten eine Aufklärung 
über ihre Auslegung der vier Punkte; fie juchte durch 
diplomatijche Agenten und durch Noten, die fie überallhin 
verjandte, eine Bermittelung herbeizuführen. 

Inzwiſchen hatte Rußland endlich am 28. Novbr. 1854 
jic) bereit erklärt, die „vier Punkte“ als „Grundlage“ 
einer Friedensunterhandlung annehmen zu wollen. Allein 
die Wejtmächte wollten fi) nun nicht mehr Damit 
begnügen. Die friegeriichen Operationen gegen Sewajtopol 
dauerten fort, hatten jedoch, bei dem hartnädigen Wider: 
Itande, den die Feſtung leijtete, und infolge mehrerer Aus— 
fälle der Ruſſen, welche den Belagerern große Berlujte 
beibrachten, nur einen jehr langjamen Fortgang. 

Bu einer wirklichen Theilmahme Dejterreih an dem 
seldzuge der Weitmächte gegen Rußland, wie jolche in dem 
Vertrage vom 2, Dechr. in Ausficht genommen war, kam 
es nicht. Die von Dejterreich geforderte Aufitellung eines 
preupijchen Heeres von 200000 Mann zu jeiner Nüden- 
defung gegen Rußland lehnte die preußifche Regierung ab; 
ja fie protejtirte auch gegen die von Dejterreich betriebene 
Kriegsbereitichaft des Deutjchen Bundes gegen Rußland. 
Dadurch fand jich Dejterreich in jeinem Vorgehen gehemmt. 

Am 2. März 1855 jtarb der Urheber des Striegs, 
Kaijer Nicolaus, Er hatte erleben müfjen, daß eine beiden 
Genojjen in der Heiligen Allianz, Dejterreich und Preußen, 
auf deren Unterwürfigfeit unter jeinen Willen er jo ficher 
gerechnet, ſich, die eine direct, die andere wenigjtens indirect, 
gegen ihn wendeten. Er Hatte erfahren müfjen, daß 
Rußlands Kriegsmacht, die er für jo unüberwindlich 
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gehalten, jogar auf dem eigenen Gebiete einem Angriffe, 
der von zwei weit entlegenen Ländern aus und unter den 
für die Angreifenden ungünftigiten Verhältniſſen unter- 
nommen ward, nicht gewwachjen war. Er hatte wohl aud) 
wahrgenommen, wie jehr er ſelbſt über die eigentliche 
Stärke und Schlagfähigkeit diefer Kriegsmacht getäuicht 
worden war und fich getäufcht hatte. Das alles mag diejen 
heftigen und ftolzen Getit in jo gewaltige Aufregungen 
verjeßt haben, daß darunter jein wie auch immer Fraft- 
voller Körper erlag. 


Schon bald nach dem Tode des Kaiſers Nicolaus, 
am 10. März, erklärte der Neichsfanzler Graf Nejjelrode 
jich zu Friedensunterhandlungen bereit. Diejelben begannen 
am 15, März. Preußen hatte feinen Theil daran. 


Die Verhandlungen waren erfolglos; am 4. Juni 
wurden die Conferenzen gejchlojjen; der Kampf um 
Sewajtopol entbrannte aufs Neue. Am 8. Septbr. 1855 
gelang e3 den Franzoſen, den jtärfiten Punkt der Feſtung, 
den Malakoff, zu erjtürmen. Darauf zogen fich Die 
Ruſſen erjt in dem nördlichen Theil der Feſtung, dann 
gänzlich aus dieſer zurüd; am 10. September nahmen die 
Verbündeten Beſitz von Sewaitopol. Die Belagerung hatte 
nahezu ein ganzes Jahr (350 Tage) gedauert. 


Am 23. December erfolgten neue Friedensvorſchläge 
ſeitens Rußlands. Kaiſer Alexander IL. wollte offenbar feinem 
Neiche möglichjt bald den Frieden wiedergeben, nachdem die 
Waffenehre Rußlands durch die tapfere und hartnädige 
Vertheidigung Sewajtopol® genugjam gewahrt jchien. 
Die Weltmächte verlangten jetzt auch GebietSabtretungen 
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von dem bejiegten Gegner. Auch dazu erklärte fich die 
ruffiiche Regierung bereit. 

E3 begannen nun (zu Ende des Februar 1856) 
Sriedensconferenzen in Paris. Preußen war dazu nicht 
eingeladen. Erjt al3 e3 fich um eine Abänderung des Ver: 
trage3 von 1841 handelte, bei welchem Preußen mitgewirkt, 
trat dajjelbe in die Konferenzen ein (am 11. März 1856). 

Die sriedengbedingungen, zu denen Rußland ſich ver- 
jtehen mußte, waren, wenn auch weit entfernt von jenem 
Plane einer nachhaltigen Schwächung oder gar Zerſtückelung 
dieſes großen Reichs, immerhin ziemlich harte. Das 
Schwarze Meer ward für neutral erklärt; Rußland mußte 
jich verpflichten (ebenjo wie die Türkei), feine Kriegsſchiffe 
(einige leichte, für den Küftendienit beftimmte, ausgenommen) 
auf demjelben zu halter Um jämmtliche Donaumündungen 
der ruſſiſchen Herrichaft völlig zu entziehen, mußte Rußland 
den Streifen Bejjarabiens, der die Hauptmündungen ums 
Ichließt, an die Moldau abtreten. Für Hahrbarmachung der 
Donau bis ind Meer wurden Vorkehrungen getroffen. 
Die Moldau, die Walachei und Serbien wurden unter das 
gemeinjame Protectorat der Großmächte gejtellt, wonach) 
jede eimjeitige Belebung derjelben jowohl jeitens Rußlands 
al3 der Türkei fernerhin ausgeichlojien blieb. Die Pforte 
theilte den Grogmächten einen am 21. Februar 1856 in 
Conſtantinopel veröffentlichten großberrlichen Ferman (den 
jog. „Hat-Humayum“) mit, in welchem eine große 
Anzahl von Reformen, namentlich zu Gunsten der chrijtlichen 
Bevölferungen, veriprochen wurde; Doch erflürten Die 
Mächte ausdrücklich, aus diefer Mittheilung Fein Necht ver 
Einmiſchung für ich herleiten zu wollen. Die Türkei 
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ward ausdrüdlich „in das europätiche Völkerrecht aufge- 
nommen“ und die Unverletzbarkeit ihres Gebiet3 von allen 
Mächten verbürgt. 

Defterreich Schloß mit den Wejtmächten noch einen 
bejonderen Vertrag, worin alle drei zur ſtrengen Aufrecht- 
haltung diejes Parijer Friedens mit gemeinjamen Kräften 
ſich verbanden. 

Der Parijer Vertrag vom 30. März 1856 berührte 
Deutſchland im Allgemeinen hauptjächlih nur in Bezug 
auf feine Handelsinterefjen. Durch die völlige Freigebung 
und die Schiffbarmachung der Donau bis in's Schwarze 
Meer mußte die Schiffahrt und der Verkehr nach diejen 
Gegenden, woran auch der deutiche Handel Antheil hatte, 
gewinnen. Für Dejterreich jpeciell war die Zurüddrängung 
des ruſſiſchen Protectorat3 aus feiner unmittelbaren Nach— 
barichaft ein entichtedener Vortheil. 

Bedeutjamer fait, als dieſe directen Folgen des Krim— 
krieges, waren die indirecten. Die Heilige Allianz war durch 
Oeſterreichs Vorgehen gegen Rußland und durch Preußens 
wenigſtens halbe Nachfolge auf dem gleichen Wege geſprengt, 
und ſelbſt einer ſo gewaltigen Kraft wie der des Kaiſers 
Nicolaus möchte es ſchwer gefallen fein, dieſelbe wiederher- 
zujtellen. Sein Sohn Alexander II. war weije genug, es 
gar nicht zu verjuchen, überhaupt auf eine ähnliche Ein- 
miſchung in die Angelegenheiten jeiner weitlichen Nachbarn, 
wie Die, welche jein Vater geübt hatte, zu verzichten. “Die 
ruſſiſche Politik wandte fich in den nächiten Jahren ent- 
Ihieden inneren Reformen oder, jo weit fie ihre Kräfte doch 
nach außen richtete, dem afiatischen Schauplaße zu. Der 
geheimnigvolle Zauber, der jo lange Zeit die ruffiiche 
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Macht als eine unüberwindliche, unnahbare, Alles über: 
wältigende umkleidet hatte, war zerrijjen. Der Krimkrieg 
hatte die Schäden dieſes gewaltigen Kolofjes, hatte deifen 
militäriihe Schwäche ſogar in der Selbjtvertheidigung, 
gejchweige im Angriff, vor aller Welt enthüllt. 

Was dadurch Rußland an Anjehen und Machtitellung 
verlor, das gewann freilich das neue Kaiſerthum an der 
Seine. Napoleon III. hatte ſich als ein kluger Kopf und 
als ein thatkräftiger Wille erwiefen. Er hatte es ver- 
ſtanden, England an jeine Bolitif zu fetten. Seine Armee 
hatte die englifche im gemeinfamen Waffenfampf mehrfach 
überflügelt. Dabet hatte er in den diplomatijchen Ver— 
handlungen Mäßigung und Selbſtloſigkeit gezeigt — weit 
mehr, als man von ihm erwartet; er hatte feinerlet Vor— 
theil für Frankreich erjtrebt, fondern hatte fich lediglich zum 
Dertheidiger de europäischen Gleichgewicht3 aufgeworfen, 
diejes überlieferten Grundjages de3 alten, vorrevolutionären 
Europas, und hatte damit manches Vorurtheil, das vorher 
gegen ihn in diplomatiichen SKreifen beitanden, wenn nicht 
völlig befeitigt, jo doc abgeſchwächt. Er hatte fich durch 
die rajche und energiiche Art, womit er dem allgefürchteten 
Haren entgegengetreten, während England zauderte, 
Dejterreich und Preußen unentjchlojjen jchwankten, zu einer 
auzichlaggebenden Stellung in den europäifchen Dingen, zu 
einer Art von „Schiedsrichter Europas“ aufgeichwungen. 

Die beiden deutjchen Mächte anlangend, jo Hatten fie 
durch ihre Haltung während des Krimfriege8 an Anjehen 
und Einfluß in den europäischen Angelegenheiten jedenfalls 
nicht gewonnen. Preußen hatte jich unentichlofjen, ſchwankend 
gezeigt, weder ſtark genug, um eine entjchiedene Politik des 
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Handelns, noch aber auch, um eine jolche der „freien Hand“ 
zu verfolgen. Es hatte fich von Dejterreich überflügeln 
und gleichzeitig mit fortziehen lajjen. Es hatte Englands 
Vertrauen verjcherzt, weil, wie die englischen Staatsmänner 
offen erklärten, „fein Verlaß auf das preußiſche Cabinet 
war“, und es hatte dem gefährlichen Nachbar im Weiten 
feine Achtung eingeflößt, im Gegentheil ihm wohl den 
Glauben beigebracht, Preußen werde, auch wenn er einmal 
mehr in dejjen Nähe etwas unternehme, aus jeiner Paſſivität 
nicht leicht heraustreten. Oeſterreich hatte etwas mehr 
Energie bewiejen; doch aber war es im entjcheidenden 
Momente vor den Folgen jeiner eigenen Entſchlüſſe zurüd- 
geicheut, hatte die Weſtmächte im Stiche gelafjen und fich 
auf das diplomatische Feld zurücdgezogen. Dadurch waren 
dieje genöthigt gewejen, nicht blos größere Opfer für den 
Krieg zu bringen, jondern auch mit geringeren Früchten 
de3 Sieges fich zu begnügen. In dem Gemüthe des ehr- 
geizigen und thatenduritigen Napoleon blieb davon ein 
Icharfer Stachel gegen Defterreich zurüd. Schon auf dem 
Pariſer ?riedenscongrejje war dies zu jpüren. Während 
Dejterreich einer fürmlichen Waffenbrüderjchaft mit England 
und Frankreich ausgewichen war, hatte das Eleine Sardinien 
die Gelegenheit erjchen, durch den Eintritt in die weſt— 
mächtliche Allianz ſich mit England und Frankreich näher 
zu befreunden. Allerdings koſtete ihm Dies ein unver: 
hältnigmäßiges Opfer an Geld und Leuten; allein es 
erfaufte damit auch den Vorzug, neben den Großmächten 
und jogar früher, al3 Preußen, an dem Pariſer Congrejje 
Theil zu nehmen. Ja, es gelang jeinem Eugen Vertreter 
dafelbjt, dem Minifter Cavour, durch die Gunſt Frankreichs, 
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troß des heftigen Widerſpruchs des djterreichiichen Ges 
jandten, den „Schmerzensichrei Italiens”, die Beſchwerden 
gegen die Mißregierung Defterreichs und feiner Bajallen, 
der Fleineren italienischen Zsürjten, in dem Gonferenzjaale 
zu Paris wiederhallen zu lajjen. Die Folgen der dadurch 
angebahnten neuen politiichen Conjtellation jollten nicht 
lange außbleiben. 


X, 
Die neuenburgiſche Frage. 


Kaum hatte der Bartjer Vertrag vom 30. März 1856 
den allgemeinen Frieden wieder hergeftellt und einem Kriege 
ein Ziel gejeßt, bet dem jämmtliche Großmächte Europas 
direct oder indirect betheiligt waren, jo entjtand eine neue 
DVerwidelung wegen eines an fich unbedeutenden, im Ber: 
gleich zu den eben geichlichteten großen ragen beinahe 
lächerlich geringfügigen Gegenstandes, gleichwohl in ihren 
möglichen Folgen von unberechenbarer Tragweite. 

E3 handelte fich um eben jenes Neuenburg, wegen 
dejjen Friedrich Wilhelm IV. während des Sirimfrieges Die 
Annäherung an England zurücdgewiejen hatte, weil das 
englische Minifterium inmitten der gewaltigen Angelegen- 
heiten, die damals alle Cabinete beichäftigten, es nicht 
an der Zeit fand, eine jo untergeordnete Frage auf Die 
europäiiche Tagesordnung zu bringen. Seitdem hatte 
Herr v. Manteuffel auf Befehl feines Königs Die neuen- 
burgijche Angelegenheit auf der Pariſer Friedensconferenz 
angeregt, jedoch damit nur das für Preußen bejchämende 
Nefultat erzielt, daß feiner der anderen Bevollmächtigten 
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auch nur mit einem Worte darauf einging und daß der 
Vorſitzende des Congreſſes, der franzöfiiche Minifter des 
Auswärtigen, Graf Walewsfi, in der Zufammenjtellung 
der Congreßrejultate zwar aller anderen dabei angeregten 
Punkte gedachte, die neuenburgijche Frage aber mit völligem 
Stillichweigen überging. 

Da jchien es plöglich, als ſollte diefe leidige Ange 
legenheit zu einem Kriegsfall zwilchen Preußen und der 
Schweiz führen. 

Am 2. September 1856 machte eine Anzahl von An— 
hängern des Königs von Preußen im Canton Neuenburg, 
vorzugsweile aus dem Adel, den Verſuch, die 1848 dort 
eingeführte republikaniſche Verfaffung umzuftürzen und die 
Herrichaft des Königs wiederherzujtellen. Sie bemächtigten 
jich durch einen Gewaltjtreich des Schlojjes zu Neuenburg. 
Allen fie wurden nach furzem Kampfe von den Truppen 
der republifanijchen Regierung bewältigt; einige wurden 
getödtet, jehr viele gefangen genommen und davon etwa 
jechzig unter die Anflage des Hochverraths geltellt. 

Der König von Preußen verlangte nun die jofortige, 
bedingungsloſe Freilafjung der Gefangenen. Er ging davon 
aus, daß noch immer er allein der wahre Souverän von 
Neuenburg, die dort bejtehende republifaniiche Negierung 
eine illegitime, ſomit ein Angriff auf dieſelbe behufs 
Wiederherjtellung der legitimen Herrichaft eine berechtigte 
Handlung fei. 

Der Schweizer Bundesrat jeinerjeit3 berief fich darauf, 
daß Neuenburg im März 1848 durch den Willen Der 
Mehrheit feiner Bevölferung zur Nepublif erklärt worden 
feis; er betonte, daß, wie e3 jedem Volke freiltehe, feine 
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Negierungsform zu ändern, und wie dieſes Necht bet andern 
Bölfern, die dafjelbe geübt, anerfannt worden jet, jo auch 
die Neuenburger zu der gleichen Berfaffungsänderung befugt 
geweſen jeien; er erinnerte daran, daß der König von Preußen 
jelbit, in einer Proclamation an die Neuenburger vom 
5. April 1848, als es ſich um die Beitätigung der ein- 
geführten vepubfifanifchen Berfaffung durch eine Volksab— 
ſtimmung handelte, jeine bisherigen Unterthanen daſelbſt 
„im Intereſſe ihres Vaterlandes wie in ihrem eigenen“ 
ausdrüclich „ermächtigt” habe, nur die Yage und Wohlfahrt 
ihres Landes in Betracht zu ziehen, ohne ſich Durch Die 
Bande, welche diejelben an ihn (dem König) knüpften, daran 
hindern zu laſſen; endlich gedachte er auch eines ſchon am 
23. December 1830 von der damaligen Tagſatzung unter 
Zultimmung des fürjtlich neuenburgiichen Tagſatzungs— 
gefandten gefaßten Bejchlufies, wodurch das „Selbjtcon= 
ſtituirungsrecht“ der einzelnen Cantone, das heißt, ihr 
echt, ſich jelbit eine Verfaſſung zu geben, (aljo auch die 
beitehende abzuändern) ausdrüdlich feſtgeſetzt worden jei*). 

Allerdings hatte der König von Preußen jpäter, nach 
1848, gegen das in Neuenburg Gejchehene protejtirt und 
jeine Souveränetätsrechte über das Ländchen gewahrt; aber 
zur a Geltendmachung diefer Verwahrung war 





*) Die Begiigliche Denfichrift des Bundesrathes ift abgedrudt in 
dem „Memoire du conseil federal sur la question de 
Neufchätel“ (1856). Gegen dieſelbe ward preußijcherjeit3 die „Be— 
leuchtung der Schweizeriihen Denkſchrift über Die neuenburgijche 
Frage“ (1857) gerichtet. Eine ausführliche Zufammenftellung und 
Abwägung der beiderjeitigen Nechtsdeductionen findet ſich in dem 
„Staatslexikon von Rotteck und Welcker,“ 3. Auflage, 1. Bd. ©. 516. ff. 
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nichtS gejchehen. Die Großmächte, von Preußen angerufen, 
hatten in einer Conferenz vom 24. Mat 1852 die Rechte 
des Königs anerkannt; allein, abgejehen davon, ob fie ein 
Necht hatten, ſich einzumtjchen, hatten auch fie nichts gethan, 
um diejer Anerkennung eine praktische Folge zu geben. 
Seit acht Jahren bejtand die republifaniiche Verfaſſung 
Neuenburgs in thatfächlicher Wirkſamkeit; auch die royaliſtiſche 
Partei hatte jich thatjächlic) ihr unterworfen. Jedenfalls 
aljo war das Unternehmen der Royaliiten eine gewaltjame 
Auflehnung gegen eine thatjächlich bejtehende, von der 
großen Mehrheit der Bevölkerung anerkannte, obrigfeitliche 
Autorität, und König Friedrich Wilhelm IV., welcher zuge- 
geben hatte, dag man den vollfommen gejeßlichen Wider: 
Itand "der Kurhejien gegen die Willfürmaßregeln eines 
Minijters, daß man den ebenjo gejeglichen Widerjtand der 
Schleswig-Holiteiner gegen Gewaltacte der dänischen Re— 
gierung als „Revolution“ behandelte, fonnte faum, ohne 
mit jich jelbit in Wideripruch zu gerathen, einen gewalt- 
jamen Aufitand nur deshalb gutheigen, weil die Thäter in 
diefem alle Royalijten waren”). 

Anderntheil2 freilich lag die Sache ganz jo einfach 
nicht, wie in einem Staatsweſen, dejjen Rechtszuſtand von 
allen Seiten anerfannt, von feiner angefochten geweſen 
wäre. Wohl mit in Berücdjichtigung diejes Umjtandes, und 
um eine völferrechtliche Verwickelung zu vermeiden, erklärte 
fich der Schweizer Bundesrath bereit, Die Gefangenen frei- 


*) Ein gewaltiamer Aufſtand der welfiihen Bartei in Hannover 
gegen die preußifche Regierung unter Berufung darauf, daß der 
depofjedirte König den dermaligen Beſitzſtand nicht anerfannt habe, 
würde zweifelsohne als Hochverrath behandelt werden. 


8. Biedermann, Dreißig Jahre deutſch. Geſch. I. 10 
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zugeben und deren Proceß kraft feines Hoheitsrechtes nieder— 
zujchlagen, wofern der König von Preußen, um Den 
jchmwebenden Conflict ein für alle Mal aus der Welt zu 
Ichaffen, die „Unabhängigkeit“ des Cantons Neuenburg 
anerkennen und allen Rechtsanſprüchen darauf ent— 
jagen würde, 

Es begann nun eine Reihe diplomatischer Ber: 
handlungen. Kaijer Napoleon ILL, der gern auch hier den 
Schiedsrichter gemacht Hätte, juchte die Schweiz zum Ein- 
gehen auf die Forderung des Königs zu bewegen, wogegen 
er verjprach, zu einer ihr günstigen Löſung der Hauptfrage 
auf einer Gonferenz der Grogmächte beizutragen. Das 
gleiche Anfinnen ward von Rußland und Dejterreich geitellt. 
Auch der Deutſche Bund Schloß fie) auf Preußens Antrag 
diejen Vorſtellungen an. 

Der Schweizer Bundesrath erwiderte auf alle dieſe 
Anmuthungen: „er werde die Gefangenen freilajjen, aber 
nur Zug um Bug mit der Löſung der Hauptfrage.“ 

Die engliiche Regierung wollte zu Gunsten der Schweiz 
einen Schritt weiter gehen: fie wollte fich dafür verwenden, 
daß der König von Preußen an England und Frankreich 
die vertrauliche „Zuſicherung“ ertheile, gegen Freigebung 
der Gefangenen jeinerjeit3 auf Neuenburg zu verzichten. 
Der Bundesrath nahm dieſes Anerbieten an; in Berlin da- 
gegen zeigte jich Feine Geneigtheit dazu, und jo unterließ die 
engliiche Regierung, einen fürmlichen Antrag diejer Art 
zu jtellen. | 

Directe Unterhandlungen, welche der Schweizer 
Bundesrath mit Preußen anknüpfen wollte, wurden zurüd- 
gewieſen; ja, am 16. December 1856 brach der preußiiche 
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Gelandte in Bern auf Befehl jeine® Herrn die diplo— 
matiſchen Beziehungen mit der Schweiz gänzlich ab. 

So jchien ſich dieje neuenburgifche Frage gegen Ende 
des Sahres 1856 immer mehr zu einem gewaltjamen Con- 
fliete zwilchen Preußen und der Schweiz zuzujpigen. 
König Friedrich Wilhelm IV. zeigte fich entſchloſſen, falls 
feiner Forderung nicht nachgegeben werde, an die Gewalt 
der Waffen zu appelliren. Schon waren Unterhandlungen 
mit den jüddeutichen Staaten zu dem Ymwede eingeleitet, 
den freien Durchzug preußiicher Truppen nach der Schweiz 
durch deren Gebiet zu erwirken; jchon war dem anderen 
Cabinetten der feſte Entſchluß des Königs mitgetheilt, 
„militäriſche Maßregeln vorzubereiten und jolche im Noth- 
falle auszuführen“. 

. Die Kreuzzeitungspartei in Berlin betrieb den Krieg 
gegen die Eidgenofjenichaft ganz offen, und fie machte 
auch daraus fein Hehl, daß fie einen folchen Krieg als 
einen „Kreuzzug“ anjehe, nicht blos um die gefangenen 
Royaliſten zu befreien und Neuenburg wieder an die Krone 
Preußen zu bringen, jondern um gleichzeitig der ganzen 
„demagogiſchen Wirthichaft“ in der Schweiz ein Ende zu 
machen, d. h., um auch dieſes Land in das große Web 
der Reaction einzubeziehen, welches bereit3 über Deutjchland 
auggejpannt war. 

Da legte ſich noch in letter Stunde die öſterreichiſche 
Regierung in’3 Mittel. Ihr mochte es gefährlich jcheinen, 
einen Krieg fich entzünden zu lafjen, der, unmittelbar an 
den Grenzen Frankreichs geführt, leicht den Kaiſer 
Napoleon IT. zu einer Einmifchung veranlafjen könnte. 
Sie fand es mit Necht bedenklich, daß die preußiiche 
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Negierung den Bundestag nicht blos zur diplomattjchen 
Unterftüßung ihrer Forderungen veranlagt, Jondern von 
ihm verlangt hatte, er jolle „je nach dem Erfolge 
jeiner diesfallfigen Schritte ſich ernjtere Maßregel gegen 
die Schweiz vorbehalten,” was nichts Anderes hieß, als: 
unter Umständen den Deutichen Bund in einen Strieq 
mit der Schweiz verwideln zu Gunſten eine außerhalb 
des Bundesgebiet3 liegenden Länderbeſitzes — nicht einmal 
de3 Staates Preußen, jondern nur der Dynajtie Hohen— 
zolleen. Genug, die öjterreichiiche Regierung verjuchte 
der Angelegenheit dadurch ihre Spite abzubrechen, daß jie 
jolche auf den Weg europätjcher Conferenzen himüberleitete. 
Sie ſchlug der preußischen Regierung diejen Weg in einer 
Note vom 19. December 1856 vor. Als Antwort darauf 
richtete da3 Berliner Cabinet gleichzeitig nach Wien und 
an die andern Großmächte eine Note, worin es ausſprach: 
„Der König mache den Großmächten den Beruf, durch ihre 
Autorität die Schweiz zum Nachgeben zu bejtimmen, nicht 
jtreitig; allein er fünne, nachdem die Mächte, welche das 
Londoner Protokoll vom 24. Mai 1852 unterzeichnet, 
vier Jahre lang nichts zum Austrag der Sache gethan 
hätten, jett jeine Action von deren Maßnahmen nicht ab— 
hängig machen; Alles, was er thun könne, jei, den Termin 
der Mobilijirung des Heeres noch bis zum 15. Januar 1857 
hinausschieben. Sei bis dahin die Freigebung der Ges 
fangenen bedingungslos erfolgt, jo wolle er jpäter auf Ver— 
handlungen über die Fünftige Lage Neuenburgs eingehen; 
jei dagegen einmal mobilifirt, dann fünne er ſich mit der 
bloßen Freilafjung der Gefangenen nicht mehr begnügen, 
vielmehr würden dann die durch die Waffen zu erzielenden 
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Ergebnifje an die Situation des Fürſtenthums Neuenburg 
ſelbſt anknüpfen.“ 

Die öſterreichiſche Negierung erwiderte darauf in ziemlich 
ernitem Zone: „Daß ſeit 1852 in der Sache nichts 
geichehen, rühre daher, da Preußen niemals die Mächte 
zu einem bejtimmten Schritte veranlaßt habe. Oeſterreich 
habe jett die Berufung einer Conferenz beantragt, und es 
erwarte mit Beitimmtheit von der Weisheit des Königs, daß 
er nichts thun werde, was dieſe friedliche Entjcheidung 
unmöglic” machen könnte.“ Dabei ward einerjeit3 zuge— 
jichert, dat die Großmächte auf Freilaſſung der Gefangenen 
hinwirfen würden, andererjeit3 ward nicht undeutlich zu 
verjtehen gegeben, daß eine friegeriiche Expedition Preußens 
gegen die Schweiz „für einen andern Zwed, al3 für Die 
Freilaſſung der Gefangenen” (d.h. für eine Wiedereroberung 
Neuenburgs) fich der Zuftimmung Defterreihd und der 
anderen Großmächte nicht zu erfreuen haben würde. 

Schon vorher hatte Dejterreich einen Schritt gethan, 
der einer kriegeriſchen Verwickelung Preußens mit der Schweiz 
noch wirffamer vorbeugte. Am 23. December hatte e3 
eine Circularnote an die deutichen Regierungen gerichtet, 
worin ausgeführt ward: „Die Eröffnung von Bundes: 
gebiet Für den Durchmarjch preußiicher Truppen jei beim 
Bunde jelbit, nicht blos bei den einzelnen Regierungen, 
deren Länder dabei in Trage kämen, zu beantragen.“ 
Gleichzeitig war in diejer Note ausgejprochen: „Nach der 
Anficht des öſterreichiſchen Cabinets hätte der Bundestag 
einen folchen Antrag, wenn er an ihn gebracht würde, abzu= 
lehnen, weil die neuenburgische Trage, ehe Preußen zur 
Anwendung der Waffengewalt jchreiten dürfe, vorher in 


europäijchen Conferenzen zu verhandeln ſei.“ Die Note 
war „vertraulich“ auch der preußiichen Regierung „zur 
Kenntniß“ mitgetheilt worden. | 

Das hieß denn freilich, dem kriegsluſtigen König von 
Preußen geradezu in den Arm fallen und ihn in zwar 
höflicher, aber zugleich jehr erniter Sorm von etwas zurüd- 
halten, was zu thun er offenbar faum erwarten Fonnte. 
Denn, wenn die füddeutichen Staaten, den Winfen Dejter- 
reichs folgend, die Genehmigung zum Durchmarjch preußifcher 
Truppen durch ihr Gebiet (die fie allerdings auf Preußens 
Andringen jchon gegeben hatten, offenbar gegen den Geiſt 
und jelbit gegen den Buchſtaben der Bundesverfajjung) 
zurüczogen, und wenn der Bund, ebenfall3 der Anficht Deiter- 
reichs ſich anjchliegend, diefe Genehmigung verjagte, jo befand 
fih Preußen in der abjoluten Unmöglichkeit, mit Waffen- 
gewalt etwas gegen die Schweiz zu unternehmen, 

Preußifcherjeit3 ward denn auch in ſehr gereiztem 
Tone darauf erwidert und auf dem Nechte Preußens, jo 
zu verfahren, wie es gethan, beharrt, wogegen wiederum 
die öſterreichiſche Regierung darauf hinwies, daß, wenn ein 
Krieg Preußens gegen die Schweiz von nichtpreußiſchem 
Bundesgebiete aus unternommen würde, der Bund damit 
jeine Neutralität aufgäbe, und alsdann auch ein Angriff 
von der Schweiz aus auf das Buudesgebiet leicht erfolgen. 
könnte. 

Offenbar war in dieſer Frage nicht blos das Bundesrecht 
auf Oeſterreichs Seite, ſondern die öſterreichiſche Regierung 
ſorgte auch für das Intereſſe Deutſchlands beſſer, als der, 
von ſeinem Lieblingsgedanken gegen jede andere Erwägung 
unzugänglich gemachte und von den Männern der Kreuz— 
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zeitung in dieſer Richtung beſtärkte König. Es war zweifel— 
[08, daß, jobald ein deutjcher Bundesstaat den Durchzug 
preußilcher Truppen gegen die Schweiz durch fein Gebiet 
gejtattete, er damit ſich jelbit in einen Kriegszuſtand 
gegen das Schweizer Volk verjeßte, alſo auch diefem 
legteren das volle Necht gab, ihn anzugreifen, und es 
war ebenjo zweifellos, daß ein jolcher Angriff auf einen 
Bundezjtaat den ganzen Bund in Mitleidenheit ziehen 
mußte. Wenn dieje Gefahr einer Berwidelung mit der Schweiz, 
al3 einem Kleinſtaate, vielleicht minder bedenklich erfchien, jo 
durfte nicht vergejjen werden, daß jchwerlich der mächtige 
Nachbar im Weiten einer jolchen Verwidelung unthätig zu— 
Ichauen, vielmehr wahrscheinlich die Gelegenheit begierig 
ergreifen würde, ſich einzumiſchen, jei eg mit den Waffen, 
oder wenigſtens diplomatiſch. 

Der Schweizer Bundesrath hatte inzwiſchen, da alle 
ſeine Anerbietungen zu einem gütlichen Vergleiche erfolglos 
blieben, und immer erſichtlicher ward, daß König Friedrich 
Wilhelm IV. es auf eine Vergewaltigung der Schweiz 
abgejehen habe, auch jeinerjeit3 die entjchiedeniten Maß— 
regeln zur Gegenwehr getroffen. Er hatte zunächit die 
Aufitellung zweier Divifionen (etiva 30000 Mann) bejchlofjen, 
gleichzeitig aber alle Cantone ermahnt, Bundesauszug 
und Bundesrejerve in Bereitjchaft zu halten. Sowohl die 
Cantonalregierungen al3 die Bevölferungen entjprachen 
diefer Aufforderung der Bundesbehörde mit Begeiſterung; 
die Bundesverjammlung ertheilte bereitwillig ihre Ge— 
nehmigung zu dem getroffenen Maßregeln und eröffnete 
dem Bundesrath einen „unbejchränften” Credit „zur Ver: 
theidigung des Baterlandes bis aufs Aeußerſte“. 
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Gleichzeitig wurden aber auch die friedlichen Ber: 
ſtändigungsverſuche fortgejeßt. Durch Vermittlung des 
franzöfiichen Gabinet3 erhielt die Schweiz die Zuſicherung, 
daß Preußen von dem Augenblide an, wo die Gefangenen 
freigelajjen wären, auf jede militärische Maßregel gegen 
die Schweiz verzichten werde. Auch erklärte ſich die fran- 
zöſiſche Negierung verbindlich für die Unabhängigkeit Neuen— 
burgs. Auf jolche Bürgichaften Hin glaubte der Bundes- 
rath der Ehre und Unabhängigkeit der Schweiz nichts zu 
vergeben, wenn er den Proceß gegen die aufjtändijchen 
Noyaltiten niederjchlüge — unter der Bedingung jedoch), 
daß Ddiejelben die Schweiz auf jo lange verließen, bis der 
Abſchluß eines endgültigen Abkommens in der neuenburgischen 
srage erfolgt je. Die Bundesverjammlung trat dem mit 
einer an Einjtimmigfeit grenzenden Mehrheit bei. Die 
Öffentliche Meinung, bejonders in dem franzöfiichen Theile 
der Schweiz, zeigte fich anfangs Darüber jehr erregt, beruhigte 
jic) aber doch bald. 

Am 5. März 1857 trat eine Conferenz der vier Groß- 
mächte in Bari zuſammen. Im ihrer zweiten Sibung, am 
7. März, legte fie der preußischen Regierung ihren Vorjchlag 
zur Regelung der neuenburgiichen Frage vor. Er berubte 
auf der völligen Ablöjung diejes Kantons von Preußen und 
feiner Dynaſtie. Die preußiſche Regierung weigerte fich, Darauf 
einzugehen. Erjt nad) längeren Verhandlungen gelang e3, ein 
Abkommen zwilchen dem König und der Schweiz zu Stande 
zu bringen, welche am 26. Mai 1857 unterzeichnet ward. 
Der König entjagte darin endgültig allen Souveränetät3- 
rechten auf Neuenburg. Den Angeklagten ward volle Straf- 
lojigfeit gewährt; auch mit Tragung der Koſten wurden fie 
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verſchont. Die Erträgnifje der Kirchengüter und die Einfünfte 
der milden Stiftungen in Neuenburg follten ihrer Be: 
ſtimmung nicht entzogen werden dürfen. Eine Entſchädigung 
von zwei Millionen Franes, welche der König für feine 
Privatbejisungen in Neuenburg gefordert, war von den 
Mächten auf die Hälfte ermäßigt worden, wonach) der 
König gänzlich darauf verzichtete. Dagegen beharrte er 
auf Fortführung des Titel3 eines „Fürſten von Neuenburg 
und Balengin.” Die Schweiz gejtand dies zu gegen Die 
ausdrüdliche Erklärung, daß daraus Feinerlei Rechte gegen- 
über dem Canton Neuenburg oder der Eidgenojjenschaft 
abgeleitet werden dürften. 

Sp endete diefer Streit um Neuenburg, der nahe 
daran gewejen iwar, einen neuen Krieg, und zwar mitten in 
Europa, zu entzünden. Nachdem wenige Jahre vorher die 
Waffenmacht Preußens in Unthätigkeit erhalten worden 
war, ald es galt, ein großes deutjches Interejje zu wahren 
und eine Ehrenjchuld Preußens einzulöfen, hatte jie jegt auf- 
geboten werden jollen, um einen zweifelhaften Rechtsanjpruch 
in einer Sache zu verfechten, die den Staat Preußen nichts 
anging, um ein unnatürliches Verhältniß, wie das eines 
monarchiichen Canton inmitten der durch und Durch 
republifanischen Eidgenoſſenſchaft, wiederherzujtellen, endlich 
um die gewaltjame Erhebung einer Minorität gegen einen 
unter Zulafjung des Königs ſelbſt geichaffenen und in viel- 
jähriger Wirkſamkeit bejtehenden Nechtszuitand zu legitimiren! 
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Die Erkrankung Friedrid; Wilhelms IV., fein Rücktritt 
von der Vegierung und fein Tod. 


Die Erregtheit des Königs in der neuenburgichen 
Angelegenheit — zuerſt jchon bei dem PVorjpiel dazu 
während des Krimkrieges, vollends bei der Krifis jelbit — 
hatte etwas nahezu Krankhaftes. In der That zeigte 
fich bei dem König je mehr und mehr ein bedenfliches 
Ergriffenjein des ganzen Eörperlichen und geijtigen Organis— 
mus. Sehr bald nach dem Ausgange des neuenburgischen 
Streites, im Juni 1857, nach einer Eur, die er in Marien 
bad gebraucht, traf ihn auf der Rückreiſe, bei einem Bejuche 
am Dresdener Hofe, ein Schlaganfall. Derjelbe wieder: 
holte jich im October. Der König war genöthigt, ſich von 
den Regierungsgeichäften zurücdzuziehen und feinen Bruder, 
den Prinzen von Preußen, mit feiner Stellvertretung zu 
betrauen. Es war dies eine ganz neue, in der preußiichen 
Verfaſſung nicht vorhergejehene Art der Negierungsüber- 
tragung. Für den Prinzen hatte fie injofern etwas Pein— 
liches, als fie ihn verpflichtete, jtreng in den Bahnen jeines 
föniglichen Bruders fortzumwandeln, daher auch die Minijter, 
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die defjen Vertrauen bejejjen, beizubehalten, obſchon er mit 
denjelben in Bezug auf die wichtigften Lebensfragen des 
preußtjchen Staates ſich in einem jchroffen Widerjpruche 
befand. 

Der Zuftand des Königs verjchlimmerte fich indeß 
mehr und mehr; die Hoffnung, daß er die Zügel der Re— 
gterung wieder jelbjt ergreifen könnte, ward jchwächer und 
Ihwächer. Die Verlängerung der dem Prinzen übertragenen 
Vollmachten von Bierteljahr zu Vierteljahr erſchien immer 
unzuläjjiger. Die öffentliche Stimme verlangte laut nad) 
Herjtellung eines wirklich verfafjungsmäßigen Zuftandes, d.h. 
nach Einjegung einer Regentſchaft. Allein die nächjten 
Umgebungen de3 Königs jträubten fich gegen einen jolchen 
entjcheidenden Schritt; die Partei der Kreuzzeitung bot 
Alles auf, um den Einfluß nicht zu verlieren, den jie nur 
zu lange in unheilvollſter Weije geübt hatte; unter den 
nichtigjten Vorwänden befümpfte fie den Gedanken einer 
Negentichaft; die Minijter, die ihr Schickſal beim Eintritt 
einer jolchen wohl ahnten, thaten wenigſtens nichts, um 
dem unerträglichen Zujtande ein Ende zu machen. Endlich 
gelang e3 aber doch, von dem König in einem jener lichten 
Augenblide eine perjönliche Kundgebung feiner freien Ein- 
jtimmung in die Einjeßung einer Regentjchaft zu erlangen. 
Am 7. October 1858 richtete der König an feinen Bruder 
ein Schreiben, worin er, „bei jeiner noch fortdauernden Vers 
hinderung, die Negierung jelbit zu führen“, den Prinzen 
erjuchte, „die königliche Gewalt in der alleinigen Berant- 
wortlichfeit gegen Gott, nach bejtem Wiſſen und Gewiſſen, 
in des Königs Namen als Regent auszuüben”. 

Der König jelbit, nunmehr aller Regierungsjorgen 
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entledigt, juchte Genefung in dem milden Klima Italiens. 
Erſt 1860 fehrte er von da zurüd, jcheinbar gebejjert; 
allein bald trat wieder eine Berjchlimmerung ein; am 
2. Januar 1861 verjchied er. 

Die Regierung König Friedrich Wilhelms IV. endet 
jomit bier, und die Geſchichte muß daher ſchon jetzt Ab— 
Ichted von ihm nehmen Sie kann dies nicht ohne ein 
tiefſchmerzliches Gefühl. Ein jo reicher, jo vielbegabter 
Geift, ein Fürst, Scheinbar zu jo Großem auserjehen, auf 
den Thron gelangt in einer jo bedeutungsvollen Zeit, von 
den Umständen jelbit in jo hohem Maße begünjtigt, ward 
König Friedrich Wilhelm IV. durch eine unglücliche An— 
lage ſeines Weſens in Bahnen abgelenkt, die ihn mit ſich 
jelbjt in die peinlichiten Widerjprüche, daS von der Vor— 
jehung ihm anvertraute Land und Volk in die bedenf- 
Iichiten Lagen brachten. Wohin war es doch mit dieſem 
Fürſten, auf den jo große Hoffnungen gejeßt worden waren, 
gefommen, wenn der eine feiner Allervertrauteiten, und der 
ihm bis auf's Aeußerſte anhing, Bunjen, mit Bezug auf 
den andern, Radowitz, an Stocdmar fchrieb: „Sch fürchte 
von Radowitz feine Illuſion der alten Art mehr — außer 
der durch feine mehr tatarijch = fatholifche, als deutſch— 
protejtantijche Liebe, welche er zum König hat. Er nennt 
Dualismus, was entweder Tollheit oder Unredlichkeit ift 
oder werden muß*)!" Wohin war es geflommen, wenn 
im englijchen Mintjterrathe der Gedanke an ein englijch- 
preußiſches Bündnig mit der Bemerkung bejeitigt ward: 





*) Brief vom 18. Januar 1851. („Bunfen aus feinen Briefen“ 
3. Bd., ©. 164.) 
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„man könne ſich auf den König nicht verlajjen, denn er 
werde im entjcheidenden Augenblick wieder abjpringen!“ 
ALS jene Selbitwiderjprüche in der Regierungsweiſe 
Friedrich Wilhelms IV. zuerſt hervortraten, jenes Schwanfen 
zwiſchen Fort- und Rückſchritt, jene jcheinbare Hingebung 
an Die freieren Ideen der Zeit und dann wieder jenes 
ſchroffe Sichabwenden davon, jenes Tliebenswürdige Er: 
Ichliegen jeines ganzen Innern vor feinem Volke und bald 
darauf wieder die jpröde Abweilung der Bitten, mit denen 
jein Volk vertrauensvoll ihm nahte, jene ſchwungvollen 
Neden und jene damit jo gar nicht übereinitimmenden 
Handlungen, da ward nicht jelten, jogar im den Streifen 
der höheren Gejellichaft, der Verdacht geäußert: der König 
täuſche abfichtlich die öffentliche Meinung über Das, was 
er jei und was er wolle. Harte Worte in diefem Sinne 
wurden laut. Wir glauben, mit Unrecht. Wenn Der 
König Semand täufchte, jo gewiß zuerjt jich jelbjt, Freilich 
damit auch die Anderen, Nicht, daß er Gefühle oder 
Vorſätze geheuchelt hätte; er hegte jolche wirklich oder 
glaubte doch, fie zu hegen; aber er vermochte fie nicht feit- 
zuhalten. Seine Entſchlüſſe entitanden rajch, aber ebenjo 
raſch verjchwanden fie wieder, ohne zur Neife zu gelangen. 
Ihm fehlte jener fefte Mittelpunkt des Handelns, der ſtarke, 
jelbftfichere Wille, der alle Aufwallungen des eigenen 
Innern beherricht und allen Einflüffen von außen den 
Widerftand ruhiger Erwägung entgegenjeßt, und jo ward 
er ein Spielball jener und diejer. Die Unbeſtändigkeit 
des Königs, feine Lenkbarkeit durch faljche und feine bis 
zum Trotz gehende Verhärtung gegen bejjere Rathichläge hat 
viel Unheil über fein Volk und Land, ja über ganz Deutjch- 
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{and gebracht; aber aud) er jelbjt hat ficherlich viel Darunter 
gelitten, und wenn man verjucht it, ihn deshalb anzu— 
lagen, jo muß man ihn ebenfo jehr beflagen, daß er jo und 
nicht anders geartet war. 

Denn er war — troß der äußeren Luftigfeit, zu der jein 
ianguinifches Temperament ihn öfters trieb, zu der er wohl 
auch bisweilen fich gewaltiam zwang — doc) eine innerlich 
zerriffene und darum gewiß weit mehr unglüdliche, als glüd- 
liche Natur. 

Gern mag der Gefchichtsfchreiber, wo ein jo räthjel- 
hafter Charakter ihm begegnet, den Schlüjjel zur Löſung 
dieſes Räthſels in dejjen Bildungsgejchichte juchen. Wofern 
jich Dabei zeigen jollte, daß gewiſſe Bildungseinflüſſe jchon 
früh dem Wejen des jpäteren Königs eine Richtung auf- 
geprägt, welche verhängnißvoll für fein ganzes Leben und 
Wirfen ward, jo würde das Urtheil der Gejchichte über ihn 
ein gerechteres und verjühnlicheres werden. Sie würde den 
König der Berantwortlichkeit für manche Thaten und Unter- 
lajjungen einigermaßen entlaften dürfen, ohne Doch des— 
halb jeine Erzieher anflagen zu müſſen; denn gewiß haben 
Diege in bejter Meinung gehandelt, wenn jchon fie viel- 
leicht in den Mitteln zum Zweck fich theilweiſe vergriffen. 

Erit jeit Kurzem ijt und von fundiger Hand ein 
klarerer Einblid in die frühefte Sugendgejchichte Friedrich 
Wilhelms IV. eröffnet worden”). Wir erjehen daraus, tie 


*) Durch die Lebensbejchreibung Friedrih Wilhelms IV. von 
Leopold v. Ranke in der „Allgemeinen deutichen Biographie“, 7. Band, 
©. 729 ff. (aud) als Separatabdrud erfchienen bei Dunder & Humblot 
in Leipzig). Ranke hat dazu officielle Quellen aus dem Haus- und 
Staatsarchiv benußt. 
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viel von allen Seiten für dejjen Getiteg- und Gemüthsbildung 
geichehen iſt. Bielleicht in mancher Beziehung nur zu viel! 
Seine herrliche Mutter, die Königin Luiſe, hatte von früh 
an auf den reichbegabten Sinaben große Hoffnungen gejeßt, 
doppelt große, jeitdem nach dem Unglüd von 1806 ihre 
ganze Seele nur der eine Gedanke an die Wiedererhebung 
Preußens und die Rächung der erlittenen Schmach erfüllte, 
„Sie würde unglüdlich fein,“ äußerte fie, „wenn Der 
Kronprinz Andere nicht ebenjo durch feine Verdienſte über: 
träfe, wie durch feinen Rang.“ 

Wir fennen aus anderer Duelle die jchwungvollen, ent- 
flammenden Worte, welche die Königin Luiſe bald nach der 
Katajtrophe von Sera an die beiden Prinzen Friedrich 
Wilhelm und Wilhelm richtete, von denen der eritere 
damals elf Iahre alt war. Siebejchwor die Brinzen, „Preußen 
von der Schande und Erniedrigung, worin es jchmachte, 
zu befreien, nach dem Ruhme großer Feldherrn und Helden 
zu geizen, oder, wenn ſie mit aller Anjtrengung den nieder: 
gebeugten Staat nicht aufrichten fünnten, den Tod zu 
juchen wie Prinz Louis Ferdinand.“ 

Solde Mahnungen und Beichwörungen aus dem 
Munde einer jo zärtlich geliebten, jo angebeteten Mutter 
mußten dem königlichen Knaben eine hohe Vorjtellung von 
Dem beibringen, was zu jein und zu leilten er dereinit 
berufen jein würde Aber freilich mochte vielleicht feine 
dadurch auf's Aeußerſte erregte Phantafie mehr im diejem 
Bilde künftiger Größe jchwelgen, als daß er ſich Die 
Pflichten eines jo hohen Berufes und die Schwierigkeiten 
der rechten Ausfüllung dejjelben deutlich vergegenwärtigte. 

Man jagt — und die Geichichte betätigt es im vielen 
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Beijpielen — daß, wo es auf Beichwingung der Einbildungs- 
fraft und Belebung des Gefühls ankommt, bei künſtleriſch 
oder poetiſch angelegten Charakteren, der Einfluß geiſt— 
und gemüthvoller Mütter ein vorwiegend glünjtiger 
jet. Ob ganz das Gleiche der Fall iſt bei Fünf: 
tigen Negenten, ob nicht hier die jtrenge Zucht und die 
mehr verjtandesmäßige, jelbit nüchterne Yeitung eines männ— 
lichen Willens Noth thut. Das dürfte wenigjtens nicht 
zweifellos jein. König Friedrich Wilhelm III, gänzlich in 
Anipruch genommen und fait erdrüdt von den ſchwerſten 
Negierungsjorgen in jener für Preußen jo traurigen Zeit, 
fonnte der Bildung jeines Kronprinzen nur wenig Zeit 
und Aufmerkſamkeit widmen. Die Erziehung des Leßteren 
lag fait ausjchlieglich in der Hand der vorwiegend ideal 
angelegten Mutter. 

Des Prinzen eriter Lehrer war ein junger Theolog, 
Delbrül. Er war der Slönigin von dem berühmten 
Pädagogen Kanzler Niemeyer in Halle empfohlen. Gewiß 
fonnte die Königin nicht jorglicher verfahren, als indem 
fie an eine jolche Autorität fich wendete. Auch wußte 
Delbrüd alsbald des Knaben ganze Liebe zu gewinnen. 
Koch als König hielt der fürtliche Zögling das Andenken 
jeines eriten Erziehers hoc) in Ehren und gedachte jeiner 
voll Zärtlichkeit — ein jchöner Zug jeines danfbaren 
Gemüthes. Für die Heranbildung des künftigen Thronfolgers 
zu jeinem erhabenen Berufe jeßte Delbrüf von Haus 
aus ſich die höchiten Ziele, hegte er die glänzenditen 
Hoffnungen. Letzteres bezeugen die Worte, die er jchon 
wenige Monate nach dem Antritt feines Amtes an einen 
Freund Über den Prinzen jchrieb, der damals wenig über 
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fünf Sahre alt war: „Der Kronprinz wird fich,.fall3 die 
Umſtände jeine Erziehung begünstigen, einſt unter den 
deutjchen Fürſten auszeichnen durch Kraft des Wirfens, 
duch Gewiſſenhaftigkeit im Berufe, durch Edelfinn und 
Liebenswiürdigfeit.“ 

Der Phrlantropismus und die Humanitätsphilojophie 
hatten gegen das Ende des vorigen SahrhundertS dem 
Erziehungswejen eine neue Richtung gegeben. Man wollte, 
im Gegenſatz zu der damaligen Beengtheit und der ſchroffen 
Trennung der Berufs- und Geburtsjtände, die Jugend 
vornehmlich, wenn nicht ausichlieglich, zu „Menſchen“ 
bilden, ihre Geiſtes- und Gemüthsfräfte ganz im All- 
gemeinen, ohne Nücjicht auf eine bejtimmte Anwendung 
im praktischen Leben, ausbilden und entwideln. Man 
wollte ferner, ebenfall3 im Kampfe gegen eine Werein- 
jeitigung der früheren Pädagogik, die despotiiche Disciplin 
und das mechantiche Einprägen von Kenntniſſen, dem 
HBögling mehr Freiheit gewähren und, was er fernen 
müſſe, ihm möglichit ſpielend beibringen. Diejer päda— 
gogiihen Richtung jcheint auch Delbrück gehuldiat zu 
haben. An feiner Begeijterung jowohl für feinen fürſt— 
lichen Zögling jelbit als für die hohe Aufgabe, welcher 
er denjelben entgegenführen jollte, war nicht zu zweifeln. 
Er wollte in dem Prinzen, jo äußerte er, „Liebe für die 
Deutjchheit in Wort und That, Wärme für das Elend 
und die Kinechtichaft von Europa und einen frommen 
Heldenmuth anregen und beleben.” Die Kunſt des Feld— 
herren und des Staatsmannes, meinte er, entwickle ſich von 
ſelbſt aus einer wifjenjchaftlichen Vorbereitung, „am 
jicherften aber durch die geſammte Ausbildung des Ges 

8. Biedermann, Dreibig Jahre deutſch. Geſch. I. 11 
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müths“. Zu frühe Beſchäftigung mit den Kleinigkeiten des 
Militärdienits könnte eher jchädlich als nüßlich wirken. 
Erſt wenn der Prinz reif jet an Körper und Geilt, etwa 
im 18. Jahre, möge er in den Dienjt eintreten. „Dann 
werde er mit eigenen Augen jehen und mit jener Selbit- 
Itändigfeit handeln, die nicht der Rathgeber, jondern bloßer 
Bollitreder des Willens bedürfe. Solcher Männer bedürfe 
das Baterland, bedürfe Europa. Das preußiiche Haus ſei 
von der Vorſehung beſtimmt, der Welt diejen Netter zu 
Ichenfen.“ 

Sn Aeußerungen jolcher Art iſt, bei aller Achtung vor 
der edlen patriotijchen Gejinnung, doc eine gewiſſe Webers 
Ichwänglichkeit nicht zu verfennen. Wie leicht mochte Diele 
fih auch auf den fürjtlichen Zögling — der jett, mit 
14 Jahren, jchon in das Alter des Selbſtbewußtſeins 
trat — übertragen; wie leicht mochte leßterer in jich eine 
von der Vorjehung bejonders ausgewählte, eine providen- 
tielle Berjönlichkeit erbliden, die künftig einmal in Allem 
mit größter „Selbitjtändigfeit“ handeln, die „feiner Rath— 
geber, jondern bloßer Vollitreder jeines Willens“ bedürfen 
werde! Manche Aufzeichnungen des Prinzen aus jener 
Zeit (in denen, wie Nanfe anmerkt, „wohl viel dem 
Lehrer zugejchrieben werden muß“) deuten auf einen im 
des Prinzen Seele geworfenen Funken eines begeijterung3- 
vollen Schwunges hin, eines Schwunges, der, richtig 
geleitet, Großes jchaffen, freilich aber auch leicht auf 
Irrwege gerathen fonnte, 

Der Freiherr von Stein, damals preußiicher Mintiter 
und eben mit der politifchen Neugeburt Preußens beichäf- 
tigt, nahm an der Bildung des fünftigen Thronerben, der 
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vielleicht berufen jein mochte, Das vollends hinauszuführen, 
was jet angebahnt ward, das lebhafteſte Intereſſe. Er 
hatte gegen Delbrücks Erziehungsmethode zwei gewichtige 
Bedenken. Einmal fand er, daß der Prinz zu wenig für 
jeinen einjtigen Beruf vorbereitet werde; er vermißte an 
dem Erzieher jelbit „die lebendige Auffafjung der Ge 
Ihichte, namentlich der des preußiichen Hauſes, die 
Welt: und Menjchenfenntnijfe, die dazu gehörten, dem 
Prinzen die Bildung zu verjchaffen, die dejjen Fünftiger 
Beruf fordere". Sodann aber bemerkte er an dem 
Prinzen „eine Zügellojigfeit des Willens, die in dem Alter, 
wo die Leidenjchaften jtärfer hervortreten, von den nach- 
theiligſten Folgen werden könne“. 

Jenen erſten Einwand wollte, wie ſchon angeführt, 
Delbrück nicht gelten laſſen; dieſen zweiten geſtand er ſelbſt 
als nicht unberechtigt zu. Er verhehlte nicht, „daß aus 
der großen Lebendigkeit des Prinzen auch manche unange— 
nehme Eigenheit entſpringe: Ausgelaſſenheit, auffahrendes, 
gebieteriſches Weſen, ſo daß er ſelbſt Diejenigen beleidige, 
die er am meiſten liebe“. 

Stein empfahl die Erſetzung Delbrücks durch einen 
militäriichen Gouverneur. Einen jolchen erhielt denn auch 
der Kronprinz in der Perjon des Generals Dieride, der 
jeinerjeit3 wieder als jpeciellen militärtichen Erzieher den 
Dberft Gaudy empfahl. Zur Entlafjung Delbrüds jedoch 
fonnte fich die Königin in ihrer großen Güte und Bart: 
heit der Gefinnung lange nicht entjchließen, um jo weniger, 
al3 der Prinz jo jehr an Delbrüd hing, daß der Gedanke einer 
Trennung von diefem jeinem Lehrer auf den leidenjchaftlich 
empfindenden und jich äußernden Knaben jogar Förperlich 
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nachtheilig wirkte Eine jolche Doppelitellung zweier, tır 
ihrem Weſen gänzlich von einander verjchtedener Erzieher 
fonnte unmöglich günstig auf den Prinzen wirken. General 
Dierife drang daher auch fort und fort auf Beleitigung 
dieſes Uebelitandes. Zugleich machte er über Delbrüc folgende 
Bemerfung, Die, zutreffend, wie fie gewiß war, einen 
wichtigen Beitrag zu der piychologiichen Erklärung jo 
mancher Züge in dem jpäteren Leben des damaligen Kron— 
prinzen liefert. „Delbrück“, ſagte Dieride, „hat zu wenig 
die fünftige Beitimmung de3 Kronprinzen in's Auge ge- 
fat, ſonſt hätte er dejjen Erziehung weniger äjthetijch und 
mehr militärtich eingerichtet, hätte zeitig den Prinzen die 
ſchwere Kunst gelehrt, ſich ſelbſt, feine — und ſeine 
Launen zu beherrſchen.“ 

An die Stelle Delbrücks trat, zum Theil auf Steins 
Vorſchlag, Ancillon, der, von Haus aus auch Theolog, ſich 
mehr und mehr der Bhilojophie und den Staatswiijenjchaften 
zugewendet hatte und ſpäter, wie befannt, den Posten eines 
preußiichen Miniſters des Auswärtigen bekleidete. In der 
Zwiſchenzeit hatte der Charakter des Kronprinzen, vielleicht 
mit infolge jenes Dualismus in jeiner Erziehung, jich nicht 
günstig entwidelt. „Eigenwille, Unbotmäßigfeit, Mangel 
an Nückjicht zeigten jich in jo hohem Grade, daß fie die 
Königin beiorgt machten **), Auch Ancillon fand beim 
Prinzen Mangel an Selbitbeherrihung, Hang zur Une 
gebundenheit- und zum Egoismus. Doch hoffte er, dieſe 
Fehler des Prinzen würden „durch richtiges Denken und 
durch die angeborene Gerechtigkeit jeines Herzens gemäßigt 
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werden“. Der Prinz habe Empfindung für das Schöne 
und Würdige; er jet empfänglich für die edle Begeiiterung, 
das Princip großer Thaten; er habe religiöfe Gefühle, 
wie man fie bei dieſem Alter ſelten in gleicher Lebhaftigkeit 
finde; jeine Moralität quelle aus einem Gefühle des Un— 
endlichen, das er jelbit noch nicht Fenne. 

Man fieht: große Eigenjchaften und gefährliche Ver- 
irrungen lagen in dem Weſen des Prinzen dicht neben- 
einander, und vielleicht hatte gerade das zu eifrige Bemühen, 
jene eriteren Fünjtlich immer höher zu jpannen, dieje letzteren 
noch mehr hervorgelodt. 

Die Berjönlichkeit Ancillons war übrigens auch nicht 
dazu angethan, dieſen Verirrungen abzubelfen und jene 
Eigenichaften in einer für die Zukunft fruchtbaren Weile 
zu entwideln. Ihm fehlte die einfache Größe und Sicher: 
heit des Charakters, welche einem Süngling wie der Kron— 
prinz imponiren und jeinem Weſen eine feite Nichtung 
hätte geben können. Er war ein mittelmäßiger Geijt, der 
ſich wohl zu Höheren verjtieg, al3 wohin jeine Kräfte reichten, 
eine bieg- und jchmiegjame Natur ohne feite Ueberzeugungen 
und tiefgewurzelte Grundjäße, ein Mann der Vermittelung 
in dem Sinne, daß er nach feiner Seite hin rechte Ent— 
ichiedenheit zeigte, bald constitutionell, bald altjtändijch, bald 
von jedem ein Stüd. Schwerlic) hat er daher günftig auf 
den Kronprinzen gewirkt, weder damals, als er die wijjen- 
schaftliche Fortbildung des fünfzehnjährigen Knaben über- 
nahm, noch jpäter, wo er dem Prinzen in der Verfajjung?- 
jache berieth, an welcher der alte König jeinen Sohn 
betheiligte. 

Ueber die weiteren Stadien der Erziehung und der 
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jpäteren Selbjtentwidlung des Kronprinzen geht leider Die 
authentifche Quelle, der wir das Obige entnehmen, jo 
flüchtig hinweg, daß wir uns bejcheiden müſſen, ähnliche 
Folgerungen aus diejen Stadien, wie wir jie am die erſte 
Sugendgejchichte Friedrich Wilhelms IV. in Bezug auf 
jeine Charaftereigenthümlichfeit geknüpft haben, einer 
Ipäteren Gejchichtsichreibung zu überlaſſen. 

Unwillfürlich vergleiht man den oben gejchilderten 
Bildungsgang des jugendlichen Friedrich Wilhelm IV. mit 
Dem, was man über die Erziehung feines großen Vorfahren, 
sriedrich IL, weiß, jenes Monarchen, dem nachzueifern 
Friedrich Wilhelm IV. nicht abgeneigt jchien und, jo weit 
es nur auf die geijtigen Fähigkeiten ankam, vielleicht nicht 
ganz unfähig geweien wäre. Mit wie dürftigen Mitteln ward 
die Ausbildung des großen Königs in's Werk gejegt! Wie 
wenig idealijtiich angelegt. waren jeine Erzieher, einfache 
Lehrer aus der franzöfiichen Colonie! Wie viel mußte 
er durch fich jelbjt lernen, um die Lücken jenes Unterrichts 
auszufüllen! Unter wie ftrenger väterlicher Zucht wuchs 
er auf! Wie wenig ward. ihm von jeinen fünftigen 
Leiltungen und jeiner hohen Beſtimmung vorgeredet! Wie 
ward jein Gemüth, weit entfernt, werweichlicht zu werden, 
vielmehr fast verhärtet durch die rauhe Behandlung, die er 
erfuhr! Und dennoch, wie arbeitete ich fein Geiſt und 
jein Charakter durch alle dieje Hemmniſſe fiegreich hindurch, 
während jein, mit jo überjchwänglicher Zärtlichkeit und jo 
viel Sorgfalt für allieitige reichite Ausbildung umgebener 
Urgroßneffe jich der hohen Aufgabe, die jein füniglicher 
Beruf ihm stellte, leider jo wenig gewachjen zeigte. 


XL. 


Das wirthſchaftliche und fociale Leben des deutſchen 
Volkes feit 1848. 


Der Moment, wo durch den Uebergang der Regierung 
Preußens in andereHände ſich vorausjichtlic) ein Umfchwung 
nicht blos im den preußiichen, jondern auch in den allge 
meinen deutjchen Angelegenheiten vorbereitet, jcheint dazu 
angethan, eine kleine Pauſe in der DParitellung der 
politischen Ereignifje zu machen und dafür einen Bli auf 
andere Bejtrebungen des deutjchen Bolfes zu werfen, welche 
in den Jahren nach 1848 neben den politiichen hervor- 
treten. 

Es ijt ein ſchönes Zeugniß für die Stärfe und Zähig— 
feit des deutjchen Volksgeiſtes, daß, jo oft derjelbe auch 
in einer und der andern Nichtung gehemmt oder unter- 
drückt ward, ec dennoch niemals erjchlaffte oder in Unthätig- 
feit verfiel, vielmehr nur andre und neue Wege ſeiner Ent- 
faltung und Bethätigung betrat. 

Diesmal waren es vorzugsweiſe wirthſchaftliche und 
ſociale Ziele, in deren Verfolgung das deutſche Volk, nach 
dem Scheitern der politiſchen und nationalen Hoffnungen 
des Jahres 1848, ſeine ungebrochene Spannkraft zeigte. 
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Abgeſehen von den unmittelbaren praktiſchen Er— 
gebniſſen dieſer Beſtrebungen, ſind dieſelben auch darum 
in hohem Grade wichtig und erfreulich, weil in ihnen zwei 
der ſtärkſten Hebel jedes nachhaltigen Culturfortſchrittes, 
der Trieb der Selbſtthätigkeit des Einzelnen und der 
Trieb der Aſſociation oder der freien Vereinigung Vieler 
zu einem gemeinſamen Wirken, ihre wohlthätige Kraft 
bewährten. Früher lange Zeit unterdrückt durch das von 
Frankreich nach Deutſchland herüber verpflanzte Syſtem 
der Bevormundung und Vielregiererei, hatten dieſe beiden 
Triebe zuerſt (in Preußen namentlich ſchon längſt) in dem 
allmälig wieder freier geſtalteten Gemeindeweſen gleichſam 
ihre Auferſtehung gefeiert. Dann, in den dreißiger und 
vierziger Jahren, hatten fie jich der großen induftriellen 
Unternehmungen, insbejondere der Eijenbahnen, bemächtigt 
und auf dieſem Gebiete gewwaltige, ungeahnte Erfolge erzielt. 
Seßt nun begannen fie ihre befruchtenden Wirkungen auch 
in den weitern Schichten des Volkes, in den Streifen der 
kleineren Gewerbtreibenden und der Arbeiter zu äußern. 

Das deutjiche Gewerbeiwejen lag damals noch größten- 
theils in den Feſſeln des Zunftzwanges. Selbſt in Preußen, 
wo die Stein-Hardenbergijchen Neformen einer freieren Ge— 
Italtung dejjelben die Bahn gebrochen hatten, waren jpäter 
wieder manche Rückſchritte geichehen. 

Allein der in den ganzen Zeitumſtänden begründete 
Zug nach größerer Freiheit und Beweglichkeit im gewerb- 
lichen Leben ließ fich nicht mehr aufhalten. Die Fort— 
Ichritte der Technik Ichufen neue Arten und Formen des 
Betriebes und verwifchten damit die jtrengen Grenzen, die 
nach der alten Zunftgejeßgebung Handwerk von Handwerk 
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Ichieden. Der täglich ichiwieriger werdende Wettfampf der 
Eleinen mit der großen, fabrifmäßig betriebenen Induſtrie 
zwang Die erjtere, jo viel möglich aus ihrer veralteten 
Betriebsweiie herauszutreten, neue Mittel und Wege des 
Schaffens und des Abſatzes aufzujuchen. Der immer 
mehr jich ausbreitende und durch feine Verbote zu unter- 
drüdende Handel mit fremden Handwerksartikeln, die, aus 
Ländern mit Gewerbefreiheit fommend, fait immer billiger 
und meilt auch bejjer waren, als die zunftmäßig im Inlande 
gefertigten, bereitete dem Handwerk eine Concurrenz, welche 
zu beſtehen nur bei größerer Freiheit der Bewegung mög- 
lich) sichten. So drängte Alles unaufhaltſam auf Die 
DVertaufchung der alten, überlebten Formen de3 Gewerbe: 
weſens mit neuen, zeitgemäßeren bin. 

Merkwürdigerweile jollte gerade noch das Jahr 1848, 
diejes in fast allen Richtungen jo gewaltig voraneilende Jahr, 
das ſonderbare Schaufpiel einer reactionären Bewegung 
der ärgiten Art im Handiwerferitande erleben. Zu der— 
jelben Zeit, wo in Fraukfurt a. M. der vollswirthichaft- 
liche Ausſchuß des Barlamentes damit beichäftigt war, Die 
Grundzüge einer deutichen Gewerbeordnung im Getite und 
nach den Bedürfnijjen der Gegenwart zu entwerfen, tagte 
am gleichen Orte ein jog. „Handwerferparlament”, eine 
Verjammlung von Delegivten der Zünfte aus den ver- 
ichiedenen deutjchen Ländern, und faßte Beſchlüſſe, die in 
Bezug auf Beichränftheit und Engherzigkeit in Behandlung 
gewerblicher Fragen das Unglaubliche leijteten. Zur Er- 
flärung dieſer überrajchenden Erjcheinung muß man ſich 
vergegenwärtigen, dal 1848 Handel und Wandel vielfach 
itocten und daß die dadurch) in Noth Gerathenen nad) 
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jedem Mittel griffen, von dem jie ſich augenblicklich eine 
Hülfe veriprachen, daß andererjeits bei jolchen großen, allge: 
meinen Bewegungen der minder gebildete Theil des Volkes 
leicht in den Irrthum verfällt, das Streben nach einer 
Allen gemeinjamen Freiheit in das Streben nach Geltend- 
machung eigenjüchtiger Vorrechte des Einzelnen oder eines 
bejonderen Standes zu verfehren. Geichah es doch auch 
in eben jenem Sahre der Freiheit, daß die Schiffszieher 
am Rhein von dem Fünfzigerausſchuß die Unterdrücdung 
der Dampfichiffahrt verlangten, weil diejelbe ihrem Gewerbe 
Abbruch thue! 

Einen praftiichen Erfolg hatten die Bejtrebungen des 
Handwerferparlamentes nicht, den ausgenommen, daß jte 
der bald darauf hereinbrechenden politischen Reaction will- 
kommenes Material lieferten für die Behauptung: die 
Gewerbetreibenden jelbjt jehnten ſich nach einer größeren 
„corporativen Gebundenheit“. 

Indeſſen war jene nach rückwärts gefehrte Richtung 
im Handwerferjtande feineswegs die alleinherrichende. Die 
entgegengejeßte, vorwärtsjtrebende, fand ihren Ausdruck und 
ihren Rückhalt in den freien Ajjociationen - dev Gewerb— 
treibenden, den Gewerbevereinen. Das Gewerbevereinsweſen 
war in Deutjchland älteren Datums; allein bisher hatten 
die Gewerbevereine ſich vorzugsweiſe nur mit Bejtrebungen 
für eine verbejjerte allgemeine Bildung ihrer Mitglieder, da— 
neben etwa noch für eine veredelte Gejelligfeit abgegeben. 
Schon dadurch war jedoch ein freierer Geijt in ihnen genährt 
worden, ein Geijt, der über die enggezogenen Schranfen 
der alten Zunftverfafjung hinausjtrebtee Nunmehr trat 
auch an fie die Frage: „vor- oder rückwärts?“ heran, 
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und die meijten Gewerbevereine wandten ſich allmälig auf 
die Seite des Fortſchritts. Im diefen Vereinen und in 
anderen bon ähnlicher Richtung (3. B. den Polytechnijchen 
Gejellichaften) traten die Männer der Praris, die Hand- 
werksmeiſter, in nähere perjönliche Berührung mit Männern 
der Wiſſenſchaft, Volkswirthen, Technologen, Technifern u. .w., 
oder mit Männern de3 Kaufmannzftandes und der Groß— 
industrie, lernten durch diefe die Erfahrungen, die man 
anderwärt® mit der Gewerbefreiheit gemacht, die Vortheile, 
die fie gebracht, näher kennen und unbefangener beurtheilen, 
al3 bisher, und gewannen jo zum Theil neue und richtigere 
Anſchauungen über dieje Frage. Eine derartige freie Ver— 
einigung von Gewerbtreibenden war es, (die jog. „Bes 
kleidungsakademie“ in Dresden), welche durch eine Preise 
aufgabe die populäre Schrift von V. Böhmert über 
Bunftwejen und Gewerbefreiheit hervorrief, die wejentlich 
mit zur Abklärung der Anfichten in den reifen der Hand- 
werfer beitrug. Die größere geiftige Rührigkeit und Die 
Anregung zum eigenen Nachdenken, die durch den in den 
Gewerbevereinen über diefe Tagesfrage entbrennenden Streit 
hervorgerufen ward, war allein jchon ein nicht zu untere 
Ihäßender Gewinn. 

Einen gemeinfamen Mittelpunkt und dadurch einen 
jtärkeren Nachdrud erhielten die vereinzelten Bejtrebungen für 
Gewerbefreiheit in dem 1858 begründeten „Congreß deutjcher 
Bolfswirthe”. Beidemim Sahre 1857 in Frankfurt a. M. 
abgehaltenen „Internationalen Wohlthätigkeitscongreß“ 
hatten mehrere hervorragende deutjche Mitglieder diejer 
Berfammlung, wie Leite und Schulze: Delisich, die Idee 
regelmäßiger Zujammenkünfte der deutſchen Bolfswirthe 
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berathen. Von ihnen ging die Anregung zur Bildung 
eines jolchen Congrefjes aus. Der erite Congreß fand noch 
im Herbit 1858 in Gotha jtatt. Sogleich in diejer erften 
Sitzung ward die Frage der Gewerbefreiheit lebhaft verhandelt. 
Die große Mehrheit der VBerfammlung, in welcher auch 
der Gewerbejtand vertreten war, Sprach jich zu Gunjten 
der Gewerbefreiheit aus. | 

Auch in den Streifen der Gehülfen und Arbeiter jchlug 
der Aſſociationstrieb Wurzeln. Schon vor 1848 hatten 
fich bier und da „Geſellen“- oder „Arbeitervereine“ gebildet, 
zum Theil im Anſchluß an die Gewerbevereine, Poly: 
techniichen Geſellſchaften u. ſ. w. Munche diejer Vereine 
waren in die politische Strömung des Jahres 1848 hin— 
eingezogen worden; andere hatten ſich Davon fern gehalten. 
Die Reaction, in ihrem blinden Witthen gegen alles jelbit- 
ftändige Volfsleben, unterdrückte in den meilten Ländern 
die einen wie die anderen, und nur allmählich gelang es, jolche 
Bereintgungen wiederherzustellen oder aus dem Friſchen zu 
gründen. 

Das gemeinfame Streben der damaligen Arbeiter: 
vereine ging vor allem (ähnlich, wie bei den Gewerbe— 
vereinen) auf eine bejjere Bildung des Arbeiterftandes 
durch Vorträge, Unterricht in den für den Arbeiter noth- 
wendigen Kenntnijjen und Fähigkeiten, Bibliotheken, Leſe— 
zimmer u. dgl. m.; daneben juchten manche auch für Die 
öfonomische Hebung ihrer Mitglieder (durch Confumvereine, 
Krankenkaſſen u. ſ. w.) zu wirken. Von ſocialiſtiſchen 
Tendenzen, von einem Stlafjfenhajje wider das Bürgerthum 
(die „Bourgeoijie”) waren diejelben damals frei; im Gegen 
theil zeigten sie jich dankbar für jede Förderung, welche 
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ihren Bildungsbeitrebungen durch Männer aus dem Ge— 
lehrten- und Bürgeritande zu Theil ward. 

E3 war natürlich, day diefe Bewegung in den Hand- 
werker- und Arbeiterfreiien, da fie auf eine freiere Ent— 
wicelung und zugleich auf eine geiltige Veredlung der 
Volkskraft abzielte, vorzugsweiſe bet den politiich Liberalen 
Anklang und Unterjtügung fand, daß umgekehrt die Ner- 
eine vorwiegend die Mitwirkung liberaler Männer im Anz 
Ipruch nahmen, und daß auf dieſe Wetje ganz von telbit, 
ohne ein abjichtliches Bemühen von hüben oder drüben, 
ſich engere Beziehungen zwiſchen den politiich Liberalen 
und den vorwärts jtrebenden Arbeiterfreiien bildeten. 

Im Gegenjabe zu den vorgenannten, wejentlich aus der 
eigenen Thätigkeit der Betheiligten hervorgegangenen, 
Daher auch nur durch deren eigene Beiträge erhaltenen Ber: 
einen waren ſchon früher andere entitanden und entitanden 
während dieſer Periode noch mehrere, welche von einflup: 
reichen Mächten außerhalb ihrer jelbit begründet, unter— 
halten umd geleitet wurden. Dieje Mächte waren: einerjeit3 
eine bejtimmte Nichtung in der evangelischen Stirche, 
andererjeit3 die katholiſche Geiſtlichkeit. Sie verfolgten 
den Zweck, die fich jelbit überlajjenen, nicht mehr, 
wie früher, der Familie des Metiters eingeordneten Gehülfen 
in einer chrijtlichen Zucht zu halten, ſie vor jittlichen und 
öfonomijchen Ausjchreitungen zu bewahren, womit dann 
ganz von jelbit die Abficht ſich verband, die Vereins— 
mitglieder auch für ihr jpäteres Leben an die Kirche, die 
jich ihrer angenommen, feiter zu fnüpfen. Die Bildung, 
welche man den jungen Leuten hier angedeihen ließ, war 
daher überwiegend eine religiöſe, und zwar confeljtonelle. 
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Diejelben erhielten häufig Aufnahme, Unterhalt und jitt- 
fiche Aufficht in befonders dafür bejtimmten Wohnräumen 
(„Gefellenhäufern“, „chriftlichen Heimſtätten“ u. ſ. w.). Die 
„Innere Million” in der evangelischen Kirche hatte zuerſt 
folche „chriſtliche“ Gejellenvereine (oder, wie man es häufiger 
mit einem allgemeineren Namen bezeichnete, „Jünglings— 
vereine“) gegründet. Allmählic) wurden dieſe Vereine in 
größere Organiſationen einbezogen. So entitand in den fünf: 
ziger Jahren ein „Aheinisch-weitphäliicher Tünglingsbund“, 
der etwa 50 Vereine mit 2000 Mitgliedern umfaßte, jo 
der „Dftdeutiche Jünglingsbund“ im öjtlichen Preußen mit 
20 Bereinen und 1100 Mitgliedern. 

Anscheinend in Nachahmung dieſes von der evangeliſchen 
Kirche aus gegebenen Beijpiels, und um nicht der letztern 
das Feld allein zu überlajfen, unterzog nun auch Die 
fatholiche Kirche fich der Bildung von „Fatholichen 
Gejellenvereinen”. Wie das bei ihrer ausgedehnten 
Drgantjation und ihren reichen Mitteln nicht anders zu 
erwarten war, nahm jte die Sache alsbald in größtem Maß— 
jtabe in Angriff. Gegen Ende der vierziger Jahre ent- 
ftand der erjte „fatholiiche Geſellenverein“ (in Elberfeld); 
zehn Sahre darauf zählte ein päpftliches Schreiben ſchon 
über 150 folcher Vereine mit 20000 Mitgliedern auf, und 
noch ein Jahr jpäter Hatte fich diefe Zahl angeblich auf 
200 Vereine mit 30000 Mitgliedern erweitert. Bedeutende 
Summen wurden für Dieje Vereine von der Fatholijchen 
Kirche aufgewendet. 

Auch das landwirthichaftliche Vereinsweſen nahm in den 
fünfziger Iahren einen höheren Aufichwung. Hier galt 
e3 nicht, wie in dem Gewerbewejen neue gejeßliche Syormen 
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für die Entwidelung der landwirthichaftlichen Thätigfeit 
zu finden oder zu erfämpfen, wohl aber, größere Bildung 
unter den Landwirthen zu verbreiten und die Ergebnifje 
der Wiſſenſchaft, bejonders der jo mächtig vorangejchrittenen 
Naturwiſſenſchaft, auch für die landwirthichaftliche Praxis 
fruchtbar zu machen. Es war die Zeit, wo die genialen 
Entdedungen Liebigs im Fache der Agriculturchemie, anfangs 
von den Praktikern mit Mißtrauen betrachtet, bejjer gewürdigt 
zu werden begammen. Die landwirthichaftlichen Vereine 
boten für die Einführung jolcher Verbejjerungen ein geeig- 
netes Drgan. Um ihre Wirkſamkeit zu verjtärfen und 
planmäßiger zu geltalten, jchlojjen fie fich jet zu größeren 
Gruppen, in Kreis- und Gentralvereinen, zujammen. Auf 
ihre Anregung hielt in Sachjen Stödhardt feine „hemijchen 
‚seldpredigten”, in denen er die Landwirthe über Die 
praftiiche Berwerthung der neuen Entdeckungen in der Agri— 
eulturchemte belehrte; zum Theil durch ihre Unterjtüßung 
traten um die Mitte der fünfziger Jahre die eriten „land— 
wirthichaftlichen Verfuchsitationen“ in’3 Leben. 

Unter allen den Vereinen, welche der freien Selbits 
thätigfeit und dem Ajjociationstriebe der eriwerbenden und 
arbeitenden Klaſſen ihre Entitehung verdankten, nahmen 
durch ihre wirthichaftliche und fociale Bedeutung die verjchiede- 
nen Arten der jog. „Genoſſenſchaften“ den erjten Nang ein. 
Zwei Männer von ganz entgegengejeßten politiſchen Rich— 
tungen reichten ſich gleichham über der Wiege dieſer jo 
jegensreichen Einrichtung die Hand. ine fruchtbare 
theoretiche Anregung dazu gab der politifch und religiös 
jtrengeonfervative V. U. Huber durch feine inhaltreichen 
Schriften über die in England jchon feit längerer Zeit in 
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gedeihlichiter Wirkſamkeit beitehenden Vereine ähnlicher Art; 
das größere Verdienſt jedoch der praktischen Errichtung 
und der fortwährenden umfichtigen Leitung diejer Genoſſen— 
ichaften gebührt im volliten Maße einem hervorragenden 
Führer der demokratischen Partei in Preußen, Schulze: 
Delitzſch. 

Als Vorſitzender der Commiſſion, welche die preußiſche 
Nationalverſammlung 1848 für Erörterung der „Ar— 
beiterfrage“ einſetzte, hatte Schulze die Ueberzeugung 
gewonnen, daß dieſe Frage weder durch Rückkehr zum alten 
Zunftzwang, noch aber auch mit den Mitteln, welche die 
franzöſiſchen Socialiſten vorſchlugen, zu löſen ſei, vielmehr 
nur auf demſelben Wege der freien Aſſociation, der bereits 
in England mit ſo viel Erfolg betreten worden war. Aber 
er erkannte auch, wie ſchwierig es ſein würde, im deutſchen 
Volke, das bisher gewohnt war, alle Verbeſſerungen von 
oben her zu erwarten,- ein ſolches Maß von Selbſt— 
thätigfeit zu erweden, wie es nothwendig jchten, um eine 
gejunde, lebensfähige Schöpfung darauf zu gründen, 

Mit bloßen Aufrufen oder mit einer Agitation und 
Organijation im großen Stil, von einem Mittelpunfte aus, 
war, Das erkannte Schulze wohl, hier nichts auszurichten: 
von kleinen Anfängen, von einzelnen, localen Anſätzen mußte 
ausgegangen werden. So gab er ji) daran, zuerjt im 
jeinem damaligen Wohnorte, Delisich, einen kleinen 
Städtchen in der preußischen Provinz Sachen (dejjen 
Name, mit dem Schulze's verknüpft, ſeitdem eine weit über 
Deutjchland hinaus reichende Berühmtheit erlangt hat), einen 
„Borjchußverein* zu gründen. Sein praftiicher Sinn, feine 
feurige Redegabe, jeine ſelbſtloſe, beaetiterte Hingebung für 
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einen gemeinnüßigen Zweck, nicht am wenigjten auch feine 
Kenntniffe und Erfahrungen als Jurist, als Richter, der mitten 
im Leben Stand, Perſonen und Verhältniſſe kannte, famen ihm 
dabei zu Hülfe. Er wußte die Kleinen Handwerker feines 
Orts von der Nüblichfeit der Einrichtung, die er im Sinne 
hatte, zu überzeugen. Er zeigte ihnen, wie, abjehend von 
der bisherigen Form jolcher Vorjchußvereine, die fajt aus— 
Ichlieglich Durch die Wohlthätigfeit reicher Gönner oder für- 
lorglicher Gemeindebehörden ihr Leben gefriltet, fie ich auf 
die eigenen Füße ftellen müßten und wie fie recht wohl die 
zu ihrem Zweck nöthigen Capitalien beichaffen fünnten, jobald 
nur eine gewiſſe Anzahl von Mitgliedern fich für derartige 
Darlehne „ſolidariſch“ verpflichte, d. h. jo, daß jedes Mit- 
lied für das Ganze hafte. Er entwarf Statuten für die 
Vereine; er gab Anweilungen, wie die erborgten Capitalien 
und die von den Mitgliedern jelbit gezahlten Beiträge zu 
verwenden jeien, um jolchen Mitgliedern, die augenblicklich 
zu ihrem Fortkommen, zur Begründung oder Erweiterung 
eines Gejchäfts u. }. w. eines Vorſchuſſes bedürften, diejen 
zu gewähren, ohne Gefahr für die Caſſe des Vereins, 
gegen Bürgjchaft und gegen die Verpflichtung erjt einer 
angemejjenen Verzinſung und dann der Nüdzahlung zur 
bejtimmten Frift ganz oder in Naten. Er ward jpäter 
und blieb unausgeſetzt der juriftiiche Berather, der „Anz 
walt“ aller der zahlreichen Vereine und Genofjenjchaften, 
die ich bald über jämmtliche deutiche Länder ausbreiteten 
und deren Geichäfte ſich mehr und mehr in ganz unge- 
ahnter Weile ausdehnten. 

1850 war der erjte Vorjchußverein gegründet; 1859 
gab es bereit3 achtzig jolcher Vereine mit einem Vermögen 
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von zufanmen beinahe 121% Mill. Mark; um dag Ende 
der Periode, die wir hier jchildern, Hatte jich die Zahl der 
Vereine verzehnfacht, die Summe der Vorſchüſſe auf mehr 
als eine Milliarde Mark erhoben. Arbeiter, Handwerker, 
Landiwirthe nahmen an den Wohlthaten diejer Vorſchuß— 
vereine Theil. 

Da jah man recht, welche ganz außerordentliche 
Trieb- und Schaffenzkraft in eimer gutgeleiteten Selbſt— 
thätigfeit de3 Volkes und in der Bereinigung der Einzel 
fräfte liegt, ohne daß es einer Einmiſchung der Verwaltung 
oder eines Eintreten? des Staates mit jeinen Mitteln 
bedarf. Wie aus einem gemeinfamen fräftigen Stamme, 
ſproßten die verjchiedenartigiten Genojjenjchaften aus jenen 
eriten Anfängen hervor. Neben den Vorjchußvereinen 
entitanden „Rohjtoffvereine”, deren Zweck war, für ihre 
Mitglieder (Gewerbtreibende) die Materialien für ihren 
Gewerbebetrieb (Tuch, Leder u. dgl.) im Großen und alſo 
wohlfeiler zu beichaffen, um jolche an die Einzelnen zu 
billigen reifen abzugeben; „Productivgenofjenichaften”, 
welche einen ganzen Gewerbebetrieb (Schneiderei, Schuh— 
macheret, Buchdruderei) auf gemeinfame Kosten der Mit: 
glieder unternahmen, Ein- und Verkauf im Ganzen bejorgten 
und den Ertrag an ihre Mitglieder nach Verhältnig der 
gelieferten Arbeit vertheilten. Auch die Landwirthichaft zog 
hier und da von dieſem neuen Syjteme der Ajfociation 
Bortheil: eine Anzahl Kleiner Landwirthe vereinigte jich 
zum gemeinjamen Ankauf von Saatgetreide, zur Beichaffung 
von HZuchtthieren, zur Ermwerbung landwirthichaftlicher 
Majchinen, deren die Mitglieder eines jolchen Vereins fich 
abwechjelnd bedienen fünnten. Und, wie alle dieje Vereine 
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in einer oder anderer Art das Princip der Gemeinfamfeit 
zur Förderung der Production, des jchaffenden Erwerbes, 
fruchtbar verwendeten, jo wirkten wieder andere Vereine — 
„Conſumvereine“ — mit Hülfe defjelben Princips durch Ein- 
fäufe der Lebensbedürfniſſe im Großen) dahin, ihren Mit: 
gliedern den Lebensunterhalt billiger zu machen und fie 
dadurch zu befähigen, entweder bejjer, al3 bisher, fich zu 
nähren, zu Eleiden, zu wohnen (was wiederum auf deren 
Erwerbsthätigfeit günftig zurückwirkte), oder aber etwas 
zurücdzulegen und für knappere Zeiten zu jparen, wozu 
dann auch die meijten jener Vereine durch mit ihnen ver- 
bundene Sparkaſſen, Kranfenfajjen u. ſ. w. eine bequeme 
Gelegenheit boten. Solcher „Conjumvereine” gab es am 
Ende unſrer Bertode, zu Anfang der Tiebziger Jahre, über 
600 mit einem Geſammtumſatz von 70—80 Mill. Marf. 

Fürwahr, wenn irgend etwas über die trojtloje Dede, 
die nach 1850 auf politiichem Gebiete in Deutjchland ein— 
trat, ung zu tröſten vermag, jo tit es dieſe Rührigkeit 
unjers Volkes in eben diejer Zeit auf wirtbichaftlichem und 
jocialem Gebiete, jo iſt es der geſunde Sinn, den es dabei 
entwidelte, jo find es die ſtaunenswerthen materiellen 
und die nicht minder bedeutfamen moraliichen Erfolge, 
welche das PBrineip der wirthichaftlichen Selbithülfe und 
der Ajjociation in der Form des Vereins- und Genoſſen— 
ſchaftsweſens errang. Und nur das Eine bleibt unbegreif- 
(ih: wie man bei einem Blid auf die unleugbaren Er— 
folge und auf die gebeihliche Entwicklung jener fo groß- 
artigen, lediglich aus den Bolfe heraus und mit den 
eigenen Kräften des Volkes geichaffenen Organijationen, um 
welche das Ausland ung beneidet und welche in Oeſter— 
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reich, in Belgien, in Italien, ja jelbit in dem Napoleonifchen 
Frankreich und dem autofratiichen Rußland nachgeahmt 
wurden — wie man Dennoch wieder daran hat denfen 
fönnen, dieſe friſche Triebfraft des deutſchen Volksgeiſtes 
verdrängen oder künſtlich erſetzen zu wollen — ſei es durch 
eine neue Art von Staatshülfe und Staatsbevormundung, 
ſei es durch eine Rückkehr zu den alten „corporativen“ 
Zuſtänden im Gewerbe mit ihren überwiegend beſchränkenden, 
hemmenden, trennenden und ausſchließenden Tendenzen! 





XIII. 
Die Regentſchaft. 


Am 8. October 1858 übernahm der Prinz von 
Preußen infolge der vom König abgegebenen Erklärung, 
daß er dauernd behindert ſei, die Regierung zu führen, 
und des hinzugefügten Wunſches, daß ſein Bruder nun— 
mehr im eigenen Namen und mit alleiniger Verant— 
wortlichkeit gegen Gott dieſelbe führen möge, die Regent— 
ſchaft mit allen den in der Verfaſſung begründeten Rechten. 
Am 20. October traten, von ihm berufen, die beiden Häuſer 
des Landtags zuſammen, um, wie die Verfaſſung in 8 56 
vorſchreibt, „über die Nothwendigkeit der Regentſchaft zu 
beſchließen“. Ohne Debatte, einſtimmig, ſprachen beide 
Häuſer ihre Zuſtimmung zu dem Uebergange der Regierung 
auf den Prinzen von Preußen aus. Am 26. October 
leijtete der Prinz-Regent in vereinigter Sibung beider 
Häufer den Eid auf die Verfaſſung. 

Die Stimmung, welche das preußiiche Volk dieſem 
neuen Wechjel in der Perſon feines StaatSoberhauptes 
entgegenbrachte, war weſentlich verjchieden von der, womit 
es die Thronbefteigung des jet von der Regierung zurück— 
getretenien Königs begrüßt Hatte Damals, 1840, war 


182 
das politische Leben, welches mit dem Thronwechſel anzu= 
brechen jchten, ein ganz neues, unbekanntes Land, welches 
ein Seder nach feiner Phantafie mit den bunteſten 
Farben ſich ausmalte; jet hatte das preußiſche Volk 
eine achtzehnjährige politiſche Schule voll der merk— 
würdigſten Wandlungen, voll der ernſteſten, zum Theil 
trübſten Erfahrungen hinter ſich. Damals hatte der Um— 
ſtand, daß man von dem neuen König, ſeinen Anz und 
Abſichten noch jo gut wie nichts Zuverläffiges wußte, zu dei 
alferverjchiedenartigiten, zum Theil übertriebenjten Er— 
wartungen PVeranlafjung gegeben; was man von dent 
Prinzen von Preußen fannte, berechtigte zu feinen aus— 
jchweifenden, aber zu um jo zuverläfjigeren Hoffnungen, 
vor Allem auf eine jtetige, charaftervolle, gerechte und 
gewiljenhafte Politik im Innern wie nach außen, eine 
Politik, welche vielleicht nicht allen Wünjchen des vorge— 
ſchrittenſten Theils der Liberalen,. aber ganz gewiß; noch viel 
weniger demen jener äußerten Nechten entiprechen werde, 
die nur zu lange einen jo verhängnißvollen Einfluß auf 
die Geſchicke Preußens geübt hatte. Es war nicht unbe— 
fannt geblieben, daß der nunmehrige Negent ſchon als 
bloßer Prinz von Preußen ſich von jeder Gemeinichaft 
mit den Treiben der Streuzzeitungspartet auf das Ent— 
Ichiedenfte losgejagt hatte. Man wußte, daß er eben des— 
halb von der Camarilla mit faum verhehltem Haſſe 
verfolgt, mit Spionen umgeben, in Bezug auf feinen 
perjönlichen und feinen  brieflichen Verkehr insgeheim 
überwacht worden war. Mit Befriedigung hatte man 
vernommen, daß der Prinz im mehreren enticheidenden 
Fragen von höchſter Wichtigfeit gegen das Syſtem 
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Manteuffel ſich erklärt, daß er insbefondere die Fahne 
der Machtitellung und der Ehre Preußens überall hoch— 
gehalten habe. Mean erwartete nicht, daß der Prinz, 
aufgewachjen und zum Manne gereift im dem militäriichen 
und jtrengmonarchiichen Ueberlieferungen des Hohenzollern: 
ſchen Haufes, mit einem Male in einen begeiiterten Anhänger 
der conjtitutionell- parlamentarijchen Negierung ich ver: 
wandeln werde; aber man hegte zu ihm die feite Zuver— 
ſicht, daß er, als der offene, gerade, männliche und 
joldatische Charakter, als den er fich bei allen Gelegenheiten 
gezeigt, der Verfaſſung nicht blos äußerlich die geſchworene 
Treue Halten, jondern ihr auch diejenige innere Hingebung 
widmen werde, womit der ächte Mann und Soldat jeine 
ganze Kraft an die gewilienhafte Erfüllung einer über: 
nommenen Pflicht jet. 

Daß, nachden der Prinz Die Regentſchaft angetreten, 
ein Wechſel in den Perſonen der verantwortlichen Räthe 
der Krone nicht ausbleiben werde, davon war man allſeits 
überzeugt. Die freiſinnige Preſſe forderte einen ſolchen 
Wechſel einmüthig und auf's Dringendſte. Der Miniſter 
des Innern, Graf Weſtphalen, der wegen ſeiner Maß— 
regeln gegen die Preſſe und ſonſt beſonders verhaßt war, 
hatte bereits ſeine Entlaſſung genommen. Sein Name 
ſtand nicht unter dem königlichen Erlaß wegen Einſetzung 
der Regentſchaft. Von Herrn von Manteuffel verlautete, daß 
er alles aufbiete, um ſich auf ſeinem Poſten und damit ſeine 
Partei am Ruder zu erhalten. Seine Organe in der Preſſe 
prieſen ihn als den Mann der „rettenden That” vom 
November 1848, als einen „Staat3mann“, den auch der neue 
Regent nicht werde entbehren können. Mit heuchleriicher 
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Miene jagten fie jich im jeinem Namen von der „Politik 
Weſtphalen“ los und juchten ihren Herrn und Meiſter 
al3 verfannt und verleumdet in Bezug auf feine politischen 
Anjichten, die nichts weniger als tlliberal ſeien, darzujtellen. 

Allein das Schidjal des Miniſteriums Manteuffel 
war umwiderruflih. Am 5. November 1858 verkündete 
der Staat3anzeiger deſſen Entlaffung, eine Nachricht, Die 
in Preußen und in ganz Deutjchland von dem weitaus 
größten Theile der Bevölkerung mit Jubel aufgenommen 
wurde. 

tücjichtlic) der Nachfolger des Herren v. Manteuffel 
und jeiner Collegen fanden fich die Hoffnungen der frei— 
finnigen Partei nahezu übertroffen. Man würde e3 von 
diefer Seite her ſchon als einen nicht geringen Gewinn 
erachtet haben, wenn an die Stelle von Männern, die im 
Innern eine brutale Neaction, nach außen eine Bolitif der 
Schwäche betrieben hatten, Männer gelegt worden wären, 
welche dort wie hier den guten altpreußijchen Ueberlieferungen 
folgten. Daß der Prinz an die weitergehenden Richtungen 
des Jahres 1848 wenigſtens theilweile anfnüpfte, war 
mehr, al3 man erwartet hatte. 

Allerdings erjchten das neue Minijterium nicht als 
ein ganz gleichartiges, und es war Das ein Umſtand, 
der wohl Bedenken erregen konnte. Zwei der neuen 
Minijter, der Juſtizminiſter Dr. Simons und der 
Handel3mintjter von der Heydt, waren aus dem alten in 
das neue Cabinet übergegangen. Herr von Flottwell, der 
neue Mintiter des Innern, war ein Beamter aus der 
alten preußiichen Schule, aber von mehr conjervativer, als 
Iiberaler Richtung. Das Gleiche galt von dem Miniſter 
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der landiwirthichaftlichen Angelegenheiten, Graf Pückler. Der 
Eultusminijter von Bethmann:Hollweg war einer der Führer 
der Partei des „Preußiſchen Wochenblattes” ; im Neligiöfen, 
aljo auf dem Gebiete, welches er verwalten jollte, gehörte 
er mehr einer jtrengen, al3 einer freien Richtung an; er 
hatte neben Stahl und Wichern in dem Centralausschuß 
für Die „Innere Miſſion“ gejeffen und war für letere immer 
bejonder8 thätig gewejen. Herr von Patow, der Finanz— 
miniſter, eine anerkannte Capacität in jeinem Sache, hatte 
in dem erjten liberalen Miniſterium nach den Märztagen 
von 1848 gejejjen, war aber bald zurückgetreten, Hatte 
dann in der Kammer die Demokratie bekämpft, jpäter 
jedoch, al3 man auf der anderen Seite immer weiter ging, 
von dieſer Politik der Reaction ſich entichieden abgewendet, 
jogar jeine Stelle al3 Oberpräfident niedergelegt, um nicht 
in Conflicte zwijchen Amt und Ueberzeugung zu gerathen. 
In Erfurt war er ein warmer Bertreter der Union geweſen. 
Mit der Union war auch der Name des Frh. v. Schleinitz, 
de3 neuen Miniſters des Auswärtigen, eng verknüpft. 
Man erinnerte fich der Schlagfertigen und gewandten Noten, 
die er als Mintjter des Auswärtigen gegen Dejfterreich 
gerichtet hatte, wenn auch freilich die unter feiner Mit- 
wirkung getriebene Unionspolitik feineswegs zu den Glanz- 
punften der neuejten preußiſchen Gejchichte gehörte. General 
v. Bonin, der Kriegsminiſter, brachte in das Cabinet einen 
doppelten Anſpruch auf Popularität mit: jeine wadere 
Betheiligung an der jchleswig-holiteinischen Sache und 
feinen mannhaften Protejt gegen ein Bündniß mit Rußland 
im Srimfriege. Rudolph v. Auerswald, der ältere der 
beiden Brüder, hatte 1843 an der Spitze des Miniſteriums 
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geitanden, welches auf das Gamphaufeniche folgte und 
welches in jeiner Zufammenjegung noch etwas weiter 
links reichte, al3 jenes. Mit ihm ſchien das „Miniſterium 
der neuen era“ (wie man das neue Gabinet nannte) 
wirklich an die Zeit von 1848 wieder anzufmüpfen. Daß 
Herr dv. Auerswald fein bejtimmtes Departement verwalten 
jollte, vielmehr nur zum „Staat3minijter* ernannt war, 
fonnte die Bedeutung feiner Ernennung nur erhöhen, 
denn man folgerte daraus, und wohl nicht mit Unrecht, 
daß Herr dv. Auerswald al3 eine Art von Premierminiiter 
den Prinz Negenten unmittelbar berathen werde. Die 
formelle Spite de3 Cabinet3 bildete der Fürſt Karl Anton 
von Hohenzollern-Sigmaringen, ein entfernter Verwandter 
des Königshaujes, der im Sahre 1849, ebenjo wie jet 
Vetter von Hechingen, fein Land an Preußen abgetreten 
und mit dem Wange eines nachgeborenen preußiſchen 
Prinzen von Geblüt fich in den Privatitand zurücdgezogen 
hatte. Er galt für den Ideen der neuen Zeit nicht ab- 
hold; auch erſchien es als eine günjtige VBorbedeutung, daß 
der Prinz-Regent darauf bedacht gewejen war, dem ſeiner 
Mehrheit nach liberalen, jedenfall3 aufrichtig conjtitutionellen 
Minijterium durch Nang und Namen eines fürjtlichen 
Minifterpräfidenten einen bejonderen Glanz in den Augen 
des In- und Auslandes zu verleihen; endlich aber jollte 
wohl der Fürſt als Mitglied der hohen Ariſtokratie 
den Konjervativen, als Katholif den Katholiken jo viel 
Bürgichaften gegen eine zu weit nach links gehende Rich— 
tung bieten, daß jene wie dieje jich einer grundjäßlichen 
DOppofition gegen das neue Minifterium enthalten könnten. 

Das Regierungsprogramm, mit welchen — in der 
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Form einer perjünlichen Anſprache an die neuen Minifter 
und wohl nicht ohne vorherige Verftändigung mit diefen — 
der Prinz-Regent fich als ſolcher einführte, Fennzeichnete 
jein Weſen al3 ein von dem jeines königlichen Bruders durch— 
aus verichiedenes. Dajjelbe war ſachlich, Klar, einfach 
gehalten; es ließ genau erfennen, was der Prinz wolle 
und veripreche, was nicht. Der Umstand felbit, daß dieſe 
Verſprechungen nicht in's Unbeftimmte hinaus wieſen, 
vielmehr jich in ſtreng bemejjenen Grenzen hielten, befeitigte 
nur um jo mehr die Zuverficht, daß das hier Verſprochene 
auch ganz und ohne Rückhalt in Erfüllung gehen werde. 

„Die Wietät gegen den jo jchwer heimgejuchten 
König” — jo begann die „Anſprache“ — „habe den Prinzen 
lange jchwanfen lajjen, auf welche Weiſe manche Exleb- 
nifje, die er, der Prinz, unter der Negierung des Königs wahr- 
genommen, in eine bejjere Bahn wieder überzuleiten jeien, 
ohne des Prinzen brüderlichen Gefühlen und der Liebe, 
Sorgfalt und Treue, womit der König jeine Negierung 
geführt, zu nahe zu treten.” 

Die „Anjprache” fuhr fort: „Von einem Bruch mit 
der Vergangenheit joll nun und nimmermehr die Nede 
fein. Es ſoll nur die forgliche und bejjernde Hand ange— 
legt werden, wo fich Willkürliches oder gegen die Bedürf— 
nijfe der Zeit Laufendes zeigt.“ 

E3 folgte eine Stelle, worin der Prinz-Regent bemüht 
war, lbertriebene Erwartungen, vollends ausjchweifende 
Hoffnungen, welche fich an den Negierungswechiel knüpfen 
möchten, im voraus in ihre rechten Grenzen zurüdzus 
weilen. Mit einer gewiljen Selbſtberuhigung erklärte er 
e3 für die gemeinſame Ueberzeugung „aller“ jeiner Miniſter 
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und für ſeine eigne, „daß das unzertrennliche Wohl der 
Krone und des Landes auf geſunden, kräftigen ‚conjervativen‘ 
Grundlagen beruhe.“ Er nahm dabei Bezug auf „eine 
jeit Kurzem im öffentlichen Leben hervortretende Bewegung, 
Die, wenn jchon theilweiſe erklärlich, Doch bereit3 Spuren 
von abfichtlich überipannten Ideen zeige, Ideen, denen 
durch ebenjo bejonnenes als gejeßliches und ſelbſt energijches 
Handeln entgegengetreten werden müſſe“. 

„Berjprochenes muß man treu halten, ohne jich Der 
bejjernden Hand dabei zu entjchlagen; nicht Verjprochenes 
muß man muthig verhindern.” „Bor Allem,“ jo redete 
der Prinz jeine Minifter an, „warme ich vor der Itereotypen 
Phraſe, daß die Regierung ſich fort und fort treiben laſſen 
müſſe, liberale Ideen zu entiwideln, weil jolche jich jonit 
Bahn brächen. Wenn in allen Regierungshandlungen fich 
Wahrheit, Gejeglichkeit und Conjequenz ausipricht, jo iſt 
eine Regierung ftark, weil fie ein reines Gewiſſen hat, und 
damit hat man ein Necht, allem Böſen Fräftig zu wider- 
jtehen.” 

Tach ſolchen allgemeinen VBorbetrachtungen ging Die 
„Anſprache“ ſämmtliche Hauptgebiete des Staatslebens 
einzeln durch, bei jedem genau die Richtung bezeichnend, 
in welcher der Prinz-Regent daſſelbe von dem Miniſter, 
deſſen ſpecieller Fürſorge er es anvertraute, verwaltet zu 
ſehen wünſche und hoffe. Auf dem Gebiete der inneren 
Verwaltung erklärte der Prinz-Regent für das Ziel, welches 
angeſtrebt werden müſſe — allerdings nur allmählich, 
um nicht neue Unſicherheit und Unruhe zu erzeugen — 
„die rechte Mitte zwiſchen einer ganz unvorbereiteten Ein— 
führung des Selfgovernment und einem Rückfall in die 
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alten Berhältnijje.” Die Finanzen, die jeit acht Jahren 
Jich in erfreulicher Weile gehoben hätten, müßten gleichwohl 
noch ausgiebiger gemacht werden, um den Bedürfnijjen zu 
entiprechen, die fich in allen Zweigen der Verwaltung fund» 
gäben. Dies könne gejchehen durch eine richtige Art der 
Beiteuerung, wobei „die wahre Belteuerungsfähigfeit des 
Landes vor allem in’3 Auge zu fajjen.“ 

Handel und Gewerbe hätten einen nie geahnten Auf- 
Ihwung genommen; doch müfje auch hier Maß und Ziel 
gehalten werden, „damit nicht der Schwindelgeiit uns 
Wunden jchlage. 

Zu dieſer legten Warnung hatte der Prinz-Regent 
guten Grund. Das Napoleonijche Negiment in Frankreich, 
das gern „Borjehung“ Spielen wollte, hatte zu einer Entwick— 
[ung der Speculation in's Ungemefjene hinaus einen Anjtoß 
gegeben durch die unter befonderer Aufmunterung und Be— 
günftigung jeitens des Kaiſers in’3 Werk gejette Begründung 
einer großen Banfanftalt, de3 Cr&dit mobilier. Derjelbe 
jollte namentlich die Mafje der Eleineren Capitalien an ſich 
ziehen und damit imdujtrielle Unternehmungen in's 
Leben rufen und betreiben. 

Das verlodende Beijpiel dieſes Cr&dit mobilier, 
der anfangs einen fabelhaften Auffchwung nahm, (freilich 
nur, um jpäter einer dejto entjchiedeneren Zuſammenſturze 
zu verfallen), hatte auch im Deutjchland eine Menge von 
ähnlichen Unternehmungen zur Folge gehabt. In Dejterreich 
jowohl al3 in den Kleinen Staaten hatten die Regierungen diejer 
neuen Form der Speculation, obgleich fie allen Regeln einer 
geſunden Volkswirthſchaftslehre widerſprach, durch Con— 
ceſſionirung ähnlicher Bankanſtalten Vorſchub geleiſtet. 
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Dadurch und Durch die gleichzeitige Vermehrung des Staats— 
papiergeldes in vielen Kleinen und kleinſten deutſchen 
Staaten waren dem Speculationsgeijte eine Menge neuer 
Anregungen und Gelegenheiten geboten worden. Als dann, 
nach der Mitte der fünfziger Jahre, durch Verhältniſſe 
mancher Art in Nordamerika und England eine Geld- und 
Geichäftskrifis eintrat, Die natürlich auch auf Das europätjche 
‚seitland zurücdwirkte, da mußte Deutjchland für Den 
„Schwindel“, zu dem es fich Hatteverführen laſſen, ſchwer büßen: 
faſt alle jene neuen Banken erlitten bedeutende Verluſte; eine 
große Menge von Privaten, welche ſich zu denſelben, ver— 
lockt durch die hohen Dividenden, die ſie zahlten, gedrängt 
hatten, geriethen jetzt durch die Entwerthung der Actien 
und das Ausbleiben der Dividenden in größte Noth. 

Die preußiſche Regierung hatte dieſem Schwindelgeiſt 
am wenigſten nachgegeben. Sie hatte zur Errichtung von 
Banken nach. Art des Credit mobilier feine Conceſſion 
ertheilt, und nur unter anderer Form hatte jich Die „Dis— 
contogejellichaft” in Berlin, die anfänglich auch eine Art von 
Credit mobilier war, bilden fünnen. Die dem Staate zu= 
gehörige „Seehandlung“, ein aus der Zeit riedrich des 
Großen jtammendes Injtitut, welche injofern Aehnlichkeit mit 
dem Credit mobilier hatte, als fie nach ihrem urjprünglichen 
Statut ebenfalls alle mögliche induftrielle und finanzielle 
Unternehmungen betreiben durfte, war 1848 Durch eine 
damals ergangene Cabinet3ordre in ihrem Gejchäftsbetriebe 
wejentlich bejchränft worden und hatte auch aus eignem 
Antriebe dieſen mehr und mehr eingejchränft. 

Die Warnung vor dem „Schwindel“ in der prinzlichen 
„Anſprache“ erjchien als eine beruhigende Bürgjchaft dafür, 
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Frankreich verjuchte Syſtem einer künſtlichen Centralifirung 
der großen Induſtrien feine Nachahmung finden folle. 

Speciell in Bezug auf die Eijenbahnen erklärte der 
Prinz: „eg müßten denjelben zwar nach wie vor bedeutende 
Mittel zu Gebote gejtellt werden,“ allein dieſe Mittel „dürften 
nur mit Nüdjiht auf die gefammten Staatsbedürfnijje 
bemejjen und es müßten dann die Etat3 eingehalten werden“. 

Bei Beiprehung der Suftiz jtellte fich der Prinz 
volljtändig auf den Boden des „veränderten Princips der 
Rechtspflege”, d. h. der Gefchwornengerichte. Nur äußerte 
er (und wer hätte ihm bier nicht Necht geben wollen?): 
„Wir müfjen bemüht jein, das Gefühl der Wahrheit und 
der Billigfeit in alle Klaſſen der Bevölkerung eindringen 
zu lajjen, damit Gerechtigkeit auch durch Geſchworne wirklich 
gehandhabt werden kann.“ 

Mit ganz bejonderem Interejje nahm die öffentliche 
Meinung von Dem Kenntniß, was der Prinz-Regent wegen 
Behandlung der Firchlichen ragen jagte, und feine Aussprache 
Darüber erregte in allen Kreiſen, die nicht dem einen oder 
andern Extrem huldigten, ungetheilte Befriedigung. 

„Eine der jchwierigjten und zugleich zarteſten Fragen“ 
— jo hieß e8 in der „Anſprache“ — „ilt die firchliche, da 
auf diefem Gebiete in der legten Zeit viel vergriffen worden 
it. Zunächſt muß zwijchen beiden chrijtlichen Confeljionen 
eine möglichite Barität obwalten. In beiden Kirchen muß 
aber mit allem Ernite den Beitrebungen entgegengetreten 
werden, die dahin abzielen, die Religion zum Dedmantel 
politiicher Beitrebungen zu machen. Im der evangelifchen 
Kirche, wir fünnen es nicht leugnen, ijt eine Orthodoxie 
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eingekehrt, die mit deren Grundanſchauung nicht verträglich 
iſt und die ſofort in ihrem Gefolge Heuchler hat. Dieſe 
Orthodoxie iſt dem ſegensreichen Werke der evangeliſchen 
Union hinderlich in den Weg getreten, und wir ſind nahe 
daran geweſen, die Union zerfallen zu ſehen. Die Auf— 
rechthaltung derſelben und ihre Weiterförderung iſt mein 
feſter Wille und Entſchluß — mit aller billigen Berück— 
ſichtigung des confeſſionellen Standpunktes, wie dies die 
dahin einſchlagenden Decrete vorſchreiben. Um dieſe Auf— 
gabe löſen zu können, müſſen die Organe zu deren Durch— 
führung ſorgfältig gewählt und theilweiſe gewechſelt werden. 
Alle Heuchelei und Scheinheiligkeit, kurzum alles Kirchen— 
weſen als Mittel zu egoiſtiſchen Zwecken, iſt zu entlarven, 
wo es nur möglich iſt. Die wahre Religioſität zeigt ſich 
im ganzen Verhalten des Menſchen; dieſes iſt immer 
in's Auge zu faſſen und von äußerem Gebahren und Schau— 
ſtellungen zu unterſcheiden. Nichtsdeſtoweniger hoffe ich, 
daß, je höher man im Staate ſteht, man auch das Beiſpiel 
des Kirchenbeſuchs geben wird.“ 

„Der katholiſchen Kirche ſind ihre Rechte verfaſſungs— 
mäßig feſtgeſtellt; Uebergriffe über dieſe hinaus ſind nicht 
zu dulden.“ 

Beinahe jeder Satz in dieſem Theile der prinzlichen 
„Anſprache“ über die Kirche war ein Schlag ins Geſicht der 
Partei, welche die Union zu zerſtören, die Confeſſionen 
wieder in bitterem Haß einander gegenüberzuſtellen und 
an die Stelle der wahren Herzensfrömmigkeit einen 
äußerlichen Buchſtaben- und Ceremoniencultus zu ſetzen 
ſuchte, der ſo leicht zur Heuchelei führt. Nicht minder war 
dies der Fall mit dem folgenden Ausſpruch über die Schule. 
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denn auch er enthielt einen direkten Gegenjaß zu den Be— 
jtrebungen eben jener Partei für eine „Umkehr der Wijjen- 
ſchaft“ und zu den NRaumer-Stiehlichen Schulregulativen. 
Der Ausipruch lautete: 

„Das Unterrichtswelen muß in dem Bewußtjein geleitet 
werden, daß Preußen durch jeine höheren Lehranitalten an 
der Spitze geiltiger Intelligenz Stehen joll, und durch feine 
Schulen die den verjchiedenen Klaſſen der Bevölferung 
nöthige Bildung gewähren, ohne dieſe Klaſſen über ihre 
Sphäre zu heben. Größere Mittel werden hierzu nöthig 
werden.“ 

Bon der innern Bolitif zu der äußeren fich wendend, 
fuhr der Prinz-Regent in jeiner „Anſprache“ fort: 

„Die Armee hat Preußens Größe geichaffen und 
deſſen Wachsthum erfämpft; ihre Vernachläffigung hat eine 
Kataftrophe über fie und dadurch über den Staat gebracht, 
die glorreich verwiſcht worden iſt Durch die zeitgemäße 
Reorganiſation des Heeres, welche die Siege des Befreiungs— 
frieges bezeichneten. Eine 40jährige Erfahrung und zwei 
furze Kriegsepiſoden haben uns indeß auch jetzt aufmerf- 
jam gemacht, dag Manches, was ich nicht bewährt hat, 
zu Nenderungen Beranlafjung geben wird. Dazu gehören 
ruhige politische Zeiten und — Geld, und e3 wäre ein 
ſchwer fich bejtrafender Fehler, wollte mar mit einer wohl- 
feilen Heeresverfaffung prangen, die deshalb im Momente 
der Enticheidung den Erwartungen nicht entipräche. 
Preußens Heer muß mächtig und angejehen fein, um, wenn 
e3 gilt, ein ſchwerwiegendes politiicheg Gewicht in Die 
Wagichale legen zu können.“ 

„Preußen muß mit allen Großmächten im freund— 

8. Biedermann, Dreißig Jahre deutſcher Geichichte, TI, 13 
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chaftlichiten Vernehmen jtehen, ohne fich fremden Einflüſſen 
hinzugeben und ohne ſich die Hände frühzeitig durch Ver— 
träge zu binden. Mit allen übrigen Mächten iſt das 
freundliche Verhältniß gleichfall3 geboten. In Deutichland 
mug Preußen moralische Eroberungen machen durch eine 
weite Gejeßgebung bei fich, durch Hebung aller Sittlichen Ele— 
mente und durch Ergreifung von Einigungselementen, wie 
der Zollverband eines it, der indeß einer Reform wird 
unterivorfen werden müſſen. Die Welt muß wijien, daß 
Preußen überall das Necht zu ſchützen bereit ift. Ein 
fejtes, conjequente® und, wenn es jein muß, energtches 
Berhalten in der Politik, gepaart mit Klugheit und Be— 
jonnenheit, muß Preußen das politische Anjehen und die 
Machtitellung verjchaffen, die e8 durch jeine materielle 
Macht allein zu erreichen nicht im Stande tjt.“ 

Die gewichtigen praftiichen Folgerungen, welche aus 
der obigen Stelle über die Nothiwendigfeit einer Kräftigung 
des Heeres jchon bald gezogen werden jollten, wurden 
damals wohl nur von Wenigen vorausgejehen. Dagegen 
begrüßte die öffentliche Meinung mit ungetheilter Be— 
jriedigung Sätze wie den über Preußens „moralische 
Eroberungen“ und den: „Die Welt muß wijjen, daß Preußen 
überall das Necht zu ſchützen bereit iſt. Mit Freuden 
erfannte man darin die Ankündigung einer Politik, welche 
das gerade Gegentheil der Politif von Olmütz jein würde, 
jener Politik, die Kurheſſen und Schleswig. Holjtein preis- 
gegeben hatte. 

Sm Allgemeinen machte das Negierungsprogramm 
de3 Prinz » Negenten auf alle Freigeſinnte und PBatrioten 
den beiten Eindrud. Der Bruch mit der Kreuzzeitungs— 
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partei, der darin rücdhaltlos angekündigt war, genügte 
allein jchon, die gedrücte Stimmung, in welcher daS Land 
jeit dem jo entichiedenen Siege diejer Partei jich befunden, 
in eine gehobene, hoffnungsvolle zu verwandeln. Daß der 
einzuführenden Reformen in der „Ansprache“ nur mit 
einer gewiſſen Zurückhaltung, fait Nengjtlichkeit gedacht 
ward, erjchien nicht überraſchend. Ein fofortiger totaler 
Wechſel des politischen Syſtems, etwa eine Rückkehr von 
der Herrichaft der äußerten Nechten zu der 1848 einge 
ichlagenen Richtung, war überhaupt nicht wohl, am aller: 
wenigjten aber von einem Regenten zu erwarten, der jich 
zweimal bejann, che er etwas verjprach, weil er entſchloſſen 
war, das einmal Berjprochene auch unweigerlich zu 
halten. 

Die Befürchtung, welche der Prinz-Regent in feiner 
„Anſprache“ Durchbliden ließ, „zu weit nach links getrieben 
zu werden” *), glaubte man den Erinnerungen des Prinzen 
an Das zujchreiben zu müjjen, was er zehn Jahre früher 
erlebt und erfahren hatte. Auch jebt wieder zeigte fich, 
wie Das natürlich war, eine lebhaftere Bewegung der 
Gemüther. Wüniche, Hoffnungen, Anforderungen wurden 
laut und um jo lauter, je länger fie unterdrüdt geweſen 


*) Diefen Ausdrud ſelbſt fcheint der Prinz-Regent in einem 
Briefe an den Prinz-Gemahl von England gebraucht zu haben, wie 
aus des Lebteren Antwort (vom 26. Nov. 1858) ſich herausfefen läßt. 
Der Prinz-Gemahl ſuchte dem Prinz-Regenten Diefe Befürchtung aus— 
zureden, indem er jein volles Vertrauen auf den gefunden Einn des 
preugifchen Volkes ausſprach. („Mus dem politifchen Briefwechjel 
des deutichen Kaifers mit dem Prinz-Gemahl von England aus den 
Jahren 1854—1861”, 2. Aufl. 1881, ©. 33.) 
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waren. Sie jchienen zum Theil auf weitgehende und 
ftarfe Strömungen in der öffentlichen Meinung zu deuten. 
Es lag nahe, dieje Erjcheinung mit den Vorgängen von 
1848 zu vergleichen, und wohl fonnte die Bejorgnig Raum 
gewinnen, ob nicht auch diefe neuefte Bewegung, jtatt in 
einem ruhigen und begrenzten Bette fich zu halten, immer 
ftärfer anjchwellen und vielleicht zuleßt die Grenzen der 
Mäßigung überjchreiten möchte. 

Das Volk im Ganzen zeigte übrigens den beiten Willen, 
diefe Zurückhaltung des Prinz-Regenten zu ehren und, jo viel 
an ihm wäre, deſſen Bejorgnifje zu beichwichtigen. Selbit 
ein jo weit links jtehender Mann wie 3. Jacoby verwahrte 
ſich öffentlich dagegen, al8 wolle er „Drängen“. 

E3 traf jich glüdlich, daß gerade in demſelben Sabre, 
wo mit Einjeßung der Negentichaft ein Umſchwung von 
oben eintrat, Neuwahlen zum Abgeordnetenhaufe jtattfanden 
und aljo die Wählerichaften in der Lage waren, ihre 
Stellung zu der „neuen Aera“ durch die That zu befunden. 
Die Demokratie hatte ſich jeit der Dctroyirung des Klafjen- 
wahliyitems der Stimmabgabe bei den Wahlen enthalten; 
jeßt trat fie wieder auf den politischen Schauplag. Indeſſen 
beichränfte fie ihre Thätigfeit bei den Wahlen größtentheil® 
darauf, liberale Kandidaten gegen conjervative durchzuſetzen. 
Namhafte Führer diefer Partei, wie von Unruh, Nodbertug, 
Schulze-Delitzſch, verzichteten freiwillig auf Candidaturen, 
weil, wie Schulze erklärte, „durch die Wahl von Männern 
ihrer Vergangenheit dem liberalen Minijterium, der Rück— 
ſchrittspartei gegenüber, manche Schwierigkeit bereitet 
werden möchte.” Won der andern Seite juchte ein Führer 
der Liberalen, Graf Schwerin, die Furcht der Conjervativen 
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zu bejchwichtigen, welche „hinter dem frifchen Leben, das 
jich überall zeigt, jchon das rothe Geſpenſt der Demokratie 
heraufiteigen jehen.* Er bot jogar allen den Demokraten, 
„Die jich aufrichtig auf den Boden der beitehenden Ver— 
fajjung jtellen," die Hand zum gemeinfamen Wirfen für 
eine gejegliche Ordnung des Staat3lebens. 

Die große Mehrheit des neuen Abgeordnetenhanfes 
bejtand theil3 aus fogenannten „Gothanern“, an ihrer Spibe 
vielbewährte Führer, wie Graf Schwerin, von Binde, Simjon, 
theil3 aus Mitgliedern der Partei des „Preußiichen Wochen 
blattes". Die Rechte, welche bisher mit ihren 224 Ab— 
geordneten die Kammer beherricht hatte, war durch die 
Neuwahlen zu der winzigen Minderheit von 33 Köpfen 
zuſammengeſchmolzen. Statt der 102 Verwaltungs— 
beamten der Kammer von 1855 ſaßen in der jebigen 
Kammer nur 41. 

Die Thronrede, mit welcher am 12. Januar 1859 
der Prinz-Regent den Landtag eröffnete, bewegte jich in 
allgemeinen Ausdrüden. Sie betonte das Feithalten an 
dem „Königthum von Gottes Gnaden“, aber ebenjo an 
„Seile und Verfaſſung“; fie forderte die Vertreter des 
Volfes auf, den Prinz-Regenten auf dem Wege zu unter: 
jtügen, den er „im Hinblid auf Preußens Aufgabe, feine 
glorreiche Gejchichte und die vaterländiichen Traditionen“ 
betreten habe und den er „mit ?rejtigfeit in den von ihm 
unverrücdbar gezogenen Grenzen zu verfolgen“ entjchlojjen 
ſei. Bejtimmte Vorlagen wurden nicht angekündigt. Eine 
Stelle der Thronrede lieferte den erfreulichen Beweis, daß 
der Sat de3 Negierungsprogramms: „Die Welt muß 
wijien, daß Preußen überall das Necht zu jchüßen bereit 
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iſt“, bereit3 in einem wichtigen Punkte zur Wahrheit 
geworden ſei. Die neue preußüche Negierung hatte am 
Bundestage einen Fräftigen Anſtoß dazu gegeben, und nicht 
erfolglos, den Herzogthümern Schleswig-Holitein endlich 
zu der Ausübung der Nechte zu verhelfen, auf welche die- 
jelben nach den Gejeten des Bundes und nach den zwiſchen dem 
Bunde und dem däniſchen Kabinet 1851 getroffenen Berein- 
barungen einen wohlbegründeten Anſpruch hatten, welche 
ihnen aber während der ganzen jeitdem verflojjenen Reihe 
von Jahren theils gänzlich vorenthalten, theils verfümmert 
worden waren. 

Schon vor dem Zujammentritt des Landtages hatte 
die Regierung des Prinz Negenten im Wege der Berwaltung 
den guten Willen bethätigt, Mißſtände des früheren Re— 
giments möglichit auszugleichen. Die Behandlung der Preſſe 
war eine andere geworden. Bon einer jolchen Beeinflujjung 
ver Wahlen, wie fie unter dem Miniſterium Manteuffel 
an der Tagesordnung geweſen, hatte das neue Minifterium 
jich ferngehalten. Uebergriffen der Polizei wurde, wo jte 
vorgekommen, auf erhobene Beſchwerde bereitwillig abgeholfen. 
Die harte Mafregelung gewijjer Firchlicher Secten, die man 
lange nur wie politische Clubs behandelt hatte, wich einem 
gerechteren und duldjameren Verfahren. Eigenmächtige 
Auflehnungen einzelner Geiftlichen von überjirenger Nichtung 
gegen die jchon unter König Friedrich Wilhelm IV. ange 
ordnete gegenfeitige Zulafjung der Lutheraner und der 
. Neformirten zum Heiligen Abendmahle wurden jtreng gerügt 
und in die pflichtmäßigen Grenzen zurückgewieſen. Unbillige 
Härten gegen andre Geiftliche, welche das frühere Regiment 
jich erlaubt Hatte, wurden nachträglich gutgemacht. Für 


die Angelegenheiten des höheren Unterricht3 wurde ein Mann 
tn das Cultusminiſterium berufen (Profeſſor Olshaujen), 
von dejjen wiljenjchaftlicher Bildung und politiicher Richtung 
eine unbefangene und freifinnige Behandlung diejes wichtigen 
Zweiges des Volkslebens zu erwarten jtand. Einige höhere 
Beamte im Departement des Innern wurden, weil fie im 
Geilte der vorigen Verwaltung weiter jchalteten, durch 
andre erieht. 

Die Zeit zwilchen dem Eintritt der Negentjchaft und 
der Eröffnung des Landtag war zu fur; gewejen, als 
daß die Negierung noch wichtige Gejeßentwürfe zur Vor— 
legung an den letzteren hätte fertig ftellen fünnen. Das 
Miniſterium erklärte dies offen vor den Kammern und 
bat Diejelben, fi) zu gedulden. Diefem Wunjche ward 
entiprochen. Das Abgeordnetenhaus enthielt fich jeden 
Dringens ſelbſt auf jolche Reformen, welche die öffentliche 
Stimme lebhaft verlangte. Ein einziges Geſetz von grund- 
jäßlicher Bedeutung fam zur Berathung: es betraf die 
Bejeitigung der Hinderniſſe, welche der Wiederverhetrathung 
geſetzlich Geichiedener von Seiten mancher orthodoxen 
Geiitlichen dadurch bereitet wurden, daß Diele die Zu— 
(älfigfeitt einer Cheicheidung nur unter ganz bejonderen 
Vorausſetzungen zugeltehen wollten und deshalb ihre Mit- 
wirfung zu einer jolchen Wiederverheirathung verjagten. 

Das Minijterium schlug als Auskunftsmittel für jolche 
Fälle die Einführung der „Notheivilehe” vor. Die liberale 
Partei in ihrer Mehrheit Hätte die allgemeine Einführung 
der Civilehe vorgezogen; doch ertheilte fie, um nicht das 
Miniſterium in Verlegenheit zu jegen, dem Gejegentwurf 
ihre Genehmigung. Im Herrenhaujfe fam es zu einer 
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Beſchlußfaſſung über den Entwurf nicht mehr, jo daß in 
der Seſſion von 1859 feine Löjung diefer Frage erfolgte. 

Der Landtag von 1859 verlief jomit ohne eigentliche 
geſetzgeberiſche Reſultate; indeß befundete er den guten 
Willen des Meinijteriums, den Wünſchen der liberalen 
Mehrheit wenigitens nad) Möglichkeit entgegenzufommen, 
andrerjeitS den guten Willen diefer Mehrheit, mit dem 
Ministerium fich zu verjtändigen. Nur die jchroffe Gegen 
jtellung des Herrenhaujes gegen das lebtere und gegen 
da3 andere Haus, wie fie jchon jet bei manchen Ver— 
handlungen offen zu Tage getreten, warf einen bedenklichen 
Schatten auf die innere Lage Preußens. 

Zur Befejtigung der guten Beziehungen zwiſchen dem 
Prinz-Regenten und dem ganzen freilinnigen Theile des 
preußiſchen Volkes, ja auch zur Stärkung des Bertrauens 
auf Preußen im übrigen Deutjchland trug nicht wenig 
ein Ereigniß bei, welches jchon vor dem Eintritt der 
Negentichaft, noch während der Stellvertretung des Prinzen, 
jtattgefunden hatte. Es war Das die am 25. Januar 1858 
vollzogene Vermählung des ältejten Sohnes des Prinzen 
von Preußen, Friedrich, mit der ältejten Tochter der Königin 
von England, Victoria. Die immer engere Befreundung 
de3 Hohenzollernschen Hauſes mit der föniglichen Familie 
von England, zu welcher jchon lange der Prinz von Preußen 
in einem innigen Bertrauensverhältnijje geitanden, erichien 
al3 eine neue, bedeutungsvolle Bürgjchaft für die Herftellung 
einer aufrichtig conjtitutionellen Regierung in Preußen. 
Der ruſſiſch-öſterreichiſchen Bartei war fie eben darum ein 
Dorn im Auge. Berlin hatte das junge prinzliche Paar 
bei jeinem Einzuge mit größtem Jubel empfangen. 


XIV. 
Der italienifche Krieg. 


Am 1. Januar 1859, bei der Neujahrsvorſtellung des 
diplomatiſchen Corps in Paris, ſprach Kaiſer Napoleon III. 
zu dem öſterreichiſchen Botſchafter die bedeutungsvollen 
Worte: „Ich bedaure, daß die Beziehungen meiner Regierung 
zu der Ihrigen nicht mehr ſo gute ſind, wie früher.“ 

Dieſe Worte, die wie eine halbe Kriegserklärung klangen, 
erregten in ganz Europa das ungeheuerſte Aufſehen. 

Seit dem Krimkriege, an welchem Kaiſer Napoleon 
ſowohl diplomatiſch, als militäriſch einen ſo hervorragenden 
Antheil gehabt hatte, war Frankreich entſchieden die erſte 
Macht Europas. Kaiſer Napoleon, der bei jener Gelegenheit 
als Vertheidiger des europäiſchen Gleichgewichts und des 
beſtehenden Rechtszuſtandes aufgetreten war, hatte bald 
darauf die noch dankbarere Rolle eines Beſchützers der 
„Selbſtbeſtimmung der Völker“ übernommen. Jedenfalls auf 
ſeine perſönliche Anregung hin hatte beim Pariſer Congreß 
von 1856 Graf Walewski, einer ſeiner Vertrauteſten, als 
Vorſitzender dieſes Congreſſes die Aufmerkſamkeit der 
Mächte auf die Uebelſtände hingelenkt, die aus der öſter— 
reichiſchen Beſetzung des Kirchenſtaates und der kleinen 
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italienischen Fürjtenthümer entiprängen, hatte auch dem 
Grafen Cavour, dem Bevollmächtigten Sardiniens, Gelegen- 
heit gegeben, die Beichwerden Italiens gleichſam officiell 
zur Senntnig Europas zu bringen. Der Einſpruch des 
öfterreichiichen Bevollmächtigten gegen dieſe Hereinziehung 
einer ganz fremdartigen Angelegenheit in die Verhandlungen 
de3 Friedenscongreſſes war unbeachtet geblieben. 

Seitdem waren die Beziehungen zwiſchen dem Sailer 
Napoleon und der jardinischen Regierung immer vertrautere 
geworden; Cavour hatte diejelben jorgjam gepflegt. 

Ein unerwartete Ereigniß fam ihm dabei zu Hülfe. 
Am 14. Januar 1858 geichah ein meuchelmörderiicher An— 
oriff auf Napoleon IT. Am Eingange in die Große Oper 
zu Paris wurden, al3 der Slatjer daſelbſt vorfuhr, drei 
Bomben unter den Faiferlichen Wagen gejchleudert, welche 
alsbald erplodirten. Der Kaiſer blieb unverlegt; nur von 
den jeinen Wagen umgebenden NReitern ward eine große 
Zahl getroffen. Die Thäter waren drei Italiener, an ihrer 
Spitze Felix Orſini. Lebterer richtete aus jeinem Gefängniß 
einen Brief an den Kaiſer, worin er jeinen Haß gegen 
Napoleon III. befannte, weil diefer 1849 durch die Bejegung 
Noms „die Freiheit Italiens in ihrem Entjtehen getödtet,“ 
worin er aber gleichzeitig denjelben bejchwor, „Italien die 
Freiheit wiederzugeben, welche es 1849 durch die Schuld 
der Franzofen verloren.“ „Die Ruhe Europas," fügte 
Orſini hinzu, „und die Ruhe des Kaiſers werde nur eine 
Chimäre fein, jo lange Italien nicht unabhängig jei.“ 

Diejer Brief, den Orſini's Vertheidiger, Jules Favre, 
bei der öffentlichen Verhandlung vorlas, um zu beweijen, 
daß Orfini nicht als gemeiner Meuchelmörder, fondern nur 
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al3 fanatiicher Patriot gehandelt habe, und den merkwürdiger: 
weile der amtliche Moniteur abdructe, jcheint auf den Kaiſer 
einen tiefen Eindrud gemacht zu haben. 

Vielleicht war e3 neben der Furcht vor den Dolchen 
der Genojjen Orſini's auch noch ein gewiljer fataliftiicher 
Zug in dem Charakter Napoleons III. was diejen beivog, Die 
Nolle eines „Befreierd Italiens” zu übernehmen. Vielleicht 
auch Jah er voraus, daß das in den metiten Ländern Italiens 
herrjchende, von Oeſterreich ftreng aufrecht erhaltene Syjtem 
eines umnerträglichen Drudes früher oder jpäter zu revo— 
Iutionären Zudungen führen müßte, welche dann leicht nach 
Frankreich herüberjchlagen könnten, und hielt e8 fürgerathener, 
eine Aenderung jener Zuftände ſelbſt anzubahnen, um da— 
Durch der Bewegung Herr zu bleiben und ihr die Grenzen 
anzuweiſen, in denen jie zu halten ihm gut dünken würde, 

Innere Schwierigkeiten mögen ihn in dieſem Entjchlufje 
beitärft haben. Die lange unterdrüdten freieren Neigungen 
des franzöjüichen Volksgeiſtes fingen an, fich wieder zu 
regen. Eine Ableitung nach außen ſchien wünjchenswerth. 
Ein Krieg zur Befreiung Italiens würde dem Kaiſer neue 
Lorbeern eintragen, der Eitelkeit des franzöfiichen Volkes 
neue Genugthuung verjchaffen. Auch materielle Bortheile 
ließen ſich dabet erreichen: der Kaiſer fonnte feine Bundes- 
genojjenjchaft dem jehnjüchtig danach trachtenden Sardinien 
für einen entjprechenden Preis verkaufen. 

Sm Sommer 1858 erhielt Graf Cavour eine Ein- 
ladung zum Kaiſer Napoleon nach Plombiöres, wo der 
Kaiſer das Bad gebrauchte. Heimlich, unter falichem Namen, 
begab ſich der ſardiniſche Minifterpräfident dorthin. Im 
engiten Vertrauen, ohne Zuziehung eines kaiſerlichen Miniſters, 


wurden Verabredungen getroffen. Gewiß jcheint, da 
Napoleon Schon damals für feine Hülfeleiftung an Sardinien 
die Abtretung Savoyens an Frankreich forderte und daß 
Cavour darein willigte. Außerdem ward, als Vorbedingung 
de3 Eintritt3 einer jolchen Hülfe, ausgemacht: Sardinten 
müjje von Dejterreich angegriffen fein. 

Snzwilchen wuchs in Italien, zunächit im Norden, 
die nationale Bewegung im engen Anjchluß an die ſardiniſche 
Politik. Es entitand ein „Nationalverein“  (societä 
nationale), der mit dem Grafen Gavour in Verbindung 
trat und bet dieſem freundliches Entgegenfommen fand. 
Emigranten aus allen Theilen Italiens, meiſt den beiten 
Gejellichaftsfreifen angehörig, jammelten fich in Turin und 
vertraten hier gewijjermaßen ihre, durch die Hjterreichiichen 
Bajonnette an der Kundgebung ihrer Sympathien gehinderten 
Heimathländer. In Toscana, dem zweitgrößten nord» 
italieniichen Staate, wirkte in Cavours Sinne der Baron 
Nicajoli, ein Mann von jtarfem Willen und großem Ein- 
flug, in der Romagna Mafjimo D’Azeglio, jonjt der Gegner 
Cavours. Der feurige Republikaner Manin, 1848 „Dictator 
von Venedig”, bezähmte jeine republicanischen Neigungen um 
des dringenderen Interejjes der italientjchen Einheit willen und 
rief jeinen Landsleuten mahnend zu: „Sammelt Euch um 
den conjtitutionellen König Victor Emanuel!“ 

Dies waren die Vorgänge, welche jener Anrede des 
Kaiſers Napoleon III. an den Botjchafter Dejterreichs zum 
Hintergrunde und zur Erklärung dienten. Hätte es einer 
jolchen Erklärung überhaupt noch bedurft, jo würde fie in 
der Thronrede gegeben worden jein, womit wenige Tage 
darauf (am 10. Januar 1859) König Victor Emanuel die 
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ſardiniſchen Kammern eröffnete. Der Stönig erklärte darin: 
„Bei aller Achtung vor den Verträgen fünne er doch nicht 
unempfindlich bleiben für den Schmerzensjchrei Italiens.“ 

Um die gleiche Zeit wurde ein dynaftiiches Band zwilchen 
den Häufern Bonaparte und Savoyen-Carignan geknüpft: 
Prinz Jerome Napoleon, des Kaiſers Better, vermählte 
ji) mit der Tochter des Königs Victor Emanuel, Clotilde. 

In Paris erſchien damals eine Flugjchrift: „Napolson 
et l’Italie.“*) Es war ein öffentliche Geheimniß, daß fte 
die Gedanken des Kaiſers ausfpreche und gewijjermaßen das 
Programm enthalte, auf welches hin der Kaiſer fich mit 
Sardinien verbünde „Die Verträge Dejterreich3 mit den 
italienijchen Fürſten,“ hieß es darin, „haben ihre moraliſche 
Kraft verloren. Oeſterreichs Herrichaft in Italien iſt 
unhaltbar. Frankreich kann bet einem Kampfe Sardiniens 
mit Dejterreich nicht neutral bleiben.” Die „Selbit- 
bejtimmung der Völker,” ſagte die Flugſchrift, ſei heutzu— 
tage das oberjte Geſetz des Staats- und Völkerrechts. 

Bon einer einheitlichen Geſtaltung Italien war in 
der Sslugichrift nicht die Nede; vielmehr ward die Bildung 
eines „italienischen Bundes“ (ähnlich dem Deutichen Bunde), 
mit dem Papſte an der Spite, vorgeſchlagen. 

Die öſterreichiſche Regierung hatte jchon am 3. Januar 
1859, gleichjam als Antwort auf die drohende Neujahrs- 
anrede Napoleons III, 30000 Mann Truppen nach der 
Lombardei geworfen. Dies gab dem jardiniichen Cabinet 
erwünjchten Anlaß, ebenfalls zu rüften, „um,“ wie Cavour in 
einer Circulardepeſche (vom 4. Februar) jagte, „Sardinien 


* Von Laguerroniere, 


in Bertheidigungszujtand zu jegen." Neben der regulären 
Armee wurden auch ?jreiwilligencorp® gebildet, zum 
großen Theil aus Angehörigen anderer italienischer Staaten. 
An die Spitze diejer Freiwilligen jollte jich nach der Ab- 
jiht Cavours Garibaldi jtellen. Er jollte mit ihnen im 
gegebenen Augenblid die Fahne des Aufruhrs in den 
Herzogthümern erheben. Wie es jcheint, wollte Cavour 
dadurch Defterreic) zum Angriffe reizen. 

Garibaldi hatte 1849 Rom gegen Die Franzoſen, 
welche e3 belagerten, um den Papſt mit Waffengemwalt 
dahin zurückzuführen, bis auf’3 Aeußerſte vertheidigt. ALS 
alles verloren war, hatte er ſich nach den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika gewendet. Später war er nad) 
Italien zurücdgefehrt und lebte jet zurücdgezogen auf der 
Inſel Caprera. Seiner Gejinnung nad) eben jo glühender 
Republifaner, wie Manin, übertraf er dielen noch an 
patriotiicher Selbjtverleugung, indem er jeinen tapfern 
Degen und feinen populären Namen in den Dienft des 
conjtitutionellen Königs Victor Emanuel jtellte. 

So wuchs von Tag zu Tag die Gefahr eines Krieges 
zwiichen Dejterreich und dem mit Frankreich verbündeten 
Sardinien. 

Die nichtbetheiligten Großmächte juchten vermittelnd 
dazmwijchenzutreten. England und Preußen mahnten jo: 
wohl in Wien als in Paris von äußerſten Entjchlüffen ab. 
Rußland, welches insgeheim zu Frankreich neigte und gegen 
Dejterreich vom Krimkriege her bitten Groll hegte, ſchlug 
zur Schlichtung der italienischen Frage einen Kongreß vor. 

Den Angelpunkt des Streites zwiſchen Oeſterreich 
und Sardinien bildeten jene von der öſterreichiſchen 
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Regierung mit den. Heinen italienischen Souveränen und 
mit dem Papſte gejchlojjene Verträge, kraft deren Oeſter— 
veich berechtigt war, unruhige Bewegungen in dem betreffenden 
Ländern durch fein Einjchreiten zu unterdrüden. Oeſter— 
veich behauptete: „das Necht zu ſolchen Berträgen fliege 
aus der Souveränetät jener Fürſten; fir Dejterreich aber 
ſeien diejelben eine Nothwendigfeit, weil jonjt durch die 
von Sardinien ausgehende Bewegung das im dem anderen 
italieniichen Staaten und im lombardijch = venetianischen 
Königreiche herrichende Regierungsſyſtem unterwühlt werde.“ 
Sardinien jeinerjeit3 erklärte: „Durch dieje ölterreichtiche 
Einmilchungspolitif werde nicht blos der revolutionäre 
Geiſt in Italien genährt, (der dann leicht auch gegen die 
eonjtitutionelle Regierung Sardinien fich richten Fünne), 
jondern es jet Das auch eine fortwährende Bedrohung 
Sardiniens, dag von den öjterreichiichen Garnijonen und 
‚sejtungen wie von einem eijernen Gürtel eingejchnürt 
werde." Sardinien und fein VBerbündeter, Kaiſer Napoleon, 
rorderten daher die Aufhebung diejer befonderen Verträge, 
während fie der Anerkennung jener Verträge, auf welchen 
Dejterreichd Beſitzſtand in Italien beruhte, (dev Bejchlüfje 
des Wiener Congrefjes von 1815), ſich nicht entziehen wollten. 

Ein europäifcher Congreß konnte nur dann ein Er- 
gebniß liefern, wenn die jchwebende Streitfrage demjelben 
wentgiteng zur Erörterung, behufs des Verſuchs einer 
Berjtändigung darüber, vorgelegt ward. Die engliſche 
Regierung formulirte zu dem Ende ein Programm für 
den Congreß in vier Punkten. Diefe vier Punkte be- 
jagten: einerjeit3 die Unantajtbarfeit der Verträge von 1815, 
aljo der Beſitzverhältniſſe in Italien, andererjeit3 Die 
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Discutirbarfeit der Specialverträge jo wie der Frage, welche 
Neformen in den italienischen Staaten nothwendig ſeien 
und ob nicht die Räumung des päpjtlichen Gebiets von 
den fremden Truppen erfolgen könne. 

Die öſterreichiſche Negierung nahm jenen erſten 
Punkt an, wies aber den wegen der Specialverträge 
zurüd. Die Spectalverträge, erklärte fie, jeten eine rein 
private Angelegenheit zwijchen ihr und den betreffenden 
italienischen Negierungen, ſeien bloße „Ausführungen 
der Verträge von 1815*. Sie berief jich auch darauf, daß 
nad der beim Congreß zu Aachen 1818 von den 
Mächten gegebenen Erklärung dergleichen Congrejje mit 
Angelegenheiten dritter Staaten nur dann fich beichäftigen 
jollten, wenn diefe Staaten ſelbſt e8 gewünscht hätten. 
Sie verlangte ferner, bevor fie überhaupt auf den Congreß 
eingehen fönne, die vorherige Entwaffnung Sardiniens (ein 
Berlangen, das fie jpäter in dag einer allgemeinen Ent- 
waffnung umwandelte), jo wie die Ausichliegung Sardiniens 
vom Congreß. Auf diejer leßteren Forderung beharrte fie auch 
noch dann, als die Örogmächte die Zuziehung aller betheiligten 
italieniichen Staaten beim Congrejje, jedoch) nur mit be= 
rathender Stimme, vorjchlugen. 

So war der Kongreß durch Oeſterreichs Widerjtreben 
unmöglich gemacht. Die öjterreichiiche Negierung ging nun 
dazu Über, fich auf eigene Hand Necht zu verjchaffen. 
Am 23. April richtete fie an die Regierung Sardinien 
ein Ultimatum, d. h. eine Striegsdrohung, wofern leßtere 
nicht binnen drei Tagen fich bereit erkläre, abzurüjten. 
Die jardinische Regierung weigerte fich dejjen. Der Krieg 
war erklärt! 
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Die Kühnheit, womit die Öfterreichiiche Negterung den 
Kampf mit einem jo furchtbaren Gegner, wie das Napo— 
leoniſche Frankreich, jelbit heraufbeichtvor (da jie doch gewiß 
wußte, unter welcher Bedingung die franzöfiiche Hülfe den 
Sardiniern verjprochen war), läßt fi nur aus Der 
damaligen Gejammtlage Deiterreich8 erklären. Seit 1850 
war die öſterreichiſche Regierung völlig zu dem alten 
Syſteme des Abſolutismus zurücgefehrt. Sie hatte dieſes 
Syſtem auch über Ungarn in einer dort noch nie gefannten 
Strenge ausgedehnt. Sie fonnte aber eine jolche Politik 
nur dann im eigenen Haufe durchführen und behaupten, 
wenn es ihr gelang, auch ringsumher alle Keime freiheitlicher 
Bewegung zu erjtiden. Dieje Erfahrung hatte fie Ichon 
früher namentlich mit ihren italienischen Ländern gemacht. 
Die erjten Zudungen eines freieren Geijtes in Italien 1848 
hatten ſogleich auch über die Lombardet und DBenetien 
ſich verbreitet. Dem fiegreichen Schwerte Radetzky's war 
es damals gelungen, den, in Wien jchon beinahe aufgegebe- 
nen, Beigitand in Italien noch einmal der Monarchie zu 
retten, ja auch Sardinien, den Hauptherd der Bewegung, für 
einige Zeit unjchädlich zu machen. Auch über Deutjchland 
hatte die öjterreichiiche Politit — Dank der Schwäche der 
damaligen preußischen Regierung! — jeit dem Tage von 
Dlmüß die „Ruhe eines Kirchhofs“ ausgebreitet. 

Seitdem hatte aber Sardinien ſich von feinen Nieder- 
lagen wieder erholt und hatte durch ein aufrichtig coniti- 
tutionelle8 Regiment im Innern fich mehr denn je zum 
Hort und Haupt des ganzen freifinnigen und nationalen 
Theils der italienischen Bevölkerung gemacht. In Deutich- 
land drohte der üjterreichtichen Regierung infolge der 
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Einjegung der Negentjchaft in Preußen ein ähnlicher 
Rückſchlag gegen ihre Unterdrüdungspoliti, Wenn dort 
oder hier, wohl gar an beiden Orten zugleich, die freieren 
Negungen wieder die Oberhand gewannen, jo jtand eine 
bedenkliche Einwirkung davon, wo nicht auf die deutjchen 
und jlaviichen Völker Defterreichs, jo doch Sicherlich auf 
Ungarn, wo es längit gährte, zu befürchten. Die öſter— 
reichiiche Regierung mußte daher um jeden Preis ihre 
beherrichende Stellung in den oberitaltichen Herzogthlimern 
und im Slirchenitaate behaupten; ja, fie mußte womöglich, 
um die Quelle jelbit des Unheils zu verjtopfen, das con= 
jtitutionelle Sardinien niederzuwerfen und zur Unterjtügung 
der freiheitlichen und nationalen Beftrebungen tm übrigen 
Italien unfähig zu machen juchen. Auf ſolche Pläne 
Ichienen denn auch die Worte zu deuten, mit denen Slaijer 
Franz Joſeph in einem Manifejte an jeine Völker Die 
Strieggerflärung gegen Sardinten zu rechtfertigen juchte. 
„Oeſterreich,“ hieß es darin, „vertheidtgt die heiligſten 
Güter der Menſchheit gegen die Umſturzlehren, welche jetzt 
ſogar von Thronen aus geſchleudert werden.“ 

Es gab eine Partei in Oeſterreich, deren Abſichten 
noch weiter gingen. Dieſe Partei — die legitimiſtiſch— 
clericale — bekämpfte in der Regierung Victor Emanuels 
nicht blos die Beſchützerin freiheitlicher politiſcher Beſtre— 
bungen, ſondern vor allem die Feindin der päpftlichen 
Dberherrlichkeit. Sie jchten jogar nicht übel Luſt zu haben, 
diejen Kreuzzug gegen Sardinien aud) auf Frankreich aus— 
zudehnen und womöglich an Stelle des Napoleoniden den 
(egten Bourbon, den Grafen von Chambord, als Heinrich V. 
auf den Thron feiner Väter zurüdzuführen. 
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Dffenbar zählte die öfterreichtiiche Negierung bei dem 
gewaltigen Wagniß, das jie unternahm — einem Slampfe 
gleichzeitig gegen Frankreich, Sardinien und die ohne allen 
Zweifel mit Sardinien ſich verbündende Revolution in 
Stalten — mit voller Zuverjicht auf die Hülfe Deutjch- 
lands. In eben jenem Faijerlichen Manifeſte war Die 
beitimmte Hoffnung ausgeiprochen: „Die deutjchen Brüder 
werden das djterreichiiche Heer nicht allein kämpfen laſſen.“ 
As „Haupt des deutschen Bundes’ mahnte Katjer Franz 
Iojeph an die Gefahr, welche Deutichland bedrohe, wenn 
das „mit Strömen deutichen Blutes eroberte Bollwerk 
Stalten”, Das die Feinde Deutichlands ſtets zuerit ange 
griffen hätten, nicht „mit gemeinſamen Kräften“ vertheidigt 
würde, erinnerte er an die „Einmüthigkeit der Begeilterung” 
aller deutichen Völker, welcher im Befreiungsfriege von 
1813 der Sieg zu verdanken geweſen jet. 

Dem Wiener Cabinet war ficherlic) das tiefe Miß— 
trauen nicht unbekannt, welches an höchiter Stelle zu 
Berlin, wie früher, jo auch jet noch, gegen Napoleon LI. 
beitand, und eben jo wenig die hochherzige Gefinnung des 
Prinz-Regenten, welcher im der deutſchen Großmacht 
Deiterreich troß Allem, was geichehen, doch immer den 
Verbündeten jah. Um jo eher hoffte es wohl, Preußen in 
den Kampf, den es beginnen wollte, mit fortziehen zu können. 
War ihm doch etwas Aehnliches jogar im Krimkriege 
gelungen, objchon damals die Sympathien des preußtichen 
Hofes entichieden auf Seiten des Gegners, Rußlands, jtanden. 
Heußeritenfall3 konnte man Preußen vielleicht durch den 
Bundestag majorifiren. Die Stimmung im übrigen 
Deutjchland und theilweife in Preußen jelbjt erichten für 

14* 


212 


die öſterreichiſchen Pläne nicht ungünitig, und die öſter— 
reichiiche Diplomatie bot Alles auf, um die öffentliche 
Meinung, zumal in Süddeutichland, für ihre Zwede zu 
bearbeiten. 

Der Preis war aber auch der höchiten Anjtrengungen 
werth. Denn, wenn es gelang, Deutichland und Preußen 
zur SHeeresfolge für einen Kriegszug zu gewinnen, dejjen 
Zweck die Befejtigung der abjolutiftiichen Politik Defter: 
veichs im Italien wäre, jo fonnte die natürliche Folge 
davon kaum eine andere jein, als die Befeitigung der: 
jelben Politik auch in Deutjchland und damit die Nüd- 
gängigmachuing jener freieren Bewegung, zu der eben jeßt 
in Preußen ein Anlauf genommen ward. 

Schon am 5. Februar hatte die öjterreichtiche Re— 
gierung, ohne vorherige Verſtändigung mit der preußijchen, 
ji an den Bundestag geivendet. Sie hatte vorerjt zwar 
feinen jofortigen Bundesbeichluß beantragt, jedoch es als 
wünjchenswerth bezeichnet; „daß die deutichen Negierungen 
jih durch ein feſtes Einverjtändnig darauf vorbereiteten, 
für ein gemeinjames Auftreten Defterreichd und Deutſch— 
lands der Sache nach) volle Gewißheit herzuitellen“. Ans 
fang März hatte fie dann beitinnmte Maßregeln „zur Ab- 
wendung der gemeinfamen Gefahr“ gefordert: Armirung | 
der Bundezfeitungen, Pferdeausfuhrverbot, Bejtellung der 
Bundescommandos u. ſ. mw. 

Diejes To haſtige und gegen die amdere deutjche 
Großmacht jo rückſichtsloſe Vorgehen ließ die gewohnte 
Klugheit, des Wiener Cabinet3 einigermaßen vermijfen. 
Dffenbar hatte dajjelbe den Wechſel der Perſonen, der 
inzwilchen in Preußen vor fich gegangen, zu wenig in 
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Anſchlag gebracht. Das Miniſterium des Prinz-Regenten 
erklärte bei der erſten Anregung Oeſterreichs am Bundes— 
tage: „Preußen müſſe ſich ſeine vollſte Selbſtändigkeit als 
europäiſche Großmacht wahren, könne daher andere als 
die durch die Bundesverfajjung ihm vorgezeichneten Ver— 
pflihtungen nicht ohne Weiteres übernehmen.” Als dann 
Deiterreich fürmliche Anträge zu einem Aufgebot des Bundes 
für jeine Zwecke jtellte, da erfolgte preußiicherjeit3 gegen 
ein jolches einjeitiges Vorgehen ein fürmlicher Broteit, und 
damit waren jene Anträge vor der Hand befeitigt. 

Die mitteljtaatlichen Regierungen wären wohl nicht 
abgeneigt gewejen, ihre und des Bundes Kräfte dem 
öſterreichiſchen abinet zur Verfügung zu jtellen. Im 
Bayern und in Sacjen dachte man jogar einmal an 
Separatbündnijje mit Defterreich bei einem Kampfe mit 
Frankreich. Von vrheinbündleriichen Anwandlungen aljo 
war zum Mindeiten in jenen Streifen nichts zu jpüren. 
Das Napoleoniiche Programm: „Selbitbeitimmung der 
Völker“ hatte für die mitteljtaatlichen Regierungen wenig 
Lodendes; die Entfejjelung einer freiheitlichen, vollends einer 
nationalen Bewegung in Stalien war nicht nach ihrem 
Geihmad. Eine Befeftigung der Herrichaft Oeſterreichs 
über Italien dagegen bedeutete auch ihnen die Verſtärkung 
der gleichen Herrichaft in Deutichland, die Niederhaltung 
Preußens und der auf Preußen ſich ſtützenden Elemente, 
die Verewigung der bundestäglichen Zuftände, bei Denen 
jie ſich wohl befanden. 

Was die Bevölferungen anbetrifft*), jo war in diejem 


*) Für die Schilderung der öffentlichen Stimmung in Deutfch- 
fand und ihrer mannigfachen Wandfungen während des itafienifchen 
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eriten Stadium der Verwickelung das vorherrichende Gefühl 
beinahe überall das des Unwillens wider den Friedensſtörer 
Napoleon, und zwar jelbjt in jolchen Kreiſen, welche keines— 
wegs Sympathien für Oeſterreich hegten. fleichviel, ob 
Dejterreich im Necht oder Unrecht jei — unerträglich jchten 
e3 und gefährlich für alle Staaten und Völker Europas, 
dag Napoleon II. fich gleichlam zum oberjten Schieds— 
richter in allen europätichen Angelegenheiten auftwerfen 
wolle. Daher war die öffentliche Meinung anfänglich 
jelbjt in Norddeutichland überwiegend günſtig für Oeſterreich 
geſtimmt. 

Ganz anders noch ſtand es im Süden. Hier war man 
zu einem großen Theile öſterreichiſch um jeden Preis. Die 
Großdeutſchen erblickten in der Sache Oeſterreichs ſchlecht— 
hin eine Lebensangelegenheit für ganz Deutſchland. Die 
Ultramontanen drängten zu einem Kreuzzuge unter den 
öjterreichiichen Fahnen gegen das ketzeriſche Sardinien. 
Dazu endlich die zahlreichen Beſitzer öſterreichiſcher Papiere, 
die bei einem Mißerfolg der öjterreichiichen Waffen für 
ihr Vermögen fürchteten. Die öſterreichiſche Diplomatie, 
eifrigit bemüht, Dieje für Defterreich günjtige Stimmung 
zu nähren und noch immer mehr zu fteigern, bemußte 
namentlich mit gewohnter Gejchicklichkeit die einflußreichiten 
Organe der jüddeutjchen Preſſe, um die öffentliche Meinung 
dajelbjt über den eigentlichen Stand der italienischen 
Sade möglichſt im Unklaren zu erhalten. 


Krieges 1859 diente dem Verfaſſer als Quelle bauptjächlich mit ein 
von ihm in jener Zeit nad) den verfchiedenften Seiten Hin umd mit 
den beiten Kennern der politiichen Zuſtände ihrer Einzelländer 
geführter Briefwechiel. 
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So fam e3, dag im Süden faſt durchweg ein wahrer 
Sturm der Begeijterung für Dejterreich ſich erhob, daß 
man dort ungejtüm das Eintreten Preußens und ganz Deutjch- 
lands für Defterreich verlangte, und daß man unwillig 
ward, al3 die preufiiche Negierung, jtatt dieſen Verlangen 
jofort nachzugeben, ſich auf der Linie einer wohlwollenden 
Vermittelung hielt. 

Auch im Norden fehlte es nicht an Stimmen, welche 
ein unbedingtes Eintreten für Dejterreich forderten. “Die 
hannoverischen Kammern wetteiferten mit dem ſüddeutſchen 
im Anträgen in Ddiefen Sinne In Preußen jelbit jtellte 
jih auf die gleiche Seite jene Partei, welche von jeher 
weit mehr öfterreichiich, al3 preußiich geivejen war. Für 
ſie war der Zwed, um deſſen willen Defterreich das Schwert 
ziehen wollte, die Unterdrüdung der freiheitlichen und ein— 
heitlichen Beitrebungen Italiens, nur ein Grund mehr, 
das Zuſammengehen Preußens mit Defterreich zu wünschen 
und zu befürworten. Sie erblickte in einem jolchen Zuſammen— 
gehen der beiden Mächte mit Befriedigung das Wieder: 
eritehen der Heiligen Allianz, die Erneuerung der 
Congreßpolitik von Troppau und Laibad). 

Ein hervorragendes Mitglied der preußtichen Feudal— 
partei trennte fich in dieſer Frage entichteden von 
feinen Gejinnungsgenofjen. Herr von Bismard-Schön- 
haufen war 1851 von dem Mintiitertum Mlanteuffel 
als Geheimer Legationsrath der preußischen Bundes» 
gefandtichaft in Frankfurt am Main beigegeben, dann, noch 
im gleichen Jahre, zum Bundestagsgejandten, an des Herrn 
v. Rochow Stelle, ernannt worden. Der Eifer, den er im 
Kampfe gegen den Liberalismus gezeigt hatte, jeine Ab— 


neigung gegen die Union, feine offen Fundgegebenen 
Sympathien für Defterreich, die ihn jo weit geführt hatten, 
dab er jogar den Tag von Olmütz als eine heiljame 
Wendung der Dinge begrüßte, dies alles jchien ihn für 
einen solchen Poſten ganz bejonders zu befühigen. Von 
ihm jtand, jo meinte man, wenn von irgend Einem, Die 
Befeftigung des guten Einvernehmens mit Dejterreich, diejes 
höchite Ziel der Manteuffelichen Politik, mit Zuverficht 
zu erwarten. 

Allein es kam anders. Die diplomatische Stellung 
Bismardz in Frankfurt ward für ihn ſelbſt der Anfang 
einer der merfwürdigiten inneren Wandlungen, für Preußen 
und Deutjchland ein bedeutungsvoller Wendepunkt ihrer 
Geſchicke. In der täglichen Beobachtung des unerquid- 
lichen Zreiben® im Schooße des Bundestags, im un: 
mittelbaren perjönlichen Berfehr mit den andern Bundestags- 
gejandten und bejonders mit dem öfterreichijchen Präfidial- 
geſandten erkannte Bismard jehr bald die theil3 unzu— 
reichende, theils geradezu unheilvolle Thätigfeit, welche dieſe 
oberite Bundesbehörde Deutjchlands in den deutſchen An- 
gelegenheiten entwicdelte, empfand er, als Preuße, mit 
Schmerz und Entrüftung die unwürdige Rolle, zu welcher fein 
preußtiches Vaterland herabzudrüden man dort von allen 
Seiten wetteifernd bemüht war. Und jo geſchah es, daß er, der 
1851 al3 ein warmer Freund Oeſterreichs nach Frankfurt 
gegangen war, 1859, wo das Minijterium der neuen Aera 
ihn don da nach Petersburg verjette*), die Bundesſtadt 


| *) Die häufig gehörte, auch in Reuchlins „Gefchichte Italiens“ 
(4. Theil ©. 3) übergegangene Annahme, als ſei Bismard wegen 


mit dem feiten Vorſatze verließ, der Dictatur Dejterreichs 
in Deutichland, jo viel in feinen Kräften ſtehe, gründlich 
ein Ende zu machen. Betreffs der italienischen Kriſis war 
Bismarck entichteden dagegen, daß Preußen für eimfeitig 
öſterreichiſche Intereſſen eintrete. Ja er hielt Schon damals 
den Moment für gelommen, wo Preußen, wenn Dejterreich 
es mit Hülfe des Bundes dazu jollte zwingen wollen, 
dies für eine Competenzüberjchreitung des Bundestages er: 
flären und davon Anlaß zu einer Umgejtaltung der 
ganzen Bundesverhältnijfe nehmen müßte. 

Der Prinz-Regent jelbjt hatte ſchon am 2, Febr. 1859, 
bald nach dem Friegerischen Neujahrsgruß Napoleons II, 
in einem Briefe an den Prinz Gemahl von England, 
mit dem er gern politiiche Anfichten austaufchte, feine Auf- 
faffung der Sachlage entwicelt und den Brinz-Gemahl ge: 
beten, ihm die jeinige mitzutheilen. Der Prinz-Regent 
glaubte, daß Napoleon aus Furcht vor den italientjchen 
Dolchen einen „Hauptcoup* in Italien ausführen wolle 
und dafür Allürte juche In der That hatte Napoleon 
auch in Berlin wegen der Stellung Preußens beim Aus— 
bruch eines Krieges jondiren lajjen, hatte allerhand lodende 
Anerbietungen gemacht, fall8 Preußen neutral bliebe. Der 
Prinz⸗Regent meinte nun zwar, Napoleon werde feine Alltirten 
finden, fürchtete aber, derjelbe twerde, feinem Charakter nach, 


der Stellung, die er in Frankfurt in der italienischen Frage einges 
nommen, verjeßt worden, iſt nicht zutreffend. Dieſe Verſetzung 
war nach Briefen Bismard3 an feine Gemahlin jchon im 
November 1858 jo gut wie entfchieden und erfolgte aus anderen 
Gründen. Die oben erwähnten Meinungsfundgebungen Bigmards 
über die italienische Frage find von Petersburg aus datirt. 
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gleichwohl den Plan nicht aufgeben. Daher ſei Wach— 
ſamkeit und Berjtändigung unter den anderen Mächten 
nothwendig. Zur Aufrechterhaltung der Berträge von 
1815 müßten alle Großmächte fich vereinigen. Wenn 
Napoleon dies bejtimmt wijje, werde er fich zweimal be- 
jinnen, ehe er zum Krieg jchreite. Aber diejelbe Sprache 
der „Abmahnung“ von irgend einem provoceirenden Schritte 
müſſe auch nach der anderen Seite geführt werden. Einen 
Angriff Frankreichs auf Oeſterreich glaubte der Prinz— 
Negent nicht ruhig mit anjehen zu Dürfen, damit nicht, 
wie in den Nevolutionskriegen, wenn Dejterreich befiegt 
wäre, während Deutjchland und Preußen ruhig zugejehen 
hätten, der Sieger ſich dann auf dieſe jtürze „Aber auch 
dann“ — führt der Prinz-Regent fort, „wenn Vejterreich 
gegen eine franzöftichsitalieniiche Allianz ftegreich bliebe, würde 
es für Preußen nicht vortheilhaft fein, bloßer Zufchauer 
bei einem jolchen Kampfe gewejen zu fein. Oeſterreichs 
Actien in der Welt und vor allem in Deutjchland würden 
dadurch bedeutend fteigen, und das fünnte Preußen nicht 
gleichgültig fein.“ 

Man fieht, auch bei dem Prinz-Regenten jtand der 
Argwohn gegen Napoleon II. und die Furcht vor einer 
Wiederholung der Wolitif des eriten Napoleon, der 
einen feiner Nachbarn nach dem andern vereinzelt ange— 
griffen, in erjter Linie der Erwägung. Dazu kam bei ihm 
ein gewijjes ritterliches Gefühl, welches nicht dulden wollte, 
daß man den alten Bundesgenofjen, auch wenn er fich 
nicht bundesfreundlich gezeigt, bei einem meuchleriſchen Anfall 
eined Dritten im Stiche laſſe. Und endlich fürchtete der 
Prinz: es würde dem Anjehen der Großmacht Preußen 


ichaden, wenn fie einem Kampfe ziveter anderen Großmächte 
in ihrer unmittelbarſten Nähe müßig zugeſehen hätte. 

Der Prinz-Gemahl von England antwortete um— 
gehend (7. Februar). Inzwiſchen hatte die Königin Victoria 
in der Thronrede vom 3. Februar erklärt, daß die Sorge 
für Aufrechterhaltung der Verträge und des allgemeinen 
Friedens die Politif der engliichen Regierung bejtimmen 
werde. Die beiden Häuſer de3 Barlamentes Hatten jich 
Dem angeſchloſſen. Die öffentliche Meinung ded Landes 
hatte jich jo entjchieden gegen die Napoleoniiche Politik 
des Händeljuchens ausgejprochen, daß jelbjt der warme 
Freund Napoleons, Lord Palmerſton, nicht wagte, fich auf 
deſſen Seite zu ftellen. Der Prinz-Gemahl fonnte daher 
jeinem erlauchten Verwandten die Beruhigung geben, daß 
England nicht mit Frankreich gehen werde, „es wäre 
denn, daß Deiterreich die gröbiten fehler machte”. Solchen- 
falls würde aber Preußens und Deutſchlands Stellung ſich 
ebenfall3 ändern, denn „für das Unrecht würde Preußen 
nicht aus blos politischen Rückſichten das Schwert ziehen“. 
Prinz Albert riet dem Prinz-Regenten, fich ebenjo, wie 
die englische Regierung die thue, „auf die Macht der 
Durch freie Discufjion gebildeten und geläuterten öffentlichen 
Meinung zu ſtützen“. Diefe Macht jei e3, die am meijten 
dem Sailer Napoleon imponire. Im Uebrigen möge der 
Prinz-Regent zunächit eine Politik der Zurüdhaltung be 
folgen, auf Ordnung und Herjtellung des Bundesheeres 
dringen, beim wirklichen Ausbruch des Krieges die Armee 
mobilijiven, die Feſtungen ausrüften, dabei aber jede Art 
von Herausforderung vermeiden. Sollte jelbjt Dejterreich 
in Italien von Frankreich angegriffen werden, jo würde 
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die Klugheit doch gebieten, fich nicht ohne Weitere einzu— 
mischen, um nicht den Krieg an den Nhein zu ziehen. 
Preußen habe feine Befigungen in Italien und jet auch 
nicht Schuld an der verkehrten Politik, die Italien in 
jo elende Zuſtände gebracht Habe. Sollte Oeſterreich 
im Laufe de3 Krieges in Nachtheil kommen, jo jet es 
für Preußen und Deutjchland immer noch Heit, bevor 
Dejterreich ganz unterliege, jich am Kriege zu betheiligen, 
wenn die Negierung dies aus dem Grunde für nothwendig 
fünde, damit nicht das fiegreiche Frankreich jeine ganze 
Kraft gegen Deutjchland wenden könne. 

Sm Sinne diefer Correſpondenz waren die Erklärungen 
gehalten, welche die Regierung des Prinz-Regenten in Be: 
zug auf Preußens Haltung in dem gegenwärtigen Stadium 
der Kriſis abgab. In einer Girculardepeiche ar Die 
deutſchen Regierungen (vom 12, Februar) jtellte fie als Biel 
ihrer Politik auf, „den europäiſchen Verträgen die ihnen 
gebührende Achtung, dem Bejtehenden jeine Geltung und 
damit dem Welttheil den Frieden zu bewahren.“ Diejelbe 
Erklärung wiederholte der Miniiter des Auswärtigen am 
9. März vor den Kammern; er fügte Hinzu, daß Preußen 
„nach beiden Seiten hin feinen Rath im Sinne der Ver: 
Jöhnung und Mäßigung geltend mache”, daß aber Breußen 
das Gewicht feiner Macht „nur für ein wahrhaft deutiches 
Snterejje in die Wagſchale legen werde“. 

Der öjterreichtichen Negierung war aljo der Verſuch, 
Preußen mit Hülfe des Bundes fopfüber in den Krieg 
zu jtürzen, mißglüdt. Sie betrat nunmehr einen anderen 
Weg. Am 14. April erichien im Auftrage des faiferlichen 
Hofs Erzherzog Albrecht in Berlin, um wegen einer Theil 


nahme Preußen? am Kriege zu verhandeln. Die öfterreichtiche 
Regierung hatte erfannt, daß jie mit Preußen als Macht 
gegen Macht ſich verjtändigen müſſe, jchien es aber noch 
immer als jelbitverjtändlich zu betrachten, dag Preußen für 
Dejterreich das Schwert ziehen müjje. Sie jchlug vor, durch 
eine milttärtiche Action am Rhein den Krieg dorthin und 
von Italien abzuziehen. Zu dem Ende follte ein preußiſches 
Heer am Unterrhein, ein öjterreichiiches (von 250000 Mann) 
am Oberrhein aufgejtellt werden. Die Bundescontingente 
der andern Etaaten wären diejen beiden Heeren anzujchließen; 
ein gemeinjames Hauptquartier würde die Bervegungen 
der beiden gejonderten Heere einheitlich leiten. 

Die preußiiche Negierung jtellte diefem Plane das 
Bedenken entgegen, daß, wenn, wie wahrjcheinlich, Italien 
der Hauptichauplat des Krieges würde, Dejterreich ſchwer— 
[ich in der Lage fein möchte, 250000 Mann an den Ober: 
rhein zu werfen. Dann aber fiele die Hauptlaft der Action 
dort auf Preußen, und außerdem wäre Deutjchland zum 
Schauplatz des Krieges gemacht. 

Auch Bayern widerſprach dem öjterreichiichen Plane, 
jedoch aus einem andern Grunde; es verlangte ein drittes 
Commando am Rhein für fich. 

Eben damals hatte England feinen lebten Ber: 
mittelung3verjuch (mit den vier Punkten) in Wien gemacht. 
Das Berliner Cabinet rieth dringend zu deſſen Annahme, 
widerrieth noch dringender die Abjendung eines Ultimatum, 
an welche, nach des Erzherzog Mittheilung, in Wien 
bereit3 damal3 gedacht ward. Man verhehlte dem Erz— 
herzog nicht, daß, wenn Dejterreich dieſen Weg beträte und 
dadurch ſich als den Angreifer Hinjtellte, die preußiiche 
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Regierung genöthigt ſein würde, von jeder Mitverantivort, 
lichkeit für einen jolchen Schritt ich loszujagen. Der Erz: 
herzog veriprach die Beachtung diefer Warnung; allen faum 
hatte er Berlin verlafjen, jo erfolgte das Ultimatum — wie 
man jagt, hinter des Erzherzogs Nüden. Die öfterreichtiche 
Negierung jchien zu glauben, Preußen müfje unter allen 
Umſtänden ihr folgen; ja es gewann fait das Anjehen, 
als habe fie durch die Sendung des Erzherzog gefliſſentlich 
der Meinung Vorſchub leiten wollen, der Krieg jei in Berlin 
gemeinjchaftlic” von beiden Mächten bejchlojjen worden. 

In einem alle wie der vorliegende, wenn ein deutjcher 
Bundesſtaat in feinen außerdeutſchen Befißungen angegriffen 
würde, gab die Bundesverfafiung es dem Bunde anheim, 
ob er dem Angegriffenen zu Hülfe fommen wolle Die 
preußiiche Negierung war einem jolchen Bundesbejchluffe 
gewijjermaßen zuvorgefonmen, indem jie (am 20. April) 
die Mearjchbereitichaft der drei Armeecorps anordnete, 
welche Preußens Bundescontingent bildeten, gleichzeitig am 
Bunde dajjelbe für die andern Bundescontingente beantragte, 
was denn auch am 23. April beichloffen ward. Doc) 
hatte ſie dabei ausdrücklich erklärt: „Diele Vorbereitungen 
hätten einen lediglich defenfiven Zwed.” Nachdem nun aber 
Defterreich durch das Ultimatum fich zum Angreifer gemacht 
hatte, jomit jener Hal des Angegriffenjeins nicht mehr 
vorlag, jagte jie fich von jeder Gemeinſamkeit mit der 
von Dejterreich befolgten Politik los, ſprach ihr „Bedauern“ 
über den gethanen Schritt aus und erklärte: „jte werde 
ſich durch diejes Vorgehen Deiterreichs nicht im den Krieg 
hinein drängen lafjen*. England und Rußland protejtirten 
gegen das öjterreichtiche Ultimatum. 
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An demjelben Tage, wo das Ultimatum in Turin 
übergeben ward (am 23. April), ſetzten ſich die für den 
Feldzug in Italien bejtimmten franzöftichen Colonnen in 
Bewegung. Ein Theil davon zog über den Mont Cenis, 
ein anderer ward nach Genua eingejchifit. 

Der Uebergang der Deiterreicher über den Teſſin war 
auf Andrängen Englands noch ein paar Tage verzögert 
worden. Am 29. April betraten die öjterreichiichen Truppen, 
unter Gyulay, den jardinischen Boden. Furchtbare Negen- 
güſſe Hatten die Tiefebene am Bo, die jog. Lomellina, 
fat unmwegjam gemacht, jo daß die Dejterreicher nur 
unter großen Schwierigfeiten vorrüden fonnten. Es jchien 
erit, als wollte Gyulay ſich raſch auf die Piemontejen 
werfen, ehe die Franzoſen anlangten; allen am 9, Mai 
zog er jich wieder zurück. 

Um ihre Kräfte nicht zu zeriplittern, 30g die öſterreichiſche 
Regierung ihre in den Herzogthümern und in der Nomagna 
jtehenden Truppen von da heraus. Die Folge war, daß 
die Bevölferungen dieſer Yandestheile ſich alsbald erhoben. 
Das Gleiche geichay in Toscana. Der Großherzog von 
Toscana und Die anderen Fürſten waren genöthigt, 
ihre Länder zu verlajjen. 

Am 3. Mai erfolgte die franzöfiiche Kriegserklärung; 
am 10. Mai begab Staijer Napoleon III. fich zur Armee, 
um perjönlich deren Operationen beizumohnen. 

Das öjterreichiiche Kriegsmanifeſt vom 28. April 
erklärte den Kampf Oeſterreichs gegen Sardinien für einen 
Kampf gegen die Revolution. „Wenn die Schatten einer Die 
höchjten Güter der Menjchheit bedrohenden Ummwälzung“ — 
jo hieß e3 darin — „über den Welttheil fich auszubreiten 
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fuchten, dann hat fich die Vorjehung oft des Schwertes 
Defterreich3 bedient, um mit feinem Blitze die Schatten zu 
zerftreuen.“ Und General Gyulay verfündete bei jeinem 
Uebergange über den Teſſin: „Sch Fomme, um die Um— 
jturzpartei zu vernichten“. Dieje Ankündigungen riefen Die 
Erinnerung wach an einen ähnlichen Kreuzzug, den im 
Sahre 1821 ein öfterreichtiches Heer angetreten hatte, um 
die in Neapel eingeführte und vom König beichworene 
DVerfafjung wieder aufzuheben. Damals handelte Defterreich 
al3 Beauftragter der Heiligen Allianz, im Einverjtändnig 
mit Rußland, Preußen und Frankreich; diesmal jtand 
3 allein; Rußland, England und Preußen Hatten jeine 
Angriffspoliti gemißbilligt; Frankreich war der Verbündete 
de3 von ihm Angegriffenen. 

Kaiſer Napoleon jeinerfeit3 gab als Programm feiner 
Betheiligung am Kriege die Loſung aus: „Italien frei bis 
zur Adria!" Damit jchten er auf Eroberungen für ſich 
jelbjt oder für Frankreich in Italien zu verzichten und 
fich lediglich‘ al3 bewaffneten Anwalt der Unabhängigfeits- 
bejtrebungen der Italiener (wenigftens in Oberitalien) hin— 
zuitellen. Freilich — die Verträge von 1815 waren damit 
zerrijfen, denn „frei bis zur Adria” Fonnte Italien nur 
werden auf Koſten des Beſitzſtandes Oeſterreichs und der 
kleinen Fürſten. 

Der Krieg nahm damit den Charakter eines Principien— 
frieges an. Auf der einen Seite ſtand Dejterreich mit der 
ziemlich unzweideutig erklärten Abficht, nicht etwa blos, wie 
1848, Sardinien in jeine Schranken zurückzuweiſen, fondern 
Sardinien dadurch unfchädlich für ſich zu machen, daß es 
dejjen conjtitutionellen Aufichwung hemme und womöglich 
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ein feinem eigenen entjprechendes Negiment dajelbit her— 
jtelle, aljo etwas Aehnliches dort zu thun, was e3 1821 in 
Neapel gethan. Auf der andern Seite ftand Sardinien, 
welches jich zum Führer und Beichüßer eines unabhängigen, 
einheitlich verbundenen Italiens aufwarf, hinter Sardinien 
aber Napoleon III. entſchloſſen, diefer ſardiniſchen Politik 
bis zu einem gewiſſen Punkte das Vollgewicht ſeiner 
Macht zu leihen. 

Damit trat für Deutſchland und Preußen die italieniſche 
Frage in ein neues Stadium. 

Einzelne Stimmen in der norddeutſchen Preſſe hatten 
ſchon früher die Anſicht vertreten: Preußen müſſe entweder 
mit Napoleon gegen Oeſterreich gehen, oder wenigſtens 
Napoleon ſchalten laſſen, inzwiſchen aber ſich der Führung 
Deutſchlands bemächtigen*). Andere und zwar preußiſche 
Stimmen wieſen dieſen Rath entſchieden zurück, erklärten 
aber, daß Preußen ebenſo wenig (etwa aus Furcht vor der 
Gefahr, die ein Napoleoniſcher Sieg für das übrige Deutſch— 
land haben könnte) ſich „in die Dienſtbarkeit Oeſterreichs“ 
begeben dürfe. Wieder eine andere Stimme**) erörterte den 
feiner Zeit von Herrn von Radowig in der Paulskirche 
aufgejtellten und feitdem, auf dejjen Autorität Hin, zu einem 
vieleitirten Schlagwort gewordenen Sat: „Deutſchland 
müjje den Rhein am Po vertheidigen.“ Der militärijch- 
jachfundige Verfaſſer ließ diefen Sat nur theilweije gelten, 


*, So die Flugſchrift: „Preußen und die italienische Frage“, 
welche in Kurzem vier Auflagen erlebte. Ihre Verfafjerichaft ward 
anfänglich dem ehemaligen preußischen Minijter des Auswärtigen 
Heinrich von Arnim zugefchrieben, der aber öffentlich dagegen proteftirte, 

**), Die Flugſchrift: „Bo und Rhein“. 

"8. Biedermann, Dreißig Jahre deutih. Geih. IL 15 
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nämlich nur jo lange, al3 Deutſchland nicht in ſich ſtark 
genug jei, um den Rhein am Rhein ſelbſt zu vertheidigen. 
Deutichland, meinte er, würde die PBo= und jelbit Die 
Minciolinte mijjen fünnen, „wenn e3 dafür die Einheit 
eintaujchte” ; denn dann brauchte e3 einen Angriff Frank— 
reichs nicht mehr zu fürchten. 

Auh in Siüddeutichland wich die anfängliche Auf: 
regung allmählich einer ruhigeren Erwägung. Die Sprödig- 
feit Dejterreich3 gegenüber allen, auch den wohlwollenditen 
Bermittlungsverjuchen hatte Viele ernüchtert. Die unbe: 
fangen Urtheilenden begannen das jpecifiich öjterreichiiche 
Snterejje von dem allgemein deutichen zu ſcheiden. Nicht 
blos Die liberale, auch ein Theil der demokratiſchen Preſſe 
des Südens erinnerte daran, daß Dejterreich eine ganz 
ühniiche Bolitif der Unterdrückung aller Freiheits- und 
Einheitsregungen, wie hier in Italien, Schon längſt auch in 
Deutjchland betrieben habe. 

Innerhalb der feudalen Partei in Preußen vollzog 
jich ebenfalls theilweile ein Umſchwung der Gefinnungen. 
Als Die preußische Regierung am 5. Mai den beiden 
Häusern ihres Landtags die Forderung eines Credits 
von 40 Mill. Thalern vorlegte, (um ihre militärischen Vor— 
bereitungen zu vervolljtändigen, damit fie für alle Vor— 
kommniſſe gerüſtet jei), erklärten die Führer dieſer Partei 
im Herren und Abgeordnetenhaufe, Stahl und von Blanfen- 
burg, daß Preußen nur felbjtändige Politik treiben, daß 
es jich nicht vom Bundestage majorifiren laſſen dürfe. 

Stärfer äußerten ji) natürlich) die Liberalen. 
Der Abgeordnete Simjon jagte: „Wenn Preußen jeden 
tolchen Verſuch des Bundestages entjchieden zurückweiſe, 
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werde es das ganze Land hinter ſich haben.“ Er ſowohl 
als Binde erklärten: „Nicht der Bundestag, ſondern 
Preußen müjje die Führung Deutjchlands Haben, wenn dieſes 
in die Action eintrete.” Zwar gaben diefe beiden Nedner 
dem Mißtrauen gegen Napoleon lebhaften Ausdruck, nicht 
minder lebhaften aber auch dem Mißtrauen gegen Deiterreich, 
dejien Politik jowohl in Italien als in Deutichland fie 
einer jcharfen Kritik unterwarfen. 

Der von der Regierung geforderte Credit ward von 
beiden Häufern einstimmig bewilligt. 

Sofort nach Ausbruch des Krieges, am 28. April, 
hatte die Regierung außer den jchon friegsbereiten Drei 
Armeecorps noch weitere ſechs kriegsbereit gemacht, weil 
fie, wie der Mintjter von Schleinit im Abgeordnetenhaufe 
erffärte, „zur Unterftügung ihrer Action einer bewaffneten 
Stellung nicht entbehren fünne.” ALS Ziel ihres Handelns 
verfündigte jie: „Wiederheritellung des Friedens auf ſolchen 
Grundlagen, welche mit der Bürgichaft der Gerechtigkeit 
diejenige der Dauev in fich vereinigen.” Damit erklärte 
ſich die Regierung einerjeit3 für die Aufrechthaltung der 
Verträge von 1815 und folglich des italienischen Beſitz— 
ſtandes Oeſterreichs, andererſeits gegen den Fortbeſtand 
der Specialverträge, denn dieſe machten einen Dauer ver— 
heißenden Frieden unmöglich. „Es iſt Preußens Auf— 
gabe,“ ſagte der Miniſter, „zu wachen über die Sicherheit 
Deutjchlands, über die Wahrnehmung der nationalen 
Intereffen und über die Aufrechthaltung des europäilchen 
Gleichgewichts.” 

In der Thronrede, womit der Prinz = Negent den 
Landtag ſchloß, ward erklärt: 
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„Es iſt Preußens Recht und Pflicht, für die Sicher: 
heit und den Schuß der nationalen Intereſſen Deutich- 
lands einzuftchen. Die Obhut diefer Güter wird es nicht 
aus der Hand geben.“ 

Um mit Erfolg eine jolche „bewaffnete Vermittlung“ 
in’3 Werk zu jegen, mußte die preußische Regierung fich 
vergewiljern, daß Dejterreich gegen Sicherung feines Belig- 
Itandes auf die Specialverträge verzichte. Zu dem Ende 
landte jie um die Mitte des Mai den General Willijen 
nah Wien. Das Wiener Cabinet beharrte anfänglich 
nicht blos auf feiner Bolitif der Specialverträge und der 
„Unſchädlichmachung Sardiniens“, jondern wollte jogar 
jenen abenteuerlichen Plan, den man bisher für eine bloße 
Ausgeburt des Fanatismus legitimiftischeclericaler Heißſporne 
gehalten hatte, zu dem jeinigen machen, den Wlan, 
„Kapoleon III, zu jtürzen*). 

Als General Williien im Namen der preußijchen 
Regierung das Anfinnen, für einen folchen Plan ein- 
zutreten, entſchieden zurückwies, jchien Graf Nechberg (der 
an die Stelle des inzwilchen ausgejchiedenen Grafen Buol 
getreten war) nachzugeben. Er wollte jich damit begnügen, 
daß Preußen den Beſitzſtand Oeſterreichs in Italien 
„garantire”, 

Die preußilche Regierung hatte für den Fall ihrer 
Hülfeleiſtung die Bedingung gejtellt, daß ihr jowohl von 
Defterreich al3 von den andern Bundesſtaaten die Initiative 
zu allen vom Bunde zu ergreifenden Maßregeln ausſchließ— 


*) Obiges nach) der, anerfanntermaßen aus officiell preufifcher Duelle 
ſtammenden Flugſchrift: „Preußen und der Friede von Billafranca“. 
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(ich überlafjen und daß öjterreichiicherfeit3 auf alle Separat- 
bündniſſe mit andern deutichen Staaten verzichtet werde. 
Auch die ward zugejtanden, 

Allein mit den Worten des öfterreichiichen Miniſters 
ftanden die Handlungen der von ihm vertretenen Regierung 
nicht im Einklang. Schon vor der Sendung Williſens 
hatte die öjterreichtiche Regierung fich in einer Circularnote 
(welche der preußischen Regierung nicht mitgetheilt worden 
war) an die anderen Bundesregierungen gewendet und hatte 
dieje aufgefordert, die Mobilifirung de Bundesheeres zu 
beichliegen. Am 13. Mai erfolgte ein Antrag Hannovers 
in diejer Nichtung. Preußen proteftirte dagegen, indent es 
erklärte, daß, da Preußen bereit und gerüjtet jet, mit jeiner 
ganzen Macht für Deutjchlands Intereſſe einzutreten, auch 
ihm die Initiative überlajjen bleiben müjje. Diejer Forde— 
rung juchten die Mittelitaaten auszuweichen. Ihre Abficht 
ichien zu fein, den Bundeskrieg zu beichliegen und Preußen 
als Bundesjtaat in dieſen hineinzuziehen, ohne daß vorher 
Zweck und Biel des Krieges feſtgeſetzt wäre. 

Koch ſchwebte dieje Frage am Bundestage, da fanden 
die eriten Zujammenftöße in Italien jtatt. Sn einem 
Treffen bei Montebello (am 20. Mai) wurden die Dejter- 
reicher zurücdgedrängt; in einem zweiten bei Magenta 
(am 4. Juni) erlitten fie eine entjchtedene Niederlage. 
Franzoſen und Sardinier rücdten in Mailand ein. Napoleon 
erklärte nochmals, daß er feine Eroberungen beabfichtige. 
Auch die Vertreibung der Kleinen Fürſten strich er aus 
jeinem Programm. 

Die preußiſche Regierung, obgleich fie zu der öſter— 
veichiicherjeit3 von ihr geforderten „Garantie“ des öſter— 
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reichiichen Länderbeitandes in Italien jich nicht verpflichtet 
hatte, mobilifirte doch nunmehr (am 14. Juni) jechs ihrer 
Armeecorps und traf auch ſonſt alle Vorkehrungen zu 
einem Kriege. Den Mächten erklärte fie, daß fie, um 
Deutjchland den ihm gebührenden Einfluß bei Löjung 
einer Frage zu fichern, die das europäiſche Gleichgewicht 
berühre, entjchlofjen jei, die Sträfte ihrer deutichen Bundes— 
genoſſen zu gemeinfamer Action zu vereinigen, daß jie im 
Uebrigen aber dahin jtrebe, den Frieden auf billigen und 
dauerhaften Grundlagen herzuitellen. 

Der Verſuch, Rußland und England zur Theilnahme 
an einer Vermittelung herbeizuziehen, mißlang; man konnte 
jich über die Basis einer folchen nicht einigen. England 
insbejondere erklärte: „Dejterreich habe durch jeine Miß— 
regierung feine italienifchen Provinzen verwirkt.“ Preußen 
jeinerjeitS hatte als Ziel feiner Vermittelung den unver- 
änderten Beſitzſtand Oeſterreichs in Italien hingejtellt, 
wogegen das üjterreichiiche Protectorat über die kieineren 
Staaten aufhören und die Einführung von Reformen 
daſelbſt in's Auge gefaßt werden ſollte. 

Seinen deutichen Bundesgenojjen zeigte Preußen gleich: 
falls jeine Abficht einer Vermittlung an und beantragte die 
Aufitellung von drei Armeen am Rhein, wovon die jüd- 
liche, aus zwei Bundesarmeecorps beftehend, unter Bayerns, 
die mittlere und nördliche, aus ſechs preußiichen und zwei 
Bundesarmeecorps bejtehend, unter Preußens Commando 
jtehen jollten. Für fich forderte es, da es den weitaus 
größten Theil der ganzen Heeresmacht jtelle, den einheit— 
lichen Oberbefehl über das Ganze, 

Während jolchergeitalt Preußen ſich zum Kriege fertig 
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machte, wies Defterreich (in einer Note vom 22, Juni) 
die „Vermittlung“ Preußens zurüd und verlangte bald 
darauf durch einen nach Berlin entjendeten außerordent- 
lichen Gejandten, den Fürſten von Windiichgräß, daß 
Preußen, unter Aufgebung feines Vermittlungswerfes, jofort 
den Krieg am Nhein beginne, und zwar für einen doppelten 
Zwed, einmal für Aufrechthaltung des üjterreichiichen Be— 
fißftandes in Italien, ſodann aber auch für die Special- 
verträge. Die üfterreichiiche Negierung forderte aljo jetzt 
aufs Neue, was fie gegenüber dem General Willijen auf- 
gegeben. zu haben jchien. 

Faſt genau zu derjelben Zeit beantragte Deiterreich 
am Bundestage, daß nicht, wie Preußen wollte, blos einige 
Bundescontingente mobilifirt und unter Preußens Ober: 
befehl geitellt würden, fondern daß, jtreng tn dem Formen 
der Bundeskriegsverfajjung, vom Bunde aus der Strieg 
erklärt, dem Bundestage die ganze militärtiche und diplo- 
mattjche Leitung vorbehalten, zum „Bundesoberfeldheren“ 
aber der Prinz-Regent von Preußen ernannt werde. 

Jenes Anfinnen: Preußen jolle das Schwert ziehen 
für Aufrechterhaltung der, von der aufgeklärten öffentlichen 
Meinung aller Länder verurtheilten, von der preußijchen 
Negierung jelbit für unhaltbar erklärten öſterreichiſchen 
Specialverträge, und diefe Zumuthung: der Souverän 
Preußens jolle als „Bundesfeldherr”, aljo nach den Be: 
fehlen der Herren v. d. Pfordten, v. Beuit, v. Dalwigk u. }. w., 
da3 Commando im Sriege führen — das Eine wie das 
Andere war jo unerhörter Art, day man beinahe nicht 
umbin kann, anzunehmen, beide Forderungen jeien mur 
gejtellt worden, um abgewiefen zu werden. Die öſter— 
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reichiiche Regierung wünſchte eine jolche Abweifung, um 
bet einem vorjchnellen Friedensſchluſſe mit Napoleon 
alle Schuld von ſich ab- und auf Preußen (al3 ob dieſes 
jie im Stiche gelajjen habe) hinüberzumwälzen. 

Snzwilchen waren (am 24. Juni) die Dejterreicher 
abermal3 bei Solferino geichlagen worden, Und nun 
erfolgte, noch während Fürſt Windiſchgrätz in Berlin 
weilte, (am 8. Juli) der Abſchluß des Waffenftillitandes. 
Obſchon Fürſt Windiichgrät auf telegraphiichem Wege 
abrieth, Tsrieden zu fchliegen, „da die Dinge in Preußen 
günjtig ſtünden“ (Preußen war nach wie vor entichlojjen, 
für Oeſterreichs Beſitzſtand in Italien einzutreten), jo folgte 
doc) jchon am 11. Juli der Präliminarfriede von Billafranca. 
In diefem verzichtete Defterreich auf die Lombardei, welche 
der Sieger, Napoleon, al3bald an jenen Verbündeten, den 
König Victor Emanuel, abtrat. 

Napoleon war es geweſen, der den Frieden angeboten 
hatte. Er rechtfertigte diefen.Schritt vor feinem Heer und 
Volk damit, daß er erklärte: „Nach den jo rafchen und 
glänzenden Erfolgen der franzöfiichen Waffen, und nachdem 
das Biel, das er ſich gefteckt, erreicht fei, habe er nicht in 
einen neuen, weitaugjchenden Kricg ſich einlafien wollen.” 
Dffenbar war es das in voller Waffenrüftung daftehende 
Preußen, vor dem er zurüchwich, mit einem mäßigen 
Erfolge feiner Siege ſich begnügend. 

Was aber hatte den Kaifer Franz Joſeph bewogen, 
jo rajch von einem Kampfe abzuitehen, den er mit jo 
großer Zuverficht unternommen Hatte; eine der ſchönſten 
Provinzen jeines Reiches aufzugeben, nachdem er noch eben 
erjt anjcheinend entſchloſſen war, nicht blos für dieſe, jondern 
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auch für die Aufrechthaltung des öſterreichiſchen Schutz— 
verhältniſſes über die andern italieniſchen Staaten Alles 
an Alles zu ſetzen? Es iſt wahr, die öſterreichiſche 
Armee Hatte ſich (weniger in Bezug auf die Tapfer— 
feit der Soldaten, als in Bezug auf das Geſchick 
der Führer) der franzöfiichen nicht gewachien gezeigt. In 
den militärischen Anordnungen und in der ganzen Kriegs— 
verwaltung waren jchwere Uebelftände zu Tage getreten. 
In den öfterreichiichen Bevölferungen fehlte es an jenem 
Schwunge der Begeijterung, ohne welchen ein großer Krieg 
nicht leicht zu einem glüdlichen Ende hinausgeführt wird. 
Die Ungarn, die Schon lange nur unwillig den Drud de3 
öfterreichtichen Abjolutismus ertragen hatten, begannen 
ichiwierig zu werden. Allein noch blieb der öfterreichiichen 
Armee, jelbjt nach den beiden jchweren Niederlagen bei 
Magenta und Solferino, das gewaltige Feſtungsviereck, 
dejien Unüberwindlichfeit jo oft gerühmt worden war 
und dejjen Widerjtandsfähigfett — bei der Unmöglichkeit, 
es zu umgehen, ohne deutjches Bundesgebiet zu berühren — 
Napoleon jelbjt anerkannte. Außerdem aber jtand Preußen 
bereit, in einen Kampf für die Verträge von 1815, für 
den Beſitzſtand Oeſterreichs einzutreten, jobald nur Dejterreich 
jeine ungerechtfertigten anderweiten Anſprüche aufgab und 
das jo gerechte Verlangen Preußens erfüllte, daß ihm über- 
fajjen bfeibe, über jeine und Deutjchlands Streitmacht frei 
zu verfügen, jtatt dem Bundestage, d. h. der öjterreichiich- 
mittelitaatlichen Diplomatie, fich unterordnen zu müſſen. 

Dejterreichijcherjeit3 ward der Verſuch unternommen, 
für den jo vorichnellen Frieden, den Oeſterreich ge— 
Ichlojjen, Preußen verantwortlich) zu machen. „Geſtützt 
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auf mein gutes Recht“ — ſo hieß es in einem Armee— 
befehl des Kaiſers von Verona (vom 12. Juli), „bin ich 
in den Kampf für die Heiligkeit der Verträge gegangen, 
zählend auf die natürlichen Bundesgenojjen Dejterreich. 
Ohne Bundesgenojjen, weiche ich nur den ungünjtigen 
Verhältniſſen der Politik.” Und in dem „Manifejt an die 
öjterreichiichen Völker“ aus Larenburg (vom 15. Juli) 
fagte der Kaiſer im nicht mißzudeutender Weile: „Der 
warmen und dankbar anzuerfennenden Theilnahme ungeachtet, 
welche unfere gerechte Sache in dem größten Theil von 
Deutichland bei den Negierungen wie bei den Wölfern 
gefunden, haben jich unjere ältejten und natürlichen Bundes» 
genoſſen hartnädig der Erkenntniß verichloffen, welche Hohe 
Bedeutung die große Frage des Tages in fich trug.“ 
Diefe Behauptungen wurden aber durch die Thatjachen 
widerlegt. Oeſterreich hatte Preußen vom Anbeginn 
an und bis zum Ende des Krieges nicht al3 „Bundes: 
genojjen“ behandelt, jondern als Vaſallen. Mit einem 
Bundesgenojjen hätte es fich vor Beginn des Krieges über 
dejjen Hiele und über den Moment des Losſchlagens ver- 
ftändigen müſſen — ſtatt dejjen verlangte e3 fchlechthin 
die Heeresfolge Preußens für feine Zwecke und erklärte 
den Krieg, troß der dringenden Abmahnungen der preußtjchen 
Negierung, in jolcher Weile, daß es ſich dadurch von vorn— 
herein in's Unrecht jeßte und auch den wenigstens moralischen 
Beiſtand der andern Grogmächte ſich verjcherzte. ALS 
demungeachtet Preußen — noch nach den eriten Nieder: 
lagen der öjterreichiichen Waffen — dem Kaiſerſtaate eine 
Bermittelung anbot, welche ihm zwar nicht die unhalt— 
baren Specialverträge, wohl aber die Unverleßlichkeit eines 


Länderbeſtandes jichern wollte, al3 Preußen dafür gerüstet 
und zu einer Diverfion am Rhein gegen Napoleon III. 
Alles bereit gemacht hatte, da wies die fatlerliche Re— 
gierung Dieje guten Dienjte der ihm ebenbürtigen zweiten 
deutjchen Großmacht troßig zurück und verjuchte abermals, 
den wohlwollenden Vermittler zu einem bloßen Qajallen 
und Diener ihres Willens herabzudrüden, indem fie von 
Preußen verlangte, es jolle für Das eintreten, was Re— 
gterung und Bolf Preußens, was auch die andern civilijirten 
Bölfer nicht als ein Necht, ſondern als ein Unrecht Oeſterreichs 
anjahen, für die Niederhaltung Italiens, indem fie ferner 
verlangte, Preußen ſolle ſich Art und Biel jeiner Strieg- 
führung von dem umter Oeſterreichs Einfluſſe jtehenden 
Bundestage vorjchreiben Laffen, der Regent Preußens 
jolle der gehorjame Vollſtrecker des Willens einer Bundes— 
tagsmehrheit fein! 

Nach alledem muß man jene Behauptung der 
öfterreichiichen Negierung, als habe fie Frieden machen 
müſſen, weil fie von Preußen verlajjen worden jet, als eine 
in den Thatjachen nicht begründete erfennen, muß daher nad) 
einem andern Grunde fuchen, weshalb Dejterreich den jo 
troßig begonnenen Kriegszug jo kleinmüthig einſtellte. 
Und ein folcher andrer Grund jcheint denn auch vorhanden 
gewejen zu jein. Der fterreichiichen Regierung war es 
jedenfall3 nicht entgangen, daß die jo „warme” Theilnahme 
Deutjchlandg, mit deren Hilfe fie anfangs wohl gehofft 
hatte Preußen in einen Krieg „um jeden Preis“ hinein— 
treiben zu lönnen, im Laufe des Krieges jelbit, wenn nicht 
bei den Regierungen, jo doch bei den Bevölferungen, eine 
merflihe Wandlung erfahren hatte. Die faſt an Ueber: 
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muth grenzende SHartnädigfeit, womit die öſterreichiſche 
Diplomatie, entgegen den Mahnungen aller andern Groß— 
mächte, an Oeſterreichs Schußherrichaft über die kleinen 
italienifchen Staaten feitgehalten, die Verwegenheit, womit 
diefelbe durch die Kriegserklärung an Sardinien deſſen 
mächtigen Beichüter Napoleon gegen fich in's Feld gerufen 
hatte, Stand in zu grellem Contraſte mit der offenbar 
jehr mangelhaften öfterreichiichen Kriegführung, als daß nicht 
Ihon dadurch der Nimbus, der von 1850 her Dejterreich 
in den Augen eined großen Theils der deutjchen Be— 
völferungen, zumal der Jüddeutjchen, umgeben hatte, mehr 
und mehr hätte fchtwinden follen. In demfelben Maße 
aber, wie dies geſchah, wendeten fich die Blicke der Batrioten 
wieder der andern deutſchen Großmacht, Preußen, zu, 
Der jähe Angriff des gefrönten Abenteurer3 an der Seine 
auf Dejterreich zeigte, wejlen man fich von dorther zu ver- 
jehen habe, und regte die ?yrage auf: von wannen wohl 
Deutſchland, wenn ein ähnlicher Anfall von jener Seite 
auf eigentlich deutſches Gebiet erfolgte, einen wirkſamen 
Schuß zu erwarten haben möchte, ob von Defterreich, ob 
vom Bunde, oder ob nicht vielmehr nur von Preußen? 
Ein Krieg Deutjchlands gegen Frankreich an Deiterreich® 
Seite erſchien allen Einjichtigen nur unter der Voraus— 
jegung ungefährlich, wenn nicht Dejterreih und nicht 
der Bundestag, jondern Preußen mit jeiner bewährten 
Heeresorganijation die unbedingte Leitung deſſelben über: 
nähme Schon am 5. Mai, aljo noch vor den Friege- 
riichen Mißerfolgen Defterreichs, hatte bei der Berathung 
der Kriegsanleihe in der wiürtembergijchen Volkskammer 
der Abgeordnete Hölder von der Linken den Antrag geitellt: 
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„Die Kammer möge erklären, daß bei dieſer Gefahr die 
Wohlfahrt Deutſchlands nur durch Herſtellung der inneren 
Einheit geſichert werden könne,“ unter ſehr beſtimmter Hin— 
deutung auf eine gründliche Aenderung der deutſchen 
Bundesverfaſſung, und dieſer Antrag, wenn auch in 
der Minderheit geblieben, hatte doc, 24 Stimmen der 
Linken auf fich vereinigt. Entjchiedener trat nach den 
erſten öjterreichtichen Niederlagen der Gedanke an die Noth- 
wendigfeit einer preußiichen Führerſchaft hervor in einer 
öffentlichen Erklärung naſſauiſcher Staatsangehöriger (vom 
22. Juni) — an ihrer Spibe die liberalen Führer beider 
Kammern, 8. Braun, Lang, Hilf u. A. —, welche auch in 
Frankfurt a. M. und an vielen anderen Orten Beitritt- 
erflärungen fand. Darin war zwar die Unterjtügung 
Oeſterreichs im Kriege gegen Frankreich als eine „nationale 
Pflicht“ Deutſchlands Hingejftellt, aber zugleich war als un— 
erläßliche Vorbedingung des Eintreten in einen jolchen 
„nattonalen Krieg“ (der nicht etwa blog für die Sonder: 
interejjen Oeſterreichs geführt werden jollte) die rüchaltloje 
Vebertragung der diplomatijchen und militäriichen Leitung 
an Preußen gefordert. War hier das „nationale deutjche 
Intereſſe“ noch als eng verbunden mit Oeſterreichs Befit- 
jtand in Italien aufgefaßt, jo gab es aber auch bereits 
Strömungen in der öffentlichen Meinung, welche alles 
Gewicht nur auf jenes „nationale deutjche Interejje” legten, 
die Rückſicht auf Defterreich aber entweder gar nicht, oder 
doch nur in jehr bedingter Weile betonten. Und merk: 
würdiger Weile war Dies zum Theil gerade in Süd— 
deutichland und im jolchen Gegenden Norddeutjchlands der 
dal, wo anfangs die Sympathien für Dejterreich und die 
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Antipathien gegen Preußen vorherrjchend geweſen tvaren, 
wo ſie es in den leitenden Streifen wahrjcheinlich noch 
waren. In Würtemberg erjchien eine, vom Ende Suni 
datirte, jowohl von gemäßigten Liberalen al3 von Demokraten, 
ja auch von ehemaligen „Großdeutſchen“ und von Katholiken 
(Hölder, Murjchel, Seeger, Probit u. A.) unterzeichnete 
Erflärung, worin zwar ein Zuſammengehen Deutjchlands 
mit Defterreich gefordert ward, jedoch nur unter der 
Vorausſetzung wejentlicher Aenderungen ſowohl in der 
italienischen als in der deutjchen Politik Oeſterreichs, worin 
dem Bundestage ein für allemal abgejagt, worin Die 
preußiſche Führerſchaft über Deutichland gefordert ward 
nicht blos al3 ein Nothbehelf und für die Zeit des Krieges, 
jondern, wegen der unzertrennlichen Einheit der preußifchen 
und der deutjchen Intereſſen, für die Dauer, worin endlich 
auch die Loſung des Jahres 1848, der Nuf nach einer 
„veutichen Bolfsvertretung”, nach zehnjährigem Schlummer 
wieder erweckt ward. 

Auch ſonſt noch traten mancherlei Zeichen einer 
wejentlich veränderten Stimmung zu Tage. An mehreren 
Orten, und zwar auch Süddeutjchlands, weigerte man jich, 
die naſſauiſche Erklärung zu unterzeichnen, weil dieſelbe 
„zu Ölterreichiich” je. In Hannover hörte man vielfach 
die Aeußerung: „Lieber heut als morgen preußiſch!“ 
Der Groll gegen die Winfelziige der Fleinstaatlichen 
Diplomatie, der Wunjch nach einer Umgestaltung der Bundes— 
verfafjung wuch® von Tag zu Tag. Sein Wunder! 
Hörte man doch, wie Preußen in dem Momente, wo e3 
in einen ſchweren Kampf mit einem jtarfen Gegner ein» 
treten und an den Rhein vorrüden wollte, erjt beim 
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Bırndestage und bei den einzelnen Regierungen höflichit an- 
fragen mußte, ob ihm auch geitattet jei, mit jeinen Truppen 
nichtpreußiiches deutiches Bundesgebiet zu betreten, und 
dag von Seiten einzelner Staaten jogar Schwierigfeiten 
Dagegen erhoben wurden! Hörte man doch, daß die Regierung 
Hannovers, diefe noch vor Kurzem jo heftig zum Striege 
drängende Regierung, jetzt plößlich von „aggrejiiven Schritten” 
abrieth und nur einen Vertheidigungskrieg gegen Frankreich 
für möglich hielt, dag andere Regierungen jofort nach 
Eingang der Kunde vom Abichlu des Waffenſtillſtandes 
auf Einjtellung aller Kriegsrüftungen drangen *), u. dgl. m.! 

Daß die mittelftaatliche Diplomatie fich nicht jcheute, 
in einem jolchen Augenblide, angefichtS eines drohenden 
Krieges mit dem ſiegesgewohnten Frankreich, die ganze 
Troſtloſigkeit der Vielſtaaterei und der ohmmächtigen 
Bundeswirthichaft vor den Augen der Nation zu enthüllen, 
it um jo verwunderjamer, al3 auch ihr die Negungen des 
Einheitsgedanfens, welche diefe Krifis in ihrem Schooße 
barg, feineswegs verborgen geblieben waren. Schon im Mat 
hatte ein mitteljtaatliches Preforgan, das Dresdner Journal, 
auf das Beitehen von „Parteien“ hingedeutet, „von denen Die 
eine den Umfturz des Bundes durch Preußen, eine Reichs— 
verfafjung nebſt Parlament fordere, die andere wenigitens 
Preußens militärische und diplomatische Führerjchaft in 
der anbrechenden Kriegsperiode — in der Hoffnung, daR 
jich daraus ein dauernder Zuſtand entwickeln werde.“ 

In der That hatten, unter dem Einflufje der Deutjchland 


*) ©. die offieiöfe Flugfchrift „Preußen und der Friede von 
Villafranca“. ©. 24. 
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bebrohenden Gefahren, neue Parteien fich zu bilden, alte 
theilweile wieder aufzuleben begonnen. 

Die große „Gagernſche“ oder „Gothaiſche“ Partei war 
jeit dem Zerfall der Union im Jahre 1850 jo gut wie 
aufgelöft. Sie hatte verjäumt, fich eine dauernde Organt- 
jation zu geben. Der furchtbare politiiche Bankerott, 
den Preußen unter dem Manteuffelichen Negimente nach 
außen und im Innern erlitten, hatte viele warme An— 
Hänger Preußens dem Gedanken an eine preußifche Leitung 
Deutichlands entfremdet, und diewieder auffteigende Bewegung, 
in der ſich Preußen ſeit dem Antritt der Regentſchaft 
befand, war noch zu neuen Datums, um dieſes Mißtrauen 
alsbald zu bejeitigen. So fam es, daß beim Ausbruch der 
öjterreichijch «italienischen Krifi3 auch in dieſen Kreiſen 
die Anfichten darüber, auf welche Seite man fich jtellen 
Tolle, getheilt waren. 

Die Einen wollten, daß Preußen ohne Weiteres mit 
Deiterreich gehe, weil Dejterreich eine deutjche Macht ei 
und weil „der Rhein am Po vertheidigt werden müſſe“. 
Zu Diejen gehörte der einjtige Führer der Partei, Heinrich 
von Gagern. Feſthaltend an der Anficht, die er in der 
Paulsfirche vertreten hatte, daß Defterreich zwar von dem 
engern deutſchen Bundesſtaate zuriicktreten, allein mit 
Deutihland in dem allerinnigiten Verbande verbleiben müſſe, 
glaubte er in der nach feiner Meinung viel zu pafjiven 
und neutralen Politik Preußens eine Verfündigung gegen 
dejjen deutichen Beruf und gegen das wahre nationale 
Intereſſe Deutjchlands zu erblicen. Infolge dejjen bemächtigte 
ſich feiner eine jo tiefe Verftimmung gegen Preußen, daß, 
al3 der Gedanke der preußischen Führerichaft immer mehr 
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wieder auflebte, er, einſt der Hauptvertreter dieſes Gedankens, 
jetzt kalt und ablehnend ſich dagegen verhielt. Andere 
ehemalige Gothaner meinten: Preußen ſolle als Preis 
ſeiner Hülfeleiſtung für Oeſterreich ſich ausbedingen, daß 
Oeſterreich ihm freie Hand in Deutſchland laſſe zur Wieder— 
aufnahme ſeines Unionsprojectes. Noch Andere wünſchten 
zwar dies letztere, nicht aber um jenen Preis; ſie wollten, 
Preußen ſolle Napoleons Einmiſchung zurückweiſen, ohne 
doch Oeſterreichs freiheitsfeindliche Politik zu unterſtützen, 
ſolle durch eine ſolche Politik des energiſchen Handelns 
die Nation um ſich ſchaaren und für ſich gewinnen. Zu einer 
Ausgleichung dieſer auseinandergehenden Anſichten, zu einer 
Wiedervereinigung der zerſtreuten Parteigenoſſen kam es nicht. 

In der demokratiſchen Partei war ſeit 1848 eine 
bemerkenswerthe Wandlung vor ſich gegangen. Damals 
hatte ſie dem nationalen Gedanken in der Form, welche das 
Parlament ihm geben wollte und gab, abweiſend, ja feindlich 
gegenübergeſtanden; jetzt zeigte ſie ſich zu einem großen 
Theile für die Wiederbelebung dieſes Gedankens in dieſer 
Form beinahe eifriger, als deſſen ehemalige Vertreter. 

So bildeten ſich Anſätze zu einer neuen nationalen 
Partei aus Trümmern des alten Gothanerthums und aus 
anderen, zumeiſt jüngeren, theilweiſe mehr nach links 
neigenden Elementen. 

Die preußiſche Regierung ſelbſt that nichts, um der— 
artige Beſtrebungen für eine Führerſchaft Preußens zu 
ermuthigen oder gar hervorzurufen. Sie ſchien zu fürchten, 
eine ſolche Bewegung möchte ihre diplomatiſche Action 
ſtören oder ſie ſelbſt in ein falſches Licht ſtellen. Auch 
im preußiſchen Volke fand die Bewegung wenig Unter— 

8. Biedermann, Dreißig Jahre deutſch. Geſch. IL 16 
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ſtützung. Das preußische Volk, ängitlich geworden durch 
die furchtbaren Mißerfolge der Politik feiner Regierung in 
den Jahren 1849—50, mochte bejorgen, ein neuer Anlauf 
in dieſer Richtung könnte zu dem gleichen Ausgange führen; 
auch meinten Viele: das Ziel fer ficherer, wenn auch lang— 
jamer, auf dem Wege der „moralijchen Eroberungen” zu 
erreichen, welche, wie der Prinz-Regent verfündigt hatte, 
Preußen durch freiheitliche Reformen in feinem Innern 
im übrigen Deutjchland machen follte. 

Die Stellung der preußijchen Regierung während der 
italienischen Kriſis war eine äußerst jchwierige. Hätte fie 
rückſichtslos handeln und Gleiches mit Gleichem vergelten 
wolen, jo hätte fie wohl die Verlegenheit Dejterreichs be- 
nugen können, um, während diejes feine ganze Straft und 
Aufmerffamfeit auf Italien verwenden mußte, in Deutjchland 
die Stellung zu gewinnen, welche dem Staate Preußen 
ihon einmal der gejegliche Wille der Nation angewiejen 
hatte, welche ihm aber damals, zum Theil durch die Schuld 
jeiner Regierung, zum Theil durch Dejterreichs Intriguen, 
verloren gegangen war. Allein einer jolchen Politif der 
Wiedervergeltung und der Benutzung augenblidlicher Be— 
Drängnifje der andern deutichen Großmacht war der Prinz- 
Regent jeinem Charakter nach abhold. Nach jeinem per— 
tönlichen Gefühl hätte er wohl am liebſten fich an Die 
Seite Oeſterreichs gejtellt. Aehnliche Gefinnungen hegte 
der Minifterpräfident, Fürſt v. Hohenzollern. Dagegen 
zog der Minijter des Auswärtigen, Herr v. Schleinik, mehr 
die realen Verhältnifje Preußens und Oeſterreichs in 
Betracht und gelangte jo zu einer Bolitif der Zurück— 
haltung und der Vermittlung. Dieſe Politit war nicht 
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frei von Schwankungen; fie jchien bisweilen activ vorgehen 
zu wollen, ohne daß es Doch dazu fam, und jo er— 
weckte. jie den Schein, al3 jet dies mehr die Folge eines 
Mangel3 an Entjchlofjenheit, als das Mejultat der 
Ichwierigen und unklaren Berhältnijje. 

Offenbar handelte die preußiiche Politik unter zwei 
einander widerftrebenden Einflüffen. Das preußiiche Volk 
in jeiner großen Mehrheit wollte feinen Krieg, außer für 
ein ganz klares und ganz dringendes Intereſſe entiveder 
des eignen Staates oder Deutichlands, Feinesfall3 blos um 
Oeſterreichs und am allerwenigiten um der öjterreichiichen 
Unterdrüdungspolitif willen; dagegen drang die öffentliche 
Meinung im übrigen Deutjchland, wenigſtens im Anfang, 
ungeftüm darauf, daß Preußen der andern deutjchen Groß— 
macht alsbald zur Seite trete, und überhäufte, als dies 
nicht geichah, die preußiſche Regierung mit Vorwürfen. 
Der Stimmung de3 eignen Volkes trug die preußiiche 
Negierung Rechnung, indem fie, und gewiß mit Necht, fich 
der öſterreichiſcherſeiis von ihr verlangten unbedingten 
Heeresfolge, überhaupt dem Einftehen für blos öjterreichiiche 
Snterejjen widerjeßte; durch dag Drängen der öffentlichen 
Meinung im übrigen Deutjichland und durch das der mittel- 
jtaatlichen Regierungen ließ fie ſich zu dem alSbaldigen 
Eintritt in eine Strieg3bereitjchaft bewegen, welche dann 
wiederum Dejterreih und jeine blinden Anhänger in der 
Hoffnung auf eine active Mitwirkung Preußens bejtärfte, 
weil fie meinten: Preußen, wenn es einmal rüjte, fünne 
nicht lange müßig dem Kampfe zufehen. 

Vielleicht wäre die Stellung der preußiichen Regierung 
eine günftigere, jedenfall3 wäre ihre Politik eine Elarere, 

16* 
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einfachere und bdarım der Anfechtung und Mißdeutung 
weniger ausgeſetzte geweſen, wenn die preußiiche Negierung 
den Schritt, den fie nad) Magenta thun wollte, den 
wirklich zu thun fie aber durch Oeſterreichs Starrfinn und 
dann durch den vorjchnellen Waffenjtillftand und Frieden 
von PVillafranca verhindert wurde, gleich im Anbeginn der 
Berwidelung gethan, wenn fie bereit$ im März 1859 
einerjeit3 der üjterreichiichen, andrerfeit3 der franzöfiichen 
Negierung erklärt hätte: fie werde, fall3 Dejterreich die 
Specialverträge fallen laſſe, jeden Angriff auf öjterreichiiches 
Gebiet, auch in Italien, als gegen fich jelbjt gerichtet an= 
jehen und mit voller Kraft zurückweiſen, im entgegen- 
geſetzten alle aber werde fie für Dejterreich nur eintreten, 
wofern dejjen deutjche Bundesländer gefährdet wären. Wenn 
ſolche Erklärungen nach). beiden Seiten hin in gemügend 
fategorifcher Weiſe abgegeben und durch eine jofort Damals 
angeordnete Sriegsbereitjchaft Preußens nachdrücdlich unter- 
jtüßt worden wären, jo hätte dies doch wohl feines 
Eindrud3 weder auf das öjterreichijche Cabinet, noch auf 
Napoleon III verfehlt. Im Weigerungsfalle Oeſterreichs 
wäre Preußen vollfommen gerechtfertigt geweſen, wenn e3 
dann fich jtreng neutral verhalten hätte; wäre aber Dejter- 
reich) auf die Tyorderung Preußens eingegangen und hätte 
die Specialverträge fallen laffen, jo wäre für Napoleon IH. 
der Anlaß zur. Kriegführung gegen Oeſterreich bejeitigt 
gewejen, und Preußen hätte dann den doppelten Ruhm davon 
getragen: durch fein entjchlofjenes Auftreten der Anmaßung 
Napoleons, den europäischen Schiedsrichter zu jpielen, Einhalt 
gethan, gleichzeitig aber das Brincip der Nichtintervention oder 
der Nichteinmischung des einen Staates in die inneren 
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Verhältniſſe anderer vor der Verletzung durch Oeſterreich 
gerettet zu haben. 

Es iſt wohl anzunehmen, daß ein ſolches Vor— 
gehen der preußiſchen Regierung, welches das Anzeichen 
einer zugleich kühnen und nach allen Seiten gerechten 
Politik geweſen wäre, den einſichtigeren und unbefangeneren 
Theil der öffentlichen Meinung in ganz Deutſchland für 
ſich gehabt und daß dadurch Preußen mit einem Male 
das Anſehen und Vertrauen in Deutſchland wieder ge— 
wonnen hätte, welches die ebenſo freiheitsfeindliche als 
ohnmächtige Politik der Jahre 1850 ff. ihm geraubt hatte. 
Freilich, um eine ſo kühne, nach zwei Seiten hin den 
Frieden gebietende Politik mit Erfolg wagen zu können, 
hätte Preußen eigentlich ſchon damals Das ſein müſſen, 
was es erſt etwa zwölf Jahre fpäter ward: das Haupt 
de3 ganzen, untrennbar mit ihm und in fich geeinigten 
nichtöfterreichiichen Deutſchland.. Daran, daß es Dies 
noch nicht war und nicht leicht jo plößlich werden Fonnte, 
icheiterten wohl weſentlich mit die Anläufe, welche 
die preußifchen StaatSmänner zu einer activen Politik 
nahmen. Die Nationalgefinnten verlangten eine jolche 
active, thatkräftige Politif von Preußen und verjprachen 
ihm um diefen Preis den Anjchluß des übrigen Deutjch- 
lands, die Wiederaufnahme der Bejtrebungen von 1848; 
allein gerade die Ergreifung einer jolchen thatkräftigen: 
und fühnen Bolitif war für Preußen ſchwer und jogar 
gefährlich, jo Lange e3 allein ſtand, jo ange es feine 
Bürgichaften dafür hatte, ob das übrige Deutjchland ihm 
auf diefem Wege folgen wirde, jo lange vielmehr der zur 
Zeit noch enticheidende Factor der gejammtdeutichen 
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Politik, der Bundestag, ganz andere Bahnen einzujchlagen 

s entichlojjen jchien. Die damaligen Staat3männer Preußens, 
insbejondere der Minijter des Auswärtigen, waren ihrer 
ganzen Anlage und Gewöhnung nach) mehr gewandte 
Diplomaten, als Männer der That und eines großen 
Entſchluſſes; allein zu ihrer Entſchuldigung mug man 
auch die jehr verwidelte Natur der Berhältnifie, wie fie 
damals lagen, und die Größe der Schwierigfeiten in Be— 
tracht ziehen, mit denen fie zu kämpfen hatten. 

Höchſt ungerecht waren jedenfall3 die Anjchuldigungen, 
mit denen nach dem Friedensſchluſſe von Billafranca 
öſterreichiſche und öſterreichfreundliche Stimmen die 
preußiiche Regierung überhäuften. Diejelbe hatte für 
Oeſterreichs Sache mehr gethan, al3 Dejterreich bean- 
fpruchen konnte, mehr, als Dejterreichd Verhalten gegen 
Preußen jelbjt inmitten diefer Kriſis verdiente, ja, mehr 
beinahe, als das eigene preußijche Intereſſe zu geitatten 
oder zu rechtfertigen jchien; fie hatte die Koſten einer 
Mobilifirung dem Staate Preußen, die vielfachen Störungen 
des Verkehrs und die ſonſtigen Opfer, welche jede jolche 
Mobilijirung mit ſich führt, dem preußischen Volke auf- 
geladen; jie hatte die Feindſchaft Napoleons II. auf ſich 
gezogen und konnte möglicherweile einen Angriff von diefer 
Ceite für jeßt oder jpäter auf jich gelenkt haben. Daß 
alle diefe Opfer und diefe Anjtrengungen Preußens ver: 
gebliche waren, daß fie Deiterreich nicht vor einem Länder: 
verlujte und einer Schwächung bewahrten, Das war nicht 
Preußens, Tas war Oejterreichd Schuld, welches jo über- 
raſchend schnell Frieden jchloß, und zwar allem Anjehen 
nach darum jo jchnell, um nicht Preußen in die Lage zu 
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verjeßen, durch jein Vorangehen mit einer friegerijchen 
Politik fich der Führerſchaft in diefem Kriege zu bemächtigen 
und Dadurch möglicherweile die bisherige Oberherrichaft 
Dejterreich8 über Deutjchland zu gefährden. Dieje Ober: 
herrſchaft galt der Faijerlichen Regierung mehr, al3 eine 
noch jo ſchöne Provinz ihres Neiches, ja als ihre ganze 
Stellung in Italien — denn, daß mit dem Berlufte Mai: 
(and3 dieſe leßtere verloren jei und daß die Umabhängig- 
keits⸗ und Einheit3bewegung Italiens nun früher oder 
jpäter an ihr Ziel gelangen werde, war zweifellos. 

Dies waren für Deiterreich die Folgen einer Bolitif, welche 
nach beiden Seiten hin, in Italien wie in Deutichland, ihre 
Erfolge nur in der Abhängigfeit anderer Staaten von fich, 
in der Unfreiheit und Unmündigfeit der Völker juchte, 
einer Bolitif, welche eben darum, weil die Wurzeln ihrer 
Stärke feine natürkichen und gefunden waren, durch Selbjt- 
überhebung und Trotz Gefahren heraufbeichwor, denen fie 
dann nicht gewachſen war und angeficht3 deren jie Elein- 
müthig und vorjchnell die Waffen jtredte. 





XV. 
Die Rückwirkungen des italieniſchen Krieges auf 


Deutſchland und anf Oeſterreich. Der deutſche National- 
verein. Verfaſſungsexperimente in Oeſterreich. 


Wie die Kriegsdrohungen Frankreichs im Jahre 1840 
den deutſchen Nationalgeiſt erregt und in Schwingungen 
verſetzt hatten, ſo übte das Jahr 1859, wo eine ähnliche, 
nur noch nähere Kriegsgefahr an Deutſchland heran— 
getreten war, den gleichen und einen noch ſtärkeren Ein— 
fluß. Beide Male traf dieſe Spannung, von außen mit 
einer wichtigen Wendung im Innern Deut ſchlands zus 
jammen. Damals hatte kurz vorher ein neuer König, 
riedrich Wilhelm IV., den preußiichen Thron bejtiegen; 
jegt waren unlängit die Zügel der Negierung Preußens 
aus der Hand eben diejes Königs in die ſeines Bruders, 
des Prinz-Regenten, übergegangen. 

Für eine Neubelebung des nationalen Gedankens lagen 
1859 die Verhältniſſe noch günſtiger, als 1840. Das 
Bedürfniß eines ſicheren Schutzes nach außen war jetzt 
dringender, als damals. Statt des von Natur fried— 
fertigen, nur durch beſondere Ereigniſſe zu einer kriege— 
rischen Politik für einen Augenblick fortgerijjenen Königs 
Ludwig Philipp ſaß auf dem Throne Frankreichs ein 
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ehrgeiziger Monarch, von dem man wußte, daß er vor 
feinem Abenteuer, wenn e3 nur feinen Plänen dienen fonnte, 
zurücicheute. Diejer Monarch, von feiner Volfsvertretung 
im Baum gehalten, unbejchränkter Herr eine® an Hülfs— 
mitteln reichen Landes, gebot über ein Heer, dejjen Schlag- 
fertigfeit fich joeben erjt wieder in dem Kampfe mit 
Dejterreich bewährt Hatte und welches durch die jo raſch 
errungenen Lorbeern von Magenta und Solferino jedenfalls 
nur noch Friegsluftiger geworden war. 

Auf der andern Seite war die Möglichkeit einer 
fefteren Zujfammenfafjung der Kräfte Deutjchlands, wenn 
auch faft ein Sahrzehnt lang amjcheinend beinahe ver— 
ſchwunden, jet plößlich wieder in größere Nähe gerüdt. 
An der Spige Preußens Stand dermalen ein willenzfräftiger, 
jeiner Ziele und feiner Pflichten als Erbe der preußijchen 

one jich Kar bewußter Negent, zwar gewiljenhaft in der 
Achtung der Rechte feiner Mitfürjten, aber ebenjo gewijjen- 
haft in der Anerkennung und Achtung jener höchiten 
Rechte, welche eine ganze Nation auf die unveräußerlichen 
Bedingungen ihrer Eriftenz und ihrer Größe hat. Das 
preußiſche Volk jelbit war in einer faſt zehnjährigen, zum 
Theil jehr harten Schule politifch reifer geworden; es war 
in der Uebung conjtitutioneller Rechte den andern deutjchen 
Völfern näher, ja durch die größere Bedeutung feiner 
Ttaatlichen Verhältniſſe zweifello8 an deren Spihe getreten; 
Preußen war ein Verfaffungsitaat und nach) feinem Schwer: 
gewicht der erite Verfajjungsjtaat Deutjchlandge. Und 
endlich hatte der Einheitsgedanfe felbit, der 1840 nur erjt 
in unklaren, gleichfam nebelhaften Umrijjen dem deutjchen 
Volke aufgegangen war, jeitdem, namentlich) durch das 
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fange und mühſame Werf der Frankfurter Nationalver: 
jammlung, eine feſte, greifbare Gejtalt angenommen. 

Schon während de3 italienijchen Krieges hatte ſich 
dies gezeigt. Troß aller Verwirrung der Meinungen, 
die theil3 aus der verwidelten Sachlage jelbjt entiprang, 
theil3 von öjterreichiichen und öfterreichfreumdlichen Organen 
geflifjentlich genährt ward, hatte ſich doch allmälig in 
immer weiteren Streifen die Erfenntnig Bahn gebrochen, 
daß das für Deutjchland wichtigfte Interejje in dieſer 
Krifis das der innern Einigung jei. Und auch darüber 
hatte fein Zweifel bejtanden, daß das einzige Mittel, um 
eine jolche Einigung ficher und dauernd zu erreichen, 
darin bejtehe, an die Spite Deutjchlands Preußen zu jtellen. 
Sn dieſer Nichtung hatten ſich jene Erklärungen aus 
Naſſau, Frankfurt, Stuttgart u. ſ. w. bewegt, welche ins— 
gefammt darin übereinjtimmten, daß jie die Nothwendigkeit 
einer militärischen und diplomatischen Führerjchaft Preußens, 
wenn es zum Krieg mit Frankreich fommen jollte, aner- 
fannten. Bon anderer Seite war jogar daran gedacht 
worden, in Directen Kundgebungen, ausgehend von einer 
Anzahl namhafter Männer des öffentlichen Vertrauens, ich 
an die preußiiche Regierung zu wenden und fie zur Ueber: 
nahme einer jolchen Führerſchaft im Intereſſe der deutſchen 
Nation geradezu aufzufordern. 

Durch den jähen Abjchluß des Frieden? von Villa- 
franca war in dieſe ganze Bewegung eine Stodung ge: 
fommen. Die Gefahr von außen war für den Augenblic 
bejeitigt; die einheitliche Leitung, die für den Zweck 
einer kriegeriſchen und Diplomatifchen Action unum— 
gänglich erjchienen war, verlor dieſen Charakter einer 
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gebieterischen Nothwendigfeit, jobald es zu einer jolchen 
Action nicht fam. Die preußifche Regierung jelbit, welche 
allenfall3 nicht abgeneigt gewejen wäre, den Beiltand der 
öffentlichen Meinung anzunehmen, wenn es gegolten hätte, 
den Widerjtand des Particularismus gegen die unerläß- 
liche Einheit der SKriegführung zu überwinden, würde, wie 
jie fich bisher gezeigt hatte, ſchwerlich jeßt, nach hergejtelltem 
Frieden, ſich dazu herbeilajjen, da3 Werf der Einigung 
Deutichlands auch ohne eine jolche unmittelbare Noth- 
wendigfeit, etiwa in Sinne der Frankfurter Reichsverfaſſung 
oder der Unionsverfaſſung, energiich in die Hand zu nehmen. 

Gleichwohl war die Bewegung einmal im Gange; 
der nationale Gedanke war nach zehnjähriger Erjtarrung 
gleihjam von Neuem in Fluß gekommen; das Schredbild 
eines innerlich geipaltenen Deutjchlands gegenüber einer in 
ji) jo jtraff centralifirten Macht, wie das von einem 
ehrgeizigen Abenteurer regierte Frankreich, war ernit mahnend 
vor dem deutjchen Volfe emporgejtiegen, und das Gebahren 
der öfterreichiichen wie der mitteljtaatlichen Diplomatie 
hatte wahrhaftig nicht dazu beigetragen, dieſes Schredbild 
verjchwinden zu machen. Es erichien daher al3 eine dringende 
patriotiiche Pflicht, die entitandene nationale Bewegung 
nicht wieder einschlafen zu lajjen, vielmehr jie wach zu 
erhalten, zugleich fie in die rechten Wege zu leiten. War 
es nicht mehr möglich, den Gedanken der Einigung 
Deutichlands alsbald, unter dem Drude äußerer Ereigniſſe, 
zu verwirklichen, jo galt eg, dejjen Verwirklichung wenigitens 
Dadurch vorzubereiten, daß man ihn immer tiefer und tiefer 
in das allgemeine Bewußtſein des Volfes hineinzutreiben, 
jeine Berechtigung und jeine Nothwendigfeit immer weiteren 
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Kreifen Har zu machen ſuchte. An die Stelle einer 
Bewegung, welche auf einen augenblidlichen Erfolg gerichtet 
geweſen war, mußte eine Agitation treten, welche langjam, 
aber unabläffig, auf dafjelbe Ziel hinarbeitete. 

Dies war der Plan, in welchen jich eine Anzahl 
von PBatrioten zujammenfand und an dejjen Ausführung 
von zwei verjchiedenen Punkten her gleichzeitig Hand 
angelegt ward. Schon während des Kriegs hatten Liberale 
und Demofraten jich auf dem Boden der nationalen Idee 
zu gemeinjamen Stundgebungen vereinigt. Das Gleiche 
geſchah jetzt. Haft am jelben Tage fanden zwei Berfammlungen 
Statt, die eine in Eiſenach, am 17. Juli, von Schulze- 
Deligich angeregt und hauptjächlich von Mitgliedern der 
preußiichen und der thüringischen Demokratie bejucht, die 
andere in Hannover, am 19. Suli, an deren Spitze Rudolph 
von Bennigſen ſtand, der Führer der Liberalen Oppofition 
in der zweiten hannoverjchen Sammer, und zu welcher eine 
Anzahl Liberaler aus ganz Hannover fich zufammengefunden 
hatte. In Dielen beiden Verſammlungen ward überein- 
ſtimmend die dringende Nothwendigfeit einer grundfäglichen 
Reform der deutſchen Bundesverfafjung anerkannt, als 
Ziel dieſer Reform die Vereinigung der militärifchen und 
diplomatischen Leitung Deutjchlands in Einer Hand, und 
zwar in der Hand Preußens, aufgejtellt, endlich die Hoffnung 
ausgeſprochen, die preußifche Regierung jelbjt werde an Die 
Snangriffnahme einer jolchen Reform Hand anlegen. 

Im Anſchluß an dieje beiden Verfammlungen und 
zur Vollendung des dort angebahnten Werkes fand fodann 
in Eiſenach am 14. Auguft eine dritte Verfammlung ftatt. 
Sie zählte unter ihren Theilmehmern Angehörige ver: 
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Ichiedener Ddeuticher Staaten, auch aus Süddeutichland. 
Die von ihr erlajiene Erklärung betonte die Gefahren, 
welche aus der fehlerhaften Gejammtverfafjung Deutjchlands 
für Deutfchlands Sicherheit hervorgingen und welche durch) 
den zwilchen Frankreich und Dejterreich abgejchlofjenen 
Frieden eher vermehrt, al3 vermindert jeien. Diejen Gefahren 
fönne nur abgeholfen werden durch eine fchleunige Ab- 
änderung der deutichen Bundesverfafjung, und zwar nur 
lo, daß der Bundestag durch eine feite, ftarfe und bleibende 
Gentralgewalt erjegt und daß eine deutſche Nationalver- 
jammlung einberufen werde. Die wirkſamſten Schritte zur 
Erreichung dieſes Ziels könnten nur von Preußen aus: 
uehen, und es jet deshalb dahin zu wirken, daß Preußen 
die Initiative dazu übernehme. Bei einer abermaligen 
Kriegsgefahr von außen jei die diplomatische und militärische 
Zeitung jofort auf Preußen zu übertragen. Die preußifche 
Regierung jei in ihrer Thätigfeit für Einführung einer 
Itarfen und freien Gelammtverfajjung Deutjchlands mit 
allen Kräften zu unterjtügen. 

Die Erklärung jchloß mit der Mahnung: 

„Bon allen deutſchen Vaterlandsfreunden, mögen ſie 
der demofratiichen oder der conjtitutionellen Partei ange— 
hören, erwarten wir, daß fie die nationale Unabhängigkeit 
und Einheit höher ftellen, al3 die Forderungen der Partei, 
und für die Errichtung einer fräftigen Verfaſſung 
Deutſchlands in Eintracht und Ausdauer zuſammenwirken.“ 

Sp entjtand der „Deutiche Nationalverein“. Seine 
förmliche Conjtituirung fand in Frankfurt a/M., der alten 
Kaiferftadt, am 15. und 16. September 1859 jtatt. Zum 
Site des Vereins ward, da der Senat von Frankfurt 
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Schwierigkeiten machte, das Kleine Coburg augerjehen, dejjen 
Herzog fi) dem Vereine vom Anfang an günjtig erwies. 
Die Geichäfte des Vereins leitete ein Ausſchuß, in welchem 
möglichjt die verjchiedenen deutjchen Staaten, der Norden 
wie der Süden, vertreten waren, jo Preußen durch Schulze- 
Deligich, von Unruh, Dunder, Hannover durch) dv. Bennigien 
und Miqusl, Thüringen durch Fries, die Hanjeftädte durch 
Nieffer, Schleswig-Holjtein durch Lehmann, Kurheſſen 
durch Detfer, Darmjtadt durch Met, Naſſau durch Lang, 
Bayern durch Brater u. }. w., worin Demokraten und 
Liberale ununterjchieden im Dienite der nationalen dee 
arbeiteten. An der Spite des Ausſchuſſes jtand fort: 
während Nudolph von Bennigſen und galt daher als 
der eigentliche Führer des Nationalvereins. Sährliche 
Generalverſammlungen, bald da bald dort gehalten, halfen 
dazu, Die verjchiedenen Theile Deutichlands mit dei 
Beitrebungen des Vereins befannt und vertraut zu machen. 
Neben dem Hauptgegenjtande feiner agitatorischen Thätigfeit, 
der deutjchen Einheit, beichäftigte fich der Verein auch noch 
mit andern ragen, welche direct oder indirect mit dieſer 
Hauptfrage fich berührten, 3.8. der ſchleswig-holſteinſchen, 
der Furhefitichen, der Begründung einer Kriegsflotte, zunächit 
einer preußiichen, u. f. w. Nachdem er mehrmals fein 
Brogramm modificirt, indem er e3 bald enger, bald weiter, 
bald bejtimmter zugejpigt auf die preußiſche Führerſchaft, 
bald mehr nur im Allgemeinen die Nothiwendigfeit einer 
nationalen Einheit betonend formulirt hatte, jtellte er in 
der Generalverfammlung von 1862, zu Coburg, einfach 
die „Neichsverfafjung von 1849" als das Banner auf, 
um das alle Patrioten fich ſchaaren jolltenn. 


Die Zahl feiner Mitglieder jtieg bi8 auf 20000. 
Sie wäre wohl größer gewejen, wer nicht die Theilnahme 
am Berein in vielen deutjchen Ländern ernten Schwierigkeiten 
begegnet hätte. Im Heſſen-Darmſtadt, in Kurhefien, in 
Mecdlenburg wurden die Mitglieder des Nationalvereins 
wie Verbrecher verfolgt. Die heſſen-darmſtädtiſche Regierung 
machte jogar den Verſuch, ein YBundesverbot gegen den 
Berein herbeizuführen, was ihr indeß doch nicht gelang. 
In Sachjen verjagte die Regierung den Vereinsmitgliedern 
die Beitätigung zu Gemeindeämtern, und offictelle ſächſiſche 
Ylätter erklärten das Streben nach einer fejteren Einheit 
Deutichlands für ein ftraffälliges Beginnen. In Hannover 
that der Minijter von Borries in öffentlicher Kammerfigung 
die Aeußerung: „Die Beitrebungen des Nationalvereins 
jeien dazu angethan, die deutjchen Fürſten in die Arme 
des Auslandes zu treiben,” und zur Entichädigung für 
die Entrüjtung, die deshalb von allen Seiten her auf 
ihn eindrang, erhielt er vom König Georg eine Standes— 
erhöhung. Die preußische Regierung, auch das Mintiterium 
der „neuen Wera”, verhielt ſich gegen die Verjuche des 
Nattonalvereind, Fühlung mit ihr zu nehmen, ziemlich 
Ipröde ablehnend: eine Adrefje Stettiner Bürger, die im 
Sinne des Nationalvereins die dee der Bundesreform 
anregte, ward von Berlin aus für „verfrüht“ erklärt. 

Viel einjchneidender, al3 im übrigen Deutjchland, 
waren die Nachwirkungen des italienischen Kriegs im 
Defterreih. Jede Machtentfaltung eines Staats nad) augen 
pflegt einen mehr oder weniger ſtarken Einfluß auf die 
innern Verhältnijje zu üben. Wo zwijchen einer Regierung 
und ihrem Volke jchon vorher ein gutes Einvernehmen 
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beitand, da wird jolches durch die gemeinfam bejtandenen 
Anstrengungen und Gefahren erhöht und das Gefühl der 
inneren Einigfeit durch die Abwehr des äußeren Feindes 
bi3 zur Begeijterung gejteigert. Sp war es bei der Er- 
hebung Preußens 1813. Wo dagegen die Regierung eine 
falfche und unvolfsthümliche Politik verfolgt Hat, da 
werden die Opfer, die der Krieg fordert, nur unwillig 
getragen, da treten die Schäden des inneren Staat3lebens 
offner und fühlbarer zu Tage, da macht fich, zumal wenn 
die äußere Politif der Regierung unglüdlich in ihren Er— 
folgen it, der angejammelte Mißmuth leicht in unruhigen 
Bewegungen oder doch in jtärferen Kundgebungen Luft. 
Sp geichah e3 nach dem Kriege von 1859 in Defterreich. 
Schon wührend des Krieges hatte jich gezeigt, daß im 
Staate Oefterreih Manches faul fe. Es war auffallend, 
daß volle ſechs Procent der ins Feuer gefommenen Failerlichen 
Truppen, daß nicht weniger al3 15000 Mann im offnen 
Felde fich als Gefangene ergeben hatten, und diejer Umstand 
erhielt eine erhöhte Bedeutung dadurd), daß die Gefangenen 
zum allergrößten Theil Italiener, Ungarn und Kroaten 
waren. In Napoleons Hauptquartier hatten fich mehrere 
Führer der ungarischen Emigration, Koſſuth, Türr u. U, 
eingefunden, bereit, bei einer Yandung der Franzoſen in 
Dalmatien die Fahne der evolution in ihrer alten 
Heimath aufzupflanzen. Der Moment dazır jchien günitig. 
Sn den Ländern der Stephansfrone war der gemeinjame 
Groll über den von Wien ausgeübten bureaufratijchen 
Drud zu einer folchen Höhe geitiegen, daß er jogar den 
Haß der beiden Nationalitäten, der ungarifchen und der 
kroatiſch-ſlavoniſchen, gegeneinander augenblidlich in den 


Hintergrund drängte Eine Reiſe, welche der Kaiſer im 
Sommer 1857 mit der Kaiſerin nach) Ungarn unter— 
nommen, um die dortige Bevölferung günjtiger zu ftimmen, 
und deren Eindrud durch allerhand Gnadenacte vorbereitet 
worden war, hatte gleichwohl nur dazu gedient, daß die 
ungarischen Patrioten, und insbejondere die Arijtofratie, 
ihrer Mißſtimmung durch Fernbleiben von den Feſtlichkeiten 
und auf jonitige Weile einen fichtbaren Ausdrud gaben. 
Der unglüdliche Ausgang des Kriegs von 1859 ward in 
Ungarn mit faum verhehlter Befriedigung aufgenommen. 

Empfindlicher noch, als jelbjt dieie Kundgebungen der 
öffentlichen Meinung, waren die Mißerfolge der öjterreichiichen 
Negierung auf dem Gebiete der Finanzpolitik. Die Ver: 
jtridung der Wiener Nationalbank in die Geldoperationen 
de3 Staates ohne jede fichernde Controle und die dadurch 
verurjachte Siſtirung der Baarzahlungen der Banf, die 
heimliche Weberjchreitung des 1854 öffentlich aufgelegten 
Nationalanlehens von 500 Mill. fl. um 111 Mill. fL., der 
gezwungene Verfauf großer Eijenbahnlinien (die überdies 
in die Hände franzöfifcher und italtenischer Banquiers, alſo 
der Angehörigen folcher Länder übergingen, welche mit 
Deiterreich im Kriegszuſtande lebten), dies und anderes 
hatte den öffentlichen Credit tief erjchüttert. Die Schulden 
des Reichs waren unter der zehnjährigen unverantwort- 
lichen Negierung (jeit 1849) von 1200 auf 2292 Mill. fl. 
angewachjen; das Deficit war permanent geworden. Die 
nächſte greifbare Folge davon war die, daß auf ein zur 
Dedung der Kriegsausgaben am 22, März 1860 aus— 
geichriebenes Anlehen von 200 Mill. fl. nicht mehr als 
76 Mill. fl. eingingen, wober nicht am wenigſten 

K. Biedermann, Dreißig Jahre deuticher Geichichtee I, 17 
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auch Das unangenehm auffiel, daß der Hohe Adel und die 
Würdenträger der katholiſchen Kirche ich an dem Anlehen 
jo wenig betheiligt hatten. 

Aber noch weit tiefer greifende Schäden des inneren 
Staatslebens Oeſterreichs wurden durch den Krieg von 
1859 bloßgelegt. Es kam an den Tag, daß koloſſale 
Unterfchlagungen beim Verpflegungsweſen ftattgefunden, 
dat, während der Staat große Summen dafür hergegeben, 
die armen Soldaten dennoch öfters Noth gelitten Hatten. 
Bis in die höchſten militärischen Kreiſe hinein reichte Die 
Mitihuld an diejen Betrügereien. General von Eynatten, 
ein Günjtling des allmächtigen Faijerlichen Generaladjutanten 
Graf Grünne, ward wegen Theilnahme daran verhaftet und 
erhenkte fich im Gefängnig mit den goldenen Fangſchnüren 
feiner Uniform. Auch der Finanzminijter von Brud, den 
zwar eine nachweisbare ftrafrechtliche Mitjchuld an jenen 
Vorgängen nicht traf, doch aber vielleicht die moralijche 
einer zu wenig ftrengen Aufficht auf die Gebahrung mit 
den Staatögeldern, und der am 22. April 1860 jeine 
Entlafjung in ungnädiger Form erhalten Hatte, legte 
Hand an fich jelbit. 

Bet jolchen unzweideutigen Anzeichen ſchwerer innerer 
Krankheiten des Reichs erjchien eine gründliche Umgejtaltung 
der bisher befolgten Politik al3 unvermeidlich und dringlich- 
Auch ließ das Faijerliche Manifeftt aus Laxenburg (vom 
15. Juli 1859) eine derartige Abjicht durchbliden. Allein 
mit der Ausführung ward gezögert. Statt jofort an eine 
grundjäßliche Reform Hand anzulegen, machte man zuerft 
allerhand Berjuche, mit Abjchlagszahlungen die öffentliche 
Meinung zu bejchwichtigen. 


— 


Zwar erfolgte am 22. Auguſt die Entlaſſung des 
Miniſters von Bach, der die Seele des, zehn Jahre lang auf— 
rechterhaltenen, abſolutiſtiſch-bureaukratiſchen Regimentes 
geweſen war; allein die Perſönlichkeit ſeines Nachfolgers, 
des Grafen Goluchowski, bot keinerlei Bürgſchaften für eine 
Aenderung des bisherigen Syſtems in wahrhaft ſtaats— 
männiſchem Geiſte und nach den Bedürfniſſen der Zeit. 
Allgemeine Verſprechungen wurden erlaſſen, die Niemand 
befriedigten. Der Preſſe wurden ein paar ſcheinbare Zu— 
geſtändniſſe geboten, die ſich zum Theil bald wieder in ihr 
Gegentheil verkehrten. Ein Verſuch zur Verbeſſerung des 
Gemeindeweſens war ſchon vor dem Krieg von 1859 
gemacht worden, Hatte aber zu feinem rechten Ergebniß 
geführt. Die Ungarn fuchte der Eultusminifter Graf 
Thun, einer der Schöpfer des Concordats, durch ein og. 
„protejtantenpatent“, eine freiere Verfaſſung für Die 
protejtantiiche Kirche Ungarns, zu füdern. Allein die Ungarn 
wieſen dajjelbe zurück und verlangten die Heritellung ihrer 
althiftortichen Synodalverfafjung. Allerhand „Bertrauens- 
commiljionen” wurden ernannt, um die und jene Einzel- 
heiten der Verwaltung zu unterfuchen und Berbejjerungs- 
vorschläge zu machen. In den Ländern dieſſeits der Leitha 
begaben fich diejelben auch an die Arbeit, ohne jedoch irgend 
welche Nefultate von Bedeutung zu Tage zu fürdern; im 
Ungarn erklärten die dort niedergejeßten Commiſſionen kurzer 
Hand, dag nur der Landtag zu dieſem Gejchäfte berechtigt 
und befähigt Sei. 

So entichlog man fich denn endlich zu einem etwas 
entfcheidenderen Schritte Am 5. Mai 1860 erjchien ein 
faiferlicher Erlaß, der an Stelle des bisherigen Reichsrathes, 
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(welcher Lediglich die Befugnijje eines Staatsrathes hatte) 
einen ſog. „verjtärkten Reichsrath“ einberief, ein Mittelding 
zwilchen einem blos bureaufratiichen Berathungskörper 
und einer Art von Landesvertretung, letzteres freilich nur 
in der allerunvollfommenjten Weiſe. 

Vie e3 fajt immer finanzielle Verlegenheiten waren, 
welche den Regierungen conjtitutionelle Zugeſtändniſſe ab- 
nöthigten, jo ward auch dem „verjtärkten Reichsrath“ ein 
jolches conjtitutionelles Befugniß beigelegt, nämlich) das 
echt der „Zultimmung” zur „Einführung neuer Steuern 
und Auflagen, jowie zur Erhöhung der bejtehenden Steuern 
und Gebührenfäge und zur Aufnahme neuer Anlehen”. 
Einen Schritt weiter ging ein Bericht des Finanzminiſteriums 
an den Slaifer, worin empfohlen ward, „die Mafregeln zur 
Heritellung der Baarzahlungen bis zu dem, möglichjt zu 
beichleunigenden, Augenblict zu verjchieben, wo dag Ins— 
lebentreten zeitgemäßer politischer Smititutionen für das 
Gejammtreich die allein mögliche Bürgichaft der Feſtigung 
des öffentlichen Vertrauens und der Begründung einer 
dauerhaften Ordnung gewähren wird.“ 
| In der Verfajfungsfrage, welche dem verftärkten 

Neichsrathe zur Begutachtung vorgelegt ward, ſprach jich 
dejjen Commiſſion einjtimmigdahin aus, „daß eine gedeihliche 
Zukunft der Monarchie durch das bejtehende Syitem der 
inneren Organijation weder gejichert noch gefördert erſcheine; 
daß mit dieſem Syiteme jich feine erheblichen Erſparniſſe 
erzielen liegen; daß dazu vielmehr die Selbjttheilnahme der 
Länder an der Verwaltung ihrer Angelegenheiten noth— 
wendig ſei; daß auch nur auf diefem Wege jener Er— 
Ihlaffung des öffentlichen Geijtes begegnet werden könne, 
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welche die moralische Macht der Staaten lähmt und ver: 
nichtet.“ 

In ihren poſitiven Vorſchlägen trennten ſich eine 
Mehrheit und eine Minderheit der Commiſſion. Die erſtere 
legte das Hauptgewicht auf die Einzellandtage, die letztere 
auf die Reichseinheit; jene hatte dabei wohl für Ungarn 
die Wiederbelebung des alten Landtages, für die dieſſeitigen 
Länder die Einführung oder Wiederherſtellung conſervativ— 
ariſtokratiſcher Vertretungskörper im Auge; dieſe ſchien an 
eine Verfaſſung für das ganze Reich in mehr modernem 
Sinne zu denken. Das Mehrheitsgutachten erhielt im 
Reichsrathe ſelbſt eine überwiegende Majorität; für daſſelbe 
ſtimmten die ſämmtlichen ariſtokratiſchen und bureaukratiſchen 
Mitglieder des Reichsrathes, für das Minderheitsgutachten 
die meiſten bürgerlichen. 

Der Kaiſer entſchied ſich für die Anſichten der Reichs— 
rathsmehrheit. In einem kaiſerlichen Erlaſſe („Diplom“) 
vom 20. October 1860 wurde beſtimmt, daß das Recht 
der Geſetzgebung künftig nur unter Mitwirkung theils der 
Einzellandtage, theils des Reichsraths ausgeübt werden 
ſolle. Der Reichsrath, aus 100 Mitgliedern beſtehend, 
ſollte durch kaiſerliche Ernennungen gebildet werden, zu 
denen die einzelnen Landtage Vorſchläge zu machen hätten. 
Bor ihn ſollten gehören: das Münz-, Bank- und Credits 
weien, Poſt⸗, Telegraphen- und Eijenbahnangelegenheiten, 
die Gejeße über Militärpflicht, die Steuern, Anlchen, über: 
haupt der ganze Staatshaushalt. Alle übrigen Gegenjtände 
jollten den Landtagen anheimfallen. Solche Angelegenheiten, 
welche jämmtlichen Erblanden gemeinfam wären, ohne 
Ungarn mit zu berühren, jollten von einem jog. „engeren 
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Reichsrath“ — mit Ausſchluß der Ungarn — berathen 
werden. Die Bildung der Landtage jollte, was Ungarn 
beträfe, nad) deſſen alter Verfaſſung, in dem anderen 
Kronländern nach bejonders dafür feitzufegenden Landes— 
ordnungen vor fich gehen. 

Gleichzeitig ward die Verwaltung, die jeit 1849 jtreng 
centraliſtiſch geweſen, wieder dualiſtiſch eingerichtet: Die 
„Hoffanzleien” für Ungarn und Siebenbürgen wurden her— 
geitellt und ein „Landesoberrichter" (Judex Curiae) in 
Peſth eingejeßt. 

Die Wirkungen des Detoberdiploms waren jehr ver— 
jchiedene in Ungarn und in den Erblanden. Für Ungarn 
hatte es die Herftellung der alten Verfaſſung mit allen 
ihren Eigenthümlichkeiten (Comitaten u. |. w.) zur Folge; 
von diefer Seite allein ward es auch dort aufgefaft — 
al3 ein Mittel der Wiederherauslöfung des Landes aus 
der Fünftlichen „Neichgeinheit”; um den „Neichsrath“ 
kümmerte man fich vor der Hand in Ungarn nicht. Für das 
nichtungariiche Dejterreich erlieg Goluchowski „Landes- 
Itatuten” (Wahlordnungen für die Landtage). Es waren 
Das zum Theil die früher einmal von Bach entworfenen, 
aber zurückgelegten, die jeßt noch zu ihrem Nechte kamen. 
Bon einer gleichmäßigen Vertretung der verjchiedenen Gejell- 
ſchaftsklaſſen war darin nicht die Rede; Adel und Geijtlichkeit 
waren bevorzugt, und, um diefen Vorzug auch äußerlich zu 
marfiren, beliegen die Statuten den Abgeordneten des Adels 
jogar die hiſtoriſchen rothen Uniformen, in denen derjelbe 
auf den alten Landtagen erjchienen war. Wahlrecht und 
Wählbarkeit waren in hohem Grade beichränft. 

Der Erfolg des Detoberdiplom3 war nach) beiden 
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Seiten hin ein für die Regierung wenig günſtiger. Im 
dieſſeitigen Oeſterreich vermehrte daſſelbe die Unzufriedenheit, 
ſtatt ſie zu mindern; für die Ungarn aber ward es ein 
Mittel, um ihre alten Unabhängigkeitsbeſtrebungen mit 
einem ſtarken Scheine von Recht wieder aufzunehmen. Der 
Kaiſer ſelbſt ſoll dies erkannt und in dieſer Erkenntniß zu 
dem Cardinal-Primas von Ungarn geſagt haben: „Sie 
ſind die Sieger!“ 

Trotzdem würde die Regierung wohl kaum ſo raſch 
eine Verfaſſung wieder aufgehoben haben, die ſie eben erſt 
als „ein beſtändiges und unwiderrufliches Staatsgrund— 
geſetz“ verkündigt hatte, wären nicht zu dieſen inneren Ur— 
jachen äußere hinzugefommen, welche das Betreten eines 
anderen Weges nöthig machten. 

Die Dinge in Italten Hatten den Verlauf genommen, 
der nad) dem Ausgange des Krieges von 1859 voraugzujehen 
war. Sailer Napoleon hatte zwar jein früheres Programm: 
„Stalien frei bis zur Adria” fallen lajjen, indem er in 
den Präliminarien von Villafranca zugeitand, die vertriebenen 
Fürſten jollten in ihre Länder zurüdfehren, hatte aber bald 
darauf diefe Bejtimmung wiederum dahin eingeschränkt, daß 
ein Zwang von außen für ihre Zurüdführung nicht geübt 
werden dürfe. Infolge dejjen waren durch die „Selbjt- 
beitimmung der Bevölferungen” nicht allein die Kleinen 
oberitalienifchen Fürftenthümer, jondern auch Theile des 
Kirchenjtaates mit Sardinien vereinigt worden. Dann 
hatte Garibaldi auf eigene Kauft, jedoch unter Yulafjen 
der fardinijchen Negierung, durch einen Fühnen Handjtreich 
Sicilien und Neapel den Bourbonen entrijjer und dem 
König Victor Emanuel zu Füßen gelegt, jo daß nunmehr 
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ganz Italien mit alleiniger Ausnahme des Stirchenjtaates 
und Venetiens ein einiges Königreich bildete. Ein neues 
officiöſes Pamphlet, das um Neujahr 1861 unter dem 
Titel „Franz Sojeph und Europa“ in Paris erſchien und das 
jich Direct gegen Dejterreich richtete, ward fajt wie eine 
Wiederholung der berühmten Neujahrsanrede und wie 
eine Bedrohung Venetiens Durch die Napoleoniiche Politik 
betrachtet. 

Die Wirkung davon ließ ſich bald auf demöfterreichiichen 
Geldmarktipüren. Das Silberagio jtieg auf 40—50 Pret.; 
das Baargeld verichwand aus dem Verfehr; Durch Die 
Ausgabe von Münzicheinen zu geringem Werthe mußte Der 
ürgjten Noth geiteuert werden. 

Das Zuſammentreffen diejer äußeren mit jenen inneren 
Vorgängen war für die Regierung Defterreich$ eine dringliche 
Mahnung, auf der Bahn der Reform, die fie mit dem 
Dectoberdiplom nur zögernd betreten, einen weiteren Schritt 
vorwärts zu thun. Ein neuer Miniſterwechſel fand jtatt: 
der Pole Graf Goluchowski mußte dem Deutſchen Ritter 
von Schmerling weichen. 

SchmerlingS Name war mit der Erinnerung an die 
Anfänge der Märzbeiwegung von 1848 verfnüpft. Schmerling 
war e3 gewejen, der die Adreſſe der niederöfterreichiichen 
Stände verfaßt und jo den erjten Keil in das Metternichiche 
Syſtem hineingetrieben hatte. Er war dann der Vertrauens: 
mann derftegierung beim Bundestage, ſpäter dejjen Präfident 
geweſen, Hatte eine Zeit lang den wichtigen Poſten als 
Borfigender des deutſchen Reichsminiſteriums beffeidet und 
jih als folcher durch Schlagfertigfeit im Parlament ſo— 
wie durch Falte Ruhe und Entjchlofjenheit, wo e3 zu handeln 
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galt, hervorgethan. Als er von diefem often weichen 
mußte, weil er mehr Defterreicher, al3 Deutjcher war, hatte 
er al3 Bevollmächtigter beim Reichsverweſer in der kritiſchen 
Zeit, wo es fich bei den Berathungen über die deutjche 
Neihsverfaffung um Dejterreich Stellung in Deutjchland 
handelte, für Erhaltung diefer Stellung mit allen Kräften 
gewirkt. Nach Wien zurücgelehrt, war er als Juſtiz— 
minijter in das Cabinet Schwarzenberg-Stadion eingetreten, 
hatte jich aber von diefem getrennt, als dajjelbe mit dei 
conftitutionellen Hoffnungen der Völker Oeſterreichs brach. 
Die liberale Partei hatte ihm dafür ein danfbares Anz 
denfen bewahrt. Sie vergaß, dag Schmerling in Frankfurt 
nicht3 weniger al3 liberal gewejen, und rechnete es ihm hoch 
an, daß er wenigitens im engeren Vaterlande nicht, wie Bach, 
jeine eigne Vergangenheit verlengnet hatte. Die Deutjch- 
Deiterreicher jahen in ihm einen Hort des Deutjchthums 
gegenüber den anderen Nationalitäten, die ſich bei Schmerling3 
Vorgänger einer bedenflichen Bevorzugung erfreut hatten. 

Am 13. Dechr. 1860 ward Schmerling zum Staats— 
minijter ernannt. in fonderbarer Widerjpruch war es, 
daß neben diefem „Verfaſſungsminiſter“ Graf Nechberg 
nach wie vor Die auswärtige Politik Dejterreich$ leitete, 
derjelbe, der feiner Zeit al3 öjterreichticher Commiſſar die 
verfajjungstreuen Kurheſſen gedranglalt, der, wenn er nur 
gekonnt, gern dem conftitutionellen Sardinien den Fuß auf 
den Naden geießt hätte An die Spite des Cabinets 
ward Erzherzog Nainer geitellt. Die Miniſterien Der 
Juftiz, des Handels, der Finanzen, de3 Innern, der Polizei 
wurden an die Herren v. Pratobevera, dv. Widemberg, 
v. Plener, v. Lafjer, v. Hübner vergeben. 


266 


Am 26. Febr. 1861 erfolgte die Verfündigung Der 
neuen Berfajjung, das jog. „Tebruarpatent”. Es war 
das „Dctoberdiplom” mit mehreren wejentlichen Abänderungen. 
Der Neichgrath ward in ein Ober: und Unterhaus (Herren 
und Abgeordnetenhaus) geichteden. Das Oberhaus jollte 
bejtehen aus den Erzherzögen, den Fürſtbiſchöfen und einer 
Anzahl vom Kaiſer zu ernennender erblicher und lebens— 
länglicher Mitglieder, da8 Unterhaus aus von den Land: 
tagen Direct gewählten (nicht blos vorgeichlagenen) Ab- 
geordneten. Bei diefen Wahlen follten, wie bei denen für 
die Landtage, die verichtedenen Berufs- und Standes— 
interejjen Berüdjichtigung finden. Die Nechte des Reichs— 
raths blieben nahezu diejelben, wie nach dem „Detober- 
diplom“; nur ward ihm das Ntecht des Geſetzesvorſchlages 
und die Deffentlichfeit feiner Verhandlungen zugeiprochen. 
Den Landtagen wurden in Bezug auf die Finanzen und die 
Geſetzgebung in den einzelnen Kronländern ähnliche Nechte 
eingeräumt, wie dem Neichsrathin Bezug auf das ganze Reich. 

Am 1. Mai trat der Neichsrath zujfammen. Der 
Kaiſer betonte in der Thronrede, wie er — unbejchadet 
der jo weit als möglich auszudehnenden Selbjtändigfeit der 
einzelnen Königreiche und Länder — es doch vor allem 
al3 jeine Negentenpflicht betrachte, „die Gejammtverfafjung, 
al3 das unantajtbare Fundament des einigen und untheil- 
baren Saijerreichs, getreu dem im feierlicher Stunde 
geleijteten Angelöbniß, mit feiner kaiſerlichen Macht zu 
ſchützen und jede Verlegung derjelben, als einen Angriff auf 
den Beitand der Monarchie und auf die Nechte aller feiner 
Länder und Völker, nachdrüdlich zurückzuweiſen“. 

Die Adrejjen beider Häuser, im gleichen reichseinheit— 
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fichen Sinne verfaßt, befräftigten — insbejondere die des 
Abgeordnetenhaufes — dieſe vom Kaiſer geiprochenen Worte, 

Allein der Reichsrath war in Wirklichkeit nicht, was 
er nach der Berfafjung fein follte: eine Vertretung Gejammt- 
öjterreichd. Die Ungarn blieben dem Neichsrathe fern. 
Der ungarische Landtag erklärte in einer Adreſſe an den 
Kaiſer das Beitehen eines Gejammtparlament3 für Dejter- 
reich, dem die Geld- und Recrutenbewilligung zufalle, 
für unvereinbar mit den ungarijchen Gejegen. Der 
froatiiche Landtag lehnte die Wahlen zum Reichsrathe fait 
einftimmig ab. Auch die Italiener fehlten; die mit dem 
Nechte der Wahlen in den Reichsrath proviſoriſch betrauten 
Congregationen hatten die Vornahme der Wahlen ver- 
weigert; al3 darauf die Regierung directe Wahlen anorödnete, 
bet denen auch relative Majoritäten gelten jollten, kamen 
zwar Minoritätswahlen zu Stande, allein die Gemwählten 
lehnten insgeſammt ab. Der galiziihe Landtag wählte 
zwar, jedoch unter Vorbehalt der Rechte und der Selbſt— 
ſtändigkeit Galiziens. 

Der ungariſche Landtag ließ — und zwar beide 
Häuſer einſtimmig — ſeiner erſten Adreſſe eine zweite folgen. 
Darin erklärte er die 48er Geſetze als für Ungarn noch 
rechtsgültig, wollte jedoch einer Reviſion derſelben ſich 
nicht entziehen; ferner erklärte er, geſtützt auf die Prag— 
matiſche Sanction (den alten Vertrag der öſterreichiſchen 
Herrſcher mit den Ungarn), daß Ungarn zu Oeſterreich 
lediglich im Verhältniß der Perſonalunion ſtehe. Doch 
ſei er zu Verhandlungen „von Fall zu Fall“ in Bezug 
auf die gemeinſamen Angelegenheiten beider Reichshälften 
bereit. Die Ungarn verfuhren überhaupt in allen Stücken 
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jo, al3 hätte die öſterreichiſche Regierung bei ihnen nicht3 zu 
jagen. Die öfterreichiichen Beamten mußten ihre Stellen und 
das Land verlafjen. Die öjterreichtichen Gerichte Fonnten 
nicht mehr Recht jprechen, weil ihnen jede Hülfe zur Einleitung 
ihrer Berhandlungen wie zur Vollſtreckung ihrer Urtheile 
verjagt ward. Die auf Grund der alten Berfafjung wieder- 
bergeftellten Comitat3= und Gemeindebehörden rijjen die ganze 
Verwaltung und Rechtiprehung an fih. Die Steuern 
aus Ungarn gingen nicht ein, ungeheure Steuerrefte Tiefen auf. 

Die Vertreter Ungarns im Staat3miniftertum, der 
ungarische Hoffanzler Baron Bay und der Tavernicus 
Graf Szöcen, riethen zu einer Vereinbarung mit den 
Ungarn, die fie mit Hülfe der gemäßigten Elemente dajelbit 
zu Stande zu bringen hofften, wenn man diejjeits Die 
Hand dazu biete. Allein die Mehrheit des Cabinet3 wies 
diefen Vorfchlag zurüd. Darauf legten Beide ihre Stellen 
nieder. Statt ihrer wurden zwei andere Ungarn, Graf 
Forgacz und Graf Ejterhazy, berufen, welche aber beide 
viel weniger als Jene das Vertrauen ihrer Landsleute 
beſaßen. Es folgte num die Auflöjung des ungarischen 
Landtags. In einer FTatjerlichen Botjchaft ward dem 
Neichsrathe dies mitgetheilt und der feite Entichluß des 
Kaiſers verfündigt, „die Einheit des Reichs und Die 
Selbjtjtändigkeit feiner Theile gleichmäßig zu wahren, zu 
befejtigen amd dauernd in's Leben zu führen“. Die 
Achtundvierziger-Verfaffung Ungarns, ward gejagt, jei durch 
die ungarische Revolution „nicht nur gebrochen, jomit von 
Nechtäwegen verwirkt, jondern auch factiſch beſeitigt“. 

Beide Häufer des Reichsraths gaben ihre „Freudige 
Zuſtimmung“ zu dieſer Faijerlichen Botjchaft zu erkennen. 


269 


Die Regierung jchrieb num ohne Bewilligung des 
Landtags Durch einfaches Patent directe Steuern für 
Ungarn aus; Dagegen erklärte der Gardinal- Brimas 
von Gran, der Erbobergeipan von Ungarn, daß fein (da3 
Graner) Comitat bei einer von der Regierung ohne 
Zuſtimmung des Landtags verfügten Necrutenaushebung 
oder Steuereintreibung nicht mitwirken, vielmehr den 
Eomitatsbeamten jede Betheiligung daran verbieten werde. 

Sp war der volle Bruch mit Ungarn erklärt. Die 
Comitat3- und Gemeindebehörden wurden aufgelöft; an 
ihrer Stelle wurden wieder Fatjerliche Beamte eingejebt. 
Milttärgerichte wurden bejtellt zur Aburtheilung politischer 
Vergehen. Ungarn ward aufs Neue, wie unter Bach, einem 
abjolutijtiich-büreaufratijchen Negimente unterworfen. 

Auch der Froatiiche Landtag ward aufgelöft, weil er 
gegen den Neichsrath protejtirt hatte. 

Der Neichsrath, der jtatt der 343 Mitglieder, die 
ihn bilden jollten, faum 200 zählte, war von der 
Negierung anfänglich für den „engeren Reichsrath“ 
erklärt worden. Da man jedoch das Bedürfniß fühlte, 
die Finanzen des Reichs einer conjtitutionellen Controle 
zu unterjtellen (ämmtliche Handelsfammern hatten dies 
für dringlich erklärt, um der Entwerthung des Papier— 
geldes abzuhelfen), und da das DBudgetrecht nach dem 
Februarpatent nur dem „weiteren Reichsrath“ zuftand, jo 
legte die Regierung dem Rumpfreichstag eigenmächtig, die 
Befugniß bei, al „weiterer Reichsrath“ zu fungiren. 

Die finanzielle Lage des Reichs blieb fortwährend 
eine wenig günſtige. Trotz mehrfacher Steuerzujchläge 
und troß der Erhöhung der Steuer auf die Coupons der 
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Staatspapiere figurirte im Budget für 1863 ein Deficit 
von mehr als 90 Mill. Fl. das ſchließlich auf 621% Mill. 
herabgemindert ward. 33 Mill. Fl. waren im Jahre 1862 
weniger vereinnahmt worden, al3 veranjchlagt geweſen. 
Der Reichsrath that fein Möglichites, um Erfparniffe, 
beſonders im Militäretat, herbeizuführen, mußte jedoc) 
mehrfach erfahren, daß die Regierung Sich an feine 
Beichlüjfe nicht kehrte und ſich Budgetüberjchreitungen 
geitattete. Auf politichem Gebiete ließ Die gehoffte freiheit- 
liche Entwicklung vergeblih auf ich warten. Sogar 
folche Reformen, für welche Schmerling ſelbſt früher als 
Minifter ſich intereffirt hatte, wie die Geſchwornengerichte, 
‚ blieben unausgeführt. Das „Protejtantenpatent“ für das 
diefjeitige Dejterreich gewährte allerdings den Evangeliſchen 
eine gewiſſe Firchliche Selbitverwaltung duch Anbahnung 
von Presbyterien und Synoden; allein die Spibe der 
proteſtantiſchen Kirche blieb der büreaufratijch eingerichtete 
Dberfirchenrath, und einer wirklich freien Bewegung des 
Proteltantismus jo wie einer Gleichberechtigung der 
Confeſſionen Stand al3 unnachgiebige Schranke das Eoncordat 
mit Rom entgegen. An eine Milderung des unnatürlichen 
Druds, welchen dieſes auf die andern Confeſſionen übte, 
durch eine gejegliche Regelung des Verhältniſſes der Con— 
feffionen zu einander (ſog. „interconfejfionelle Geſetze“) 
wagte fi) Schmerling nicht, um nicht durch den mächtigen 
Einfluß der Ultramontanen bei Hofe gejtürzt zu werden. 
Der Prejje wurden einige Erleichterungen zu Theil durch) 
Aufhebung des Conceſſionsweſens und Beleitigung der 
Verwarnungen, allein nur um den Preis der Einwilligung 
des Meichsrathes in überaus harte ftrafgejeßliche Be— 
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ſtimmungen über die Preſſe und in die Einführung des 
jog. „objectiven Verfahrens“, vermöge deſſen ein Preß— 
erzeugnig zur Vernichtung verurtheilt werden durfte, ohne 
daß eine beitimmte Perjon angeklagt ward, aljo auch ohne 
daß Semand als berufener Vertheidiger der angejchuldigten 
Schrift auftreten Fonnte. Eine Art von Habeas-Corpus— 
Acte, zum Schuß der perfönlichen Freiheit gegen willfürliche 
Verhaftungen, Fam zu Stande, dagegen blieb das Vereins— 
und Verſammlungsweſen in dem Zuſtande gänzlicher Recht: 
und Schußlojigfeit, worin es jich unter Bach befunden hatte. 

Während jomit wenig oder nichts gejchah, um die Er- 
wartungen, mit denen die Liberalen den Eintritt Schmerlings 
in's Minijterium begrüßt hatten, zu befriedigen, wurden Die 
Deutichen vielfach durch das jchroffe Auftreten der andern 
Nationalitäten, beſonders der Czechen, und Durch Die 
Coalition der Feudalen und der Ultramontanen mit diejen 
ihren Gegnern verlegt und in Nachtheil verſetzt. Schmerling 
jelbit Jah fich von allen Seiten angegriffen, jeine Stellung 
mehr und mehr erjchüttert. Eine Camarilla, aus Ultra— 
montanen, Feudalen und Gegnern der jtraffen Neichseinheit 
beitehend, arbeitete bei Hofe an feinem Sturze. Den 
Liberalen und den Deutichen entfremdete er ſich theil® 
durch die Nückjichten, welche er auf die andern Nationali— 
täten nehmen zu müjjen meinte, theils durch jein weit 
mehr büreaukratiſches, als conititutionelle® Verhalten, 
und ſo ſtieß er ſelbſt im Reichsrath, ſeiner eigenen 
Schöpfung, auf mehrſeitige und heftige Oppoſition, während er 
inner= und außerhalb deſſelben von den Nichtdeutſchen heftig 
angefeindet ward. Die Aufgabe endlich, deren Durch: 
führung er übernommen: die Einheit der Geſammtmonarchie 
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in comjtitutionellen Formen zu begründen und zu be— 
fejtigen, und für deren Gelingen er durch die Art, wie er 
die Ungarn behandelte, eine Doppelt jchivere Verantwort— 
lichkeit auf ich geladen hatte — dieſe Aufgabe erwies fich 
täglich mehr als eine auf dem betretenen Wege jchlechter- 
dings nicht zu löſende. Die Ungarn, ohne gegen das 
über ſie verhängte Syitem der Vergewaltigung ebenfalls 
mit gewaltthätigen Mitteln anzukämpfen, leiſteten demjelben 
einen um jo zäheren, allem Anjcheine nach unüberwindlichen, 
paljiven Widerjtand. Sie ließen die Negierung und ihre 
Organe jchalten, aber jie boten ihnen im feiner Weiſe die 
Hand; fie entbehrten lieber manche dringliche Verbeſſe— 
rungen ihrer wirthichaftlichen und ihrer Rechtszuſtände, als 
daß fie durch ein Zuſammenwirken mit den öjterreichtichen 
Beamten oder gar durch ein Wiedereinlenfen gegenüber 
der Regierung zu Wien ji) die Möglichkeit derjelben 
verichafft hätten. Auch die Kroaten beharrten in derjelben 
Itarren Zurüdhaltung; nur die Siebenbürger gelang e3 
für eine Beichikung des Neichsraths zu gewinnen. Dahin— 
gegen begannen jchon 1863 die Czechen theilweile ich 
vom Neichsrathe zurüdzuziehen, und 1864 erklärten fie 
geradezu, daß ſie denjelben als eine Vertretung der Ge— 
lammtmonarchie, was er thatjächlich nicht jei, auch nicht 
mehr anerfennen würden. Die Gzechen trachteten jchon 
längit nach einer ähnlichen Sonderftellung, wie die Ungarn. 
Sn dem Neichsrath erblidten fie den natürlichen Feind 
einer jolchen, eine Schöpfung des Deutjchöfterreicherthums 
zu dem Zweck, um die andern Nationalitäten von da aus 
zu beherrichen. 

Diefen Moment, wo die gewaltiamen Centralijationg- 
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pläne Schmerlings ſich als gejcheitert auswieſen, benußten 
Eluger Weife die Ungarn zu einer Wiederannäherung 
an den Kaiſer. Zu Dftern 1864 erjchienen in der uns 
gariſchen Preſſe öffentliche Kundgebungen, beffeidet mit 
dem gewichtigen Anjehn Déaks, des Führer der verbuns 
denen Liberalen und Conjervativen Ungarns, in Denen 
gewiſſermaßen von dem Miniſterium an die Krone ſelbſt 
appellirtt und zugleich) zu eimer Vereinbarung zwiſchen 
Deiterreich und Ungarn billige Vorjchläge gemacht wurden. 
Auf das „von Fall zu Fall” war darin verzichtet: gewiſſe 
Angelegenheiten jollten al3 für beide Neich3hälften „gemein= 
ſame“ behandelt und al3 ſolche auf parlamentariſchem 
Wege, zwar nicht durch einen gemeinjamen Reichsrath, 
aber durch den Zujammentritt von Ausſchüſſen, einerjeit3 
des ungarischen Landtages, andererjeit3 einer Vertretung 
des Diejjeitigen Oeſterreichs, erledigt werden. 

Das Entgegenfommen der Ungarn fand jich belohnt 
durch die vom Hofe befundete Bereitwilligfeit, ebenfalls 
die Hand zur Verjöhnung zu bieten. Im Sunt 1865 
machte der Kaiſer eine Neije nach Ungarn. Ganz im 
Gegenjage zu der Kaiſerreiſe von 1860, ward der Kaiſer 
diesmal von den Magnaten mit geflifjentlichen Huldi— 
gungen, vom Volk mit rüdhaltlojem Jubel empfangen. 

Damit war der Sturz des Syſtems Schmerling 
befiegelt. Der Kaijer zog den ungariichen Grafen Majlath 
zu NRathe, einen Mann, der bei den Conjervativen wie 
bei den Liberalen Ungarns gleiches Vertrauen genoß, und 
ernannte denjelben zum ungarischen Hoffanzler. Darauf 
reichten Schmerling und dejjen Gollegen ihre Entlajjung 
ein. Am 30. Suli trat ein neues Minijterium an Die 
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Stelle des Schmerlingfchen. Es beitand aus altconjer- 
vativen ungariihen und aus füderalijtiich= feudalen dies- 
jeitigen Elementen; an jeine Spitze ward Graf Belcredi 
geſtellt. 

Am 20. September erſchien ein kaiſerliches Manifeſt, 
welches die Februarverfaſſung „ſiſtirte“. Da dieſelbe, hieß 
es darin, neuerdings zum Gegenſtand eines „Ausgleichs“ 
mit Ungarn gemacht worden ſei, ſo könne ſie nicht wohl 
inzwiſchen als bindendes Geſetz für die andere Reichshälfte 
gelten. Nach gelungenem Ausgleiche ſollten deſſen Reſultate 
ſofern ſie die Februarverfaſſung modificiren würden, den 
dieſſeitigen Landtagen vorgelegt werden, „um ihren gleich 
wichtigen Ausſpruch zu vernehmen und zu würdigen“. Der 
Reichsrath hörte damit auf, zu exiſtiren; das Verfaſſungs— 
experiment vom 26. Februar 1861 war ebenſo, wie das 
vom 20. October 1860, geſcheitert. 


’ 


XVI. 
Die „neue Aera“ in Preußen und ihr Ende. 


Das preußiſche Volk in ſeiner großen Mehrheit war 
ſeit dem Eintritt der „neuen Aera“ ſo ſehr mit ſeinen 
innern Angelegenheiten beſchäftigt, daß ſelbſt der italieniſche 
Krieg es davon nicht hatte abziehen können. Die Ab— 
neigung, welche ſich in der preußiſchen Bevölkerung, ihrer 
großen Mehrheit nach, gegen eine active Theilnahme 
Preußens an dem Kriege, (ſo lange nicht ein unmittelbares 
preußiſches oder geſammtdeutſches Intereſſe gefährdet jet,) 
kundgegeben hatte, war weſentlich mit auf dieſen Grund 
zurückzuführen. 

Der Landtag von 1859, der ſchon ſo bald nach dem 
Eintritte der Regentſchaft ſtattfand, hatte ebendarum noch 
keinerlei geſetzgeberiſche Ausbeute von Belang bringen 
können. Dagegen ſchien das Jahr 1859 in anderer Be— 
ziehung den liberalen Charakter des neuen Miniſteriums 
zu befeſtigen und damit die Hoffnungen zu verſtärken, 
welche alle freiſinnigen Parteien auf daſſelbe ſetzten. Das 
wichtige Miniſterium des Innern ging im Sommer 1859 
aus den Händen des Herrn von Flottwell in die des 
Grafen Schwerin über, eines Mannes, der ſchon im 
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Sabre 1848 dem Märzminiftertum angehört, der in Der 
langen und jchweren Zeit der Reaction unmwandelbar treu 
zur Oppofition gehalten hatte, und der jeßt, nach der Neu— 
bildung des Abgeordnetenhaufes, mit großer Majorität 
zu deſſen Präfidenten erwählt worden war. Bet feiner 
Erhebung zum Mintjter übernahm den Borfig im Abge— 
ordnietenhaujfe der ehemalige Präſident des Frankfurter 
und Erfurter PBarlamentes, Simſon. 

Ein anderer der liberalen Sache günjtiger Wechtel 
ging im folgenden Jahre im Juftizminijterium vor fich. Der 
aus dem Kabinet Manteuffel übernommene SJuftizminifter 
Dr. Simons trat zurüd und ward durch Herrn dv. Bernuth 
erjeßt, einen höheren richterlichen Beamten von erprobter 
Unabhängigkeit des Charakter und von aufrichtiger 
gemäßigt Liberaler Gefinnung. 

Dem Landtage von 1860 ward neben den, in der vorigen 
Seſſion unerledigt gebliebenen, Civilehegeſetzentwurf eine 
umfängliche Borlage wegen Neuregulirung der Grunditeuer 
unterbreitet. Es handelte jich dabei, neben dem finanziellen 
Punkte einer Vermehrung der StaatZeinnahmen, um einen 
wichtigen politijchen Grundjag, die Aufhebung der Grund: 
Itenerfreiheit, welche der große ritterjchaftliche Grundbefiß 
Sahrhunderte lang genojjen. ES war vorauszujehen, daß das 
Herrenhaus, welche zum größten Theil aus Vertretern 
eben dieſes Grundbeſitzes beitand, nicht leichten Kaufes in 
die Aufhebung eines jo vortheilhaften Nechtes willigen 
werde. In der That ward die Grundjtenervorlage im 
Herrenhauje abgelehnt. Dafjelbe Schiejal traf den Ehe— 
gejeßentwurf, gegen welchen die tm Herrenhaus vorwiegende 
itreng kirchliche Richtung ſich ſträubte. So endete auch 
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der zweite Landtag unter der „neuen Aera“, ohne die 
Hoffnungen des Volkes auf einen geſetzgeberiſchen Fort— 
ſchritt erfüllt zu haben. 

Die dadurch hervorgerufene Verſtimmung richtete ſich 
zunächſt gegen das Herrenhaus, deſſen ſtarrer Widerſtand 
gegen zeitgemäße Reformen, deſſen ausgeſprochene grund— 
ſätzliche Oppoſition gegen die ganze Richtung der „neuen 
Aera“ ein gedeihliches Zuſammenwirken von Regierung 
und Volk, wie ſolches durch den Eintritt der Regentſchaft 
in Ausſicht geſtellt war, ſo gut wie unmöglich zu machen 
ſchien. Man erinnerte ſich daran, wie im Jahre 1849 die 
Zuſammenſetzung des Herrenhauſes es geweſen war, die 
das Zuſtandekommen der Verfaſſung am längſten verzögerte; 
wie das damalige Abgeordnetenhaus, um nur zu einem 
Abſchluß zu gelangen, genöthigt geweſen war, dem König 
Friedrich Wilhelm IV. in dieſem Punkte völlig freie Hand 
zu lajjen; wie dann der königliche Erlaß, der die Zujammen- 
ſetzung de3 Herrenhaufes regelte, nicht einmal der betreffenden 
Vorſchrift der Verfafjung genau entiprochen hatte. Mean 
gedachte der vielen Angriffe auf die Verfajjung, bei welchen 
das Herrenhaus das Minijterium Manteuffel unterjtüßt 
hatte. Und nun wollte eben dieſes Herrenhaus ſich auch 
zwiichen den Negenten und das Volk drängen, nun 
wollte e3 die beiten Abfichten diejes wohlmeinenden Fürſten 
in ihrer Ausführung hemmen, die reformatorijche Thätigfeit 
des Cabinets, auf welche der allergrößte Theil des Bolfes 
jehnfüchtig harrte, zu Gunjten einer winzigen Minderheit 
von „Junkern und Pfaffen“ lahm legen! Das erjchien 
unerträglich; dagegen mußte Alles aufgeboten werden! 
Die Gemäßigteren unter den Liberalen verlangten, daß 
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das Miniſterium von dem in der Verfaſſung vorgejehenen 
Nechte der Krone, neue Pairs zu ernennen, zu Gunjten 
der Schaffung einer liberalen Fraction im Herrenhauſe 
Gebrauch mache, und fie wiederholten diejes Berlangen 
immer dringender, bi3 endlich, nach der VBerwerfung des 
Grundſteuergeſetzes im Herrenhaufe, die Regierung ſich zu 
einem, jedoch nur jehr mäßigen, „Pairsſchub“ entſchloß, 
der zwar außsreichte, um endlich im Jahre 1861 das 
Durchgehen der Grunditeuervorlage zu bewirken, nicht aber, 
um den Widerftand des Herrenhaufes gegen die dem Land» 
tage 1861 vorgelegte Kreisordnung, die Aufhebung der 
Wuchergeſetze u. ſ. w. zu brechen. Die Entjchiedeneren 
beruhigten ſich bei jener mäßigen Forderung überhaupt 
nicht; ſie verlangten eine grundſätzliche Reform des Herren— 
hauſes und, als Vorbedingung dafür, einen viel ausge— 
dehnteren Pairsſchub; ſie wollten um jeden Preis den 
Widerſtand des „Junkerthums“ gebrochen wiſſen und 
machten das Miniſterium dafür verantwortlich, daß dies 
geſchehe und bald geſchehe. 

Eine zweite Forderung, welche die öffentliche Stimme 
an das Miniſterium der „neuen Aera“ ſtellte und immer 
ungeſtümer ſtellte, betraf die Sichtung des Beamtenthums. 
Das vorige Miniſterium hatte mit großer Conſequenz auf 
dem ganzen Gebiete der Verwaltung im Sinne der Reaction 
aufgeräumt, alle einflußreicheren Stellen mit Männern 
ſeiner Richtung beſetzt, unabhängige und freiſinnige Ver— 
waltungsbeamte entweder direct beſeitigt oder indirect zum 
Rücktritt genöthigt. Die ganze Verwaltungsmaſchine war 
daher, mit wenig Ausnahmen, vollſtändig in den Händen 
von Leuten, welche dem neuen Miniſterium feindlich 


279 
geſinnt waren, welche hofften und wünjchten, dajjelbe werde 
nur kurze Zeit jich Halten und dann wieder einem von 
der Farbe des Manteuffelichen den Pla räumen, welche 
daher auch Liberale Anordnungen und Maßregeln des 
Mintjteriums entiveder jo weit möglich unausgeführt ließen, 
oder doch in der Ausführung zu verfümmern juchten, 
dagegen ihre Stellung und Autorität al3 Beamte dazu 
migbrauchten, um auf die ihnen untergebenen Kreiſe nach 
wie vor im Geilte der Neaction einzuwirfen. 

Schon bei den Neuwahlen zu Ende des Jahres 1858 
hatte ein jolches Treiben der alten Beamten in einer 
wahrhaft unerhörten Wetje jtattgefunden. Ein Regierungs— 
präjident hatte in einem Nundjchreiben an die ihm 
unterjtellten Behörden ausgejprochen: „Die Staats— 
regierung verfolgt eine conjervative Politik; ſie muß 
daher hohen Werth auf die Wahl jolcher Männer legen, 
währt haben,“ und hatte darauf hin die Beamten ermahnt, 
„durch Rückſprache und Belehrung den Wahlagitationen 
der liberalen Oppofition entgegenzutreten”,. Ein anderer 
hatte die Wahlcandidatur des Herrn von Ujedom, (eines 
nahen Gejinnungsgenojjen des neuen Cultusminiſters von 
Bethmann-Hollweg) in einem amtlichen „Wahljchreiben“ 
damit befämpft, daß er auf die deutjchnationale Geſinnung 
des Candidaten als auf ein Hindernig feiner Wahl Hin- 
deutete. in dritter hatte jogar bei einem Wahlkampf 
zwilchen Heren von Manteuffel II, (dem Bruder des vor— 
maligen Mintiterpräfidenten) und Herrn von Patow (dem 
Finanzminiſter im Gabinet des Prinz-Regenten) ein 
„Mahnſchreiben“ an jeine Untergebenen erlajjen, worin er 
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es al3 eine „Ungehörigkeit” bezeichnete, „dag man Die 
Wahlmänner unter dem VBorwande minijterieller Candida— 
turen dadurch irre führe, daß man den Fsreiheren von Patow 
oder einen andern Herrn Minijter oder ſonſt einen Kandidaten 
aufitelle, dejjen Wahl anderwärts gefichert ſcheine.“ Solchen 
„Ungehörigfeiten“ jet „entichteden entgegenzutreten“ und 
jei „ven Wahlmännern zu rathen, jich ihm, dem Landratl), 
und Andern anzujchliegen, welche als Eandidaten Herrn don 
Manteuffel IL empföhlen.“ 

Der damalige Minijter des Innern, Flottwell, hatte 
in einem nicht ganz geſchickt abgefaßten Numdjchreiben 
vorzugsweiſe die Seite de3 prinzeregentlichen und miniſte— 
riellen Programms hervorgehoben, welche die Abwehr 
„zu weit gehender“ Erwartungen und Forderungen - betraf. 
Die reactionären Beamten benußten dies, um die Politik 
des Negenten und feiner Minijter als eine jchlechthin nur 
nad) diejer Seite geivendete, al3 eine ausschließlich conjer: 
vative zu charakterifiren, demgemäß die liberale Partei in 
allen ihren Schattirungen al3 eine Feindin der Regierung, 
die unbedingt befämpft werden müjje, zu verjchreien. So 
fonnte es gejchehen, dag der eine Beamte in jeinem Wahl: 
Ichreiben es für dem alleinigen Beruf der Regierung aus: 
gab, in welchem alle Wohlgefinnte fie unterjtügen müßten: 
„das Königthum von Gottes Gnaden in jeiner vollen 
Kraft zu fördern,“ daß ein anderer einen Wahlaufruf, in 
welchem „die verfajjungstreuen Urwähler“ zu einer Ver: 
jammlung eingeladen wurden, nicht eher in das Streisblatt 
aufnehmen ließ, als bis das Wort „verfajjungstreu” Dar: 
aus gejtrichen worden, daß wieder ein anderer alle die 
nicht feiner Richtung angehörigen Wähler als Solche be- 
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zeichnete, welche „nicht von Herzen dem Königthum an— 
hingen,“ von der Berfafjung aber in einem Sinne ſprach, 
welcher deutlich verrieth, daß er, der königliche Landrath, 
der vom König beichworenen Verfaſſung keineswegs „von 
Herzen anhing,“ jo daß jogar der von ihm empfohlene 
conjervative Candidat ſich gedrungen fand, öffentlich da- 
gegen zu protejtiren, al3 ob er den Standpunkt des Herrn 
Landrathes theile*). 

Diejer geheime Kampf des eigenen Beamtenthums 
gegen die Abjichten der Miniſter und des Prinz-Regenten 
jelbjt hörte nicht auf, und die Minijter ihrerjeits traten 
ihm nicht energisch genug entgegen. 

Alles diejes brachte einen Zuſtand hervor, der auf 
die Länge umerträgli) war. Die öffentliche Meinung 
ward theils erregt, theil3 in Verwirrung gebracht. Das 
Minijterium jah fi) dem Vorwurfe ausgejeßt, daß es 
jeine eigenen Zufagen nicht erfülle, wohl gar von dem Arg— 
wohn getroffen, als ob es ein faljches Spiel treibe. Die 
aufrichtigen Freunde und Anhänger defjelben, die ge 
mäßigten Liberalen, wurden verjtimmt und entmuthigt, da 
in der Geſetzgebung fein Fortſchritt geſchah; Die weiter 
nach links neigenden Parteien wurden erbittert, wenn fie 
jahen, daß unter der Firma des „Miniſteriums der neuen 
Aera“ die Verwaltung großentheil3 in demjelben Geiſte 
fortgeführt ward, wie unter dem Meanteuffelichen Negimente ; 
die Anforderungen von diejer Seite jteigerten fich, der 
Zon der demokratiſchen Blätter wurde rückſichtsloſer, 

) Alles Obige nad) den „Materialien zur Geſchichte der Regent— 
haft in Preußen“ (1859), worin fümmtliche hier erwähnte Erlajje 
wörtlich abgedruckt find. 
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heftiger. Dies benußte dann wieder der ganze Troß Der 
conjervativen Ultras, voran die SKreuzzeitung, um Die 
liberale Partei in Bauſch und Bogen zu verdächtigen, als 
ob jie auf eine mißbräuchliche Weiterausdehnung der vom 
Prinz⸗Regenten gemachten Zugeftändntije, auf einen völligen 
„Bruch mit der Vergangenheit“, wohl gar auf eine 
Schwächung des Königthums hinarbeite, und jelbit das 
Minijterium ward dabei nicht geichont. 

Diejes letztere befand jich in der übeljten Lage. Ab— 
gejehen von den Schwierigkeiten, welche die Ungleichartigfeit 
jeiner eigenen Zujammenjegung einem conjequenten und 
einheitlichen Vorgehen bereitete, fand es jich eingeklemmt 
zwiſchen Forderungen, welche nicht blos die entjchtedeneren 
Liberalen, jondern jelbit die wärmjten Freunde Des 
Miniſteriums erhoben, und äußeren Hindernijjen, welche 
es nicht zu überwinden vermochte, unabweisbaren Rück— 
jichten auf die Bejorgnijje des Prinz-Regenten vor einem 
Zuweitgehen auf der eingejchlagenen Bahn — Bejorgnifie, 
die von Perſonen in der Umgebung des Prinzen wahr: 
jcheinlich geflifjentlich unterhalten und vermehrt wurden. 

So entſtand ein nach allen Seiten hin unerquid- 
liche Verhältniß. Die liberalen Miniſter ſahen ihre beiten 
Abſichten verfannt, weil e3 ihnen unmöglich war, diejelben 
jo, wie fie gewünscht hätten, durchzuführen, Die hoffnungs— 
reiche und befriedigte Stimmung, welche beim Eintritt der 
Negentjchaft ſich in den weitejten Kreifen des Volkes ge: 
zeigt, wich einem Gefühle der Unruhe, der Ungeduld, der 
Veritimmung, das fich allmälig ſelbſt Derer bemächtigte, 
welche weit entfernt waren von übertriebenen Erwartungen 
oder zu weit gehenden Forderungen. Die reactionäre Partei 
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aber erhob ihr Haupt wieder Fühner und triumphirte 
nicht blos im Stillen, fondern ganz laut über den 
unvermeidlichen Banquerot, den ſie der „neuen era“ 
vorausjagte. 

Vielleicht hatten die Liberalen Mitglieder des Cabinets 
darin gefehlt, daß fie nicht, bevor fie in dieſes eintraten, 
durch eine Klare und fefte Ausſprache einerjeit3 mit dem 
Prinz-Regenten und mit ihren mehr conjervativen Collegen, 
andererjeit3 mit den Führern der gemäßigt liberalen Partei 
ji) genau vergewijjert hatten, welche ortichritte in 
Gejehgebung und Verwaltung jie unter allen Umjtänden 
durchzuführen im Stande fein würden, welche nicht, und 
inwieweit jie mit der Durchjeßung jener bie liberale 
Mehrheit der Volksvertretung zu befriedigen hoffen dürften. 
Das Programm der Negentichaft enthielt zwar eine Reihe 
trefflicher allgemeiner Grundjäße, allein feine bejtimmt 
formulierten Geſetzgebungs- oder Berwaltungsmaßregeln tm 
Einzelnen ; die Miniſter mußten daher für eine jede jolche erit 
wieder die bejondere Zujtimmung des Prinz-Regenten ein— 
holen. Dies mochte aber nicht immer leicht jein, zumal 
da, wo es ich um eine durchgreifende Anwendung der 
oberſten Hoheitsrechte handelte, wie bei einem Pairsſchub 
oder bei der Neinigung des Beamtenjtandes. Und doc) 
waren gerade dies die Hauptpunfte des Anſtoßes, diejenigen, 
andenen diebejten Abjichten des neuen Miniſteriumsſcheiterten. 

Das gute Einvernehmen: zwiſchen Regierung und 
Bolfsvertretung jollte aber noch auf eine viel härtere 
Probe geitellt werden. In der Landtagsſeſſion von 1860 
legte da8 Miniſterium den Plan einer Heeresorgantjatton 
vor und forderte zu deſſen Durchführung eine Mehr: 
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bewilligung im Militärbudget von nahezu 91 Mill. Thlr. 
(2812 Mill. Merk.) | 

Der Grundgedanfe diefer Heeresreorganijation war 
folgender. Das ftehende Heer jollte um 117 Bataillone 
und 72 Schwadronen verjtärft, alfo auf 81 Negimenter 
Snfanterie zu je 3 Bataillonen, nebſt 10 Bataillonen 
Schüben und Jäger, und auf 56 Regimenter Cavallerte 
gebracht, die Artillerie ungefähr um ein Wiertheil ihres 
bisherigen Standes vermehrt werden. 

Um eine folche Erhöhung des SHeeresbeitandes zu 
erreichen, jollte die Nejervepflicht um drei Jahre (von 1 auf 
4 Jahre) erweitert oder, anders ausgedrüct, ſollten Die 
erjten drei Sahrgänge der Landwehr zur Reſerve gejchlagen 
werden. Die dreijährige Dienjtpflicht im ſtehenden Heere, 
die jeit 1814 geſetzlich beitand, aber thatlächlich (durch 
Beurlaubungen) lange Zeit hindurch in der Negel auf 21, 
Sahre abgekürzt worden war, jollte in voller Ausdehnung 
beibehalten, der Dienjt in der Cavallerie jollte auf vier 
Sahre ausgedehnt werden unter entiprechender Verkürzung 
der Nejervedienstzeit. Dagegen jollte die geſammte Land— 
wehr aus dem bisherigen Verbande mit dem jtehenden 
Heere ausſcheiden und in das Verhältniß der bisherigen 
Landwehr zweiten Aufgebotes zurüdtreten; die Landwehr— 
cavallerie jollte aufhören. 

Mit diefer Reorganiſation des Heeres würde auch der 
Grundſatz der allgemeinen Wehrpflicht, von dem man 
thatjächlich längit abgewichen war, wieder in jein Recht 
eingejeßt werden. Die Heeresſtärke, folglich auch der 
jährliche Bedarf an Necruten, war noch) nad) einer früheren 
Bevölferungsziffer bemejjen; legte man Die jebige zu 
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Grunde, jo mußten jtatt der bisherigen etwa 40,000 
Recruten jährlich wenigſtens 60,000 eingeftellt werden. 
Dies jchien die nothwendige Gleichheit der ſtaatsbürgerlichen 
Plichten zu erfordern, da nad) dem bisherigen Syſteme 
eine unverhältnigmäßig große Zahl feldtüchtiger junger 
Leute durch's Loos frei fam, während andere dienen 
mußten. 

Für Diefe Heeresreform wurden theils volfswirth- 
Ichaftlich-jociale, theils militäriſch-politiſche Gründe geltend 
gemacht. Nach dem bisherigen Syſteme mußte bei jeder 
Kriegsgefahr jofort mit dem jtehenden Heere zugleich auch 
die Landwehr eriten Aufgebotes unter die Fahnen gerufen 
werden. Damit wurden Hunderttauſende von Staats— 
angehörigen, meilt Familienväter, ihren Familien und ihrem 
Erwerbe entzogen; die allgemeine Productivfraft des Volkes, 
das Nationalvermögen, litt empfindliche Verluſte; Die 
Gemeinden mußten für die ihrer Ernährer beraubten 
Familien jorgen. Alles dieſes fiel weg, wenn mur Die 
drei jüngiten Sahrgänge der Landwehr mit auszurüden 
brauchten — jüngere Leute von 23—28 Jahren. Als 
ausjchlaggebend jedoch wurden die militärischen Wortheile 
der vorgeichlagenen Drganijation bezeichnet. Die Land- 
wehren, zumal die etwas älteren Jahrgänge, wie willig 
und eifrig fie auch jein mochten, fic der Linie ebenbürtig 
zu erweiſen, waren doch in Bezug auf Erereitium, Disciplin, 
Zujammenhult lange nicht in fo friicher Uebung wie Diele; 
jie mußten erjt wieder eingeübt, formirt werden. Dazu 
gebrach «3 aber meiſt an der nöthigen Anzahl geeigneter 
Officiere und Unterofficiere. Die Linie mußte jolche ab- 
geben und damit fich jelbft jchwächen. Bet der heutigen 
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Art der Kriegführung, dem beſchleunigten Transport der 
Truppen, den gewöhnlich raſcher eintretenden Hauptſchlägen 
im Felde, würde die Landwehr noch gleichſam ganz friſch 
vom Hauſe weg auf's Schlachtfeld kommen, und es wäre 
mindeſtens zweifelhaft, ob die perſönliche Tapferkeit der 
einzelnen Soldaten den Mangel an Uebung und Zuſammen— 
ſchluß in der ganzen Truppe zu erſetzen vermöchte. Die 
neuere Gefechtart (das häufige Fechten in aufgelöſten 
Gliedern) ſtellt an den einzelnen Mann höhere Anforderungen, 
als bisher, Anforderungen, deren genügende Erfüllung nur 
von einem noch nicht oder nicht lange aus dem activen 
Dienſt Entlaſſenen mit Sicherheit erwartet werden kann. 
Nach dem neuen Syiteme jollte jede Brigade aus ſechs 
Bataillonen bejtehen; von jedem Bataillon jollten 500 Mann 
die Friedensſtärke bilden, die dann durch Einziehung der 
Nejerven zu 1000 Mann ergänzt und friegsfertig gemacht 
würde Die Rejervemannjchaften, welche den Dienjt in der 
Linie noch nicht lange Hinter fich hätten, würden jich leicht 
und rajch den gewohnten Formationen Wieder einfügen. 
Sp erlange man ein Heer, das in jeder Hinficht voll 
fommen friegstüchtig und jofort im Felde mit Erfolg zu 
verwenden jei; jo jei man für jeden Striegsfall, für jede 
Gefahr von augen gerüſtet — bei den jegigen politijchen 
Berhältnijjen in Europa eine ımerläßliche Nothwendigfeit. 

Die finanzielle Seite der Reform anlangend, jo 
würde Diefe zwar 91a Mill. Thlr. jährlich mehr Eojten 
(abgejehen von auferordentlichen Ausgaben); dafür würden 
aber nicht blos die jehr großen Koſten der Mobil— 
machungen ich wejentlich verringern, ferner die den Streijen 
obliegenden Lajten bei Beichaffung von Landwehrcavallerie- 
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pferden gänzlich wegfallen, jondern es würde auch den 
Gemeinden der Unterhalt für die familien der Landwehr: 
männer abgenommen, umgerechnet den indirecten Vortheil 
für die Staatsfinanzen, der aus der Schonung der 
Erwerbskraft des Volkes entipringen müjje. 

Die Vorlage der Negierung ſtieß, als fie an das 
Abgeordnetenhaus gelangte, jowohl bei diefem als im Volke 
auf lebhaften Widerſpruch. Es gereichte ihr auch im der 
öffentlichen Meinung nicht zur Empfehlung, dag gejagt 
ward um ihretwillen, weil er fich nicht mit ihr hätte ein— 
verjtehen können, habe der populäre Kriegsminiſter von 
Bonin aus dem Gabinet weichen und dem General von 
Noon den Pla räumen müjjen. Roon galt für jtreng 
conjervativ, und mit Bejorgnig glaubten Viele durch dejjen 
Eintritt in's Miniſterium gleichham einen Keil in die Liberale 
Mehrheit des letztern Hineingetrieben. Wie man jpäter 
erfuhr, war der SHeeresreorganijationsplan das eigenjte 
Werk des Prinz-Regenten, Roon aber der hauptjächlichite und 
hervorragendjte technijche Beirath) des Prinzen dabet geweſen. 

Die Bedenken gegen den Entwurf der Regierung waren 
theil3 finanzieller, theil3 politischer Natur. Eine Mehr: 
belajtung des Militärbudget3 um 91% Mill. Thlr. (unge- 
rechnet außerordentliche Ausgaben) erhöhte diejes, das bisher 
etwa 30 Mill. Thlr. betragen hatte, nahezu um ein volles 
Drittheil. Woher ſollte dieſes Mehr kommen? Für 
jet ward eine Zufchlagiteuer von 250% zur Klaſſen- und 
Einkommensteuer, zur Schlacht: und Mahliteuer dafür vor- 
geichlagen; für ſpäter hoffte die Negierung auf Mehrein- 
nahmen aus den ordentlichen Steuern, insbejondere nach 
Regulirung der Grundfteuern. Aber würde dies zutreffen? 
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In dem allgemeinen Gefühl des Volkes fiel neben 
dem finanziellen Punkte faſt mehr noch das politiſche 
Bedenken in's Gewicht, daß die geplante Umgeſtaltung des 
Heeres als eine Antaſtung des volksthümlichen Inſtituts 
der Landwehr erſchien, daß, wie man meinte, die ſcharfe 
Trennung der ſtehenden Armee von der Landwehr den 
noch vom Befreiungskriege her allen preußiſchen Herzen 
eingeprägten Begriff des „Volks in Waffen“ zu vernichten, 
die Armee dem Volke zu entfremden, wohl gar dem Volke 
als eine ihm feindliche Macht gegenüberzuſtellen drohte. 
Der tiefgewurzelte Haß gegen das „Junkerthum“, genährt 
durch einzelne widerliche Vorgänge in den Reihen des 
Officiercorps (wie die berüchtigte Angelegenheit der 
Lieutenant3 von Sobbe und von Putzki), war gejchäftig, Die 
ganze Neorganijation nur aus dem Geſichtspunkte darzu— 
jtellen, al3 folfe dadurch eine große Zahl neuer Offtciers- 
jtellen gejchaffen und eine große Zahl von Söhnen adliger 
Familien verjorgt werden. Man rechnete aus, daß von 
den 2896 DOfficieren der preußiichen Linie nur 984 
Bürgerliche jeien, dag von allen Generalen und Stabs— 
officieren nur 92 dem Bürgerthum, 840 dem Adel ange 
hörten. 

Dem finanziellen Bedenken verjuchte die liberale 
Mehrheit des Abgeordnetenhaufes dadurch zu begegnen, 
daß ſie auf Herabjegung der Dienjtzeit von 3 auf 2 Jahre 
drang. Die Regierung glaubte jedoch aus militäriichen 
Gründen darauf nicht eingehen zu können, und, da die 
dreijährige Dienstzeit auf einen Gejege beruhte, jo fonnte 
das Abgeordnetenhaus nichts ausrichten. Schlieglich einigte 
man ſich dahin, daß die Regierung den Gejeßentwurf 
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wegen einer anderen Regelung der Wehrpflicht zurückzog, 
dagegen die Summe von 9 Mill. Thlr. auf 14 Monate 
(bis 1. Juli 1861) „zur Aufrechterhaltung der Kriegs— 
bereitſchaft“ — wegen der noch immer unſicheren politiſchen 
Verhältniſſe — vom Haufe verlangte und bewilligt erhielt. 

E3 war wohl fein richtiger Weg, den die Mehrheit 
des Abgeordnetenhaufes hier einjchlug, wenn fie unter der 
Firma einer „Aufrechterhaltung der Kriegsbereitſchaft“ 
eine Summe bewilligte, von der fie wußte oder doch 
merfen konnte, daß das Minijterium fie zur Aus— 
führung feines Planes einer Heeresreorganijation verwenden 
wollte*). Beſſer wäre e3 geweſen, dag Abgeordnetenhaus 
hätte zu dem Plane der Regierung fogleich ein einfaches 
Sa oder Nein gejprochen. Aber auch dag Minijterium 
handelte nicht recht, indem es die zur Aufrechterhaltung 
der StriegSbereitichaft, alſo für einen vorübergehenden 
Zweck, ihm bewilligten Gelder dazu benußte, die von ihm 
beabjichtigte Neorganijation des Heeres jo weit Durch: 
zuführen, als dies ohne Aenderung bejtehender Geſetze 
(de8 Mecrutirungsgejeßes) möglic) war. Denn, wenn: 


*, Der von der liberalen Partei des Abgeordnetenhaufes ver- 
öffentlichte „Rechenſchaftsbericht“ („Die Legislaturperiode de& 
Hauſes der Abgeordneten 1859— 61”) fpricht aus: „Da die Regierung 
fich zur Motivirung ihres Neorganifationsplanes auf die exceptionelle 
Lage Europas bezogen habe, jo habe die Volksvertretung ſich die 
Frage vorlegen müffen, ob nicht die durch diefe Lage gebotene Ver: 
ſtärkung des Heeres auch nur eine exceptionelle, d. h. transitorifche 
fein könne,” Es ift nicht wohl verftändlid, wie man eine Umgejtaltung 
des Heeres, die doc) ihrer Natur nad) etwas VBleibendes, nicht wohl 
rückgängig zu Machendes ift, al3 mit einer bloßen Verftärfung des 
Heeres für einen befondern Fall gleichbedeutend anfehen könne. 


K. Biedermann, Dreißig Jahre deutid. Geſch. L. 19 


290 


gleich die getroffenen Veranſtaltungen (Formirung neuer 
Negimenter, Anftellung von mehr Officieren, u. |. w.) als 
blos „provijoriiche” bezeichnet wurden, deren endgültige 
Einführung erit noch von einem Votum des Landtags 
abhängen jolle, jo waren diejelben doch in der That von 
der Art, daß fie nicht ohne die größten Unzuträglichkeiten 
rüdgängig gemacht werden Fonnten. Durch diejes Ver— 
fahren des Minifteriums, welches die VolfSvertretung vor 
eine vollendete Thatjache jtellte und deren freien Willen 
band, ward die durch den Organtjationsplan ohnehin 
erzeugte VBerftimmung im Wolfe vermehrt, das Abge- 
ordnetenhaus jelbjt aber ward durch fein unentjchlojjenes 
Verhalten in eine zweideutige und unhaltbare Stellung — 
einerjeit3 dem Bolfe, andrerjeitS der Negierung gegenüber — 
gebracht. 

Dem Landtage von 1861 legte die Regierung nicht 
wieder einen Plan der Heeresreform zur Vereinbarung, viel 
mehr nur eine darauf bezüglihe Summe zur Bewilligung 
vor. Das Abgeordnetenhaus minderte zunächst die geforderte 
Summe um %ı Millionen Thlr. ab,. (womit die Regierung 
ſich einveritanden erklärte), ſodann aber bewilligte fie diejelbe 
nicht als Theil des ordentlichen, ſondern des außerordentlichen 
Budget3, — Tlebteres, wie gelagt ward, deshalb, um 
nicht dem Lande die dauernde Uebernahme einer jo großen 
Laſt für eine noch nicht allſeits erwogene Aenderung der 
Heeresverfaffung aufzulegen. Zugleich faßte das Haus 
folgende Rejolution: „Die Regierung, fall3 fie die zur 
Reorgantlation der Armee ergriffenen Maßregeln aufrecht 
zu halten beabjichtigt, bleibt verpflichtet, ſpäteſtens dem 
nächſten Landtage ein Geſetz behufs Abänderung des 
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dienjte) vorzulegen.“ 

Damit war der von der Negierung gemachte Anfang 
der Neorganijation vom Abgeordnetenhaufe als eine voll 
endete Thatſache anerkannt und, wenn nicht gutgeheißen, 
doch auch nicht gemißbilligt. Was Half es, dab die 
Bewilligung dafür blos in's außerordentliche Budget ein- 
geitellt ward? Entweder war man der Ansicht, daß die 
Neorganilation doch nicht mehr aufzuhalten ſei — dann 
mußte natürlich diefe oder eine ähnliche Forderung ftändig 
wiederfehren, und c3 blieb ſich in der Sache gleich, in 
welcher Form die Bewilligungen erfolgten; oder man 
wollte die Neorganijation nicht zugeben — dann durfte 
man nicht die zu deren Durchführung ergriffenen Maßregeln 
durch eine neue Bewilligung aufrechterhalten und ver: 
längern, denn, je länger die neuen Einrichtungen beitanden, 
deſto jchiwerer und deſto nachtheiliger ward ihre Wieder- 
aufhebung. 

So war von beiden Seiten, vom Abgeordnetenhaus 
wie von der Regierung, die Trage der Heeresorgantjation 
in eine Bahn geleitet worden, Deren Betretung eine be— 
friedigende Löſung derjelben unmöglich erleichtern konnte, 
vielmehr wejentlich erjchiweren mußte. 

Mit der Seſſion 1861 endete das Mandat des im 
Herbit 1858 gewählten Abgeordnetenhauſes. Neuwahlen 
Itanden für den Herbſt 1861 bevor. Die öffentliche Meinung, 
unbefriedigt durch die ganze bisherige Politik der Regierung, 
insbejondere verjtimmt durch deren Vorgehen in der 
Militärfrage, ebenfo aber auch verjtimmt gegen die liberale 
Mehrheit, weil deren Haltung ihr zu unentjchlofjen 

19* 
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erſchien, drängte weiter nach links. Die demokratiſche 
Partei, welche ſich 1858 abfichtlich zurückgehalten hatte, 
um eine friedliche Entwicklung der Dinge unter der „neuen 
Hera” nicht zu ftören, glaubte fich jett berechtigt, ja ver- 
pflichtet, aus diefer Zurückhaltung herauszutreten, weil, wie 
fie meinte, die gemäßigten Liberalen durch nicht genug ent- 
ichiedenes Auftreten die Rechte und Intereſſen des Volkes 
gefährdeten. Schon 1860 war bei einer Nachwahl der 
hervorragendſte Führer der Demokratie, Walded, in's Ab- 
geordnetenhaus gelangt. Seitdem hatte bereit3 innerhalb 
der liberalen Fraction des Abgeordnetenhaufes eine Scheidung 
der „Entjchiedeneren” von den Gemäßigteren begormen. Iebt, 
nach dem Schlujje des Landtags 1860, conjtituirte ſich 
die Demokratie (am 9. Juni 1861) fürmlich als parla— 
mentarische Partei unter dem Namen „Deutjche Fort— 
IchrittSpartei”. Sie veröffentlichte ein Programm, welches 
bejtimmt war, in die bevorjtehende Wahlbewegung einzus 
greifen. Das Programm ſtellte bejtimmte Forderungen 
auf (darunter die einer gründlichen Umgeftaltung des Herren- 
hauſes) und rügte den Mangel an Entjchtedenheit bei der 
bisherigen liberalen Mehrheit des Abgeordnetenhaufes. 

Das Organ der Feudalen, die Kreuzzeitung, trium- 
phirte: „Nun jei eingetroffen, was fie längjt voransgejagt: 
die Liberalen hätten der Demokratie den Weg gebahnt.” 
Sie verjchwieg, daß dies nur darum geichehen, weil be— 
vechtigte liberale Forderungen unerfüllt geblieben waren - 
und weil die liberale Bartei im Meinijterium wie in der 
Kammer Fehler gemacht Hatte. 

Der Fortſchrittspartei gegenüber organifirte ſich eine 
Partei der äußerſten Reaction in fogenannten „Preußiſchen 
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Volksvereinen“, welche in ihren Programmen und ihren 
Preßorganen die ärgſten Verdächtigungen und Verleum— 
dungen gegen die ganze liberale Partei ſchleuderten, indem 
ſie ihr Republicanismus, Atheismus, unpreußiſche Ge— 
ſinnung u. ſ. w. vorwarfen. 

Während dies im Schooße des preußiſchen Volkes 
vor ſich ging, war ein längſt erwartete Ereigniß einge— 
treten. Am 2. Januar 1861 war König Friedrich Wilhelm 
IV. verjchieden. Damit bejtieg der bisherige Prinz-Regent 
al3 König Wilhelm I. den Thron. 

. An den Machtbefugnifjen des nunmehrigen Königs 
ward durch diefen Wechjel im Wejentlichen nichts geändert. 
Auch nicht am jeinen Negierungsgrundjügen, wie das 
jowohl die Proclamation „an mein Volk“ (vom 7. Januar), 
als die Thronrede beit Eröffnung des Landtags (vom 14. 
Januar), ingbejondere aber die königliche Antwort auf die 
Adreſſe des Herrenhaufes bezeugte. Im dieſer lebten ward auf 
die anmaßliche Mahnung jener Körperjchaft, „der Künig 
möge jeinem verjtorbenen Bruder nacheifern,“ mit der 
nicht mißzuverjtehenden Andeutung geantwortet: „Der 
König wolle feinen Bruch mit der Vergangenheit, aber er 
wolle die bejjernde Hand an die Yandesinjtitutionen legen, 
wie die der König jein Vater in der Gejeßgebung von 
1808, wie dies auch fein Bruder gethan habe, und er er: 
warte zuverfichtlich von dem Herrenhaufe, dag es ihm auf 
dieſem Wege folgen werde”. Auch die enge Zuſammenge— 
hörigfeit der preußiſchen und der deutjchen Interejjen war 
in diefen Kundgebungen des neuen Königs mehrfach ent— 
ſchieden betont. 

Ein Mordanfall, den am 14, Juli 1861 auf den in 
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Baden-Baden zur Eur anweſenden König Wilhelm ein 
überjpannter und unklarer politischer Schwärmer, Oscar 
Beder, machte, glüdlicherweiie ohne die geringjte Be— 
Ichädigung des ehrwürdigen Monarchen, brachte ebenfalls 
in den Gejinnungen des Königs feinen Wandel hervor: 
Haren Sinnes erkannte er darin nur Das, was es wirklich 
war, die Verirrung eines Einzelnen, für welche nicht etwa 
eine ganze Partei, noch weniger ein ganzes Volk verant- 
wortlich gemacht werden dürfe Nicht, wie häufig nach 
jolchen Thaten, erfolgte eine ängftliche Ueberwachung oder 
eine Beichränfung der freien Neuerungen des Volfsgeijtes; 
die dahin zielenden Beftrebungen der reactionären Partei 
blieben erfolglos. 

Nicht zu verfennen war indeh, daß des Königs Gemüth 
durch mancherlei Vorgänge im übrigen Europa beängitet 
ward, deren mögliche Rückwirkungen auf Deutichland und 
Preußen er zu fürchten jchien. Manche Stellen in des 
Königs Reden und Erlafjen deuten darauf hin. Der ſich 
unaufhaltiam immer weiter entwidelnden Einheitsbewegung 
in Italien war König Wilhelm vom Anbeginn an mit 
Belorgnii gefolgt. Er fchien darin mehr eine Folge der 
„Bergrößerungsfucht Sardiniens”*), als das Ergebniß 
des unaufhaltiamen und matürlichen Dranges einer ganzen 
Nation zu erbliden. Eben damals, 1861, kämpfte der 
fete (außer dem Papſte) noch übrige Souverän Italiens, 
Franz II. von Neapel, auf der Felſenfeſte Gaëta den Ber: 
zweiflungsfampf gegen die Alles verjchlingende Macht der 

*) Eine derartige Aeußerung kommt in dem Briefe des Prinz— 


Regenten an den Prinz-Gemahl von England vor, den ich auszugs— 
weife früher citirt habe. 
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nationalen Bewegung. Die Barteinahme für und wider 
war in Preußen eine getheilte. Die Kreuzzeitungspartet ver 
ehrte in dem in der That achtungswerthen perjönlichen 
Muthe, womit Franz I. und mit ihm feine Gemahlin 
Maria, eine bayriiche Prinzeſſin, die Sache des legitimen 
Königthums vertheidigten, eine Heldenthat, welche an Die 
beiten Beiten de3 alten Fürſten- und Ritterthums erinnere, 
Eine große Zahl Adliger, meift aus Preußen, widmete dem 
unglüdlichen Königspaare einen prachtvollen Chrenjchild, 
den eine Deputation demſelben feierlich überreichte. Die 
preußiſche Regierung verriet durch mehrere Acte ihre 
Sympathien für den legitimen König von Neapel. Dahin- 
gegen gaben ich im Abgeordnetenhaufe bei den Verband: 
lungen über die Adreſſe im Landtage von 1861 ganz 
entgegengejegte Stimmungen fund. Der Abgeordnete von 
Binde, jeiner Gefinnung nach eigentlich ein Mann des 
ſtrengen hiltorischen Nechts, erfannte doch ſowohl die Be- 
rechtigung der nationalen Beltrebungen der Italiener, als 
auch das Intereſſe, welches Deutjchland und Preußen daran 
habe, dat Italien innerlich jtarf und dadurch von Frank— 
reich) unabhängig werde, vollitändig au. Er formulirte 
eine Dies ausſprechende Nejolution, und das Haus nahm 
diejelbe, wenn auch nur mit Schwacher Mehrheit, an. 
Abgejehen aber von jenen Ereignifjen in Italien, fanden 
auch in noch unmittelbarerer Nähe mancherlet beunruhigende 
Bewegungen ftatt. Schon im vorigen Jahre hatten Die 
Polen im Königreiche fich wieder zu regen begonnen. In 
Ungarn gährte es längit, und die neueſten Berjuche der 
djterreichifchen Negierung, Ungarn in verfafjungsmäßigen 
Formen unter die Einheit einer öſterreichiſchen Geſammt— 
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monarchte zu beugen, jchtenen das Streben der Ungarn 
nad) Unabhängigkeit nur immer mehr zu Tteigern. 


Mit dieſen Borgängen außerhalb Preußens und 
Deutichlandg, die mehr oder weniger tiefgreifende Umge— 
jtaltungen dev Staatenverhältnijfe in Ausſicht zu ſtellen 
Ichienen, traf nun im Preußen jelbit das Wiederhervortreten 
jener Partei zujammen, deren parlamentarische VBergangen: 
heit an die erregteiten Zeiten und die bedenklichiten 
Kataftrophen des Jahres 1848 erinnerte Es war daher 
wohl begreiflich, wenn alles Diejes zufammengenommen, 
zumal im Rüdblid auf die Erfahrungen von 1848, den 
König um die Ruhe Preußens bejorgt machte. 


Schon in der Thronrede beim Schluß des Landtags 
von 1861 zeigten ſich Spuren derartiger Bejorgnijje des 
Königs. Eine „Ueberjchreitung der rechten Schranken,“ 
jagte er, „könnte leicht der in Europa regen ‚Partei de3 
Umfturzes‘ Vorſchub leiſten.“ 


Vielleicht aus demſelben Gefühl entſprang der Gedanke 
des Königs, durch eine feierliche Krönung der Hoheit des 
Königthums einen neuen, weithin ſichtbaren Ausdruck zu 
geben. Seit der Krönung des erſten Königs von Preußen 
hatte eine ſolche Feierlichkeit nicht wieder ſtattgefunden. 
Daß ſie jetzt für nöthig befunden, daß ſie mit ſo großem 
Gepränge und mit allerlei der Gegenwart fremd gewordenen 
Ceremonien begangen ward, erweckte in manchen Kreiſen 
die Befürchtung, als wolle der neue König, wie einſt 
ſein Bruder, das Königthum auf eine Höhe ſtellen, die 
daſſelbe dem Volke und deſſen lebendigen Regungen 
ferner rücke. Auch die Anſprache des Königs an die 
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Deputation der Armee vor dem Krönungsacte, worin er 
deren Treue und Hingebung gegen alle Feinde, „von welcher - 
Seite fie auch fommen mögen“, anrief, ſchien anzudeuten, 
daß der König an die Möglichkeit eines Bruchs zwiſchen 
der Krone und dem Volke denke. Beruhigend wirkte dagegen 
der Umstand, daß die Krönung in Gegenwart de3 Land— 
tag3 jtattfand, beruhigend auch der Erlaß des Königs an 
das Staatsmintjterium, worin er mit fichtlicher Genug- 
thuung für die „warme und freudig Hingebende Geſinnung“ 
dankte, „die fich in allen Theilen des Landes und in 
allen Klafjen des Bolfes Eumdgegeben,“ und worin er ver- 
fiherte, daß er „das Bertrauen des Volkes, auf deſſen 
bewährte Gejinnung und Hingebung er zu allen Zeiten 
rechne, eriwidere”, und „in der unausgejeßten Beförderung 
der gejeßlichen Entwidlung des Volkes die Bürgichaft 
weiterer Erfolge erkenne," 

Nicht lange auf die Krönung, welche an dem für 
Preußen und Deutjchland jo Hochbedeutjamen 18. Octbr. jtatt- 
fand, folgten die Wahlen zum Landtage. Diejelben ergaben 
eine gegen die vorige Seſſion wejentlic) veränderte 
Phyſiognomie des Abgeordnnetenhaufes. Bei der Präfidenten- 
wahl, wo fich die Parteien zuerſt maßen, verfügte Die 
Fortſchrittspartei mit den beiden ihr nahejtehenden Gruppen 
Bodum-Dolff3 und Immermann über 139 Stimmen; die 
Altliberalen waren auf 92 zufammengejchmolzen, die Rechte 
zählte 24, die fatholiiche Partei einige 50 Stimmen. 

Die brennende Frage der neuen Seſſion war wiederum 
die Militärfrage. Die Negierung, entiprechend dem Wunſche 
des vorigen Abgeordnetenhaujes wegen einer gejeglichen 
Negelung der Wehrpflicht, legte eine Novelle zum Gejeße 
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von 1814 vor. Die Einzelheiten der Reorganiſation 
glaubte fie der vollziehenden Gewalt, aljo der Krone, vor— 
behalten zu dürfen. In der Novelle waren die früheren 
Forderungen der Negierung um etwas ermäßigt. Die 
Nejervezeit follte auf 4 Jahre beichränkt, die Zeit des 
Landwehrdienites auf neun Sabre feitgeitellt werden, jo 
daß der Dienitpflichtige mit dem 36. Altersjahre frei 
würde, während bisher der Dienſt in der Landwehr bis 
zum 39. Jahre gedauert hatte. Die dreijährige Dienjtzeit 
war unverändert beibehalten. 

Das Herrenhaus nahm dieje Novelle ohne Weiteres 
an. Das Abgeordnetenhaus verwies fie an einen Aus— 
ſchuß. Noch bevor e8 aber zum Austrag diefer Frage Fam, 
ward Durch einen äußerlich davon unabhängigen Bor- 
gang eine Miniſterkriſis herbeigeführt, deren Eintritt freilich 
ſchon feit länger nur noch eine Frage der Zeit gewejen war. 
Bei der Berathung des Staatshaushaltes jtellte ein Mitglied 
der Fortſchrittspartei, Abgeordneter Hagen-Berlin, einen 
Antrag auf größere Spectalifirung des Budgets. Der 
Finanzminiſter dv. Patow erklärte fich bereit, diefem Wunſche 
bei Aufjtellung des nächjten Budgets Genüge zu leijten, 
bat aber, für jeßt davon abzujehen, weil eine Umarbeitung 
des Budget3 viel Zeit erfordern würde. Allein der Abs 
geordnete Hagen beharrte auf jeinem Antrag, den er damit 
begründete, daß die Volksvertretung angefichts der erhöhten 
‚Forderungen für das Militär den Gejanımtjtand des Staats— 
haushaltes ganz genau in allen jeinen Theilen müſſe 
prüfen können, und das Haus erhob den Antrag mit 171 
gegen 143 Stimmen zum Beſchluß. 

Darauf baten die Minifter den König um ihren 
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Abichied. Der König weigerte ſich, fie zu entlafjen, 
da Sie bei ihm und dem wohldenkenden Theile der 
Nation volles Vertrauen genöjfen. Der Minijterpräfident 
Fürſt Hohenzollern und der Cultusminijter v. Bethmann— 
Hollweg beharrten auf ihrem Nücktritt; die andern Minijter 
empfahlen die Auflöfung der Kammer, Am 11. März 
erfolgte diefe. Allein die Stellung der liberalen Minijter 
war und blieb unhaltbar, Sogar in dem Wahlprogramm 
der gemäßigt liberalen Bartei, welches jchon am 13. März 
erichten, war unter den Forderungen, welche die Bartei an 
die Minijter Stellen zu müfjen glaubte, auch die einer „Um 
geitaltung des Herrenhauſes auf verfafiungsmäßigen Wege.“ 
Wie wenig an eine Erfüllung diefer Forderung zu denken ei, 
zeigte jich darin, daß der König eben jebt zum Borfißenden 
des Minijtertums den WBräfidenten des Herrenhauſes 
Prinzen von Hohenlohe: Ingelfingen, berief. 

Die liberalen Miniſter wiederholten daher ihr Ent: 
lafjungsgejuch, und diesmal ward es ihnen gewährt. Am 
19. März traten die Herren von Auerswald, von Patow, 
v. Bernuth, Graf Schwerin und Graf Pückler aus dem 
Gabinet. Ihre Nachfolger — von Jagow für das 
Innere, Graf Lippe für die Sultiz, Graf Itzenplitz für die 
Landwirthichaft, von Mühler für den Cultus — gehörten, 
jo weit ihre politischen Geſinnungen befannt waren, der 
confervativen Partei an. 

So war die „neue Aera“, wie ſie in dem Cabinet 
Hohenzollern-Auerswald verkörpert geweſen, nach wenig 
mehr als dreijährigem Beſtande geſcheitert. Sie war 
geſcheitert an den innern Schwierigkeiten der Lage, zum 
Theil freilich auch an der nicht genug beſtimmten und 
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energiſchen Haltung der liberalen Minijter, ihrem Mangel 
an Vorausberechnung dejjen, was fie vermöchten, was nicht, 
und ihrer ungenügenden jchöpferijchen Willenskraft. Immer: 
hin war es ein nicht zu unterjchäßender Gewinn für das 
preußifche Volk, daß es mehr als drei Jahre lang unter 
der Negierung von Ehrenmännern gejtanden hatte, Ehren— 
männern nicht blos im moralischen, jondern auch im 
politifchen Sinne, welche die Künſte der Corruption — 
duch Gunſt- oder Drohmittel — verjcehmähten, welche 
die Verfaffung und die Geſetze nicht blos nach ihrem Buch» 
Itaben, jondern nach ihrem Geiſte aufrichtig achteten und 
jtreng befolgten, welche in der freien Bewegung und 
Entwidlung aller Kräfte des Volkes nicht eine Gefahr 
für die Regierung und den Thron, vielmehr — wie fie Das 
gleich beim Antritt ihrer Aemter öffentlich ausgeſprochen 
hatten — ein Anzeichen der Gejundheit erkannten. 

Für die gemäßigt liberale Partei war es ein Unglüd, 
daß die aus ihrer Mitte hervorgegangenen Staat3männer 
jich der ihnen zugefallenen, allerdings unendlich jchwierigen 
Aufgabe nicht vollitändig gemwachjen gezeigt hatten. Die 
fiberale Partei wurde erjt in die Fehler und dann in 
die Niederlage der liberalen Minijter in gewiſſem Betracht 
mit verwidelt. Um jene zu deden, hatte fie bisweilen 
eine Nachgiebigfeit gezeigt, welche ihrem Anjehen im Volke 
jchadete und welche mit daran jchuld war, daß bei den 
Neuwahlen die Bewegung über fie hinwegging. Mit den 
liberalen Miniftern trat auch die liberale Bartei — mindeſtens 
al3 ein maßgebender Factor im preußiichen Staatsleben — 
für längere Zeit vom Schauplaße zurüd, und erjt einer 
jpäteren, gänzlich veränderten Lage war es vorbehalten, 


zum Theil aus neuen Elementen, zum Theil unter Wieder: 
jammlung der alten Barteigenofjen, dem gemäßigten 
Liberalismus abermals eine bedeutfame Mitwirkung an der 
Geitaltung der politiichen VBerhältnijje nicht nur Preußens, 
jondern auch Deutjchlands zu verjchaffen. 


XVII. 
Das Miniſterium Bismarck und der „Conflict“. 


Mit dem Austritt der liberalen Miniſter war das 
preußiſche Miniſterium wieder in ein ſtreng conſervatives 
verwandelt. Das zeigte ſich ſofort bei den Neuwahlen, 
welche der Auflöfung des Abgeordnetenhaufes folgten. 
Während da3 „Minijterium der neuen Aera“ ich jedes 
Einflufjes auf die Wahlen begeben, während e3 jogar hatte 
geichehen Lajfen, daß nicht wenige feiner Beamten in ihrer 
amtlichen Eigenjchaft gegen die von den Miniſtern ver: 
tretenen Anfichten, ja gegen deren eigene Perjonen agitirten, 
jeßte das Cabinet Hohenlohe alsbald alle Hebel der Ber: 
waltungsmafchine in Bewegung, um „regierungsfreundliche“ 
Wahlen zu erzielen. In den Preßorganen und in Erlaſſen 
des Minijteriums ward die parlamentarische Oppoſition 
bezüchtigt, fie wolle „den Schwerpunkt der Regierung von 
der Krone hinweg in's Abgeordnetenhaus verlegen“. Die 
Beamten wurden bei ihrem dem Könige gejchivorenen Eide 
ermahnt, im Sinne der Regierung zu wählen. Und nicht 
blos an die Verwaltungsbeamten wurde dieſe Forderung 
gerichtet, jondern auch an den Richterſtand und an Die 
Männer der Wiljenichaft, die Profejjoren. Der übel- 
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berathene Eifer untergeordneter Behörden gab ſodann dieſen 
Anordnungen eine Ausdehnung, welche einen lauten Auf— 
ſchrei der öffentlichen Entrüſtung hervorbrachte, ſodaß die 
Miniſter ſelbſt gezwungen waren, zu erklären: ſo ſei es nicht 
gemeint geweſen. Gegen den Wahlerlaß des Cultusminiſters 
proteſtirten feierlich im Namen der Unabhängigkeit der 
Wiſſenſchaft ſämmtliche Univerſitäten, voran die Berliner; 
der Wahlerlaß des Juſtizminiſters rief eine lebhafte Be— 
wegung im Richterſtande hervor. 

Während man es ſo auf der einen Seite mit der Ein— 
ſchüchterung verſuchte, war man auf der anderen bemüht, 
durch Zugeſtändniſſe an die öffentliche Meinung Stimmung 
für das Miniſterium zu machen. Der Finanzwminiſter 
v. d. Heydt richtete an feinen Collegen, den Kriegsminiſter, 
einen Brief (der alsbald, angeblich durch den Vertrauens— 
bruch eines Subalternbeamten, in die Deffentlichkett gelangte), 
worin er die Nothwendigfeit eines Nachlafjes der Zuſchlag— 
jteuer von 21% Millionen Thaler betonte und zu dem Ende 
wejentliche Erfparnijje im Meilttäretat verlangte. In der 
That wurden Erjparnijje im Belang von faſt 112 Meillionen 
Thaler in dieſem Theile des Budgets ermöglicht, und am 
10. April erging ein königlicher Erlaß, wonach die Fort— 
erhebung des Zufchlags vom 1. Juli an bis auf Weiteres 
eingejtellt werden jollte Die Oppofition nahm dies für 
ein indirectes Eingeſtändniß, dab fie im echte geweſen 
jei, wenn fie Abminderungen an den Ausgaben für's Heer 
und dem entiprechende Erleichterungen in den Steuern ver- 
langt habe. 

Die am 6. Mai vollzogenen Wahlen fielen troß alle 
dem entichieden gegen das Minifterium aus. Die Yort- 
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ſchrittspartei erjchien im verjtärkter Anzahl wieder; Die 
andern Parteien, auch die gemäßigtsliberale, hatten neue 
Einbußen erlitten. 

Die Heeresreorganifation bildete natürlich abermals 
den Brennpunkt der Verhandlungen des Abgeordnetenhaufes. 
Die Ausjchußberathungen über dieje Angelegenheit dauerten 
ungewöhnlich lange Zwei Anfichten jtanden fich im Aus— 
Ichuffe gegenüber: die eine, gemäßigtere, wollte die Reor— 
ganijation des Heeres, wie fie thatlächlich bereit zu einem 
großen Theil in’3 Leben getreten, al3 vollendete Thatjache 
hinnehmen und noch einmal eine Summe dafür im Extra: 
ordinarium bewilligen, allerdings unter Vorausſetzung von 
Erjparnifjen, die durch Feſthaltung der zweijährigen Dienft- 
zeit erzielt werden follten, und ferner unter der Bedingung, 
daß die Regierung fich verpflichte, die gejeßliche Regelung 
der ganzen Angelegenheit beim nächſten Landtag nach- 
zubolen. Im diefem Sinne ward ein gemeinjchaftlicher 
Antrag formulirt von den Abgeordneten General a. D. 
v. Stavenhagen, v. Sybel und Tweſten. Der Lebte war, 
weil er in der früheren Militärdebatte fich über gewiſſe 
Mipitände in der Armee freimüthig geäußert hatte, vom 
General von Manteuffel, dem Chef des Militärcabinets, 
gefordert und im Zweikampf mit Biltolen verwundet 
worden. Dies hielt ihn nicht ab, für Herbeiführung einer 
Vermittlung zur Bermeidung eines Conflicts mit der 
Regierung nach Kräften zu wirken. 

Die Mehrheit des Ausſchuſſes wollte inde von einer 
jolchen Ausgleichung nichts hören. Streng auf den Boden 
des formellen Rechts fich jtellend, verlangte fie, daß das 
Gejchehene, weil es der gejeglichen Grundlage entbehre, 
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ungejchehen gemacht, dann aber eine Vorlage ſowohl behufs 
gejeglicher Regelung der ganzen Frage, als wegen der dazu 
nöthigen Geldbewilligung an das Haus gebracht werde. 
Zur Zeit empfahl fie die einfache Ablehnung der ganzen 
für die Neorgantjation geforderten Summe. 

Bei den Verhandlungen im Plenum ſchien es einen 
Augenblick, als könne eine Vereinbarung zu Stande 
fommen. Der Kriegsminifter zeigte jich anscheinend nicht 
abgeneigt, auf die zweijährige Dienjtzeit einzugehen. Allein 
nur zu bald ergab fich, daß Dies ein bloßes Mißverſtändniß 
geweſen. So blieben die Gegenjäge unausgeglichen, und 
bei der Abjtimmung ward die Negterungsvorlage, welche 
die bedingungsloje Bewilligung der Reorganiſationskoſten 
forderte, mit der ungeheuren Mehrheit von 308 gegen 
11 Stimmen abgelehnt, der Stavenhagen-Sybel-Tweiten’fche 
Antrag für bedingte Bewilligung ebenfall3 verworfen. 

Die Forderung der Oppofition, daß die ganze bereit3 
vollzogene Neorganijation rückgängig gemacht werden jolle, 
mochte vielleicht, weil die Ausführung dieſer Maßregel 
ohne die nöthigen gejeglichen und verfafjungsmäßigen 
Borbedingungen jtattgefunden hatte, nach jtreng formellem 
Rechte für begründet erachtet werden. Allein fie war 
praftijch unerfüllbar ohne die größten Nachtheile für den 
Staat. Die Oppofition jelbjt mußte dies einſehen. „Man 
beichlicht, was man gar nicht ausgeführt Haben will,“ rief 
der Abgeordnete Tweſten der Mehrheit zu, die auf dieſem 
formellen Rechte der Volksvertretung als auf ihrem Scheine 
beitand. 

Freilich war es ein beflagenswerther, für das parla= 
mentarische Leben Preußens bedenflicher Vorgang, daß in 

8. Biedermann, Dreißig Jahre deutſch. Geſch. II. 20 


— 


einer ſo wichtigen Angelegenheit eine vollendete Thatſache 
geſchaffen worden war, der gegenüber nun die Volks— 
vertretung gewiſſermaßen mit gebundenen Händen Ja ſagen 
und große Summen bewilligen ſollte. Das Miniſterium — 
auch die liberalen Miniſter mit inbegriffen — hatte gefehlt, 
indem es eine ſolche vollendete Thatſache ſchuf; allein das 
frühere Abgeordnetenhaus hatte an dieſem Fehler ſich 
betheiligt, indem es dem Miniſterium erſt Gelder bewilligte 
für einen angeblichen Zweck (die fortgeſetzte Kriegsbereit— 
ichaft), von dem es wußte, daß das Minijterium ihn in 
anderem Sinne verjtehe (al3 eine bleibende Umgejtaltung 
des Heeres), dann, al3 die Reorgantjation jchon im vollen 
Gange war, die often dafür im Extraordinarium, d. h. 
als nur vorübergehende, bewilligte, während es doch Jeder— 
mann klar fein mußte, daß dieſe Mafregel, einmal ein- 
geleitet, eine bleibende fein werde. 

Unter allen Umftänden durfte die Oppofition ‚nicht 
etwas bejchliegen, was jie jelbit al3 thatlächlich unmöglich 
erfennen mußte. Sie durfte nicht den Staat, das Bater- 
land entgelten lajjen, was die Negierung, mit diejer zugleich 
aber auch eine frühere Bolfsvertretung, gefehlt hatte. Sie 
durfte die Geltendmachung des formellen Rechts, das ihr 
zur Seite jtand, nicht auf eine jolche Spike treiben, daß 
die Negierung ſich für gerechtfertigt, ja für verpflichtet 
halten fonnte, dieſem formellen Nechte die Berufung auf 
das Wohl des Baterlandes als das entjcheidendere Interefje 
entgegenzuſtellen. 

Abermals fand ein Miniſterwechſel ſtatt. Der Prinz 
von Hohenlohe, der von Haus aus den Poſten eines 
Miniſterpräſidenten nur interimiſtiſch übernommen hatte, 
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trat von demſelben zurüd. Ebenſo jchied der Finanz: 
miniſter dv. d. Heydt aus, deſſen Verſuch, die Oppofition 
durch einzelne Zugeſtändniſſe umzuſtimmen, jo wenig 
geglücdt war. Ihm folgten der Handelsminiſter Holzbrinf 
und der Mintiter des Innern v. Jagow. An die Spibe 
des Minifteriums stellte der König den bisherigen Ge— 
jandten in Paris, Herrn v. Bismard-Schönhaufen, dem cr 
auch bald darauf das Minijterium des Auswärtigen an 
des Grafen Bernftorff Stelle übertrug. Zum Finanzminiſter 
wurde Herr von Bodelihwingh ernannt, das Handels: 
minijterium übernahm Graf IKenplig, Minifter der Land» 
wirthichaft ward Herr von Selchow, Miniſter des Innern 
Graf Eulenburg. 

Schon im Frühjahr 1862, als der Conflict noch nicht 
dieſe Höhe erreicht hatte, war von der Berufung Bismarcks 
ing Minijterium die Rede geweien. Er jelbjt ſcheint 
damals dagegen gewirkt zu haben. Abgejehen von feiner 
perfönlichen Abneigung gegen Uebernahme diejes Poſtens, 
mag cr auch geglaubt haben, feine Ernennung zum 
Miniſter könne den Conflict, der vielleicht noch der Aus: 
gleihung fähig ſei, unnöthigerweije verjchärfen. 

Sein Eintritt in das Cabinet in dem jeßigen Augen: 
blife ward allgemein al3 ein Anzeichen dafür angesehen, 
daß der König feſt entichlojjen jet, in dem Kampfe gegen 
die Oppoſition nicht nachzugeben, ja, wenn es jein müſſe, 
bis zum Aeußerſten zu gehen. „Herr von Bismard 
Das iſt der Staatsjtreih!” — Dies war der Ausdrud 
der Stimmung, mit welcher die Nachricht von Bismards 
Berufung in den Kreifen der Abgeordneten und im der 
öffentlichen Meinung aufgenommen ward. 
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Was bis dahin von Bismarcks politischer Thätigkeit 
offenkundig vorlag, war allerdingS von der Art, daß die 
Oppoſition, und nicht blos die äußerjte, ſondern auch die 
gemäßigte, auf alles gefaßt jein mußte, 

Herr von Bismarck war zuerjt im Vereinigten Land» 
tage von 1847, damals noch ein ziemlich junger Dann, 
in Die Deffentlichfeit hervorgetreten. Er hatte jogleicd) 
durch die Entjchiedenheit jener Anfichten und durch Die 
rückſichtsloſe Schärfe, womit er jolche ausſprach, die Auf- 
merkjantkeit inner- und außerhalb der Verſammlung auf fich 
gelenkt. Er war in heftige Kämpfe mit Nednern der 
Gegenſeite verwidelt worden, war aber darin niemals 
auch nur um einen Schritt zurüdgewichen. Er hatte jich 
als jtrengen Monarchiiten bekundet, inden er den Verjuchen, 
die dem Vereinigten Landtage im Patent vom 3. Februar 
verliehenen Nechte weiter auszudehnen, entgegentrat, viel- 
mehr verlangte, daß alles der freien Initiative des Königs 
überlafjen bleibe. Er hatte die Gleichberechtigung der 
Suden bekämpft, inden er fi) mit Entjchiedenheit als 
einen Bertreter des „chriltlichen Staates" bekannte. Er 
hatte den Zujammenhang zwiſchen der Erhebung des 
preugischen Volkes 1813 und dem Aufichwunge des 
preußiſchen Volksgeiſtes infolge Der vorausgegangenen inneren 
Neformen geleugnet, indem er als Grund der damaligen 
Begeilterung Lediglich das Gefühl des äußeren Druckes 
gelten lajjen wollte. 

Auf dem zweiten Vereinigten Landtage, im April 1848, 
hatte Bismard, unbeirrt durch alle die Vorgänge, welche 
inzwijchen Die ganze Grundlage des preußtichen Staats 
umgejtaltet, nad) wie vor an dem „alten Preußen“ feſt— 
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gehalten. Er hatte gegen die Adreſſe geſtimmt, weil darin 
„Dank und Freude“ ausgeſprochen werden ſollte für die 
vom König gemachten Zugeſtändniſſe. „Er könne dieſe 
Gefühle nicht theilen,“ hatte er geſagt, „er beklage vielmehr, 
daß die Vergangenheit nicht wieder zu erwecken ſei, nachdem 
die Krone ſelbſt die Erde auf deren Sarg geworfen.“ 

Im weitern Verlaufe des Jahres 1848 war Bismarck 
der parlamentariſchen Thätigkeit fern geblieben, hatte da— 
gegen um ſo eifriger im Stillen für die Bildung einer 
compacten conſervativen Partei, als eines Gegengewichts 
wider die vorandrängende Bewegung dieſes Jahres, gewirkt, 
hatte ſich an der Bildung der „Preußenvereine“ und 
ähnlicher Organiſationen, an der Gründung der Neuen 
Preußiſchen Zeitung (der ſog. „Kreuzzeitung“) lebhaft betheiligt. 
Mit großer Genugthuung hatte er dann im November 1848 
den Eintritt des Miniſteriums Manteuffel, als des 
„Miniſteriums der rettenden That“, begrüßt. 

In der auf Grund der octroyirten Verfaſſung vom 
5. Dechr. 1848 einberufenen Kammer erſchien Bismarck 
wieder. Er ſprach hier gegen den Rodbertusſchen Antrag 
auf Anerkennung der Frankfurter Reichsverfaſſung. Dieſelbe 
war ihm verhaßt als cine Ausgeburt des Princips der 
„Bolfsjouveränetät”, weil fie dem Kaiſer ein bloßes Sus— 
penjivveto zuerfannte. Much wollte er nicht, daß „die 
preußiiche Königskrone eingejchmolzen werde, um dad Gold 
zu einer Kaiſerkrone zu liefern.“ 

Nicht weniger aber, al3 ein Gegner der Reichsver— 
fajlung, war er ein Gegner der Unionsverfaſſung, obſchon 
dieje nicht vom Volfe, jondern vom Slönige von Preußen 
ausging. Auch jie schien ihm zu jeher das „Ipecifiiche 
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Preußenthum“ zu vernichten. Weder Armee noch Volk in 
Preußen, behauptete er, hege deutſchnationale Begeiſterung. 
Nur unwillig, auf höheres Gebot, trage der preußiſche 
Soldat neben der ſchwarz-weißen die ſchwarz-roth-goldne 
Kofarde — dieje Farben, die niemal3 die Farbe des Reichs, 
immer nur das Symbol der Revolution gewejen jeien. 
„Preußen jind wir,” rief er aus, „und Preußen wollen 
wir bleiben,“ und er fügte hinzu: „Ich hoffe zu Gott, dag 
wir noch lange Preußen bleiben werden, wenn dieſes Stück 
Papier (die Untonsverfafjung) vergejjen fein wird wie ein 
dürres Herbitblatt.“ 

So jprach er in der Berliner Kammer. Aehnlich im 
Untonsparlamente zu Erfurt. Er jcheute ich nicht, dort 
für einen „Stodpreußen" zu gelten, weil er die Union 
zurückwies. 

An der Rückwärtsrevidirung der preußiſchen Ver— 
faſſung nahm Bismarck lebhaften und thätigen Antheil. 
Es geſchah ihm darin nur immer nicht genug. In dem 
der Volksvertretung einzuräumenden Steuerbewilligungs— 
rechte ſah er eine Umwälzung des geſammten preußiſchen 
Staatsrechts. Daſſelbe verlege den Schwerpunkt von der 
Krone in's Abgeordnetenhaus. Der Krone bleibe zuletzt 
nichts übrig, als, ſich den Mehrheitsbeſchlüſſen zu unter— 
werfen. Nie aber dürfe die preußiſche Krone ſich in die 
Stellung der engliſchen drängen laſſen. Das parlamentariſche 
Syſtem Englands paſſe nicht für uns, denn uns fehle ein 
ähnlicher wohlhabender und darum conjervativer Stand 
der Grumdbefiger, wie die engliſche Gentry. 

Bismarck war damals ein warmer Fremd Deiterreichs. 
Nicht Rußland, jondern Preußen hätte, jo winjchte er, 


dem Kaiſer von Dejterreich Ungarn zurüderobern follen. 
In dem feiten Zufammenhalten der beiden deutjchen Groß— 
itaaten jah er den beiten, ja den einzigen Schuß gegen die 
Nevolution. Von diefem Standpunkte aus vertheidigte er 
jogar die Politik Olmütz. Sowohl die furhejjiiche, als 
die jchleswigsholiteiniiche Sache waren ihm damals gleich- 
gültig, ja antipathiih. Es wäre eine Donquixoterie, 
meinte er, „für gefränfte Stammercelebritäten einzutreten, 
welche ihre locale Berfajjung für gefährdet Halten.” Gr 
gebe in dem kurheſſiſchen Streite „für beide Theile nicht 
einen Schuß Pulver.“ Ebenſo hielt er es für fehr 
wünjchenswerth, daß „der unglückliche Krieg in Schleswig- 
Holitein, in den die leichtfertige Politif des Jahres 1848 
Preußen verflochten habe, bejeitigt werde.“ 

In der Landtagsſitzung von 1851 war es, wo Bismard 
jich des vielfach angegriffener preußifchen Adels annahn, 
wo er ausrief: „Sch bin jtolz darauf, ein preußiſcher Junker 
zu jein, und jeien Sie verfichert: wir werden unjrerjeits 
den Namen des Junkerthums noch zu Ehren und Aniehen 
bringen!“ 

Das war die politische Vergangenheit des neuen 
Minijterpräfidenten, joweit fie in jeinem öffentlichen, ins— 
bejondre jeinem parlamentarifchen Auftreten vorlag. 1851 
war Herr von Bismard in die diplomatische Laufbahn 
übergetreten. Er hatte bi8 Ende 1858 Preußen am 
Bundestage vertreten, hatte dann bis zum Frühjahr 1865 
den wichtigen Botjchafterpojten in St. Petersburg bekleidet, . 
und war von da vor Surzem auf dem nicht minder 
wichtigen in Paris verjeßt worden. Daß ihm, der ver: 
hältnigmäßig jung an Sahren, jünger noch im diplomatiſchen 
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Dienſte war, drei ſo bedeutende Poſten nach einander an— 
vertraut worden waren, und zwar unter Miniſterien von 
ſehr verſchiedener Farbe, mußte wohl von ſeinen diplomatiſchen 
Talenten eine hohe Meinung erwecken. Ob aber die 
diplomatiſche Schule, die er durchgemacht, in ſeinen 
politiſchen Anſichten Aenderungen hervorgebracht, und welche, 
darüber circulirten damals nur unſichere und unverbürgte 
Gerüchte. Es hieß wohl: Bismarcks frühere Hinneigung zu 
Oeſterreich habe ſich in ihr Gegentheil verwandelt. Dann 
wieder gingen ſonderbare Erzählungen um von geheimen 
Abmachungen Bismarcks mit Kaiſer Napoleon, denen zufolge 
Preußen dem Kaiſer die Annexion eines Stückes deutſchen 
Landes zugeſtehen ſolle, wenn der Kaiſer ihm freie Hand 
laſſe, ſein Gebiet oder ſeine Machtſphäre in Deutſchland 
zu erweitern. Gleichzeitig aber hörte man auch, daß 
Bismarck dieſe Ausſtreuungen für böswillige Verleumdungen 
erklärt und einen hohen Preis Dem geboten habe, der 
irgend etwas zur Erhärtung derartiger Anklagen beizu— 
bringen vermöge. 

So befand ſich die öffentliche Meinung darüber, was 
Bismarck jetzt ſei, ob noch derſelbe, der er 1847—1851 
geweſen, ob ein Anderer, ſo gut wie gänzlich im Dunkeln. 
Kein Wunder, wenn das erſte und vorherrſchende Gefühl, 
welches ſeine Berufung an die Spitze des Miniſteriums — in 
dieſem Augenblicke höchſter Spannung zwiſchen Volks— 
vertretung und Regierung — ſowohl in den Reihen der 
Oppoſition als auch in weiteren Kreiſen hervorrief, das 
des Mißtrauens und der Beſorgniß war. 

Bismarcks erſtes Auftreten im Landtage war nicht 
dazu angethan, dieſes Mißtrauen zu beſeitigen. Wenn er 
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in der Budgetcommiſſion den Nächſtſitzenden einen kleinen 
Delzweig vorwies, den er, wie er fagte, zu Avignon 
gepflüct habe, um ihn als Friedenszeichen der Oppofition 
mitzubringen, vdenjelben aber alsbald wieder einitecte, 
„weil er ehe, daß es dazu noch zu früh jei“; wenn er 
feinen Gegnern Halb jcherzhaft zurief: „fie möchten den 
Conflict nicht zu tragisch nehmen“; wenn er davon jprach, 
dag MNechtsfragen zuleßt doch zu Machtfragen würden 
(wa man dahin auslegte, al3 habe er gejagt: „Macht gehe 
vor Recht”) — jo jah die Oppofition in Alledem nur 
neue Beweiſe eben jenes „junferlichen Uebermuths“, der 
aus Bismard3 Neden auf dem Vereinigten Landtage und in 
der Kammer von 1851 herausgeflungen, und fie ward 
dadurch in der vorgefaßten Meinung, dag Bismard noch 
derjelbe jei, der er damals geweſen, nur immer mehr 
beftärft. Die Andeutungen, die er dazwiſchen fallen lieh: 
„Preußens Leib ſei zu jchmal für die Nüftung, die er 
tragen müjje,“ „große nationale Tragen würden nicht durch 
Mehrheitsbeichlüfje eines Parlamentes, jondern nur durch 
Blut und Eijen gelöft,” „Preußen müſſe feine Kraft 
zujammenhalten für den günftigen Augenblic, der ſchon 
einige Male verpaßt jet,“ „Preußens Grenzen jeien zu 
einem gejunden Staatsfürper nicht günſtig“ — Diefe An— 
Deutungen wurden entweder nicht verjtanden, oder jie galten 
wohl gar ebenfalls für bloße Ausbrüche eines überkecken, 
mit den Verhältniſſen jpielenden, daher eher Miptrauen, als 
Vertrauen erwedenden politiichen Naturells. 

Daß Bismard damals bereits in feinem Geifte jene weit- 
reichenden Pläne trug und hegte, die er jpäter mit einer 
jo gewaltigen Energie und jo erfolgreich hinausführte, daran 
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it nicht zu zweifeln. Seit Frankfurt dachte er an die Noth— 
wendigfeit einer gründlichen Auseinanderſetzung mit Deiter- 
reich”). Zur Zeit des italienischen Krieges hielt er es nicht 
für unmöglich, den Deutjchen Bund zu jprengen und jo zu: 
nächjt wenigſtens die Feſſeln abzujchütteln, welche nach feiner 
Anficht Preußens freie Action beengten. Schon im Anfange 
des Sahres 1858 hatte er mit ficherem Blick ein Grund 
gebrechen des Zollvereing darin erfannt, daß die Zollvereing- 
politif an die Zuſtimmung von 28 Regierungen und mehr 
als 50 ftändijchen Körperjchaften gebunden fei, und hatte mit 
glücklichen Griff das allein richtige Heilmittel dafür ent- 
deckt, die Errichtung eines Zollparlaments, welches zugleich 
der Ausgangspunkt für, eine Führerſchaft Preußens 
auch) auf politifchem Gebiete werden fünnte Won dem 
„Minijterium der neuen Aera,“ jo wenig dieſes nach feinem 
Sinne war, hatte er doch, ſelbſtlos genug, einen neuen 
Aufſchwung der auswärtigen Bolitif Preußens erhofft und 
erjehnt, indem er offen befannte (cr, einit der Vertheidiger 
der Politik Olmütz): „Wir waren heruntergefommen und 
wußten jelbit nicht, wie.” ES gewährte ihm eine heim: 
liche Fsreude, daß die „Bamberger Diplomaten“ im Bundes- 
tage zitterten vor einer „preußiichen Branditiftung”, als 
an jeine Stelle daſelbſt ein cifriger Anhänger der 
Uniongspolitif, Here von Uſedom, gejegt ward. In einem 
Briefe an einen Gefinnungsgenojjen vom Herbit 1861 

*) Bismarck ſelbſt bat dies 1866 in einem Gefpräche mit dem 
Berliner Correfpondenten des „Siecle“ befundet, indem er diefem fagte: 
„Damals ſchon (in Frankfurt) faßte ich den Plan, den ich jeßt aus— 
zufiibren juche, nämlich: Deutichland von der öfterreichtichen Preſſion 
zu befreien.“ 
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hatte er fich eingehend und mit einjchneidender Schärfe 
über Das, was für Preußen und Deutichland noth thue, 
ausgelajjen, hatte gewijjermaßen jchon fein ganzes ſpäteres 
Programm in der deutjchen Trage entwidelt. Der eimit 
von ihm jo hochgehaltene Grundjag von der „Solidarität 
der conjervativen Interejjen” war ihm jebt nichts als ein 
falſcher „Doctrinarismus”, feine Durchführung um jeden 
Preis eine gefährliche „Donquixoterie“. Auf diefem Wege, 
meinte er, fomme man dahin, „ven ganz unhiltorischen, gott- 
und rechtlofen Souveränetätsfchwindel deutjcher Fürſten 
zum Schooßfind der conjervativen Partei Preußens zu 
machen.” Im jtärkjten Tone protejtirte er gegen eine 
preußiſche Politik, die „fich begeijtere für die von Napoleon 1. 
geichaffenen, von Metternich janctionirten kleinſtaatlichen 
‚ Souveränetäten bis zur Blindheit gegen alle Gefahren, 
mit denen Preußens und Deutjchlands Unabhängigkeit für 
die Zukunft bedroht fei, jo lange der Unfinn der jegigen 
Bundesverfajjung bejtehe, die nicht3 jet, al3 ein Treib- und 
Conjervirhaus gefährlicher und revolutionärer PBarticular- 
bejtrebungen.” Mit Nachdrud vertrat er die Nothiwendig- 
feit einer „Itrafferen Conjolidation der deutjchen Wehrfraft,“ 
ebenfo wie die „neuer und bildjamer Einrichtungen auf 
dem Gebiete des Zollvereins,” und jchloß endlich mit dem 
in jeinem Munde nicht wenig überrafchenden Bekenntniß: 
„Ich ſehe außerdem nicht ein, warum wir vor der 
Idee einer Volksvertretung, jei e8 im Bunde, jei es in 
einem Zolle oder Vereinsparlament, jo zimperlich zurück— 
ichreden: eine Injtitution, die wir Conjervativen jelbjt in 
Preußen nicht entbehren möchten, können wir doch nicht 
al3 revolutionär bekämpfen!“ 
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Das war freilich ein weientlich anderer Bismard, als 
jener wetland im Vereinigten Zandtage und im Erfurter 
Untonsparlamente! 

Bei feinem jcharfen Blicke für die realen Verhältniſſe 
und bei der ihm im Blute liegenden warmen Anhänglich- 
fett an die großen Friegertichen Weberlieferungen Preußens 
wird Bismarck Sicherlich mit feinen reifenden Plänen für 
eine politische Stärkung Preußens immer auch jogleich den 
Hedanfen ar die Notbwendigfeit einer Kräftigung Der 
preußischen Wehrfraft, al3 des umerläßlichen Mittels für 
diejen Zweck, verbunden haben. Inwieweit er ſelbſt auf 
eine ſolche ſchon vor feinem Eintritt in's Miniſterium bins 
gewirkt haben mag, darüber fehlen zur Zeit die authentiſchen 
Delegc*); doch tit wohl nicht zu zweifeln, dag Bismarck, 
was cr in dieſer Richtung thun konnte, gethan haben 
wird. Wenn König Friedrich Wilhelm IV. ihn öfters von 
Frankfurt nach Berlin berief, um feinen Nath zu hören, jo 
wird Bismarck gewiß jolche Gelegenheiten benutt haben, 
um die Aufmerkſamkeit des Königs und feiner Miniſter 
auch auf dieſen Punkt hinzulenfen. Aber, freilich, mit 
einem Miniiterium Manteuffel war in diefem Punkte ſchwer— 
lic) cetwa® zu machen. Nach dem Eintritt der Regent— 
Ichaft dagegen bedurfte es derartiger Mahnungen wegen 
Stärkung der Wehrfraft Preußens nicht mehr. Bier 
fanden die Wünſche Bismards fich durch die eigenften 
Pläne des Prinz-Regenten bereits erfüllt. Wohl aber iſt 

*), Hefefiel in feinem „Buch vom Grafen Bismarck“, ©. 193, 
behauptet pofitiv, daß dies geſchehen (was auch glaublich); allein 
Belege dafür bringt er nicht bet. 
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glaublich, dag jowohl in den vertraulichen Unterredungen, 
Die der Prinz Negent im Sommer 18560 zu Baden-Baden 
mit feinem jpäteren Meintiterpräfidenten hatte, als auc) in 
der Denfjchrift, welche Leterer ihm auf jein Erfordern 
überreichte, jene allgemeinen Andeutungen von der Unter: 
jtügung der auswärtigen Politik Preußens durch eine 
itarfe und jtet3 bereite Waffenmacht, die der Prinz-Regent 
bei jeinem Negierungsantritt gegeben, ihre nähere Aus— 
gejtaltung erhalten haben werden, bejonders auc) mit Be— 
ziehung auf die deutiche Stellung Preußens. 

Bon alledem wußte nun freilich die Oppofition im 
preußiſchen Abgeordnetenhauje nichts, konnte fie nicht 
wohl etwas wijjen. Hätte jie ahnen Können, day itatt 
jenes früheren Bismard, mit dem allein jie es noch 
immer zu thun zu haben glaubte, ihr jetzt ein Staats— 
manı gegenüber jtehe, der nicht blos Die gewaltigiten 
Pläne für Preußens und Deutſchlands Größe im jeinem 
Kopfe herumtrage, jondern der auch feſt entichlojjen 
jet, an die Durchführung dieſer Pläne alles zu eben, 
um ihrerwillen „allem zu trogen, dem Exil und jelbit 
dem Schaffot"*) — gewiß, auch ihre Haltung wäre dann 
eine andere geweſen. Die conititutionelle Partei (die reis 
ih) nicht mehr die Majorität im Hauſe bejaß, vielmehr 
faſt gänzlich aufgelöjt war) hatte jchon unter dem liberalen 
Miniſterium es an Andeutungen nicht fehlen lafjen, daß 
um den Preis eimer Fühnen, thatkräftigen Politik nach 
augen ihr auch ein größeres Map von Opfern für 

*) Worte Bismards in dem oben erwähnten Gejpräche mut Dem 
Correſpondenten des „Siècle“. | 
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Preußens Wehrfähigkeit nicht zu hoch erjcheinen würde, daß 
es dagegen ſchwer für fie jei, die Verantwortung für jolche 
Opfer zu übernehmen, jo lange das Volk feine entjprechende 
Gegenleistung dafür habe. Die Yortichrittspartei hatte 
wiederholt den Wunſch nach einer Befjergeitaltung Der 
allgemeinen deutjchen Verhältniſſe ausgelprochen, hatte laut 
gefordert, dag Preußen ſich diefer nationalen Aufgabe 
unterziehe; fie hätte ihr eignes Programm verleugnen, ſie 
hätte jedes preußiichen und deutſchen Patriotismus bar 
fein müfjen, wenn fie die nothwendigen Mittel für den 
von ihr ſelbſt gewollten Zweck hätte verjagen wollen, jobald 
ihr genügende Bürgichaften geboten wurden, Daß dieſe 
Mittel auch wirklich für diejen Zweck, und zwar mit voller 
Energie, verwendet werden würden. 

Allein an jolchen Bürgjchaften — man muß gerecht 
fein! — fehlte es leider*). Der bisherige Gang der 
auswärtigen Politik Preußens war jeit lange her nicht 
von der Art geweien, daß er zur Aufwendung bedeutender 
Opfer für diefelbe hätte ermuntern können. Das Minijtertum 
Manteuffel hatte Demüthigung nach) Demüthigung auf 
Preußen geladen. Die lächerliche Ausrede, womit Herr 
v. Manteuffel dieſe Schwäche der preußtichen Politik zu 
bejcehönigen juchte: „Der Starfe weicht einen Schritt 
zurück,“ war mit Recht zu einem Schlagworte de3 Spottes 
gegen Preußen geworden. Mit der, jo tief in alle Ver: 

) Bismard ſelbſt bat jpäter, in der Reichstagsſitzung vom 
9. April 1876, geäußert: „Sch Habe volle Achtung vor der Ent: 
ichlojienbeit, mit der die Landesvertretung was ſie für recht bielt, 
vertrat. Eie fonnten nicht wijien, wohin meine Politik hinausging.“ 


— — 
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hältniſſe des Volkes eingreifenden Maßregel der Mobili— 
ſirung war ein frevelhaftes Spiel getrieben worden: man 
hatte Hunderttauſende von Landwehrmännern ihren Familien 
und ihren Geſchäften entriſſen, um ſie bald darauf unver— 
richteter Sache wieder nach Hauſe zu ſchicken, entſchloſſen, 
wie man im voraus geweſen war, nicht loszuſchlagen; ja 
man hatte den Gegner ſelbſt, wider den man ſcheinbar 
rüſtete, heimlich wiſſen laſſen, daß dies eben nur zum 
Schein geſchehe! Kein Wunder, wenn das Volk dadurch 
tief verbittert worden war, wenn es den Glauben an den 
Ernſt ſeiner Regierung in ihrer auswärtigen Politik ver— 
loren hatte und wenig geneigt war, neue Opfer da zu 
bringen, wo ſchon die bisherigen fruchtlos verſchwendet zu 
ſein ſchienen. 

Im Krimkriege hatte Preußen ebenfalls nur eine 
zweifelhafte, bet den Pariſer zsriedensverhandlungen von 
1856 eine nicht weniger denn glänzende Rolle geipielt. 

Auch dem „Minifterium der neuen era” hatte 
diejer Charakter der Unentjchlojjenheit und Halbheit in 
Bezug auf jeine auswärtige Politif noch angehangen, 
Dafjelbe Hatte ſich im italienischen Kriege theils von 
perjünlichen Stimmungen, theil3 von unklaren Strömungen 
der öffentlichen Meinung mehr als gut war leiten laſſen, 
jtatt vom Anfang an ein fejtes Ziel des Handelns mit 
klarem Blick und ſicherm Griff zu erfafjen. Die verworrene 
Lage der deutjchen Verhältnifje mochte ihm dabei einiger: 
maßen zur Entjehuldigung gereichen; allein es hatte auch 
nicht verjtanden, zur Löſung diejer Verwirrung den damals 
vielleicht günftigen Moment vermittelit einer Fühnen Politik 
zu benutzen. 
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Im Jahre darauf, 1860, bei der Abtretung Savoyens 
an Napoleon von Seiten Sardiniend, war eine das deutſche 
Intereſſe noch ungleich näher berührende Trage an Die 
preußiiche Regierung herangetreten. Das nördliche Savoyen 
war auf dem Wiener Congreß in die Neutralität Der 
Schweiz mit einbezogen worden. Wenn dieſes nördliche 
Savoyen jammt den darin belegenen wichtigen Alpenpäjjen, 
welche den Zugang von Frankreich her jowohl nach Italien 
als nach der Schweiz und mittelbar nach Süddeutjchland 
öffnen, jeßt an Frankreich fiel, jo war der Zweck, den 
der Wiener Congreß mit deſſen Neutralifirung verfolgt 
hatte, vereitelt, jo war den Franzoſen ein Einfall in die 
Schweiz und nad) Süddeutjchland, mit Umgehung der 
deutjchen Feſtungen am Oberrhein, leicht gemacht. Napoleon 
jelbjt jchien deshalb auf einen Einſpruch der Mächte gegen 
die Einverleibung Savoyens in Frankreich gefaßt zu fein. 
Er lich in diplomatischen Noten feines Miniſters Thouvenel 
verfünden, daß dieſe Einverleibung „nicht ohne die vor— 
gängige Einwilligung Europas“ vor ſich gehen folle, daß 
Fraukreich „die Neutralität der Dijtricte Faucigny und 
Chablais achten werde," ja daß es „vielleicht das Beſte 
wäre, Dice Dijtricte mit der Schweiz zu vereinigen.“ 
Wenn damal3 die Regierung Preußens, gejtüßt auf Die 
Verträge von 1815 (für deren Unantajtbarfeit eintreten 
zu wollen fie jo eben erſt im italienischen Kriege jo ent— 
Ichieden erklärt Hatte), gegen den Anfall der neutralen Ges 
biete Savoyens an Frankreich mit allem Ernjt und aller 
Energie protejtirte, jo hätte dies möglicherweije eine Wirkung 
haben können. Die Heine Schweiz ſogar zeigte ſich ent- 
ichlojjen, für die Erhaltung des status quo, als die Be: 


dingung ihrer eignen Sicherheit, ſelbſt das Aeußerſte zu 
wagen, jofern fie nur von irgend einer Großmacht auf 
Unterftügung zu vechnen hätte Won Dejterreich war 
eine jolche nicht zu erwarten, von Rußland noch weniger, 
sn England war Palmerſton am Nuder, der um jeden 
Preis das innige Einvernehmen mit Napoleon pflegte; 
auch war England gefödert durch den von Napoleon ihm 
gebotenen vortheilhaften Handelsvertrag. Immerhin aber 
war e3 nicht unmöglich, daß, wenn Preußen fühn voran 
ging, England zur Nachfolge fortgerijjen ward, denn die 
öffentliche Meinung in England zeigte fich über das Ge- 
bahren Napoleon3 jtarf beunruhigt und mit der Palmer: 
ſtonſchen Politik theilweije unzufrieden. Aber die preußiſche 
Regierung lieg es bei einer jo jchwachen diplomatiichen 
Action beivenden, daß Napoleon dadurch in der Verfolgung 
ſeines Planes mehr ermuthigt, al3 aufgehalten ward: von 
einer „Einwilligung Europas" oder einer „Achtung der 
Neutralität Nordſavoyens“ war fernerhinnicht mehr die Rede. 

Allerdings wäre es ein Wagniß geweſen, wenn Preußen 
für fich allein, ohne einen im voraus gejicherten Bundes— 
genoſſen, der Lilternheit Napoleons nah Savoyen ein 
gebieteriiches Halt! hätte zurufen wollen. Eben erjt ward 
die erite Hand an die Verſtärkung der Heereskraft in 
Preußen gelegt. Was vom Bunde zu erwarten jet, hatte 
das vorige Jahr ſattſam gezeigt. Allein auf der andern 
Seite galt es in der ſavoyiſchen Frage ein zweifellos 
allgemeines und zwar ein jehr dringliches Intereſſe Deutjch- 
lands. Im Süden namentlich) ward die Gefahr einer 
Preisgebung der Alpenpäjje an Frankreich lebhaft empfunden. 
Der Nationalverein legte der preußischen Negierung in 

K. Biedermann, Dreißig Jahre deutſch. Geſch. I. 21 
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einer öffentlichen Kundgebung die Sicherheit Deutjchlands an's 
Herz. Ein Theil der preußiichen Preſſe ſtimmte in dieſes 
Verlangen ein. Wieder jchien eine Gelegenheit gegeben, 
wo Preußen mittelft eines thatkräftigen Worangehens in 
entichieden nationalem Sinne die beiten Kräfte der Nation 
um ſich jammeln, die zögernden Regierungen durch Die 
Macht der öffentlichen Meinung mit fich fortreigen, Die 
sührerjchaft Deutjchlands durch eine kühne That fich ver: 
dienen fonnte. Allein auch dieje Gelegenheit ging ungenüßt 
vorüber. 

Ob der Einjab, den Preußen für den ihm winfenden 
Preis hätte wagen müjjen, zu Hoch, die Gefahr eines 
möglichen ernsten Conflictes mit Napoleon in der damaligen 
Lage Preußens zu groß gewejen wäre, darüber mochten 
unter nüchtern abwägenden Diplomaten und Strategen 
die Meinungen verjchieden jein — der Inſtinct des 
Volkes konnte jedenfall durch alle dieje Vorgänge nicht 
wohl zu jener Opferfreudigfeit fich angefeuert fühlen, welche 
die jo jehr geiteigerten Forderungen für das Heer von 
ihm beanipruchten. 

Die perjünlichen Begegnungen, welche der Prinz— 
Negent in der nächitfolgenden Zeit mit andern Monarchen 
hatte, befundeten in jehr erfreulicher Weile die hohe 
Achtung, in welcher derſelbe perjönlich nach allen Eeiten 
bin Stand, und die ungleich höhere Stellung, zu welcher 
das perjönliche Anjehen des neuen Staatsoberhauptes den 
Staat Preußen in den Augen der großen europätjchen 
Höfe wieder erhoben hatte; allein bei dem ‘Dunkel, welches 
über den Zweden und Gegenjtänden diejer Beiprechungen 
ichwebte, vermochten diejelben dennoch die Zweifel nicht 
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zu heben, welche gegen die auswärtige Politif Preußens 
(nicht in Betreff ihrer Nedlichkeit; wohl aber ihrer Kühnheit) 
noch immer herrjchten. Man rechnete es dem Prinz— 
Negenten hoch an, dag er als unerläßliche Vorbedingung 
der Begegnung, welche Kaifer Napoleon mit ihm gejucht 
und welche am 16. Juni 1860 in Baden-Baden jtattfand, 
verlangt hatte, daß auch andere deutjiche Fürſten daran 
Theil nehmen jollten, und freute fich in allen nationale 
gefinnten Streifen, zu hören, wie der Regent Preupens, 
umgeben von den angejehenjten deutſchen Fürſten, als 
deren Vertreter und Wortführer dem Kaiſer Napoleon 
gegenübergejtanden. Weniger jchon war man beruhigt 
über die Zufammenkunft, die der Prinz Negent bald darauf 
(am 26. Juli) mit den jugendlichen Kaiſer von Deiterreich 
in Teplitz hatte; man fürchtete, der ritterliche Sinn und 
das verjöhnliche Gemüth des Prinzen möchten ihn bier 
zu einem Entgegenfommen veranlagt haben, welches von 
der Öjterreichiichen Diplomatie gemißbraucht werden fünnte.”) 
Koch weniger wußte die öffentliche Meinung, was fie 
aus der Zuſammenkunft des Prinz-Regenten mit den beiden 
Kaiſern von Dejterreichh und Rußland zu Warjchau (am 
22, October 1860) machen jolltee Man war und blieb feit 
überzeugt, daß der Prinz bei feiner jolchen Begegnung, 
auch nicht dem Gegenbejuch, den er im Herbſt 1860 
dem Kaiſer Napoleon zu Compiegne abjtattete, irgendwie 
der Ehre Preußens oder den Intereſſen Deutjchlands auch 
nur das Geringjte vergeben habe oder je vergeben werde; 





*) Solche Befürchtungen ſprach Bismarck (damals Gejandter 
in Petersburg) ſehr rückhaltlos aus in einem Briefe (an einen Un— 
genannten) vom 22. Auguſt 1860. 
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allein von der Negterung des Prinzen hätte man gern 
enticheidendere Proben gejehen, daß fie alles thue und nichts 
verjäume, um die in den leßten acht Jahren in jo bedenk— 
licher Weile verringerte Machtitellung Preußens zu der 
vollen Höhe, die man zu Preußens und Deutjchlands 
Frommen ihr wünjchte, wieder zu erheben. 

Was die deutiche Politik des „Miniſteriums der 
neuen Aera“ anbelangte, jo begrüßte man freudig und 
dankbar das erhöhte Interefje, welches daſſelbe den An— 
gelegenheiten Schleswig-Holſteins und Kurhejjens, ebenſo 
der Kriegsverfaffung de deutſchen Bundes zumendete, ob— 
gleich man freilich auch hier zum Theil die Entſchiedenheit 
einer Politif im großen Styl vermißte. Auch erichten es 
al3 ein günstiges Zeichen, da die Negierung des Prinz: 
Negenten ihrer anfänglichen Abneigung gegen die nattonalen 
Beitrebungen des italienischen Bolfes entjagte und im 
Sahre 1860 daS neugebildete Königreich Italien rücdhaltlos 
anerfannte. 

Aber in alledem war Doch noch immer nichts, was 
zu einer größeren Kraftentwicklung hätte zwingen können, 
al3 wozu die vorhandenen Mittel Preußens ausreichten. 
Wegen der zwei Armeeeorps, die man aufbieten wollte, um 
den Trotz des Kurfüriten von Hejjen gegen Befehle des 
Bundestages einzufchüchtern, bedurfte es doch wahrlich noch 
feiner Heeregreorganijation. Auch in den deutjchen Arge: 
(egenheiten hatte e8 Die preußiſche Politif noch immer ſo— 
wohl im In- als Auslande nur zu dem Anerkenntniß einer 
zwar ehrlichen und mwohlmeinenden, nicht aber einer fühnen 
und thatkräftigen Handlungsweiſe gebracht. 

Das jeher energiſche Ultimatum, welches der neue 
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Minijterpräjident von Bismarck dem von neuem troßenden 
Kurfürſten von Heſſen durch einen einfachen Feldjäger zu— 
jtellen ließ, erjchien zwar als ein erfreulicher Beweis der 
Entichlojjenheit Bismards, jih von einem jolchen Eeinen 
Souverain jo etwas nicht bieten zu lafjen, gleichwohl 
aber nicht als eine ausreichende Bürgichaft dafür, dal; 
derjelbe Bismard die ganze deutſche Politik Preußens, 
mitjammt der kurheſſiſchen und ſchleswig-holſteinſchen 
Frage, auf einen neuen Fuß Itellen, die volle Kraft Preußens 
für eine gründliche Aenderung der beitehenden Bundes- 
verhältnijje, für eine endliche Befriedigung des Einheits— 
bedürfnifjes der deutjchen Nation einjeßen werde. Hatte 
nicht Herr von Bismard feiner Zeit ſich abfällig, ja feindlich 
über den Kampf ſowohl der Kurheſſen als der Schleswig: 
Holſteiner ausgeſprochen? Würde er wohl jeßt feine eigne 
Vergangenheit jo völlig verleugnen, er, der Vertheidiger des 
Tages von Olmütz, er, der dem nationalen Drange des deutjchen 
Volkes im Jahre 1848 jede Berechtigung abgeiprochen hatte? 

Den preußiichen Volke war durch eine mehr denn 
zehmjährige Schwäche der auswärtigen Politik jeiner Re— 
gierung der Sinn für die Grogmadtitellung Preußens 
nahezu abhanden gekommen. &3 hatte jich, wenn auch mit 
widerſtrebendem Gefühl, bejcheiden gelernt, den Staat Preußen 
zwar cine ehrliche und uneigennüßige, aber Feine Politik 
im großen Styl betreiben, daher auch mit der legten Stelle 
in der Nangordnung der Großmächte freiwillig fich begnügen 
zu jehen. Wozu aber dann eine Waffenrüjtung, die für 
den jchmalen Leib Preußens in der That zu weit, für das 
Maß der Straft, welches allein zu entwideln Preußen 
geneigt umd fähig jchten, zu jchwer jein möchte? 
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Auch die Thronreden des neuen Monarchen hatten 
vergebens einen volleren Ton als früher angejchlagen, 
hatten vergebens manches kühnere Wort von dem deutjchen 
Berufe Preußens anklingen lajjen: die Botjchaft hörte man 
wohl, allein es fehlte der Glaube — der Glaube an die 
Kraft der Regierung, daß fie dieſe füniglichen Worte auc) 
zu Ihaten machen werde. Zu oft hatte die Hoffnung auf 
eine Bolitif der Thaten das preußische Volk getäujcht! 

Nun aber war endlich der rechte Mann für eine jolche 
Politif der Thaten gefunden, der Mann mit dem eijernen 
Willen und mit dem an großen Gedanken fruchtbaren 
Geiſt! Und nun wollte das Unglück, daß eben dieſer 
Mann eine Bergangenheit hinter fich Hatte, welche gerade 
von jeiner Willenskraft und feiner Unerjchrodenheit (die 
man wohl erkannte) weit mehr fürchten, als hoffen ließ! 
Was half es, daß diefer Mann jegt Andeutungen hinwarf, 
in Denen er von feinen Zukunftsplänen gleichſam einen 
Zipfel de3 Schleiers, der fie verhüllte, Hinwegzog? Man 
miptrante ihm einmal und in diefem Mißtrauen lie man 
derartige Andeutungen entweder umnbeachtet, oder legte fie 
wohl gar in einem Sinne aus, der den vorhandenen 
Argwohn nur noch vermehrte, 

Sp ſtand zwilchen dem Staatsmann, dem Preußens 
und Deutjchlands Zukunft angehörte, und der Volks— 
vertretung, mit der zuſammen er jein großes Werf voll- 
bringen follte, ein unglücjeliges, ungelöjtes Mißverſtändniß, 
dejien Löſung freilich wohl auch von Feiner Seite eifrig 
genug gejucht ward, weil jeder von beiden Theilen fich die 
Kraft zutraute, über den andern obzufiegen, jeder von beiden 
entichlojjen war, nicht nachzugeben. Die Fortſchrittspartei 
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meinte, dem Volke ſchuldig zu jein, ihm feine Opfer zuzus 
muthen, für die fie einen entjprechenden Preis ihm nicht bieten 
fönne: ſie hielt es ferner für ihre constitutionelle Pflicht, 
eher alles daran zu ſetzen, als dem Bewilligungsrecht 
der Volfsvertretung auch nur das Geringite zu vergeben. 
Der neue Minijterpräfident dagegen war jeinerjeitS von 
der Nothwendigkeit der Duchführung feiner großen politijchen 
Pläne, folgeweile aber auch der Herjtellung des dafür 
unerläglichen Meittel3, der Heeresreorganijation, dergejtalt 
durchdrungen, dag er vor feinem Hinderniß zurückzuſcheuen 
beichloß. Er jah die Möglichkeit von Conflicten voraus, 
die ihn vielleicht jogar über die Grenzen der verfaſſungs— 
mäßigen Negierungsgewalt hinausdrängen könnten. Aber 
er war entjchieden, felbjt auf dieje Gefahr Hin von feinen 
Vorhaben nicht abzulaſſen. Es jcheint, daß ihm zuweilen 
das Schickſal Straffords vor Augen trat, jenes willens— 
itarfen, aber gewaltthätigen Miniſters Carls I. von England, 
der die Nechte des Parlaments mißachtete und deshalb den 
Tod erleiden mußte; aber jelbit der Gedanke an das 
Schaffot war unvermögend, ihn von einem Entſchluſſe 
abzubringen, in deſſen Durchführung allein er dag Heil 
für Preußen und für Deutjchland jah. 

Sp war der Conflict unvermeidlich! 

Das Abgeordnetenhaus Hatte: mit einer an Eins 
itimmigfeit grenzenden Majorität die Mehrforderung für's 
Heer auf das Jahr 1862 verworfen. In diejer Sachlage 
übernahm Bismard dag Minijterium. Er zog das dem 
Yandtage bereit3 vorliegende Budget für 1863 zurüd, 
weil eine Vereinbarung darüber ebenſo wenig in Ausficht 
jtand. Doch fündigte er dejjen Wiedervorlegung in der 
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nächſten Seſſion nebjt einem Gejegentwurfe an, welcher an 
den Grundlagen der Heeresreform fejthalten werde. 

Das Abgeordnetenhaus faßte eine Nejolution, worin 
es jede Ausgabe für verfajjungswidrig erklärte, welche die 
Negierung ohne jeine Zujtimmung machen würde Ein 
vermittelnder Antrag v. Vincke's, welcher der Negierung 
einen außerordentlichen Credit für den Nejt des Jahres 1862 
bewilligen wollte, damit fie nicht in die Lage fomme, ver- 
fafjungswidrig handeln zu müjjen, ward abgelehnt. Zu 
dieſem Neiultate trug allerdings Bismard dadurch Det, 
daß er der Nechtöverwahrung zu Gunsten des Budgetrechts 
der Volf3vertretung, welche die Motive des Antrags ent: 
hielten, jede Gültigkeit abſprach. 

Sp gelangte die Sache an's Herrenhaus. Die 
Budgetcommiſſion dieſes legteren riet) zu einem Verſuche 
der Ausgleihung mit dem andern Haufe. Allein im 
Plenum fiegte eine jchroffere Anficht. Nachdem das Bud- 
get in der Faſſung des Abgeordnetenhaujes (mit dem Ab- 
ſtrich im Militäretat) verworfen worden, ward auf des 
Grafen von Arnim-Boigenburg Antrag dafjelbe in der 
uriprünglichen Form, wie die Negierung es vorgelegt 
(alfo mit der Mehrforderung für's Heer), von 144 gegen 
44 Stimmen angenommen. 

Damit überjchritt das Herrenhaus jeine Befugniſſe 
und trat aus den Grenzen der Berfajjung heraus. 
Denn letztere jchreibt (in Art. 62) vor, daß das 
Budget zuerst dem NAbgeordnetenhaujfe vorzulegen und 
von Diejem zu berathen ijt, und daß das Herrenhaus 
diejes Budget, wie e3 ihm vom andern Haufe zugeht, nur 
entiveder im Ganzen annehmen oder im Ganzen ablehnen, 
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nicht abändern Fan. Das BZurüdgreifen auf die ur- 
Iprüngliche Negierungsvorlage war aber eine Abänderung 
des vom Abgeordnetenhauje herübergefommenen Budgets. 

Das Abgeordnetenhaus beeilte ſich, jein Necht gegen 
diefen Uebergriff des andern Haujes zu wahren. Der 
Präſident des Abgeordnnetenhaufes, Grabow, war von der 
Regierung veranlaßt worden, das Haus auf 12 Uhr des 
nächiten Tages zujammenzurufen. Der Schluß des 
Landtags jollte verfündet und damit eine weitere Beſchluß— 
fafjung des Haujes in diefer Sache abgejchnitten werden. 
Allein Grabow beraumte die Sitzung zu einer früheren 
Stunde an; eilends erjtattete die Budgetcommiſſion Bericht, 
und ohne Disculjion jtimmten jämmtliche anwejende Mit: 
glieder (die wenigen Conjervativen hatten fich entfernt) 
‚einem von Simjon formulirten Antrage bei, durch welchen 
der Beichluß des Herrenhauſes, als wider den klaren 
Buchſtaben der Berfajjung verjtoßend, für null und nichtig 
erklärt ward. 

Noc am jelben Tage ward der Landtag geichlofien. 
Der Minijterpräfident erklärte in der Rede, worin er dieſen 
Schluß ausſprach: die Regierung befinde jich in der Noth— 
wendigfeit, den Staatshaushalt „ohne die in der Der: 
fafjung vorausgejeßten Unterlagen” führen zu müſſen. 

Denjelben Berlauf, wie die Sitzung von 1562, hatte 
auch die von 1863. Abermal3 legte die Regierung ein 
Budget vor, welches in Bezug auf den Militäretat Die 
bisherigen Forderungen wiederholte; abermals wurden dieſe 
Forderungen vom Abgeordnetenhauje abgelehnt; abermals 
erklärte der Minifterpräfident, daß die Negierung auch) 
ohne vereinbartes Budget weiter regieren, ja daß fie jelbjt 


für den Fall eines Kriegs ſich helfen werde, indem jie 
„das Geld da nehme, wo fie e3 finde.“ Zur Recht: 
fertigung ſeines Verfahrens jtellte Bismard eine ganz 
neue Theorie des Budgetrechts auf, die ſog. „Lückentheorie“. 
Das Budget, jagte er, oder das Finanzgeſetz iſt ein Geſetz, 
wie jedes andere. Ein Geſetz kann nur durch Ueberein— 
jtimmung aller drei Gelebgebungsfactoren, der Krone und 
jede8 der beiden Häufer, ind Leben treten. Sit eine 
jolche Uebereinftimmung nicht zu erreichen, jo fommt eben 
fein Budget zu Stande. Was dann zu gejchehen habe, 
jagt die Verfaffung nicht, und Das it eine Lücke darin; 
allein die Staatsmajchine kann nicht jtill ftehen, der Staat 
muß jeine Beamten bezahlen, jeine Schulden verzinjen u. j. w, 
— folglich kann und muß die Regierung in diefem äußeriten 
alle auch ohne Budget regieren. 

Diejer Theorie ward von der andern Seite der felt- 
jtchende Brauch aller Berfafjungsjtaaten entgegengehalten, 
wonach die Volfsvertretung in Bezug auf das Budget 
das lebte Wort injofern hat, als ohne ihre Bewilligung 
ichlechterdings feine Ausgabe gemacht werden darf. 

Allein mit jolchen theoretiichen Ausführungen von 
hüben und drüben ward nichts entichieden. Die Regierung 
hatte die Macht, ihren Willen durchzuſetzen, und Das 
um jo mehr, al3 nach der preußiichen Berfajjung (Art. 109) 
die Einnahmen des Staates nicht, wie in anderen Ver— 
fajlungsftaaten, ihrer Gejammtheit nach einer jährlichen 
Neubewilligung unterliegen, vielmehr die einmal bejtcehenden 
Steuern und Abgaben jo lange forterhoben werden, big 
jie durch ein neues Geſetz, d. h. durch Uebereinſtimmung 
aller dret Geſetzgebungsfactoren, eine Aenderung erleiden. 


331 


Vergebens wandte das Abgeordnetenhaus ſich in 
wiederholten Adreſſen an den König und ſuchte dieſen zu 
bewegen, durch Entlaſſung der Miniſter, welche die Ver— 
faſſung verletzt hätten, dem Conflicte ein Ziel zu ſetzen. 
Der König nahm die Deputation, welche ihm die erſte 
Adreſſe überbringen ſollte, gar nicht an und antwortete 
auf beide Adreſſen ſchlechthin ablehnend. In der Budget— 
frage ſtellte er ſich gänzlich auf den Boden der vom 
Miniſterium vertretenen Anſicht, wonach durch die Hart— 
näckigkeit des Abgeordnetenhauſes die Regierung gezwungen 
ſei, ohne Budget zu regieren; in Bezug auf die Forderung, 
das Miniſterium zu wechſeln, ſprach er dem Abgeordneten— 
hauſe jeden berechtigten Einfluß auf die Wahl ſeiner Rath— 
geber ab und wies die Beanſpruchung eines ſolchen Ein— 
fluſſes, als einen völlig unſtatthaften Verſuch, die Rechte 
der Volksvertretung auf Koſten der Rechte des Königthums 
zu erweitern, auf das Entſchiedenſte zurück. 

Wenn ſo der König die Sache ſeines Miniſteriums 
vollſtändig zu der ſeinigen machte, ſo ſtellte ſich das Volk 
in ſeiner großen Mehrheit ebenſo unbedingt auf die Seite 
ſeiner Vertreter. Während die Regierung liberale Abge— 
ordnete, welche zugleich Beamte waren, maßregelte, während 
ſie durch ein ſog. Nothgeſetz über die Prejje (vom 1. Juni 1863) 
das Napoleoniiche Syitem der Verwarnungen einführte, 
genug, in jeder Hinficht den rücjichtslofeiten Gebrauch 
von ihren Machtmitteln machte, ergriff die Kreiſe des Volkes 
und namentlich des Bürgerjtandes eine tiefgehende Bewegung 
zu Gunften der Bolfsvertretung und gegen die Regierung. 
Den heimfehrenden liberalen Abgeordneten wurden Huldi- 
gungen aller Art bereitet. Den Vertretern der Nefidenz 
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Berlin ward die Billigung ihrer Wähler in einer mit 
40,000 Unterjcehriften jolcher bededten Adrejje ausgeiprochen. 
Die Stadt Köln veranjtaltete eine großartige Feier 
für das gefammte Abgeordnetenhaus und jeine Präfidenten ; 
die Polizei jtörte zwar das Feſt, vermochte aber nicht zu 
hindern, daß ein großer Theil der Theilnehmer, Abgeordnete 
und Bürger Kölns, ſich auf Nheindampfichiffe begab und 
anderwärts die unterbrochene Feſtesfeier fortſetzte. Für 
die gemaßregelten Beamten ward ein „Nationalfonds“ 
geſammelt, der bald 75,000 Thlr. enthielt. Die Stadt— 
verordnetenwahlen fielen faſt allerwärt3 im liberalen Sinne 
aus. Eine Menge von Stadtverordnetencollegien, zum 
Theil auch von Magijtraten (darunter der von Berlin), 
entjandten Deputationen oder Adrejjen an den König, in 
denen ſie denjelben um Beilegung des Conflicts, um 
Wahrung der verfaffungsmäßigen Nechte des Volkes und 
feiner Vertreter baten. Einzelne hervorragende Männer 
von durchaus gemäßigter und zweifellos patriotijcher 
Gefinnung, wie Herr von Beckerath, unternahmen es, dem 
Könige perfönlich die Nothlage des Vaterlandes und die 
Dringlichkeit einer Abhülfe vorzustellen. 

Auf der andern Seite freili) ward der Monard) 
bejtürmt von „Loyalitätsdeputationen* aus der Mitte 
der jtrengeonjervativen Partei und bejonder3 der 1861 
gegründeten „Preußischen Volksvereine“. Dieſe Loyalitäts- 
deputationen erjchöpften ich nicht blos in warmen 
Dankes- und Freudenbezeigungen über die sejtigfeit Der 
Negierung im Widerjtande gegen das Abgeordnetenhaus, 
jondern auch in Anjchuldigungen diejes letztern, als gehe 
dajjelbe auf eine Schwächung der Krone, wohl gar 
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auf einen Umſturz aller beſtehenden Verhältniſſe aus, end— 
lich in weitgehenden Forderungen im Sinne des nackteſten 
Abſolutismus. 

Gern hätte man auch die Provinzialſtände gegen das 
Abgeordnetenhaus in's Feld geführt; allein nur vier davon, 
der brandenburgiſche, pommerſche, ſchleſiſche und ſäch— 
ſiſche, ließen ſich herbei, Adreſſen in dieſem Sinne an 
den König zu richten. 

König Wilhelm litt ſchwer unter dieſem Conflicte 
ſeiner Regierung mit ſeinem Volke. „Ich ſchlafe keine 
Nacht,“ ſagte er zu Herrn von Beckerath. Feſt durch— 
drungen von der Nothwendigkeit der Heersreorganiſation, 
die er auf Grund langjähriger, ſorgfältiger militäriſcher 
Beobachtungen und Erfahrungen, unter dem Beirath ſo ſach— 
kundiger Männer wie General Roon u. U., bis in's Kleinſte 
jelbit ausgearbeitet und durchdacht hatte, erichten es ihm 
unmöglich, daß nicht die Oppofition, wenn fie nur wollte, 
von dieſer Notwendigkeit fich jollte überzeugen können. 
Er hielt diejelbe für abjichtlich mißleitet von einzelnen ihrer 
Führer. Waren Das doch zum Theil diejelben Männer, 
die 1848 in der damaligen Nationalverjammlung der 
Regierung entgegengetreten! Offenbar wollten dieje fein 
ſtarkes Heer, damit die Krone nicht jtarf ſei! Einem 
jolchen Beginnen mit aller Entjchiedenheit entgegenzutreten, 
darüber zu wachen, daß nicht die Zeiten von 1848 fich wieder: 
holten, erachtete der Monarch für jeine unveräußerliche könig— 
liche Pflicht. Bei der Uebereinftimmung, die zwischen der Re— 
gierung und dem Herrenhaufe, aljo zweien der gejeßgebenden 
Factoren, in der jchwebenden Frage herrjchte, mußte der 
dritte Factor, das Abgeordnetenhaus, nothwendig im Un— 


recht jein, wenn cr verlangte, daß jein Wille allein 
entjcheide. Nach alledem glaubte der König, vollkommen 
darüber beruhigt fein zu fünnen, daß der Vorwurf einer 
Verfaſſungsverletzung ihn nicht treffe. 

So beitand das budgetloje Negiment fort, und der 
Bruch zwiſchen Krone und Volk blieb ungeheilt, ja jteigerte 
ſich bis zu dem Grade, daß jelbit die tiefgewurzelte 
Pietät des Preußen gegen die Perſon feines Königs und 
gegen das Ffünigliche Haus darunter zu leiden anfing. 
Weil mehrere Deputationen von Städten von dem König 
nicht angenommen, ihre Adrejjen uneröffnet zurücgejandt 
worden waren, entzog fich mehr als eine Stadt nun auc) 
den herfömmlichen und jonjt immer eifrigjt dargebrachten 
Loyalitätzfundgebungen. Die Stadtverordneten Berlins 
unterliegen jogar beim Tode eines Mitgliedes der Fünig- 
lichen Familie, de8 Prinzen Friedrich, jede Beileidsbezei- 
gung. Bet den Meilen der Prinzen unterblieben Die 
üblichen feierlichen Begrüßungen. Nach der unglüd- 
fichen Preßverordnung vom 1. Juni betraf dies jogar 
den SKronprinzen auf einer Neife durch die Provinz 
Preußen, objchon derjelbe ausdrücklich von jeder Theilnahme 
an diejem Acte fich losgejagt hatte. 

So gänzlich verändert war binnen wenigen Jahren 
wieder die innere Lage Preußens und die Stimmung des 
preußiichen Volkes! 


XVII 


Der Handelsvertrag mit Frankreid; und eine neue 
Bollvereinskrifis. 


Zu den Berdieniten des „Miniſteriums der neuen 
Hera” gehörte die Zuftandebringung eines Handel3vertrags 
zwtichen dem Zollverein und Frankreich. Zwar erfolgte 
der formelle Abſchluß dieſes Vertrages erſt nach dem 
Nücktritt der liberalen Miniſter; doch fallen die lang: 
wierigen und ſchwierigen Berhandlungen darüber noch in die 
Zeit ihrer Amtsführung. 

Die erfte Hand zu einer engeren Verbindung der beiden 
großen Handelögebiete ward von Frankreich aus geboten. 
Bald nach dem Abſchluß des engliich-franzöfiichen Handels— 
vertrages, im Juni 1860, erklärte die Negierung Des 
Kaiſers Napoleon TIL. der preußiichen Regierung ihre 
GSeneigtheit, mit Preußen und dem deutichen Zollverein 
gleichfalls einen Handelsvertrag abzujchliegen. Sic erjuchte 
diefelbe, die Zuftimmung ihrer HZollverbündeten zu der— 
artigen Verhandlungen einzuholen, und jtellte, jobald dieſe 
Zuſtimmung erlangt jein würde, beitimmte Vorſchläge ihrer: 
jeits in Ausficht. 

Nach den Grundlagen, auf welchen der Handels— 
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vertrag zwilchen England und Frankreich beruhte, und nach 
der ganzen Nichtung, welche unter Napoleon II. die 
Handelspolitif Frankreichs genommen, konnte e3 nicht 
zweifelhaft fein, daß ein Handelövertrag mit Frankreich 
eine ziemlich durchgreifende Abänderung des Zollvereing- 
tarif3 im Sinne einer Ermäßigung der Einfuhrzölle zur 
nothiwendigen Vorausſetzung haben müſſe. Eine jolche 
erichien aber auch, jelbit abgejehen von den Vortheilen, die 
ein Handel3vertrag mit einem jo großen und reichen Lande 
wie Frankreich der Zollvereinsindustrie bot, jchon an ſich 
als zeitgemäß und nothwendig. 

Während der num fat dreißig Jahre ſeit Errichtung 
des Zollverein war der Tarif dejjelben niemals ermäßigt, 
wohl aber in einzelnen PBofitionen erhöht worden. Als 
der Zollverein entitand, war fein Tarif — gegenüber dem 
Damals von allen größeren Handelsitaaten Europas nod) 
fejtgehaltenen jtrengeren Schußzolliyitem — weitaus der 
freifinnigite. Die Induſtrie des Zollvereind war unter 
dieſem freifinnigen Tarif erjtarft und hatte ſich zu immer 
größerer Lebensfähigkeit entwickelt. Durch diefe Entwicklung, 
durch die technijche Vervollkommnung der meiſten Induſtrie— 
zweige und Durch die in Folge deſſen herabgegangenen 
Preiſe vieler Induftrieerzeugnifje war der Schuß, welchen 
der Tarif denfelben gewährte, im Laufe der Zeit zum Theil 
ein übermäßig hoher, für die Conſumenten drüdender geworden. 
Zölle, die bei ihrer Einführung im Jahre 1834 100% des 
Werthes der Waaren betragen hatten, waren jeitdem auf 
30% und mehr gejtiegen. 

Inzwiſchen war England in den Vierziger Jahren 
durch die großen Beel’ichen Reformen mehr und mehr 
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von jeinem bisherigen Syſteme der Ausichliegung abge 
gangen und hatte ſich dem Syſteme der Handelöfreiheit 
genäbert. 

Sn Frankreich, wo unter der Sulimonarchie der 
Grundſatz hoher Schußzölle herrjchend war, gewann unter 
dem neuen Kaiſerthum ebenfall3 die entgegengejeßte Nich- 
tung allmälig die Oberhand. Ihren vollitändigen Sieg 
feierte diejelb» in dem englisch-franzöjiichen Handelsvertrage. 
Belgien und Italien beeilten ſich, diefem Anſtoße zu folgen- 
Sp ward ein weites und fruchtbares Verkehrsgebiet allen 
den Industrien erichlofjen, welche an den Vortheilen diejer 
Handelöverträge Theil hatten. Davon nicht ausgejchloffen 
zu werden, erjchien für einen jo induftriellen Handelsförper 
wie der Zollverein als ein hochwichtiges Lebensintereſſe. 
Die in jenen Verträgen enthaltene Claufel, wonach jeder 
der beiden Vertragichliegenden den andern aller der Vor— 
theile theilhaftig machte, welche die „meijtbegünitigte 
Nation” in jeinem Lande genoß, ficherte dem Zollverein 
die Gleichitellung mit jenen andern Staaten bei der Ein- 
fuhr nach Frankreich. 

Bon diefem Gefichtspunkte aus fahte die preußiſche 
Regierung, faßte auch die, nächit ihr (in Anbetracht der ſtark 
entwidelten Industrie ihres Landes) bedeutendite Zollvereing- 
regierung, die königlich jächjüche, das franzöſiſche Aner- 
bieten auf. Im Sachjen lag die Enticheidung derartiger 
Fragen dermalen in der Hand ungleich competenterer 
Factoren, al3 1852. Der wegen der damaligen Zollvereins— 
frifis aus dem Ministerium ausgejchiedene Freih. v. riefen 
war jeitdem wieder in dajjelbe eingetreten, und zwar als 
Finanzminiſter. Herr v. Beuſt, der neben dem Minijtertum 
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des Auswärtigen jet auch das des Innern verwaltete, 
hielt ſich, gewißigt durch das Fiasco, das er 1852 
gemacht, diesmal im Hintergrunde und übertrug die Theil: 
nahme an den Verhandlungen über den Vertrag, joweit 
jolde dem Minifterium des Innern zujtand, feinem 
Mintiterialdirector Dr. Weinlig, einem äußert jachkundigen, 
mit allen gewerblichen Berhältnijjen Sachjens innigft ver: 
trauten Manne. 

Auch von den übrigen Yollvereinsregierungen ant- 
wortete auf die Anfrage Preußens wegen der Einleitung 
von Verhandlungen mit Frankreich feine ablehnend. So 
begannen denn jolche Verhandlungen im Januar 1861 in 
Berlin, wohin franzöfiiche Commiſſäre famen. 

Sm April 1861 machte die preußiiche Regierung 
(welche in dieſer ganzen Angelegenheit ungleich entgegen- 
fommender gegen ihre Zollverbündeten verfuhr, als im 
Sahre 1852 das Mintjterium Meanteuffel) den anderen 
HBollvereingregierungen ausführliche Meittheilungen über den 
Stand der Verhandlungen mit Frankreich, über Das, was 
von Frankreich einerjeitS gefordert, andrerjeit3 zugejtanden 
werde, und über ihre eigne Haltung in Betreff des Einen 
wie des Andern. Zugleich forderte fie ihre Verbündeten 
auf, zu erklären, inwieweit nach deren Anficht auf die 
franzöfiichen Anträge eingegangen werden fünne. 

Auch diesmal erfolgte, zuerit von Sachen, dann von 
den andern SZollvereinsregierungen, allgemeine Zuftimmung 
zu dem Vorgehen Preußens, nur hier und da verbunden mit 
gewiſſen Wünſchen und Vorbehalten theil3 in Bezug auf 
die an Frankreich zu machenden, theil® auf die von 
ihm zu fordernden Zugeſtändniſſe. 
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Die Verhandlungen mit Frankreich zogen fich lange 
hin, drohten mehrmals jogar den gänzlichen Abbruch; 
endlih (am 29. März 1862) famen vier Verträge zu 
Stande: ein Handels- und Schiffahrtsvertrag, ein Vertrag 
wegen der Zollabfertigung auf Eijenbahnen und ein Ver: 
trag über das Eigenthum an Schrift: und Kunſtwerken. 
Sie wurden von der preußiichen Negierung vorbehaltlich 
der Zuftimmung ihrer Zollverbündeten am 2. August 1862 
unterzeichnet. 

Die Verträge waren auf 12 Sahre abgeichlofjen, 
vorausgeſetzt, daß der Zollverein jo lange beitehe; mit 
feiner Auflöfung jollten fie erlöjchen. Der Handelsvertrag 
bedingte, gegen entiprechende Erleichterung der Einfuhr 
aus dem Zollverein nach Frankreich, eine Herabfeßung der 
meilten Diejjeitigen Zölle. Um der Zollvereinsinduftrie den 
Uebergang aus dem bisherigen in das neue Syſtem minder 
empfindlich zu machen, war feitgejeßt, daß die meiſten dieſer 
Ermäßigungen nach und nach eintreten follten, während Die 
jenfeitigen Zölle jofort eine Herabjegung erführen. In 
dem Sciffahrtövertrage geitanden fich Frankreich und der 
Bollverein gegenfeitig ausgedehnte Begünftigungen für die 
beiderjeitige Schifffahrt zu. Der Zollabfertigungsvertrag 
enthielt Erleichterungen wegen des Verkehrs zollpflichtiger 
Gegenjtände aus dem einen Gebiet in das andere. Der 
Vertrag endlich über das literariſche und künſtleriſche 
Eigenthum ficherte den Schrift und Kunſtwerken jo wie 
den dramatiichen und mufifaliichen Aufführungen des 
andern Landes denjelben Schuß zu, welchen diejelben im 
eignen Lande genöfjen. Endlich) ward auch den Handel- 
treibenden dies- und jenſeits freier Gewerbebetrieb im 

22* 


940 
andern Lande, den beiderjeitigen Fabrikzeichen entiprechender 
Schuß gewährt. 

E3 war in diejen Berträgen nicht alles erreicht, was 
man für die Einfuhr deutjcher Waaren nach Frankreich 
hätte wünjchen mögen; es waren auf der andern Seite 
an Frankreich Zugeſtändniſſe gemacht (weil Frankreich 
beharrlich darauf bejtanden), welche durch die Gegenleiſtungen 
Frankreichs nicht völlig ausgeglichen wurden. Allein die 
Bortheile eines Vertragsabſchluſſes erjchienen dennoch als 
überwiegend. Wiederum war die jächjilche Negierung die 
erite, welche ihre Zuftimmung ausſprach, weil, wie jie 
erflärte, fie „die durch die Verträge betretene Nichtung im 
Allgemeinen, die dadurch angebahnte Neform des Boll 
vereinstarif3 (nach der freiheitlichen Seite hin) im Bejondern 
volfswirthichaftlich für dringend geboten und von großem 
Vortheile für die Zollvereinsindujtrie erachtete”. Sie legte 
dabei bejonderes Gewicht auf die Intereſſen der Export- 
indujtrie, d. h. der für den auswärtigen Markt arbeitenden 
Induſtrie. Die Erportfähigfeit einer Industrie jeße vor— 
aus: erſtens, daß diejelbe nicht, duch Schußzölle künſtlich 
herangezogen, zu theuer für den Weltmarkt producire, 
zweitens, daß fie nicht von den fremden Märkten durch 
zu hohe Zölle oder durch eine bevorzugte Begünjtigung 
derjelben Producte andrer Länder ausgeſchloſſen werde. 
Lebteres werde Durch den Handelsvertrag mit Frankreich 
und insbejondere durch die darin feitgejegte Gleichſtellung 
des HZollverein® mit den „meiltbegünftigten Nationen“ 
erreicht, Erſteres ebenfall3 indirect, injofern durch den 
Handelsvertrag die diejjeitigen Einfuhrzölle ermäßigt würden. 

Beide jächjische Kammern, in denen Handel und Ins 
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duſtrie mehrfach vertreten waren, ertheilten ihre Genehmi— 
gung zu dem Bertrage einjtimmig. Zahlreiche Petitionen 
von Gewerbetreibenden aus dem Lande hatten fich in eben 
diefem Sinne ausgejprochen, und ſelbſt die wenigen, welche 
an einzelnen DVertragsbeitimmungen Anſtoß nahmen, ver: 
fannten doch keineswegs die Wichtigkeit des Vertrags im 
Allgemeinen oder wünschten dejjen Ablehnung. Auch in 
Preußen hatte fich der Landtag mit einer an Einftimmig- 
reit grenzenden Mehrheit für die Handelspolitif der Re— 
gierung erklärt. | 

Dem Beiſpiele Sachſens folgten Baden, Ofdenburg, 
Braunjchweig und die thüringischen Staaten. Nicht To 
die andern Zollvereinsſtaaten. Kurheſſen und Hannover 
gaben augweichende Antworten; die fünf ſüddeutſchen Staaten 
hielten gänzlich mit jolchen zurüd. 

Auch diesmal, wie im Sahre 1852, war es die Rück— 
jicht auf Dejterreich, welche diefe Staaten zu einem Wider: 
Stande gegen die neue Geftaltung der Zollvereinsverhältnijje 
und gegen das Vorgehen Preußens veranlaßte*). Die 


*) Ich folge auch hier wieder, wie bei der Zollvereinskriſis 
von 1852, den „Erinnerungen“ des Freiherrn von Frieſen, als einer 
authentifchen und unparteiiichen Duelle. Daß Sachſen bei dieſer neuen 
Krifi3 eine jo ganz andere Haltung beobachtete, als 1852, war 
weſentlich da8 Verdienst Friejend. Denn Herr von Beujt jtand mehr- 
mal3 auf dem Sprunge, eine Schwenkung nad) Dejterreich Hin zu 
machen. Bemerfenswerth ift auch, daß Freih. von Friefen, der mit 
den Verhältnifjen und Intereſſen der jo ausgedehnten und vielartigen 
Induſtrie Sachſens auf'3 Genaufte vertraut ift, das mit dem franzöſiſchen 
Handelövertrage vom Zollverein angenommene Syſtem ermäßigter 
Zölle auch noch Heut — gegenüber den vielen Anfechtungen, Die e8 jeßt 
erfährt — für das im Großen und Ganzen richtigite und der deutjchen 
Induſtrie erſprießlichſte erflärt („Erinnerungen“ 2, Bd. S. 84). 
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Öfterreichiiche Negierung hatte ſchon 1861 fich gegen die 
Anknüpfung von Verhandlungen zwijchen dem Bollvereine 
und Frankreich ausgeiprochen, zulegt (am 21. Sunt 1862) 
einen fürmlichen Proteſt gegen den Abjchluß des Vertrags 
mit Frankreich eingelegt. Dieſer Vertrag, behauptete jie, 
verleße in doppelter Hinficht die Nechte Oeſterreichs: 
einmal dadurch, daß er durch die Ermäßigung der Zölle 
im Bollverein die in dem Vertrage von 1853 in Augficht 
geitellte „Zolleinigung“ mit Defterreich unmöglich mache, 
und jodann dadurch, daß vermöge der Meijtbegünjtigungs- 
claujel Frankreich Fünftig diefelben Vorrechte im Zollverein 
genießen würde, welche jegt nur Dejterreich (kraft des Ver: 
trag von 1853) genieße. 

Der Anspruch, den Dejterreich auf Grund des Ber: 
trag von 1853 erhob, daß der. Zollverein auf jede 
Aenderung ſeines Tarifs im freiheitlichen Sinne verzichten 
müſſe, um fich nicht von Dejterreich zu entfernen, unſtatt— 
haft, wie er an ich war, weil er den Sollverein jeder 
jelbjtitändigen Verfügung über fein eignes Zollweſen beraubt 
haben würde, fand überdie8 jeine ganz entjchiedene 
Widerlegung in einer Beitimmung jene Bertrags jelbit 
($ 3), wonach der Tall einer Herabjegung der Zölle im 
Hollvereine augdrüclich vorgejehen und nur für diefen all 
unter gewijjen Borausjeßungen eine vorherige Mittheilung 
an Dejterreich in Ausſicht gejtellt war. Was aber die 
Meijtbegünitigungsclaufel betraf, jo war in dem Bertrage 
von 1853 nicht ausgeſprochen, daß ähnliche Vortheile, wie 
die, welche durch denjelben Dejterreich erhielt, nicht auch 
anderen Staaten im Vertragswege jollten gewährt werden 
fönnen; vielmehr enthielt der Vertrag von 1853 ($ 2) 
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nur dieſelbe laufe. Vermöge dieſer Clauſel würde 
Oeſterreich alle die Erleichterungen, welche der Handels— 
vertrag mit Frankreich der franzöſiſchen Induſtrie im Zoll— 
verein gewährte, von ſelbſt und ohne jede Gegenleiſtung 
mit genoſſen haben, ſo lange ſein Vertrag mit dem Zoll— 
verein währte (bis Ende 1865); ſeine eigene Schuld war 
es, daß wegen des Widerſtandes ſeiner Verbündeten gegen 
den franzöſiſchen Handelsvertrag dieſer erſt zu einer Zeit 
in's Leben trat, wo der Vertrag mit Oeſterreich faſt 
abgelaufen war. 

Offenbar verfolgte die öſterreichiſche Regierung hier 
wieder dieſelbe Politik, die ſie ſchon 1852 durchzuführen 
verſucht hatte, die aber damals geſcheitert war; ſie wollte 
abermals den Zollverein ſprengen oder doch in Verwirrung 
bringen*). Auch die Bruck'ſche Phantasmagorie von dem 
Siebenzigmillionenreiche auf wirthſchaftlichem Gebiete tauchte 
wieder auf. Am 10. Juli 1862 legte die öſterreichiſche 
Regierung den Zollvereinsregierungen den Entwurf eines 
„Präliminarvertrags“ vor, nach welchem die ſämmtlichen 
Länder Oeſterreichs und die Länder des Zollvereins ſpäteſtens 
vom 1. Juli 1868 ab ein gemeinſames Zollgebiet mit den 
gleichen Zolleinrichtungen und mit einer einheitlichen Leitung 
der gemeinſamen Angelegenheiten bilden ſollten. 

Die ſüddeutſchen Regierungen hatten ſchon 1852 die 


*) Herr von Frieſen ſpricht dies ganz entſchieden aus und betont 
ausdrücklich, daß der Handelsvertrag mit Frankreich von Preußen und 
Sachſen lediglich aus wirthſchaftlichen Gründen, nicht aus politischen, wie 
neuerdings bisweilen behauptet worden, eingegangen, von Oeſterreich 
dagegen aus politifchen Gründen angefochten worden fei, nämlich um 
Preußens politiiche Stellung zu ſchwächen. 
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Erfahrung gemacht, daß fie die Verbindung mit dem Zoll— 
verein im eignen Intereſſe nicht wohl aufgeben könnten; 
mit Necht ward ihnen jet wieder vorgerechnet, daß Die 
norddeutichen Staaten wegen de3 ungleich größeren Ver— 
brauchs ihrer Bevölferungen an hochbejteuerten Colontal- 
waaren u. 5. w. namhafte Summen am die jüddentjchen 
aus den gemeinfamen Zolleinnahmen herauszahlten. Gleich- 
wohl begannen fie wieder Ddajjelbe Spiel wie Damals. 
Bayern und Württemberg Iehnten zuerit (am 8. und 
11. Auguſt 1862) den Beitritt zu dem Handelsvertrage 
Entjchieden ab; Heſſen-Darmſtadt und Naſſau folgten, 
ebenfo Hannover, letzteres, welches wirthichaftlich kaum 
dabei intereffirt war, wohl nur aus Gefälligkeit für 
Deiterreich. 

Genau wie 1852 verlangte Bayern auch jeßt wieder, 
daß zunächit über den öjterreichischen Vorjchlag verhandelt 
werden follte; genau wie damals war von einem Austritt 
aus dem Zollverein, wofern das Verbleiben in demjelben 
an die Bedingung der Annahme des franzöfiichen Handel3- 
vertrags geknüpft werden jollte, von der Bildung eines 
bejondern Vereins Bayerns und der mit ihm gehenden 
Staaten und von einem Anſchluß diejes Vereins an 
Deiterreich die Nede, wobei man ein Uebriges zu thun 
glaubte, wenn man den Staaten Preußen, Sachen u. |. w. 
den Zutritt zu dieſem Verein „offen hielte“. Preußen, 
wo inzwilchen Herr v. Bismard die Zügel des Auswärtigen 
ergriffen hatte, blieb gegenüber allen diefen Anftrengungen 
der widerftrebenden Staaten feft auf jeinem Standpunkte 
jtehen, und die preußiſche Negierung ſah fich fortwährend, 
troß des inzwiſchen verfchärften innern Conflicts, in dieſer 





wichtigen wirthichaftlichen Frage von der entichiedenen Zu— 
ſtimmung ihrer Landesvertretung getragen. 

Sn den Bevölferungen waren die Anfichten diesmal 
minder einig, als 1852. Die Schubzöllner erklärten fich 
gegen den Bertrag, die Treihändler dafür. Der Congreß 
deuticher Bolfswirthe, der im Herbit 1862 in Weimar 
verſammelt war, ſprach jich mit großer Entichiedenheit für 
den Handel3vertrag aus; nur ganz vereinzelte Nedner aus 
Bayern und Oeſterreich vertraten den entgegengejeßten 
Standpunkt. Heißer war der Kampf auf dem deutjchen 
Handelstage zu München im October 1862, wo Die 
Deiterreicher und die Süddeutjchen in Starker Anzahl 
erjchienen waren, wo auch namhafte Bertreter des Handels— 
jtandes aus dem Korden, wie Hanjemann =» Berlin und 
Poppesfeipzig, entgegen den Ansichten der großen Mehrheit 
ihrer Berufsgenofjen daheim, entgegen der ausgefprochenen 
Stellung ihrer Regierungen, gegen den Handelövertrag 
intriguirten. Doch fiegten auch in München die Ans 
hänger der Handelöfreiheit, wenn jchon mit geringer Mehr: 
heit, Außerdem erhoben jowohl die Handels- und Gewerbe: 
fammern, al3 auch ſonſtige Organe der Imduftrie, und 
zwar nicht blos in Sachjen und Preußen, jondern jelbjt 
in mehreren der renitenten Staaten, wie Darmjtadt und 
Hannover, ihre Stimmen in der gleichen Nichtung. 

Das MWiderjtreben der ſüddeutſchen Negierungen und 
die Dadurch herbeigeführte, für die ganze Industrie Höchit 
peinliche Ungewißheit über die fünftige Handelspolitif, ja 
über den Fortbeſtand des Zollvereins ſelbſt zog ſich Durch 
das ganze Jahr 1863 und noch weit in das Jahr 1864 
hinein. Bayern und ſeine Verbündeten (wiederum ſieben 
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Staaten, wie 1852, nur daß diesmal die Stelle Sachſens 
das ungleich minder gewichtige Frankfurt einnahm) traten 
im October 1863 zu einer Conferenz in München zujammen. 
Allein der Ausgang diefer Conferenz entſprach den Er— 
wartungen Bayerns fehr wenig. Von dem Abjchluffe eines 
Separatzollvereind war nicht mehr die Rede. Im Gegen: 
theil ward die Erhaltung des preußiſch-deutſchen Zollvereins 
al3 dag „unverrücdbare” Ziel der betheiligten Negierungen 
anerkannt; nur ward beichlojjen, der preußiſchen Forderung 
auf Zuftimmung zum franzöſiſchen Handelsvertrage Die 
Forderung jofortiger Eröffnung von Verhandlungen 
mit Dejterreich auf Grund des üjterreichiichen Vorjchlags 
vom 10. Juli 1862 entgegenzuftellen. Sollten Preußen, 
Sachſen und die andern HZollvereingregierungen darauf 
nicht eingehen (wie vorauszujehen), jo ward „weitere Ent- 
ſchließung vorbehalten“. 

Da inzwijchen die Zeit des Ablaufs der Zollvereins- 
verträge herangerüdt war, lud Preußen ſämmtliche Bereins- 
ſtaaten, wie üblich, zur Erneuerung derjelben auf dein 
5. November 1863 nad) Berlin ein. Die Münchener 
Verbündeten jtellten hier den Antrag auf Verhandlungen 
mit Defterreich, der aber von Preußen schlechthin abge- 
lehnt ward. Nichtsdejtoweniger gingen ſämmtliche Re— 
gierungen — vier der jüddeutichen „mit Vorbehalt" — 
auf eine von Preußen vorgejchlagene Reviſion des Zoll 
vereinstarif3 ein, obgleich dieje Nevifion fich genau auf 
denjelben Grundlagen bewegte, die der franzöfiiche Handels- 
vertrag enthielt. Die von Preußen vorgejchlagenen 
ermäßigten Sätze wurden mit wenig Ausnahmen ange- 
nonmen. Noch aber stiegen fich die Münchener Ver— 
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bündeten an die Clauſel der „meiſtbegünſtigten Nation“ in 
dem franzöfiichen Bertrage. Auch machten fie allerhand 
Berjuche, die Verhandlungen mit Preußen in’3 Unbeftimmte 
hinaus zu verzögern. Da that endlich Sachjen, nachdem 
e3 vergeblich zu vermitteln gejucht Hatte, für fich allein 
den entjcheidenden Schritt; es ſchloß mit Preußen den 
neuen Zollvereingvertrag auf Grundlage de3 franzöfiichen 
Handelsvertrages ab. Ihm folgten Baden, Kurheſſen, 
die thüringiichen Staaten, auch Frankfurt, nicht lange 
darauf Hannover und Dldenburg, lettere beide jogar unter 
Darangabe der Hälfte ihres Präcipuums. Im October 1864 
gaben endlich auch die letzten Renitenten, Bayern, 
Würtemberg, Najjau, Hejjen-Darmitadt, ihren ohnmächtigen 
Wideritand auf und erklärten ihren unbedingten Beitritt 
zu den Verträgen mit Frankreich und zur Erneuerung des 
Zollvereins. 

Am 12. October 1864 war der Zollverein in unver: 
änderter Geitalt und Ausdehnung wiederhergeitellt; er 
hatte auch dieje neueſte Krifis, gleich der von 1852, ſieg— 
veich beitanden; zugleich Hatte er für feine Ausfuhr ein 
bedeutend erweitertes Gebiet gewonnen, für jeine ganze 
industrielle Entwiclung aber eine breitere Grundlage, wenn 
nicht die der völligen Handelfreiheit, doch die eines nur 
jehr mäßigen Schußes, ſich angeeignet. 

Nunmehr wurden auch die Verhandlungen mit Dejter- 
reich wegen Erneuerung des mit 1865 ablaufenden Boll- 
und Handelövertrag aufgenommen und führten nah 
einigen Schwierigkeiten, die Oeſterreich machte, zur Feſt— 
jtellung eine8 neuen Vertrages am 11. Auguſt 1865. 


XIX. 


Bundesrefornprojecte. Der deutfAje Fürftentag. 


Die (ebendigere Zeit, Die fett 1858 in Preußen begonnen, 
brachte auch in die andern deutjchen Länder wieder eine 
friichere Bewegung. Zum Theil erfannten die Negierenden 
jelbft die Nothwendigfeit, in etwas freiere Bahnen ein- 
aulenfen oder doch fich mit einem gewiljen Scheine des 
Liberalismus zu umkleiden, um nicht allzu ſehr Hinter 
Preußen zurücdzuftehen; zum andern Theil bemächtigte 
jich der Bevölferungen eine größere Regſamkeit; die Wahlen 
fielen freifinniger aus; in vielen Staaten bildete fich nach 
den Borbilde der preußischen eine organifirte „Fortſchritts— 
partei“, Die dann auch wohl mit den Neften der altliberalen 
Partei zu einer gemeinfamen Oppofitton verjchmolz. 

Sn Bayern, wo das Minilterium Pfordten in den legten 
Sahren je mehr und mehr fich einer ftarrconjervativen 
Politik zugewendet Hatte, Fam es zu einem längeren 
Eonflicte zwifchen ihm und der Abgeordnetenfammer. König 
Marimilian machte diefem Conflicte dadurch ein Ende, daß 
er Herrn v. d. Pfordten (am 29. April 1859) entließ, indem 
er erklärte: „Er wolle Frieden haben mit jeinem Volke.“ 
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Die lange verzögerte Trennung der Juſtiz von der Ver: 
waltung ward durchgejeßt. Dagegen machte fich der ſchroffe 
Gegenjaß des jüddeutichen und des katholiſchen Elementes 
gegen die Norddeutichen und die Protejtanten jo jehr 
geltend, daß der König ſelbſt die Gelehrten, die er nad) 
München berufen, nicht zu halten vermochte: Sybel ging 
nach Bonn, Bluntjchli nach Heidelberg. In Sachien, wo 
jeit dem unglüdlichen Tode de3 Königs Friedrich August IL. 
(er ward auf einer Neife in Tyrol beim Umsturz des 
Wagens don dem Hufe des einen Pferdes an die Stirn 
getroffen) dejjen Bruder, König Johann, regierte, ließ das 
Miniiterium Beuſt fih zu einer Neform des durch den 
Staat3ftreich von 1850 wiederhergejtellten alten jtändiichen 
Wahlgejeges herbei, einer Reform, die freilich kaum den 
Namen einer Jolchen verdiente. Auch milderte es in 
etwas feine frühere Strenge in Behandlung des Preß— 
und Vereinsweſens, ja es verjtieg jich einige Zeit darauf 
jogar bis zur Aufhebung der reactionären Bundestags: 
beichlüfje von 1854 — eine anjcheinend Liberale, in Wirklich- 
feit nichtSbedeutende Mafregel, da die Hauptbejtimmungen 
diefer Bundesgejege über Prejje und Vereine ganz diejelben 
waren, welche auch der ſächſiſchen Landesgejeßgebung in 
den gleichen Materien zu Grunde lagen, daher fie nach wie 
vor für Sachſen in Kraft blieben. An die Heritellung 
einer Presbyterial- und Synodalverfafjung für die lutheriſche 
Kicche Iegte das Minifterium zögernd Hand an. In 
Hannover hatte die immer mehr amwachjende ſtändiſche 
Dppofition hartnädige Kämpfe mit den aufeinander folgen- 
den Miniſterien zu bejtehen. Der Verſuch einer Zurück— 
ichranbung der proteftantiichen Kirche auf den Standpunkt 
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eines Katechismus aus dem 17. Jahrhundert, der vom 
Könige ſelbſt ausging, ward aufgegeben angeſichts der 
allgemeinen Aufregung darüber im ganzen Lande, und die 
proteſtantiſche Kirche erhielt eine wenn auch unvollkommene 
Verfaſſung. In mehreren der ſüddeutſchen Staaten waren 
es ebenfalls kirchliche Fragen, welche zu lebhaften Ver— 
handlungen in den Kammern führten. Einen wirklichen 
Wechſel in der Politik der Regierung hatten ſolche indeß 
nur in Baden zur Folge. Die nachdrücklichen Angriffe, 
welche dort auf das 1859 abgeſchloſſene Concordat ſchon im 
Jahre 1860 gemacht wurden, erſchütterten den ganzen 
Beſtand des Concordatminiſteriums und brachten — was 
ſeit 1848 nicht dageweſen — Männer der parlamentariſchen 
Oppoſition in das Cabinet des Fürſten. Durch das neue 
Miniſterium Lamey-Stabel, welches ſpäter in dem Freiherrn 
v. Roggenbach eine treffliche Ergänzung im liberalen und 
nationalen Sinne erhielt, kam die ganze Geſetzgebung des 
Landes in gedeihlichen Fluß. Wie die Verhältniſſe der 
katholiſchen Kirche unter Losſagung vom Concordate durch 
Staatsgeſetze geregelt wurden, joerhielt auch die proteſtantiſche 
Kirche eine freiere Verfaſſung; den iſraelitiſchen Staats— 
angehörigen ward Gleichſtellung mit ihren chriſtlichen Mit— 
bürgern gewährt; das Gerichtsverfahren wurde neu organiſirt, 
die Verwaltung im Sinne ausgedehnter Selbſtregierung 
der Kreiſe und Bezirke umgeſtaltet. Nicht ſo glücklich war 
die freiſinnige Partei in Heſſen-Darmſtadt, obſchon ſie 1862 
die Mehrheit in der II. Kammer erlangte. Die von Herrn 
v. Dalwigk mit dem erzbiſchöflichen Stuhle zu Mainz 
abgeſchloſſene Convention trotzte allem Anſtürmen der 
Oppoſition. In Würtemberg gelang der Oppoſition 
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wenigitens die Bejeitigung des Concordats, wenn auch in 
den eigentlich politischen Angelegenheiten e8 zur Zeit noch 
jo ziemlich beim Alten blieb. In der Mehrzahl der 
thüringischen Staaten, ebenjo in Oldenburg und Braun: 
jchweig, war jelbjt während der langen Neactionsperiode 
der Fünfziger Sabre immerfort in einem freien und volf3- 
thümlichen Getjte regiert worden;- hier bedurfte es daher 
feines Syſtemwechſels, hier fand fein Gegenſatz zwiſchen 
Negierenden und Negierten ſtatt. 

Sm MUebrigen ward die Aufmerkjamfeit und Die 
Thätigfeit aller freifinnigeren Elemente der Nation je länger 
je mehr von den Zujtänden der Einzelitaaten ab- und auf 
die größeren Anliegen des allgemeinen deutſchen Vater— 
landes hingelenkt. Im Ddiefer Richtung wirkte fortwährend 
der Nationalverein; neben ihn ftellte ſich mit nahezu 
gleichen Zweden, aber gewichtiger in jeinem Auftreten, weil 
er jeine Mitglieder den gejeßlichen Vertretungen des Bolfes 
entnahm, der deutjche Abgeordnetentag, eine Verfammlung 
(iberaler Abgeordneter aus den verjchiedenen deutſchen 
Ländern, der zum erjten Mal am 28. September 1862 
in Weimar zujammentrat. Auch er erflärte fich, wie Der 
Nationalverein, mit größter Mehrheit für Wiederanfnüpfung 
an die Reichsverfaſſung von 1849. 

Die Negierungen felbft wurden von dieſer neuen 
nationalen Bewegung mit fortgezogen. Die einen jchlojjen 
jih ihr an in wirklicher Erfenntni von der Nothwendigfeit 
einer Umgestaltung der deutjchen Bundesverhältnijje und 
in der aufrichtigen Abjicht, zu einer jolchen die Hand zu 
bieten; Die andern juchten durch Scheinreformen fich mit 
der Bewegung abzufinden. 
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Die preußische Regierung, von der man mit Recht 
ein Vorangehen in diefer Richtung erwartete, hatte bald 
nach Einjegung der Negentichaft einzelne dahin zielende 
Schritte gethan. Sie hatte gegen das Unternehmen Däne- 
marks, mit Hülfe einer „Geſammtverfaſſung“ die Herzog. 
thümer oder doch Schleswig enger an das Königreich zu 
fetten, ein kräftigeres Einfchreiten des Bundestages anges 
regt. Sie hatte eine Nevifion der kurheſſiſchen Verfaſſungs— 
frage beim Bundestage beantragt. Zu einer jolchen war 
um }o mehr Grund vorhanden, als auch die nach der 
petropirten Verfaſſung von 1852 gewählten Stände diejer 
Berfafjung ihre Zuftimmung verjagt und fort und fort 
auf Wiederherftellung der Verfaſſung von 1831 gedrungen 
hatten. Es dauerte lange, ehe eine Mehrheit am Bunde 
für die Wiederheritellung des gefränkten Rechts in Kur: 
hejjen zu Stande fam. Erſt 1862 entichloß ſich Oeſter— 
veich, Dem preußiſchen Antrage beizutreten, der nun zum 
Beichlujie erhoben ward. Dem’ Kurfürften ward aufgegeben, 
mit den Ständen wegen Wiederherjtellung der Verfaſſung 
von 1831 (mit einigen Abänderungen) fich zu verjtändigen. 
ALS der Kurfürjt nicht blos diefem Beichlufje des Bundes: 
tages troßte, jondern auch gegen die preußiiche Regierung 
ſich unhöflich benahm, rief die leßtere ihren Gelandten von 
Kaſſel ab und ordnete die SiriegSbereitichaft ziveier Armee— 
corp8 an. Nun ſprach auch Defterreich ein ernites Wort. 
Der Kurfürit machte Miene, nachzugeben, allein bald er— 
wachte jein Troß von Neuem, und er trieb es jo arg, daß 
Herr von Bismard, der inzwilchen die auswärtige Politik 
in Preußen übernommen hatte, ihn Furzer Hand in einer 
durch einen einfachen Feldjäger überjandten Notemit Zwangs— 
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maßregeln bedrohte. Deiterreich fchloß ich dieſem Vor— 
gehen Preußens an, und jo trat endlich im Sahre 1863 
die kurheſſiſche Verfaſſung von 1831 (allerdings mit Aus— 
Iheidung einzelner werthvoller Beitimmungen, die man 
für „bundeswidrig” erklärte) wieder in Wirkſamkeit. 

Auch eine Reform der Bundeskriegsverfaffung hatte 
Preußen angeregt. Hier aber tie es auf den entjchiedener 
Widerwillen der Mittelitaaten. Preußen verlangte, daß 
im Falle eines Krieges die norddeutjchen Bundescontingente 
unter jeine, Die ſüddeutſchen unter Dejterreichs Führung 
gejtellt würden. Diejer Antrag ward verworfen. Auch 
ſpätere Berjuche einer Löſung diejer Frage führten zu feinem 
Nejultate. Seinerjeit3 verhielt Preußen jich ablehnend zu 
dem Programm, welches die Mittelitaaten (auf Grund vor- 
läufiger Beiprechungen unter fih zu Würzburg) am 
Bundestage vorlegten. Dafjelbe enthielt eine ganze Reihe 
von Reformvorichlägen (Bundesgericht, Nechtseinheit, Ein- 
heit von Maß und Gewicht u. }. w.) und jchien darauf 
berechnet, Preußen in der öffentlichen Meinung zu über- 
trumpfen und das Anjehen des Bundestages auf Preußens 
Koſten zu erweitern. Einen ähnlichen Zweck hatte wohl 
auch der hannoverjche Antrag auf Schaffung einer deutjchen 
Striegäflotte, ein Antrag, eingebracht bet demjelben Bundes- 
tage, der die vom Parlamente 1848 geichaffenen Anfänge 
einer solchen Flotte unter den Hammer des Nuctionators 
gebracht, ausgehend von derjelben mitteljtaatlichen Diplo- 
matie, welche feiner Zeit zu jenem jchmachvollen Acte mit- 
gewirkt hatte! 

Allen ſolchen Anläufen gegenüber verhielt fich Preußen 
theils einfach ablehnend, theils ſetzte es denjelben poſitive 
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Borjchläge in der gleichen Richtung, aber in mehr praktiſchem 
Sinne entgegen, jo in der Flottenangelegenheit, wo es vor— 
Ichlug, die bereit3 bejtehende preußiſche Flotille zum Stern 
einer deutſchen Kriegsflotte, zunächit durch Anjchluß der 
großen Seejtädte, auszugeltalten. Gleichzeitig erjtrebte es 
eine wenigitens theilweije Einigung der deutjchen Wehr: 
fräfte durch Militärconventionen mit einzelnen Staaten. 

Endlich traten die „Würzburger“ mit einem umfafjenden 
Bundesreformprojecte hervor. Herr von Beuft war es, 
der als offtcteller Urheber dejjelben figurirte. Am 15. Dct. 
1861 gelangte fein Neformentwurf in die Deffentlichkeit. 
Nach demjelben ſollte der Bundestag jährlich) nur zwei 
Monate lang tagen, und zwar das eine Mal in Regens— 
burg unter Dejterreichs, das andere Mal in Hamburg unter 
Preußens Vorſitz. In der Zeit, wo er nicht beiſammen 
würe, follte ein Directorium, bejtehend aus Defterreich, 
Preußen und einem dritten Mitgliede, die Bundesangelegen- 
heiten leiten. Dem Bundestage follte eine Verſammlung 
von Delegirten der Einzellandtage zur Seite jtehen, nicht 
als gejeßlich beichließendes, fondern nur als berathendes 
Organ, welches zuzuziehen oder nicht zuzuziehen überdies 
in das Ermejjen des Bundestages gejtellt bliebe. 

Diejer Entwurf befriedigte nach feiner Seite. Dejter- 
reich wollte fich zu einer Theilung des bisher von ihm 
allein innegehabten Borjiges mit Preußen nur dann herbei- 
lajjen, wenn dafür der Bund ihm auch feine außerdeutjchen 
Beligungen garantire, Preußen wies jede Erweiterung 
der Organijation des Bundes zurüd, da der Bund nur 
eine dölferrechtliche Bedeutung haben jolle und könne. Da: 
gegen regte der neue preußiiche Minijter des Auswärtigen, 


Graf Bernftorff, den Gedanken de3 engeren Bundesstaates 
im Bunde wieder an, einen Gedanken, für den ſchon Baden 
und Coburg jich gegenüber dem Beuſtſchen Projecte ausge: 
Iprochen hatten. Bon Seiten der anderen Regierungen rief 
dieje, wenn auch vorläufig nur gleichjam theoretische Wieder- 
aufnahme des Grundgedanfens der Reichs- und der Unions— 
verfajjung lebhaften Widerfpruch hervor. Eine Anzahl 
derjelben trat in Wien zu vertraulichen Beiprechungen zus 
jammen, aus denen indeß nur das Stückwerk einer neuen 
Bundesverfajjung hervorging. Es war darin wieder von 
einer Delegirtenverfammlung die Nede, die aber nur ge 
wijje Geſetze (über Civilprozeß und Obligationenrecht) be— 
rathen jollte. Die preußiſche Regierung beharrte auf ihrer 
Erklärung, daß der dermalige deutſche Bund, im welchem 
zwei Großmächte ſich gegenüberftänden, eben deshalb niemals 
eine gedeihliche Wirkſamkeit erlangen könne. Sie behielt 
fich vor, „wenn der günjtige Augenblid gekommen jet,“ 
mit denjenigen Staaten, die zu einem Bundesjtaate im 
Bunde zufammentreten wollten, darüber fich zu veritändigen. 

Der Nationalverein und der Abgeordnetentag erklärten 
das djterreichiich-mitteljtaatliche Bundesreformproject für 
jo unbefriedigend, daß es nicht einmal den Werth einer 
Abſchlagszahlung auf die längftgehegten nationalen Wünſche 
habe. Dagegen bildete fic) im Herbit 1862 ein groß- 
deutſcher „Neformverein”, Der in einer Verfammlung zu 
Frankfurt (am 28. Det.) feine Zuftimmung zu dem Projecte 
ausſprach. 

Herr v. Bismarck, der neue preußiſche Miniſter des 
Auswärtigen, nahm inzwiſchen Gelegenheit, die öſterreichiſche 
Regierung direct darüber in's Klare zu ſetzen, von welchem 
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Standpunkte aus er die deutſche Frage betrachte und zu 
behandeln gedenke. In einer Unterredung mit dem öſter— 
reichiſchen Botſchafter, Graf Karolyi, im December 1862, 
beklagte er ſich darüber, daß ſeit den Tagen der Schwarzen— 
berg'ſchen Politik Oeſterreich den Einfluß Preußens auch 
in Norddeutſchland mehr und mehr zurückzudrängen ſuche. 
Am Bundestage ſeien wichtige Anträge eingebracht worden, 
ohne — was früher nie geſchehen — Preußen auch nur 
zu befragen. Jetzt gehe man offenbar darauf aus, Preußen 
zu majoriſiren; Preußens Einſpruch gegen die ohne ſein 
Borwiljen geitellten Anträge werde unbeachtet gelafjen. 

Herr v. Bismard verhehlte dem Bertreter Dejterreichs 
nicht, „daß das weitere Vorgehen der Bundestagsmehrheit 
auf einer von Preußen für verfafjungsmidrig erkannten 
Bahn Preußen in eine unannehmbare Stellung bringe, 
daß die preußiiche Negierung eine folche Weberjchreitung 
der Competenz des Bundes durch Bejchlüjfe der Meajorität 
al3 einen Bruch der Bundesverträge auffajjen und dem 
entjprechend verfahren, daß ſie jolchenfalls3 ihren Bundes— 
gelandten abberufen, dann aber auch die Wirkſamkeit einer 
Berfammlung, am der fie ſich aus Nechtsgründen nicht 
mehr betheilige, tn Bezug auf den ganzen Gejchäftskreis 
des Bundes nicht weiter für zuläjlig amerfennen würde.“ 
Eine praktische Folge davon würde u. A. die ſein, daß die 
in den Bundesfeitungen befindlichen preußiſchen Garnijonen 
fich) nicht mehr als der Bundesverfammlung unterjtellt zu 
betrachten hätten. 

Herr v. Bismard lie den öjterreichiichen Botjchafter 
auch darüber nicht im Unklaren, daß es „ein gefährlicher 
Serthum“ jet, wenn Dejterreich meine, „in einem für 
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Oeſterreich bedrohlichen Kriege werde Preußen doch unter 
allen Umſtänden Oeſterreichs Bundesgenoſſe ſein.“ Sollte 
Oeſterreich auf ſeiner bisherigen Politik gegen Preußen 
beharren, „ſo würde unter Umſtänden ein Bündniß Preußens 
mit einem Gegner Oeſterreichs eben ſo wenig ausgeſchloſſen 
ſein, als im entgegengeſetzten Falle eine treue und feſte 
Verbindung beider deutſchen Großmächte gegen gemeinſchaft— 
liche Feinde.“ „Oeſterreich habe die Wahl, ſeine gegen— 
wärtige preußenfeindliche Politik mit dem Stützpunkte einer 
mittelſtaatlichen Coalition fortzuſetzen, oder eine ehrliche 
Verbindung mit Preußen zu ſuchen. Zu letzterer zu 
gelangen, ſei ſein, Bismarcks, aufrichtigſter Wunſch. Die— 
ſelbe könne aber nur durch das Aufgeben der preußen— 
feindlichen Thätigkeit Oeſterreichs an den deutſchen Höfen 
gewonnen werden *).“ 

Ein Annäherungsverfuch, den die öſterreichiſche Re— 
gierung durch den Grafen Thun machte, indem diejer den 
Vorſchlag zu einer perjönlichen Beiprechung zwiſchen Bismarck 
und dem Grafen Rechberg nach Berlin überbrachte, jcheiterte 


*) In der Girculardepefche vom 24. Janıtar 1863, worin Die 
IUnterredung Bismard3 mit dem Grafen Karolyi mitgetheilt wird, 
(um Entitellungen derfelben in Journalartikeln von Wien aus ent: 
gegenzutreten), finden ich nur die hier oben wiedergegebenen Aeuße— 
rungen, In einer öfterreichifchen Gireulardepefche vom 28. Feb. 1863, 
welche eben darüber handelt, iſt noch hinzugefügt: „Bismard habe 
der Hjterreichifchen Regierung die Alternative gejtellt, entweder ſich 
aus Deutjchland zuricdzuzichen und den Schwerpunkt Dejterreichs 
nach dem Diten zu verlegen, oder im nächſten europäifchen Conflict 
Preugen auf der Seite der Gegner Oeſterreichs zu finden.” Ob 
das geflüigelte Wort von der „Verlegung des Schwerpunktes nad) 
dem Dften“ wirklich gefprochen worden, bleibt hiernach ungewip. 


an der dabei geitellten Borbedingung, „daß Preußen 
fi) zuvor mit den eingebrachten Bundesreformanträgent 
(dem Delegirtenproject) einverjtanden erklären oder Doch, 
wenn Deiterreich darauf verzichten jolle, ihm ein ent— 
Iprechende3 Nequivalent dafür fichern müſſe.“ Wahr 
Icheinlich war darunter wieder eine Garantie der außer: 
deutichen Belißungen Dejterreichs verstanden. Auf ſolche 
Bedingungen ging man im Berlin nicht ein; die Be— 
gegnung der beiden Staat3männer unterblieb. 

Um dieſe Zeit that Bismard einen Schritt, der int 
In- und Auslande große Erregung hervorbradhte. In 
Nuffisch- Polen war ein Aufitand ausgebrochen. Die Weſt— 
mächte und ſelbſt Deiterreich zeigten jich der polntjchen 
Sache günftig; ſie thaten wiederholt, wenn auch) vergebens, 
gemeinjame Schritte zu Gunsten der Polen bei dem Cabinet 
von St. Petersburg. Napoleon wäre wohl gern noch) 
weiter gegangen; allein zu einem activen Vorgehen ſchienen 
weder England noch Dejterreich geneigt. 

Einen anderen Standpunkt nahm das Miniſterium 
Bismard ein. Bismarck war überzeugt, daß, wenn es 
den Polen gelänge, ein unabhängiges Reich zwiichen Ruß— 
land und Preußen wieder aufzurichten, dies nicht zum 
Bortheile Preußens gereichen würde. Cr „wollte lieber 
den Kaijer Alexander II. zum Nachbar Haben, als ein 
propagandijtiiches Polen, welches jchwerlich vergejjen würde, 
daß Danzig und Thorn einft polniſch geweſen.“ Da er 
das Herübergreifen des Aufjtandes nach Poſen befürchtete, 
jo ordnete er eine militärische Bewachung der Grenze an; 
auch traf er Verabredungen mit Rußland, denen zufolge 
unter Umftänden die ruffischen und preußiichen Truppen 
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bet der Entwaffnung von Aufftändiichen ſich unterjtügen 
jollten. Diefe „Convention“ erlangte zwar, wie Bismard 
im Abgeordnetenhauje erklärte, feine praftiiche Wirkſamkeit, 
da der Aufitand bald jeine Kraft verlor; allein fie ward 
Gegenſtand heftiger Angriffe ebenſowohl im preußiichen 
Abgeordnetenhaufe, wo man vielmehr eine Unterjtügung der 
Polen wünjchte, wie auch im engliichen Parlamente. Zu 
Directen diplomatischen Neclamationen gegen diejelbe kam «3 
nicht; jowohl die engliiche al3 die öfterreichiiche Negierung 
hielten e3 nicht für angezeigt, ſolche zu erheben. 

Abgejehen davon, dag Bismard einen Sieg des 
polnischen Aufitandes nicht im Interefje Preußens fand, 
hatte er wahrjcheinfich auch mögliche fünftige Verwicklungen 
Preußens mit andern Staaten im Auge, bei denen, wie er 
vorausjah, eine wohlwollende Haltung des mächtigen 
Nachbars im Oſten für Preußen eben jo nüßlich, wie das 
Gegentheil davon gefährlich fein würde. 

Am 22. Januar 1863 gelangte das Delegirtenproject 
am Bundestage zur Abjtimmung. Die Ausschugmehrheit 
empfahl dajjelbe zur Annahme. Der preußiſche Gejandte 
erklärte, Preußen werde im alle der Annahme den 
Bundestag wegen Weberjchreitung jeiner Competenz nicht 
mehr als rechtliche® Organ des Bundes anerkennen. 
Nichtsdejtoweniger beharrten Defterreich und die vier König— 
veiche nebjt Darmjtadt auf dem Antrage; ſie jchienen es 
auf das Aeußerſte ankommen laſſen zu wollen. Allein 
Kurhejien trennte jich von ihnen und brachte, zujammen 
mit den Fleineren Staaten, die Mehrheit auf Preußens 
Seite. Mit 9 gegen 7 Stimmen ward das Project ver- 
worfen. Auch bei diejer Gelegenheit, und diesmal noch 
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deutlicher, als früher, ſprach die preußiſche Regierung ſich 
dahin aus, „daß eine befriedigende Reform des ganzen 
Bundes unmöglich ſei und daß Preußen, abſehend von 
allen Verhandlungen über eine ſolche, nur in freien Ver— 
einbarungen mit einzelnen Bundesſtaaten ihr Ziel erblicke.“ 
Auch erklärte der preußiſche Geſandte: „Nicht in einer 
unvolksthümlichen und ohnmächtigen Delegirtenverſammlung, 
ſondern nur in einer aus freien Wahlen hervorgehenden 
Volksvertretung mit angemeſſenen geſetzlichen Befugniſſen 
werde das Bedürfniß der Nation feine Befriedigung finden.“ 

Trotz diefer jo entſchiedenen Stellungnahme Preußens 
im der deutjchen Frage ließ dennoch Deiterreich von dem 
Plane einer Bundesreform in jeinem Sinne und zu feinen 
Gunjten nicht ab. Der inzwiichen nur immer mehr ver: 
ichärfte innere Conflict in Preußen hatte im übrigen Deutjch- 
land eine weitreichende Berjtimmung gegen die preußijche 
Regierung hervorgebracht. Selbit die wärmſten Anhänger 
des Gedanfens einer preußischen Führerſchaft fanden fich 
dadurch entmuthigt und bloßgejtellt. Konnte man einem 
Staate, der in jich jelbit jo wenig einig war, in dem das 
Berhältnig zwilchen Negterung und Volk noch jo wenig 
geklärt erjchien, die Geſchicke Deutjchlands anvertrauen ? 
Sogar der Nationalverein hatte auf feiner Jahresver— 
jammlung von 1861 die Hindeutung auf Preußens Führer— 
ichaft aus jeinem Programme hinweggelajjen! Dagegen 
mochten die Freunde Oeſterreichs mit einigem Schein von 
Berechtigung ſich auf die eben damals in Dejterreich ein= 
getretene Wandlung der PVerhältnijje berufen, mochten 
rühmen, wie die öfterreichtiche Regierung aus freiem An— 
triebe in conftitutionelle Bahnen eingelenft habe. Letztere 
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jelbft that alles, um dieſe Wendung der öffentlichen 
Stimmung Deutjchlands nach Deiterreich hin zu begünftigen. 
Auf ihren Betrieb fanden die Verfammlungen der deutjchen 
Surilten, der Naturforicher, der Künſtler, ja des Gujtav- 
Adolph-Vereins auf öjterreichiichem Boden ſtatt und hatten 
jich dort der wohlwollendſten Aufnahme zu erfreuen. 


Im Sommer 1863 trat endlich die öſterreichiſche 
Regierung mit ihrem Plane einer Bundesreform im großen 
Style hervor. Am 2. Auguft bejuchte der Kaiſer Franz 
Sofeph den, zu einer Badecur in Gajtein anweſenden 
König von Preußen und Fimdigte ihm den Entichluß an, 
zum 16. Auguſt die jämmtlichen deutjchen Bundesfürſten 
behuf3 perfönlicher Beiprechungen über ein Bundesreform- 
project zu einem „Fürſtentage“ nach Frankfurt a. M. ein— 
zuladen. 

Als Unterlage für dieſe Beſprechungen jollte eine 
Denfihrift dienen, welche an die andern Negierungen ver- 
ſandt wurde und welche der Kaiſer perjönlich dem Könige 
überreichte, 

Der König machte geltend, daß eine jolche Beiprechung 
der Fürſten ohne vorherige Durchberathung des Reform 
planes in Minifterconferenzen jchwerlich zum Ziele führen 
werde. Er rieth zu einer Verſchiebung des Fürſtentages 
auf den 1. October. 


Nichtsdejtoweniger erhielt der König jchon Tags 
darauf (nachdem Kaiſer Joſeph noh am 2. Auguft 
wieder abgereiſt war) durch einen kaiſerlichen Flügel— 
adjutanten die fchriftliche Einladung zum Fürjtencongreß, 
und zwar auf den 16. Auguſt. Er beantwortete Dieje 
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Ichriftliche Einladung in dem gleichen Sinne ablehnend 
wie vorher die perjönliche des Kaiſers. 

Troß diejer jo beitimmten Ablehnung des preußiichen 
Königs beharrte die Hjterreichiiche Regierung bet ihrem 
Plane eines Fürjtencongreijes am 16. Auguſt; ja die Ein- 
fadungen dazu an die andern Fürſten waren abgejandt 
worden, ohne auch nur die Erklärung des Königs abzu- 
warten. 

Sp jah denn Frankfurt in den Tagen vor dem 
16. August den Einzug des Kaiſers und einer großen 
Anzahl deutjcher Fürſten in ſein Weichbild — ein Ereignif, 
das an die Wahl- und Krönungstage im alten deutjchen 
Reiche erinnerte. Auch war nicht verjäumt worden, um 
dieſem Acte den nöthigen äußeren Glanz zu geben. Die 
Bahnhöfe prangten in jchwarzsroth-goldnen Farben; jte 
waren, ebenjo wie die Straßen der Stadt, mit Kränzen 
und Flaggen geihmücdt und am Abend mit Facleln er- 
leuchtet; allenthalben jtanden Ehrenwachen. Die gegen- 
jeitigen Befuche der Fürſten unter fich, ſowie ihre Auffahrt 
beim Kaifer, der im Thurn- und Taxis'ſchen Palais wohnte 
und vor deſſen Zimmern Hartichiere in alterthümlicher 
Tracht Wache hielten, entfalteten einen lange nicht gejehenen 
Glanz von Equipagen, von Dienerſchaft, von Uniformen. 
Die Bevölferung ließ e8 an Ausbrüchen der Begeijterung, 
an Hurrahs für die vorüberfahrenden Fürſten und Bürgers 
meiſter der freien Städte nicht fehlen. Die Stadt Frank— 
furt gab ihren erlauchten Gäſten ein glänzendes Feſt in 
den Sälen des hiſtoriſchen Römer, wobet wiederum Hart— 
ichtere in alter Tracht paradirten. 

Am 16. Augujt Vormittags begannen die Conferenzen 
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der Fürſten unter Vorſitz des Kaiſers. Die im öjter- 
reichiichen Gabinet ausgearbeiteten Vorſchläge zu einer 
Bundesreform waren den Fürſten mitgetheilt worden, aber 
erit jo kurz vor der Sitzung, „daß fie ſchwerlich von 
einem der Fürſten hätten ftudirt werden fünnen“ *), 

Die Vorſchläge gingen dahin, daß insfünftige die 
Bundesangelegenheiten von einem Directorium geleitet 
werden jollten, welches aus Deiterreich, Preußen, Bayern 
und zwei von den größeren Fürſten gewählten Mitgliedern 
gebildet würde. Daneben jollte ein Bundesrath bejtehen, 
in welchem Dejterreich und Preußen je 3 Stimmen hätten. 
Den Vorſitz in beiden Körperichaften jollte Deiterreich 
führen. Eine Verfammlung von Delegirten der Landtage 
jollte alle drei Jahre in Frankfurt zujammentreten, öffent: 
(ich verhandeln und über die von Directorium und Bundes— 
rath ihr vorgelegten Gejeßesvorjchläge beichliegen, auch) 
jelbjt Vorſchläge machen dürfen. Außerdem jollten perſön— 
liche Verſammlungen der Fürſten jtattfinden, um über die 
vom Directortum ihnen mitgetheilten Ergebniſſe der 
Delegirtenberathungen „in freier Verſtändigung“ Beſchlüſſe 
zu faſſen. Endlich beantragte Oeſterreich die Einjegung 
eine3 Bundesgericht, deſſen Mitglieder von den Negterungen, 
zum Theil auf den Vorjchlag ihrer Ständeverjammlungen, 
zu ernennen wären. Den eigentlichen Kern der öjterreichiichen 
Borichläge bildete wiederum die dem deutjchen Bunde ange- 
jonnene Bürgschaft für Defterreichs Geſammtbeſitzſtand. Bei 
Kriegen eines deutjchen Bundesjtaates, der augerhalb des 


) So drüdt fic) in feinen „Denfwürdigfeiten“ Dudwig aus, der 
als Vertreter de3 Senat? von Bremen dem Fürftentage beimohnte. 
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Bundes Beſitzungen habe, ſollte das Directorium den 
Bundesrath zur Beſchlußfaſſung über die Theilnahme des 
Bundes an einem ſolchen Kriege auffordern; die Entſcheidung 
ſollte mit einfacher Stimmenmehrheit ſtattfinden. 

Im Directorium konnte Oeſterreich auf die Stimmen 
Bayerns und der beiden zu wählenden Mitglieder (welche jeden— 
falls abwechſelnd zwei der andern Könige ſein würden) ſicher 
zählen; ein vom Directorium mit vier gegen eine Stimme 
an den Bundesrath gelangender Beſchluß würde aber aud) 
hier wohl immer eine einfache Mehrheit erlangen. Die 
Rechnung des Wiener Cabinet3 war aljo eine ziemlich 
zuverläſſige. 

Bevor in die Berathung dieſer Vorſchläge eingetreten 
ward, machte der Großherzog von Mecklenburg-Schwerin 
darauf aufmerkſam, daß die Sache mißlich ſei, wenn 
Preußen fehle, und ſchlug vor, den König von Preußen 
(der inzwiſchen Gaſtein mit Baden-Baden vertauſcht hatte) 
im Namen der erlauchten Verſammlung durch eine 
Deputation nochmals zur Theilnahme an deren Berathungen 
einzuladen. Der Großherzog von Baden unterſtützte den 
Vorſchlag. König Johann von Sachſen trat ebenfalls bei, 
bemerkte jedoch: „Man müſſe dabei zugleich erklären, daß 
alle deutſche Fürſten und die freien Städte ſich bereits 
geeinigt hätten, auf der Baſis der kaiſerlichen Vorſchläge 
in die Detailberathungen einzutreten“. Der Kaiſer 
billigte dies, meinte aber: „Falls der König von Preußen 
wider Verhoffen ablehnen ſollte, müßten die Anweſenden 
dennoch das Verfaſſungswerk in kürzeſter Friſt fertig 
machen; man könne ja Preußen den Beitritt offen laſſen.“ 
König Johann ward erſucht, zu König Wilhelm ſich 
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zu begeben und demjelben die Einladung der Fürſten 
perJönlich und mittelft eines von Allen unterzeichneten 
Schreibens zu überbringen. 

König Wilhelm lehnte auch dieje Collectiveinladung 
ab. Er that dies in einem eigenhändigen Schreiben an 
Kaiſer Franz Joſeph, worin er nochmals ausſprach: „Er 
könne über die der Berathung zu Grunde zu legenden 
Anträge (über welche dem König, wie deſſen Schreiben 
bejagte, nicht einmal eine amtliche Mittheilung gemacht war!) 
erit dann Entichliegung faſſen und Erklärungen abgeben, 
wenn dieſe Anträge durch feine Miniſter im gejegmäßigen 
Wege geprüft jein würden,” — geprüft „in ihrem Verhältniß 
zu Der berechtigten Machtitellung Preußens, jo wie zu 
den berechtigten Intereſſen der Nation.“ 

Sn der Zwiſchenzeit bis zur Zurückkunft des Königs 
von Sachjen fanden allerhand Sondervereinigungen (man 
fünnte fajt jagen, Barteiverfammlungen) der Fürsten jtatt. 
Diejenigen, welche zu Preußen neigten, Baden, Weimar, 
Coburg, Oldenburg, Walde, Aitenburg, hielten vertrau: 
liche Berathungen, erit beim Großherzog von Baden, dann 
beim Herzog von Coburg, dann wieder beim Großherzog 
von Baden, um über ein gemeinfames Vorgehen zu beratheır. 
Sie waren jehr erregt wegen der ihnen angejonnenen Leber: 
jtürzung, jo wie darüber, daß in einem, noch in aller Halt 
vertheilten öſterreichiſchen Aftenftüd, einer Art von Geſchäfts— 
ordnung, gejagt war: „Etwaige Abänderungsvorjchläge 
dürften nicht mitdem leitenden Gedanken des Ganzen in Wider— 
ipruch ſtehen.“ Sie wollten beantragen, das öjterreichtiiche 
Project vorerjt einer Minijterconferenz zu unterbreiten. 
Auf der andern Seite traten die jog. „Würzburger zus 


jammen, die Könige und die Fürſten der beiden Hejjen und 
von Naſſau. Auch ihnen ward bange vor der Halt, 
womit die Vorlage berathen werden jollte; auch fie neigten 
Minifterconferenzen zu. Allein, als nach der Rückkunft 
des Königs von Sachſen von jeiner erfolglojen Miſſion 
die Plenarberathungen wieder anfgenommen wurden, hatte 
feiner der Fürften den Muth, Vorſchläge in jener Richtung 
zu machen, und jo trat man in die Einzelberathung ein. 
Bei diejer jedoch ermannte fich die Oppoſition zu einem 
ernſtlichen Widerſtande gegen einzelne der ganz bejonders 
für Defterreich günftigen, für Preußen nachtheiligen Be— 
ſtimmungen. Die Zufammenfegung des Directoriums ward 
verändert. Den fünf Mitgliedern ward ein jechites bei- 
gefügt, welches von den Fleineren Fürſten und den freien 
Städten gewählt werden jollte. Für Erklärung eines 
Bundesfriegs zur Bertheidigung außerdeutjcher Befitungen 
eined® Bundesjtaates ward eine Zweidrittelmehrheit im 
Bundesrath (jtatt der einfachen Majorität, welche Deiterreich 
wollte) feitgejtellt. Den Borjig betreffend, jo ſchlug der 
Großherzog von Baden einen Wechjel zwiſchen Dejterreich 
und Preußen vor; andere Fürſten appellirten an die groß: 
herzige Gefinnung des Kaiſers, indem fie meinten, „eine 
Veritändigung mit Preußen werde ſchwer fein, wenn man 
ihm nicht mit diefem Vorſchlage entgegenfomme." Der 
Kaiſer wollte fich nicht erklären. König Johann von Sachjen 
riet), man möge diefen Punkt der privaten Verjtändigung 
der beiden Majejtäten von Defterreich und Preußen über- 
lajjen. Ein bejtimmter Beſchluß Fam nicht zu Stande. 
Als endlih am 1. Sept. das Ganze durchberathen 
war, da entitand große BVerlegenheit, was nun gejchehen 


jolle. Eine Menge von Verbejjerungsanträgen, Vorbehalten, 
Erklärungen waren noch unerledigt. Der Kaijer jchlug vor, 
dieje alle zurüczunehmen und nunmehr Preußen zum Beitritt 
aufzufordern. Dem widerjeßte fich eine große Zahl von 
Fürſten, an ihrer Spige der Großherzog von Baden. Es 
war nahe daran, daß der Fürſtentag ohne Ergebniß augein- 
anderging. Zuletzt ward vorgejchlagen, die Anwejenden 
jollten die durchberathene Reformacte unterzeichnen „unter 
Vorbehalte der Zujtinnmung aller Bundesjtaaten“; wenn 
diefe Zuftimmung — alſo die Zuftimmung Preußens, 
welches allein fehlte — nicht zu erlangen fei, jollten die 
Berathungen von vorn beginnen. Aber auch mit diejem 
Borbehalte unterzeichneten nur 24 Fürſten. Baden, Weimar, 
Medlenburg- Schwerin, Waldeck hielten ihre Unterjchrift 
zurücd; der Herzog von Altenburg war jchon vorher abge- 
reijt; die vier Bürgermeiſter erklärten, zuvor noch die Zus 
itimmung ihrer Bürgerjchaften einholen zu müjjen. Der 
Großherzog von Baden betonte al3 einen Mangel der 
Neformacte insbejondere den, daß fie der Nation feine 
unmittelbare Vertretung einräume, 

Die Reformacte gelangte num nebjt einem Schreiben der 
ihr zujtimmenden 24 Sürjten an den König von Preußen. 
Der König ward darin einfach zum Beitritt eingeladen. 
König Wilhelm erforderte das Gutachten jeine® Staats— 
miniſteriums darüber. Diejes Gutachten führte zuerit aus, 
daß unmöglich) Preußen als Großjtaat feine ganze Politik 
jammt der Verfügung über fein Heer von Mehrheit: 
beichlüjjen eines Bundesorgans abhängig machen fünne. 
Wenigiteng bei Kriegserklärungen, bei welchen es fich nicht 
um die Vertheidigung des Bundesgebietes handelte, müßte 
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Preupen ein Veto Haben. Ueberhaupt müſſe Preußen dei 
Anſpruch auf vollftändige Gleichitellung beider Großmächte 
im Bunde auch betreff3 des Vorfites erheben. Aber auch 
„die wahren Bedürfniſſe und Intereſſen der deutſchen 
Nation” fand das Gutachten durch die vorgeichlagenen 
Einrichtungen, insbeſondere durch die blos aus Delegirten 
der Einzellandtage zu bildende Vertretung nicht gewahrt. 
Eine Bürgichaft für dieſe Bedürfnijje und Intereſſen jei nur 
zu finden „in einer wahren, aus directer Betheiligung der 
ganzen Nation hervorgehenden Nationalvertretung." „Nur 
eine jolche Vertretung,” hieß es in dem Gutachten, „wird 
für Preußen die Sicherheit gewähren, daß es nichts zu 
opfern hat, was nicht dem ganzen Deutjchland zugute 
fommt. Keim noch jo Fünftlich ausgedachter Organismus 
der Bundesbehörden kann das Spiel und Widerjpiel 
dynaſtiſcher und particulariſtiſcher Intereſſen ausschließen, 
welches ſein Gegengewicht und Correctiv in der National— 
vertretung finden muß. In eine Verſammlung die aus 
ganz Deutſchland durch directe Wahlen hervorgeht, kann 
Preußen mit Vertrauen eintreten.” Das Minijterium 
empfahl daher dem König, die hier hervorgehobenen Punkte 
(Veto, Gleichheit im Vorſitz, endlich directe Volkswahlen) 
al3 unerläßliche Vorbedingungen aufzuitellen, unter denen 
allein Preußen die Hand zu Berathungen über eine 
Bundesreform bieten könne. Letztere würde übrigens 
jedenfall3 erıtweder einer Nationalvertretung oder mindeitens 
den Einzellandtagen zur Genehmigung vorzulegen jein. 

Sm Sinne diefes Gutachtens ſprach ſich König 
Wilhelm (am 22. September) auf die an ihm ergangene 
Aufforderung aus. Es war dies jo gut wie eine Ab— 
(ehnung des ganzen Neformwerfes. 
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Die öffentliche Meinung in Deutichland war anfangs 
durch das Fühne Vorgehen Oeſterreichs überrafcht und 
theilweije bejtochen worden. Da von Preußen, wie man 
meinte, eine fräftige deutjche Initiative zur Zeit nicht zu 
erwarten ſtand, jo erjchien e3 immerhin von Werth, daß 
von anderer Seite her die deutſche Frage wenigiteng wieder 
in Fluß gebracht werde. Der Abgeordnetentag trat am 
22. August in Frankfurt a. M. zufammen, um Stellung 
zu dem öjterreichtichen PBrojecte zu nehmen, Der berühmte 
Hiltorifer Häuffer erjtattete Bericht über den Neformentiwurf. 
Er fand in Dejterreichs Initiative und in der Theilnahme 
fajt aller Bundesmitglieder am Fürſtentage ein erfreuliches 
Zeugniß der allwärts fiegreichen Ueberzeugung von der 
Unzulänglichkeit der bejtehenden Bundesformen und der 
dringenden Nothwendigfeit einer Neugeftaltung. Er erklärte, 
daß nur von einem Bundesjtaate im Sinne der Neichs- 
verfafjung von 1849 die volle Befriedigung des Bedürf- 
nijjeg der Nation zu erwarten jet, glaubte jedoch, daß, 
„der inneren Kriſis und den äußeren Gefahren gegenüber,” 
der Abgeordnetentag „nicht in der Lage jet, zu dem üjter: 
reichiichen Entwurf fich lediglich verneinend zu verhalten.“ 
Er machte jodann verjchiedene gewichtige Ausstellungen 
gegen den Entwurf; insbejondere verlangte er jtatt der 
Delegirten freie Vertreter der Nation, jtatt der Bevorzugung 
Oeſterreichs die Gleichberechtigung beider Großmächte. Unter 
allen Umständen fer eine gedeihliche Löſung der Bundes— 
reform nicht von einem einjeitigen Vorgehen der Regierungen 
zu erwarten, jondern nur von der Zuftimmung eines frei- 
gewählten Parlamentes. Die Verſammlung ſtimmte Zu bei 
und fahte Nejolutionen in diefem Sinne, 

8. Biedermann, Dreißig Jahre deutich. Geſch. IL 24 
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Nachdem das ganze Broject an Preußens Weigerung 
gejcheitert war, gaben noch der Nationalverein und 
der großdeutiche Neformverein ihre Stimmen darüber ab, 
beide natürlich im gerade entgegengejegten Sinne Der 
Nationalverein erklärte in einer Generalverjammlung 
vom 16. October, „daß das öjterreichiiche Project den 
Anjprüchen der Nation in feiner Weile genüge, daß 
e3 den Einfluß Oeſterreichs und die Sonderjtellung der 
Königreiche verjtärfe auf Kojten Preußens, daß es daher 
entjchieden zu befämpfen ſei. Biel der Nationalpartei fei 
und bleibe der Bundesitaat.“ Der Neformverein, der 
am 28. October zujammentrat und zu jeinem Bericht: 
erstatter den ehemaligen weimarischen Miniiter Herrn 
von Wydenbrugk erwählte, erkannte in der Reformacte „eine 
geeignete Grundlage für die Entwicdlung der deutjchen Ver- 
jafjung, die daher anzunehmen jei.“ 

Die öſterreichiſche Negierung jchien nicht übel gewillt, 
ihr Reformproject auch ohne, ja gegen Preußen durchzu— 
jegen. In einer vertraulichen Depefche, welche Graf Nechberg 
unterm 26, September an die mit Oeſterreich verbündeten 
deutichen Cabinette richtete, erklärte der üjterreichiiche 
Miniſter die von Preußen geitellten Bedingungen für 
„ourchaus unannehmbar“ und Sprach den Wunjch aus, 
die verbündeten Regierungen möchten im „identiſchen 
Noten“ die dem preußiſchen Cabinette kundgeben, zugleich 
andeuten, daß jie äußerjtenfalls auch ohne Preußen einen 
neuen Bund aufrichten würden. 

Am 23. November traten auf Betrieb Dejterreichs 
eben dieſe Staaten zu Minifterconferenzen in Nürnberg 
zujammen. Allein zu einem gemeinfamen Vorgehen gegen 


Preußen, wie man von Wien aus dies gewünfcht und 
gefordert hatte, Fam es nicht. So richtete denn am 
30. Detober Graf Nechberg allein eine Note nach Berlin, 
worin, unter jcharfer Abweilung der von Preußen geftellten 
Bedingungen, ziemlich unverhüllt die Abjicht Eundgegeben 
ward, das Neformproject unter allen Umftänden durch» 
zuführen. 

Es jchien die öfterreichijche Negierung nicht zu beirren, 
daß jie 1850, als Preußen mit Gründung der „Union“ 
umging, jede Veränderung der beitehenden Bundesverhält- 
nijje, wern auch nur ein einziges Bundesglied wider: 
Ipreche, für jchlechterdings bundeswidrig und unzuläffig 
erflärt hatte. Was für Preußen galt, jollte für Oeſterreich 
nicht gelten! 

Ob man in Wien fich eingebildet, die damalige Re— 
gierung Preußen! werde gegen üjterreichiiche Drohungen 
eben jo nachgiebig fein, wie weiland die von 1850, 
oder ob man entjchlojfen war, äußerjtenfall3 auch einen 
Zwang auf Preußen auszuüben, d. h. zu den Waffen zu 
greifen, Darüber wird eine jpätere Zeit vielleicht Aufſchluß 
geben. Bismard fchien in der That einen gewaltſamen 
Angriff von Seiten Defterreich3 nicht für unmöglich zu 
halten. In einem Berichte des preußiſchen Staats— 
miniſteriums an den König wegen Auflöſung des Ab— 
geordnetenhauſes (vom 2. September) ward als ein wichtiger 
Beweggrund für dieſe Auflöſung auch der angegeben, daß 
es „ein Bedürfniß aller Unterthanen des Königs ſein 
werde, gegenüber den Beſtrebungen auf dem Gebiete der 
deutſchen Bundesverfaſſung, deren unverkennbare Abſicht 
ſei, dem preußiſchen Staate die Machtſtellung in Deutſchland 
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und in Europa zu verfümmern, welche ich nicht jtreitig 
machen zu lajjen das preußiſche Volk jederzeit entjchlojjen 
gewejen jei, der Einigfeit de3 Volkes und dejjen unver— 
brüchlicder Treue zu feinem Herricherhauje Ausdrud zu 
geben." Ein „Aufruf an die Wähler,” welchen am 16. Sept., 
die officiöſſe Provinzialcorreipondenz brachte, wies ganz 
offen darauf hin, wie „die jeßigen Zeitverhältnijje jeden 
guten Preußen daran mahnen müßten, daß es gelte, 
Preußens Berfafjung rajch auf gejeglicher Grundlage zu 
ſichern.“ | 

Sedenfall3 war der Gegenſatz zwiſchen Defterreich und 
Preußen auf das Aeußerſte zugeipigt und ſchien fait 
unverſöhnlich — da brachte ein überrafchender Zwiſchen— 
fall eine ebenjo überrajchende Wendung in Dielen Ver: 
hältniſſen hervor. 


XX. 
Die ſchleswig-holſteiniſche Angelegenheit. 


Noch dauerte die Spannung fort, welche durch den 
Fürſtentag, das dictatoriſche Vorgehen Oeſterreichs und 
die entſchiedene Weigerung Preußens, ſich deſſen Anmuthungen 
zu fügen, erzeugt worden war, da trat ein Ereigniß ein, 
welches, unerwartet, wie es war, Die ganze Gejtalt der 
Dinge in Deutjchland veränderte. 

Am 15. November 1863 jtarb König Friedrich VIL 
von Dänemarf, der lebte männliche Sproß der füniglichen 
Linie. Nach) dem im Königreich eigentlich geltenden Her— 
fommen, welches weibliche Thronfolge zuließ, würde dort 
ein von weiblicher Seite her der Föniglichen Linie ver- 
wandter Fürſt, der Landgraf Friedrich von Heſſen, den 
Königsthron bejtiegen haben. Nach dem Unionsvertrag, 
der im Jahre 1460 zwilchen dem, damals zum Herzog von 
Scleswig-Holitein erwählten, König von Dänemark und 
den Ständen dieſer Länder gejchlojjen war, wonach bier 
nur die in Deutjchland geltende männliche Erbfolge ein- 
treten jollte, würde in leßteren der nächite männliche An- 
gehörige des Gejammthaufes Oldenburg, aljo das Haupt 
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der zweitälteften Linie, der Herzog Chrijtian von Auguſten— 
burg, erbberechtigt geweſen fein. 

Danit wären dann aljo Schleswig und Holſtein 
völlig und für immer von Dänemark getrennt geweſen; 
fie würden binfort, unter ſich verbunden, einen jelbitändigen 
Staat unter eignen Fürſten gebildet haben. 

Durch den Londoner Vertrag von 1852 war aber 
diefe rechtliche Erbfolgeordnung, allerdings nur mitteljt 
eines Gewaltjtreichd der Grogmächte, außer Kraft geſetzt 
und — in der unverhohlenen Abjicht, die Herzogthümer 
für immer an das Stönigreich zu fetten — eine ge 
meinjame Erbfolge für beide Theile der dänischen Mon— 
archie angeordnet, zum nächſten Thronerben aber ſowohl 
im Königreich als in Schleswig und SHoljtein Prinz 
Chriftian, das Haupt der jüngeren, Glüdsburgijchen 
Linie, beſtimmt worden. Landgraf Friedrih von Helfen 
hatte auf fein Erbrecht verzichtet; Herzog Chrijtian von 
Augujtenburg war zu einem ähnlichen Verzicht bewogen 
worden, der jedoch (abgejehen von feiner juriſtiſch nicht 
zweifellofen Faſſung) die volljährigen Söhne des Herzogs 
nicht binden konnte, die denn auch ihre Rechte in ausdrücklichen 
Erklärungen gewahrt hatten. 

Alzbald nach dem Tode Friedrichs VII. bejtieg in 
Dünemarf Chriſtian von Glüdsburg als Chriſtian IX. 
den erledigten Thron. Er ward jowohl von den fremden 
Großmächten al3 von der Bevölkerung im Königreich ohne 
Weiteres anerkannt. Für die Herzogthümer dagegen machte 
der ältefte Sohn des Herzogs Chrijtian von Auguftenburg, 
Friedrich, ſeine Anſprüche in einer Proclamation geltend, 
worin er erklärte, daß er kraft angeſtammten Erbrechts die Re— 
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gierung über die Herzogthümer antrete. Zugleich Tieß er 
beim Bundestage durch den badischen Gejandten eine 
„feierliche Nechtsverwahrung gegen jede etwaige Bejtreitung 
feiner Wegentenrechte und jede mit dem vollen Genujje 
derjelben nicht zu vereinigende Handlung” überreichen. 
Die Mehrzahl der Beamten in Holitein verweigerten den 
von ihnen verlangten Huldigunggeid für Chrijtian IX. Eine 
Berjammlung der ſchleswig-holſteiniſchen Ritterjchaft in Kiel 
beichlog mit allen gegen eine Stimme eine Eingabe an den 
Bundestag zu Öunften der „legitimen Nechte des Herzogs 
Friedrich.“ 

Sm übrigen Deutſchland entſtand ſofort eine lebhafte 
Bewegung für die Trennung der SHerzogthümer von 
Dänemark. Das Londoner Protokoll von 1852 war hier 
jtet3 al3 ein Act der Willfür, feine Mitunterzeichnung 
Durch Die beiden deutſchen Großmächte als cine Der 
ſchlimmſten Ausgeburten jener traurigen Zeit der Reaction 
und der Erniedrigung Deutjchlands angejehen worden. Der 
Bundestag als jolcher Hatte diejes Protofoll niemals an— 
erkannt. Mehrere einzelne deutſche Negierungen hatten 
ihre Zuſtimmung ebenfall3 verweigert. Aber auch jolche, 
die fich Damals dazu herbeigelafjer, jagten ſich jeßt, unter dem 
Drucke der öffentlichen Stimmung inihren Ländern, davon los. 
Herzog Ernjt von Coburg-Gotha war der erjte deutſche 
Fürſt, der den Erbprinzen von Auguftenburg als Herzog 
von Schleswig-Holftein fürmlich anerkannte. Der Lebtere 
nahm, da ihm der Eintritt in die Herzogthüimer durch 
die Bejegung diefer mit däniſchen Truppen verjagt war, 
vorläufig feinen Sit in Gotha. Das Königreich Sachjen 
beantragte am Bundestage die Nichtzulaffung eines Ges 
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jandten Chrifttians IX. und die Befißnahme der beiden 
Bundesländer Holften und Lauenburg durch Bundes- 
truppen „bi3 zu dem Zeitpunfte, wo der Bund ſich in 
der Lage jehen werde, diefe Länder dem von ihm als 
rechtmäßig anerkannten Nachfolger zur eignen Verwaltung 
zu übergeben.” Die Führung der holiteinslauenburgijchen 
Stimme am Bunde ward durch Beichluß des Bundestags 
einitweilen juspendirt. 

Im deutjchen Volke nahm die Agitation für Schleswig: 
Holitein immer größere Verhältnijfe an, Das nationale 
Gefühl, durch den italienischen Krieg zuerſt wieder ange: 
regt, war durch die Beitrebungen des Nationalvereing, 
durch die mehrfachen Neformprojecte der Regierungen jelbit, 
zuleßt durch den Fürſtentag wach erhalten, durch zahlreiche 
Bolkzfeite, wie das Schillerjubiläum 1859, die an ver- 
Ichtedenen Orten gefeierten allgemeinen Turner, Schützen— 
und Sängerfejte, in immer weitere Kreiſe der Bevölkerung 
verbreitet worden. Die gefährdete Lage de3 Bruder: 
ſtammes im Norden hatte allzeit einen Lebensnerv des 
deutjchen Volkes berührt. Die jchleswig-holjteiniiche Frage 
zog fich wie ein rother Faden durch alle Phajen der 
neueſten deutſchen Gejchichte hindurch. Das erſte Auf- 
tauchen diejer Frage in den 40er Jahren hatte jofort ganz 
Deutjchland in Bewegung gejeßt. Der Malmöer Waffen: 
Itillitand, der eine Preisgebung der Sache Schleswig: 
Holiteins zu bedeuten jchien, hatte einen verhängnißvollen 
Einfchnitt in der Bewegung des Jahres 1848 gebildet. 
Die jchmachvolle Veberlieferung der Herzogthümer an die 
däntjche Gewaltherrichaft Durch die beiden deutſchen Groß— 
mächte im Jahre 1850 war al3 die weitaus jchlimmite 
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Frucht der unſeligen Politik Olmütz allwärts in Deutſch— 
land mit Schmerz und Erbitterung empfunden worden. 
Jetzt nun ſchien der Moment gekommen, dieſes Unrecht 
gutzumachen; jetzt ſchien der Moment gekommen, die wackern 
Schleswig-Holſteiner für immer der Bedrückung durch eine 
ausländiſche Macht zu entziehen, zwei ſchöne, reiche Länder 
mit prachtvollen Häfen und mit einer ſeetüchtigen Bevöl— 
kerung für immer feſt und unauflöslich an Deutſchland zu 
binden. Das ſonnenklare Recht ſtand hier im Bunde mit 
den feurigſten nationalen Wünſchen. Was ſich zwiſchen 
beide drängte, was auch jetzt wieder die Herzogthümer 
von Deutſchland trennen und an Dänemark ausliefern 
wollte, war nichts als ein Act unerhörter Willkür, das 
Londoner Protokoll. Nicht für einen noch unbekannten 
Prinzen, wohl aber für das Recht der Herzogthümer 
begeiſterte man ſich, als deſſen Vertreter dieſer Prinz 
erſchien. 

Und dieſer Moment einer durch den Gang der Natur 
ſelbſt angebahnten Auseinanderſetzung der Herzogthümer 
mit Dänemark, jetzt verſäumt, kehrte wahrjcheinlich niemals 
wieder; das Erbrecht der Glücksburger, einmal zugeſtanden, 
ſtand für alle Zukunft unanfechtbar feſt; die Herzogthümer 
waren dann auf immer für Deutſchland verloren. 

Das waren die Gefühle, welche in all den hundert 
und aber hundert Verſammlungen widerklangen, die wegen 
der ſchleswig-holſteiniſchen Sache in den verſchiedenen 
deutſchen Ländern ſtattfanden und deren übereinſtimmende 
Kundgebungen, zu einem immer ſtärkeren Ausdruck des 
Geſammtwillens der deutſchen Nation verſchmelzend, 
auch die Regierungen zum großen Theile mit fortriſſen. 
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Der Ausſchuß des Nationalvereind war fofort nad) 
dem Eintreffen der Kunde von dem Tode Friedrichs VII. 
in Berlin zujammengetreten. Er jandte eine Deputation 
an den Prinzen Friedrich und erließ einen Aufruf an das 
deutiche Volk im Sinne der Lostrennung der Herzogthümer 
von Dänemark. Aber auch der Ausichuß des großdeutichen 
Neformvereind blieb nicht dahinten. Am 6. December 
traten beide Ausjchüjfe in Nürnberg zujammen und be: 
riefen gemeinjchaftlich eine Verſammlung deuticher Abge- 
ordneter nach Frankfurt a/M. Alle bisherige Parteiunter: 
ſchiede ſchienen verſchwunden, aufgelöit in dem einen ge- 
meinfamen Gefühl eine3 großen nationalen Intereſſes, 
welches um jeden Preis gewahrt werden müſſe, einer 
großen nationalen Gefahr, wofern man zögere, den Augen: 
blid zu ergreifen. 491 deutjche Volksvertreter aus allen 
Ländern ſprachen es als die Pflicht des deutichen Wolfes 
aus, für die Rechte der Herzogthümer mit allen gejeßlichen 
Mitteln einzutreten, erklärten da8 Londoner Protokoll für 
unverbindlich und jegten einen Ausschuß von 36 Mitgliedern 
ein (aus Großdeutſchen und Kleindeutſchen bejtehend), 
der die Bewegung zu Gunſten Schleswig-Holiteind in Die 
Hand nehmen jollte. Der Ausſpruch des Abgeordnetentags 
fand feinen Widerhall in den einzelnen Ständever— 
Jammlungen. Allüberall bildeten fich Localvereine, welche 
Gelder jammelten, insgeheim Freiwillige anmwarben und 
Waffen anjchafften. 

Eine große Deputation aus den Herzogthümern Fam 
nac) dem Innern von Deutjchland, um die Hülfe der 
deutſchen Nation für ihre Sache zu erbitten; ſie ward aller- 
wärt3 von den Vereinen und den Bevölferungen mit den 
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wärmjten Sympathien aufgenommen, von mitteljtaatlichen 
Mintjtern empfangen und mit Beriprechungen entlajjen. 
König Johann von Sachjen, der fich am Bundestage in 
die erite Linie der Vertheidiger des guten Rechts der 
Herzogthümer geftellt Hatte, empfing als Ausdrud des 
Dankes dafür bei einer Anwejenheit in Leipzig eine groß- 
artige Huldigung in Form eines zahlreichen Zuges der 
Leipziger Bürgerfchaft vor fein Palais. Sogar Herr 
von Beuft ward für einige Zeit populär; man vergaß im 
Augenblide ſowohl jeine unfreifinnige Politik im Innern 
al3 jeine abenteuerlichen Pläne in Sachen der Bundes- 
reform in Anbetracht des rührigen Eifers, den er in der 
ichleswig-holfteinischen Sache im Sinne der allgemeinen 
nationalen Wünſche entwidelte. 

Wieder jchien für Preußen der günftige Moment ge 
fommen, durch fein Eintreten für ein wichtiges deutjches 
Snterejje jeinen deutjchen Beruf zu erfüllen und zu be- 
thätigen. Und zwar ein jo günftiger, wie kaum noc) jemals 
einer. Wenn Preußen fich jet an die Spige der jchleswig- 
holjteinischen Bewegung ftellte, jo würde — daran war nicht 
zu zweifeln, — die ganze Nation ihm zujauchzen, und feine 
Negierung würde wagen, ihm Widerftand zu leijten oder 
die Nachfolge zu verjagen. 

Allein die preußiſche Regierung jchlug einen andern Weg 
ei, In der Situng des Bundestages, wo Sachjen jeinen 
Antrag auf Befignahme der Herzogthümer Holitein 
und Lauenburg jtellte, erklärte Preußen in Gemeinfchaft 
mit Dejterreih, daß beide Großmächte fich als durch 
den Londoner Vertrag gebunden betrachteten und bereit 
jeten, diejen Vertrag auszuführen, d. h. König Chriftian IX. 
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anzuerkennen, „jobald die Krone Dänemark ihrerjeit3 die 
vorgängigen Berabredungen (von 1851 und 1852) ausführe, 
deren Verwirklichung eine Borausfegung der Unterzeichnung 
de3 Londoner Vertrages durch Preußen und Defterreich 
gebildet hätte.“ 

Deshalb beitanden Preußen und Dejterreich auf der 
einfachen Execution — einer Maßregel, die der Bundestag 
der frühern dänischen Regierung angedroht hatte, weil die— 
jelbe fich) weigerte, die „Gejammtverfajfjung” für Dänemark 
und Schleswig (d. h. die Einverleibung Schleswig in 
Dünemarf), die im Widerjpruche mit den 18351 getroffenen 
Abmachungen ſtand, aufzuheben. 

Bei der Abſtimmung im Bundestage unterlag der 
jähliiche Antrag; die einfache Erecution ward mit 8 gegen 
7 Stimmen bejchlojjen; Sachjen und Hannover wurden in 
eriter Linie mit deren Vollziehung beauftragt; Dejterreich 
und Preußen jollten diejelben unterjtügen. „Den vom 
Bunde in der Erbfolgefrage innerhalb jeiner Competenz 
zu fafjenden Entjchliegungen wird dadurch nicht präjus 
dicirt,“ hieß e3 in dem Antrage der beiden Großmächte. 

Die öffentliche Meinung Deutjchland® ward Durch 
dieſes Vorgehen der. beiden Großmächte aufs Aeußerſte 
erregt. Am 1. September beantragten im preußiichen Ab- 
geordnetenhaufe die Abgeordneten Stavenhagen und Virchow, . 
das Haus folle erklären: „Die Ehre umd das Anterejje 
Deutjchlands verlangen, daß ſämmtliche deutſche Staaten 
die Rechte der Herzogthümer ſchützen, den Erbprinzen von 
Auguftenburg als Herzog von Schleswig-Holjtein aner- 
fennen und ihm in der Geltendmachung feiner Rechte 
wirkſamen Beiltand leiſten.“ 
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In den Erwägungsgründen zu dieſem Antrag war da— 
rauf hingewieſen, daß weder der Bundestag, noch die Stände 
der Herzogthümer, noch die Agnaten des Haujes Oldenburg 
das Londoner Protofoll anerkannt, daß Dänemark jelbit 
durch Nichterfüllung der Zulagen von 1851 und 1852 Die 
Bedingungen aufgehoben, unter denen die deutjchen Mächte 
jenem Bertrage beigetreten jeien, und daß daher lebterer 
jede verbindliche Kraft verloren habe. 

Eine heftige Debatte entwickelte jich über dieſen An— 
rag. Bismard ward bejichuldigt, ein zweifellojes Recht 
der Herzogthümer, ein ebenjo zweifellojes Interejje Deutjch- 
lands preiszugeben — preiszugeben, wie einer der Redner 
von der Oppofition offen ausſprach, aus Hinneigung zu 
Rußland, welches Succefjionsanfprüche auf Schleswig-Hol- 
jtein geltend mache. 

Bismard vertheidigte jein Programm. Für Preußens 
Stellung, ſagte er, ſei zunächit der Londoner Vertrag maß— 
gebend. Die Unterzeichnung dejjelben möge beklagt werden, 
allein fie fei erfolgt, und es ſei ein Gebot der Ehre wie 
der Klugheit, an Preußens Vertragstreue feinen Zweifel 
haften zu lajjen. Allein die Gültigkeit dieſes Vertrages 
jtehe und falle mit der Erfüllung der Zujagen Dänemarks, 
welche dem Vertrag von 1852 vorausgegangen wären und 
ihn bedingt hätten. Nur. diefe Zufagen gäben den deutjchen 
Mächten die Handhabe, auch Schleswigs Nechte zu ſchützen. 
Die Entjcheidung über die Trage, ob und wann Preußen 
duch die Nichterfüllung jener Zufagen in den Fall ge 
jeßt jet, fih vom Londoner DVertrage loszujagen, müſſe 
die Regierung fich vorbehalten. Mit Defterreich ſeien Ver— 
abredungen getroffen, welche eine übereinjtimmende Haltung 
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beider Mächte in Betreff des Londoner Vertrages und 
jeiner Conjequenzen einjtweilen ficherftellten. 

Der Minilterpräfident fügte hinzu: 

„Unter allen Umständen wird Preußen nad Maßgabe 
jeiner Stellung al3 europätiche Macht und als Bundes- 
lied für das deutſche Necht in den Herzogthümern und 
für jein eigene3 Anjehen im Nathe der Grogmächte mit 
bejonnener Feſtigkeit einſtehen.“ 

Nichtsdeſtoweniger ward der Antrag Stavenhagen— 
Virchow vom Abgeordnetenhauſe mit großer Mehrheit an— 
genommen. 

Der Streit erneuerte ſich, als die Regierung zur 
Beſtreitung der Koſten der außerordentlichen militäriſchen 
Maßregeln behufs der Bundesexecution die Bewilligung 
eines Anlehens von 12 Mill. Thlr. forderte. Die Com— 
miſſion des Abgeordnetenhauſes ſchlug dem Hauſe vor, ſtatt 
der Bewilligung der Anleihe vielmehr eine Adreſſe an den 
König zu richten, worin das Haus den König bitten ſollte, 
„ſich vom Londoner Vertrag loszuſagen, den Erbprinzen als 
Herzog anzuerkennen und dahin zu wirken, daß der Deutſche 
Bund demſelben in der Beſitzergreifung und Befreiung ſeiner 
Erblande wirkſamen Beiſtand leiſte.“ 

Abermals verſicherte Bismarck, daß, gemäß dem vom 
König ſeinerzeit gethanen Ausſpruch, „kein Fuß breit 
deutſcher Erde verloren gehen, kein Titel deutſchen Rechtes 
geopfert werden ſolle.“ Abermals wies er darauf hin, daß 
die Politif der Negierung „den Uebergang zu dem Pro— 
gramm, welches die Adreſſe aufitelle, keineswegs ausſchließe.“ 
Der Krieg hebe bekanntlich alle Verträge auf, und Die 
Dinge lägen jo, „daß wir jeden Tag, wenn wir den Krieg 
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haben wollen, ihn Haben können” „Wir können,” ſagte 
Bismard, „in jeder Minute dahin gelangen, wir brauchen 
nur die Saiten etwas ftraffer anzuziehen“. 

Die Adrejfe ward gleichwohl mit 207 gegen 107 
Stimmen angenommen. Der König antwortete darauf, daß 
er den „jeiten Willen“ Habe, „das deutiche Necht in den 
Herzogthümern zu wahren und für die berechtigten Hiele, 
welche Preußen zu eritreben habe, nöthigenfall3 mit den 
Waffen einzuſtehen.“ Die Entjcheidung darüber, „in 
welcher Form und zu welchem Zeitpunkte jedes einzelne 
zur Erreichung diejes Ziels Führende Mittel zur Anwendung 
zu bringen jein werde,” müſſe er jich vorbehalten. Er 
fünne nicht willfürlich und ohne Beachtung der inter: 
nationalen Beziehungen Preußens von den 1852 gejchlojjenen 
europäiſchen Verträgen zurücktreten. Die Succeſſionsfrage 
werde durch den Deutjchen Bund unter Preußens Mit: 
wirkung geprüft werden; dieſer Prüfung könne er nicht 
vorgretfen. 

Unterdejjen war die Bundesexecution vollzogen worden; 
ſächſiſche und hannoveriſche Truppen waren in Holitein 
eingerücdt; die Dünen hatten, ohne Widerftand zu leilten, 
das Land geräumt. Zwei Bundescommijjare, ein ſächſiſcher 
und ein hannoverijcher, übernahmen die Verwaltung des 
Landes. Sie lichen gejchehen, daß die Bevöfferung, vom 
dänischen Joche befreit, fich in mafjenhaften Kundgebungen 
für „ihren Herzog Friedrich VII.” erklärte, daß dieſer 
jelbit (dem inzwiſchen auch Bayern anerfannt Hatte) feinen 
Si in Kiel nahm und von da aus eine Proclamation 
an die Holiteiner erließ, worin er jeinen Negierungsantritt 
anfündigte Einen Antrag der beiden Großmächte auf 
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Ausweiſung des Prinzen verwarf der Bundestag mit 10 
gegen 6 Stimmen. 

Die beiden deutjchen Grogmächte gingen auf dem 
Wege, den fie ſich vorgezeichnet hatten, einen Schritt weiter. 
Am 28. Decbr. regten fie in der Bundesverfammlung eine 
„Inpfandnahme Schleswigs" an, wofern nicht Dänemark 
das Grundgejeh von 18. Nov. (die „Geſammtverfaſſung“) 
alsbald außer Kraft jege. Die „Succeſſionsfrage“ erklärten 
fie auch jest für vorbehalten. Am 10. Jan. 1864 erneuten 
jie diefen Antrag dringender. Der Bundestag lehnte den— 
jelben mit 11 gegen 5 Stimmen ab, weil er in einer 
ſolchen Maßregel eine Anerkennung der Thronrechte 
Chriftians IX. erblidtee Da erklärten Preußen und 
Deiterreich, fie würden auf eigene Hand vorgehen. In 
der That forderten fie am 16. Ian. 1864 gemeinschaftlich 
die dänische Regierung zur Aufhebung der Verfajjung vom 
18. Nov. binnen 48 Stunden auf, und, da dieje nicht er- 
folgte, rücdte am 1. Februar ein preußiſch-öſterreichiſches 
Corps von 70,000 Mann unter dem Oberbefehl des Feld— 
marſchalls von Wrangel in Schleswig ein. 

Unter dem noch friſchen Eindrude dieſer Schritte 
der beiden Großmächte gegen den Bundestag begann die 
Anleihedebatte im preußischen Abgeordnetenhauſe. Sie 
war eine der leidenjchaftlichiten, die je im dieſem Hauſe 
jtattgefunden. Wiederum vregnete es Anklagen gegen 
Bigmard, daß er eine Preußens ummwürdige Politik treibe, 
daß er mehr ruſſiſche, als deutjche Interefjen wahre, daß 
er Schleswig an Dänemark ausliefern wolle, daß er durch 
die Mipachtung eines Bundesbejchlufjes jo wie durch die 
feindliche Stellung, die er gegenüber der nationalen Be— 
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wegung einnchme, Den Bürgerkrieg in Deutjchland 
entzünde. 

Allen diejen Angriffen gegenüber beharrte Bismard 
dabei, daß der von der Regierung eingejchlagene Weg der 
allein richtige jet und daß die Regierung diejen Weg unter 
allen Umständen, auch wenn die Anleihe verweigert werden 
jollte, verfolgen werde. 

Sn der That erfolgte die Verweigerung mit der über: 
wältigenden Mehrheit von 275 gegen 51 Stimmen. Auch) 
nahm das Haus eine von Schulze: Delitich vorgefchlagene 
Nelolution an, worin es erklärte, „einer Politik, welche 
fein anderes Nejultat haben könne, al3 die Herzogthümer 
abermals an Dänemark auszuliefern, in Deutjchland aber 
den Bürgerkrieg herauszufordern, mit allen ihm zu Gebote 
jtehenden gejeßlichen Mitteln entgegentreten zu wollen.“ 

Die öſterreichiſche Regierung hatte ſich bet ihrem 
Zuſammengehen mit Preußen — gegen die Mehrheit des 
Bundes und gegen die öffentliche Meinung in Deutjchland — 
ebenjowenig des Beifall3 ihrer Volksvertretung zu erfreuen. 
Schon am 4. December 1863 interpellicte der Abgeordnete 
Nechbauer die Regierung wegen ihrer Bolitif in Der 
Ichleswig=holjteinischen Sache. Graf Nechberg antwortete, 
ähnlich wie Bismard, daß Defterreich an den Londoner Ber: 
trag gebunden jet und aus diejer Stellung auc) durch feinen 
Bundesbeichluß jich werde drängen laſſen. Die Wortführer 
der Berfafjungspartei, Brinz, Nechbauer u. A., ſprachen 
jich jcharf gegen den Standpunkt der Regierung aus. In 
der Bevölkerung zeigten ſich Spuren einer ähnlichen Be- 
wegung, "wie im übrigen Deutichland. Der Wiener 
Gemeinderath wandte fich an den Kaiſer mit einer Adreſſe 
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zu Gunſten Schleswig-Holſteins, erhielt aber eine ungnädige 
Antwort. Die Regierung fand für nothwendig, die Er— 
örterung der Herzogthümerfrage in Vereinen ſo wie die 
Veranſtaltung von Sammlungen, wie ſolche in Deutſchland 
im Gange waren, förmlich zu verbieten. Auch die andern 
deutſchen Regierungen forderte ſie, gemeinſam mit der 
preußiſchen Regierung, in einer Note (vom 31. December) 
zum Einſchreiten gegen den Sechsunddreißigerausſchuß 
auf, der, wie darin geſagt war, „Deutſchland mit einem 
Netze revolutionärer Elemente überziehe.“ Doch hatte 
dieſer Schritt keinen Erfolg. 

Am 28. Januar 1864 fand im öſterreichiſchen Ab— 
geordnetenhauſe die Debatte über eine von der Regierung 
zum Zwecke der Expedition in Schleswig geforderte An— 
leihe ſtatt. Sie dauerte mehrere Tage und war ebenfalls 
äußerſt lebhaft. Neben dem allgemeinen deutſchen Intereſſe 
an dem Schickſal der Herzogthümer waren es hier noch 
beſondere öſterreichiſche Geſichtspunkte, welche der Oppoſition 
als Waffen gegen die Politik der Regierung dienten. Wie, 
daſſelbe Miniſterium, welches ſoeben erſt durch Fürſtentag 
und Reformacte die mittlen und kleinen Regierungen näher 
an ſich zu ketten, die öffentliche Meinung Deutſchlands 
für ſich zu gewinnen geſucht hatte, machte nun auf einmal 
gegen dieſe Regierungen und gegen dieſe öffentliche Meinung 
in ſchroffſter Weiſe Front, und Das Arm in Arm mit 
einer Regierung, welche ihm und welcher es ſelbſt bei jener 
Gelegenheit ſo feindlich gegenübergeſtanden hatte? War 
die ſcheinbar liberale und nationale Anwandlung des 
Cabinets Schmerling-Rechberg plötzlich in ihr Gegentheil 
umgeſchlagen? Hatte dieſes Cabinet Furcht oder Abſcheu 
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vor einer nationalen Bewegung in Deutjchland, weil fie 
ihm nach feiner Tegitimiftichen und unvolfsthümlichen 
Politif al3 eine „revolutionäre” erſchien? Wohin war es 
gekommen, wenn der großdeutiche Neformverein, der noch 
vor Kurzem die Sache Defterreihd gegen Preußen fo 
tapfer vertreten, jet mit den Nationalverein Hand in Hand 
ging gegen das mit Preußen verbundene Dejterreich? Und 
war denn die öfterreichiiche Regierung ficher, ob nicht 
Bismard ihren Haß gegen die „Revolution“, als welche 
fie die jchleswig - holiteinische Bewegung noch immer zu 
betrachten jchien, nur ausbeute, um ganz andere, ſpecifiſch 
preußiiche Zwecke zu verfolgen? 

Eine einzige mögliche Erklärung ſchien es zu geben 
(wie der Abgeordnete Kuranda ausführte) für dieſe ſonſt 
völlig räthjelhafte Allianz Oeſterreichs mit Preußen, die 
nändlich, daß Graf Nechberg nur deshalb mit Bismard 
gehe, um diefen in den Herzogthümern nicht allein und 
auf eigene Hand jchalten zu laſſen, um ihn zu über— 
wachen und nöthigenfallg, wenn er Zwecke verfolgen follte, 
die gegen Oeſterreichs Interefjen wären, ihn zu hemmen. 
Daß diefe Anficht nicht unrichtig war, ſchienen Andeutungen 
vom Minijtertiiche aus zu bejtätigen. 

Der Antrag Herbit auf eine fürmliche Mikbilligung 
der von der Regierung eingeichlagenen Politik ward zwar ab: 
gelehnt; allein eine indirecte Mißbilligung lag darin, daß 
das Abgeordnetenhaus der Regierung ftatt der geforderten 
10 nır 6 Millionen Gulden bewilligte. 

Die fremden Großmächte hatten der Entwicdlung der 
ſchleswig-holſteiniſchen Frage keineswegs gleichgültig zuge— 
ſchaut. Beſonders England zeigte ſich eifrig befliſſen, 
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einerjeit$ die beiden deutjchen Mächte auf den Boden des 
Londoner Protokolls feitzuhalten, andererjeit$ die däniſche 
Negierung zur Beleitigung der Bejchwerden zu vermögen, 
welche den deutjchen Mächten Beranlafjung zum Einjchreiten 
bieten könnten. Diejen leßteren Bemühungen jchlojjen ſich 
auch Rußland und Frankreich an. Im UWebrigen hielt ſich 
Rußland zurüc, vielleicht aus Dankbarkeit gegen Preußen 
wegen des von diejem beobachteten wohlwollenden Verfahrens 
bei der jüngsten polniſchen Erhebung, vielleicht aus Groll 
gegen England wegen des gegentheiligen Vorgehens diejer 
Macht bei der gleichen Gelegenheit. Kaiſer Napoleon fand 
jich gehemmt durch das von ihm im italienischen Kriege 
proclamirte Princip der Nationalitäten, welches hier wie 
dort in Frage Fam; auch wollte er den Schein vermeiden, 
al3 juche er Händel mit Deutjchland, weil jonft der alte 
Berdacht wieder aufwachen könnte: er ftrebe nad) der Rhein— 
grenze. Ein reelleres Hinderniß entjchiedenen Vorgehens 
(ag für ihn darin, daß ein ziemlicher Theil feiner beiten 
Truppen durch die mexikanische Expedition weit von Frank— 
reich entfernt gehalten und daher Frankreichs verfügbare 
Wehrkraft zu einer nachdrüclichen Action unzureichend war. 

Dem wiederholten Andrängen Englands gegenüber 
peharrte Bismard mit großer Feitigkeit auf zwei Punkten: 
eritens, daß eine Nichterfüllung der däntjchen Zufagen von 
1851 und 1852 für Preußen und Defterreich den Londoner 
Vertrag aufhebe; zweitens, daß das Gleiche der Fall set, 
jobald durch einen Widerftand Dänemarks gegen die 
Pfandnahme Schleswigs eine Friegeriiche Verwicklung ein- 
trete. Englands Vorſchlag, die Sache auf einer Conferenz 
zu schlichten, fand in Berlin Wideripruch, in Paris nur 
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ſehr laue Aufnahme. Eine materielle Unterftüßung Däne- 
marks gegen die deutjchen Mächte, die England dem Kaiſer 
Napoleon vorichlug, lehnte dieſer rundweg ab, wobei er 
in Bezug auf den Londoner Vertrag anerfannte, daß „die 
Umſtände eine Aenderung dejjelben nöthig machen könnten,“ 
wobei er ferner erklärte: „Er jei ſtets geneigt geweſen, 
große Nücjicht auf die Gefühle und Bejtrebungen der 
Nationalitäten zu nehmen,” umd endlich offen eingeitand: 
„Ein Krieg zwijchen Deutichland und Frankreich wäre 
der unbetlvollite und gewagtelte, den das Kaijerreich unter— 
nehmen könnte.“ . Nach diefen Miferfolgen itand England 
von weiteren Verſuchen, ſich zwiichen die deutſchen Mächte 
und Dänemark zu werfen, ab und Fündigte Dies dem 
feßteren „mit tiefitem Bedauern” an. 

Am 1. Februar überjchritten die prenßiich = öfters 
reichiichen Truppen die Eider und rückten in Schleswig ein. 
Die Dänen widerjegten fich der Pfandnahme: der Krieg 
war aljo erflärt. Der dänische General de Meza verjuchte 
erit, das Dänenwerk zu halten, allein nach einigen Gefechten 
bei Miſſunde (mit den Preußen unter Prinz Friedrich Carl) 
und bei Overſelk (mit den Defterreichern unter dem Feld— 
marjchalllieutenant von Gablenz) gab er dieſe Stellung auf 
und z0g ſich nach Norden zurüc, verfolgt von den Oeſter— 
reichern, die ihn bei Deverfee unweit Flensburg erreichten 
und Schlugen. Bald darauf überjchritten die Preugen, am 
7. März, nach einigem Zaudern, auch die Defterreicher die 
Grenze Jütlands. Beide ſetzten fich daſelbſt unter fort- 
währendem fiegreichen Vordringen gegen die Dänen feit. 
Am 18. April wurden auch die Düppeler Schanzen von 
den Preußen erjtürmt. 
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Schon am 10. Februar hatte England jenen Vor— 
ichlag wegen einer Conferenz erneut. Ein Waffenftillitand 
jollte vorausgehen. Bismard erklärte, den Vorſchlag ans 
nehmen zu wollen, aber ohne Waffenſtillſtand. Die däniſche 
Regierung bat um Bertagung der Conferenz, „weil die 
Stimmung des dänischen Volkes es ihr in dieſem Augen— 
bliefe unmöglich mache, auf Unterhandlungen einzugehen.“ 

Ein Hülfegefuch, welches Dänemark an die drei außer— 
deutichen Großmächte richtete, ward von Dielen höflich ab» 
gelehnt; ſelbſt England, das am erjten zu einer jolchen 
Hiülfe geneigt gewejen wäre, hielt ſich doch wohlweislich 
zurück, als es ſah, daß das Preußen von 1864 nicht 
mehr das Preußen von 1850 jet. 

Nach dem Einrüden in Jütland kamen die deutjchen 
Großmächte jelbit auf den Conferenzvorichlag zurüd. Auch 
erhoben fie gegen den Waffenſtillſtand (bei der günjtigen 
jtrategischen Stellung, die fie erlangt hatten) feine Ein- 
wendungen mehr. Dänemark erklärte jich zu Unterhandlungen 
bereit, aber nur auf der Grundlage de3 Londoner Ver— 
trags und mit Ausjchluß jedes Uebereinfommens, „welches 
mittelbar oder unmittelbar dem Dentjchen Bunde irgend 
welchen Einfluß auf nicht zum Bunde gehörige Gebiete 
(Schleswig) einräumen könnte.“ So groß war noch) immer 
der Uebermuth des dänischen Cabinets, daß es den Siegern 
Bedingungen stellte, welche den von dieſen erhobenen und 
durch deren Waffenerfolge befräftigten Anforderungen im 
vorhinein ſchroff widerjprachen. 

Preußen und Defterreich lehnten dieſe Bedingungen 
einfach ab. England beichied fich, daß Unterhandlungen, 
wie Dänemark fie wolle, unmöglich ſeien, und jchlug daher 
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Gonferenzen ohne Waffenftillftand und ohne bejtimmte 
Bajis vor. Darauf gingen die deutjchen Großmächte 
ein. Auf ihren Betrieb ward auch der Deutſche Bund zur 
Theilnahme an den Conferenzen eingeladen. 

In Deutichland hatte die Aufregung über das Vor: 
gehen Preußens und Oeſterreichs ohne, ja gegen den Bund 
eine Zeit lang fortgedauert. Der Sechsunddreißigeraus— 
ſchuß hatte erſt eine fulminante Erklärung gegen beide 
Regierungen gejchleudert, dann, am 30. März, angefichts 
der bevorjtehenden Conferenzen, gegen „jede Uebereinkunft 
mit fremdem Mächten, die das Necht der Herzogthümer 
preisgiebt,” feierlich protejtirt. Auch die mitteljtaatlichen 
Negierungen hatten noch eine Zeit lang in ihrer Gegen- 
itellung wider die beiden Großmächte beharrt. Bayern 
hatte am 12. März beim Bundestage dem Antrag auf 
Anerkennung des Herzogs Friedrich VIII. gejtellt, welcher 
Antrag, von Preußen und Defterreich bekämpft, weder 
angenommen noch aber auch abgelehnt ward, vielmehr, 
ohne Feitiegung einer Friſt zur Abjtimmung, gleichjam 
in der Schwebe blieb. In einer Conferenz von neun Staaten 
(in Würzburg) ward über Einberufung der holiteinischen 
Stände, Berftärfung der Bundestruppen dafelbit, Wahl 
eines Bundesfeldherrn zc. verhandelt. Die öffentliche Meinung 
in Sübddeutichland lag dem König Marimilian von Bayern 
an, ſich an die Spitze eines Bundesheeres zum Schuß 
der Herzogthümer zu jtellen, ein Gedanke, der durch den 
unerwarteten Tod dieſes Fürſten (am 10, März; 1864) 
von jelbjt hinfällig ward. 

Im Allgemeinen übte jedoch das entichlofjene Vor— 
gehen der beiden verbundenen Mächte auf die erregte 
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öffentliche Memung allmälig jenen ermüchternden Einfluß, 
den jedes active Handeln, zumal wenn es von Erfolg 
begleitet ijt, hervorzubringen pflegt. Die Weberzeugung 
griff Plab, daß, nachdem Blut geflojjen und Opfer gebracht 
feien, der begonnene Feldzug unmöglich ohne Ergebnif 
für die Sache der Herzogthümer bleiben könne. Dieſe 
Ueberzeugung ward genährt durch Kundgebungen officiöjer 
preußiſcher Organe, welche in jehr bejtimmten Ausdrücken 
andeuteten: „König Wilhelm werde das Schwert nicht eher 
aus der Hand legen, als bi3 ein jelbitjtändiges Herzogthun 
Schleswig-Holitein in enger Verbindung mit Deutjchland 
und mit dauernder Gewähr für dieje hergejtellt fein werde.” 

So fam e3, da zunächit die, anfünglich ſcheinbar jo 
entſchloſſene Oppoſition der Meittelitaaten gegen die Groß— 
mächte jich allmälig im Sande verlief. Bon all den be 
Iprochenen Plänen trat feiner in’3 Leben. Im Gegentheil 
regte Sachjen beim Bundestage die Frage am, ob nicht 
unter den gegebenen Umftänden eine Betheiligung des 
Bundes an dem von den beiden Großmächten unter- 
nommenen Kriege geboten fei, damit der Bund auch bei 
einem künftigen Friedensſchluß mitzujprechen habe. Dieje 
Anregung hatte zwar feinen praftischen Erfolg; doch ward 
die Zuziehung eines Bevollmächtigten des Deutjchen 
Bundes zu den Conferenzen von Preußen und Dejterreich 
jelbjt, namentlich von Erjterem, befürwortet. Offenbar war 
Bismard damals ſchon entſchloſſen, jich nunmehr vom 
Londoner Bertrage fürmlich loszuſagen; es Fonnte ihm daher 
nur erwünjcht jein, wenn der energische Widerjtand der 
Öffentlichen Meinung in Deutjchland gegen dieſen Vertrag 
durch einen Vertreter des Deutjchen Bundes gleichjam 
eine officielle Bejtätigung erhielt. 


E3 war das erite Mal, daß der Deutiche Bund als 
jelbjtitändige Macht neben Preußen und Dejterreich bei 
einem völferrechtlichen Acte vertreten war. Mit dieſer Ver: 
tretung ward Herr dv. Beust, der ſächſiſche Mintjterpräfident, 
betraut. Er verdiente diefe Auszeichnung wegen des 
großen Eifer, den vorzugsweile er im der jchleswig-- 
holjteinischen Sache von Anfang an entwidelt hatte. Herr 
von Beuſt erichten auf der Konferenz nicht blos al3 der 
Bevollmächtigte des Bundes al3 eines Vereins deutſcher 
Negierungen, ſondern ebenjo, ja beinahe noch mehr, als der 
Vertrauensmann eines jehr großen, man fann wohl jagen, 
de8 größten Theils des deutichen Volfes, welches von ihm 
die nachdrüdliche Wahrung der Nechte Schleswig-Holiteing 
und der Intereſſen Deutjchlands bei den Konferenzen 
erwartete, eine Erwartung, die Herr von Beust nicht 
täuſchte. Eine Art von formeller Legitimation als Wort— 
führer des deutichen Volkes erhielt Herr v. Beuſt durch 
eine von 1353 deutjchen Abgeordneten aller Länder unter— 
zeichnete und ihm übergebene „Rechtsverwahrung“ zu 
Gunsten der Herzogthümer. | 

Die englische Regierung, immerfort im dänischen Inter: 
ejje thätig, wollte die Berathungen der Conferenzen, zu 
deren Sitz London erjehen war, ohne den Deutjchen Ge— 
jandten, deſſen Ankunft ſich verzögert hatte, beginnen; 
allein die Vertreter Preußens und Dejterreich3 verjagten 
ihre Theilnahme daran, und jo mußte die Eröffnung Der 
Conferenz bi3 zum 25. April verjchoben werden. 

Bismard Hatte, wir wir wijjen, früher erklärt, daß, 
wenn es Durch Dänemarks Hartnädigfeit zum Striege 
fomme, Preußen den Vertrag von 1852 als erlojchen be- 
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trachten werde, Mit diefer Erklärung machte er jet Ernit, 
indem er am,15. Mai ich förmlich von jeder Verpflichtung 
aus diefem Vertrage losſagte. Diejer Schritt ward ihm 
dadurch erleichtert, daß der Vertreter des Deutjchen Bundes 
von Haus aus den Londoner Vertrag als nicht verbindlich 
für den Bund erklärt hatte. Deiterreich, durch Preußens 
Vorgang fortgezogen, folgte, willig oder nicht, feinen Bei— 
ipiel. Beide Mächte verlangten eine jolche Baſis des 
Friedens, welche den Herzogthümern abjolute Bürgjchaften 
gegen die Wiederkehr fremder Unterdrückung gewähre und 
dadurch zugleich Deutjchland gegen neue Wirren in jeinem 
Norden fichere. Solche Bürgjchaften, erklärten fie, jeien nur 
zu finden „in der vollitändigen Unabhängigkeit der durch 
gemeinjame SInjtitutionen eng vereinigten Herzogthümer.“ 
Darunter verjtanden fie die Herſtellung einer bloßen 
Perjonalunton, d. h. einer Trennung der Verfaſſung und 
Verwaltung der Herzogthümer von der des Königreichs. 

Die dänischen Bevollmächtigten wiejen diefen Vorſchlag 
als abjolut unannehmbar zurüd. 

Darauf gingen die Gejandten der beiden Ddeutjchen 
Grogmächte, in Hebereinftimmung mit dem Bevollmächtig- 
ten des Bundes, einen Schritt weiter, indem fie Die 
völlige Trennung der Herzogthümer von Dänemark und 
ihre Bereinigung zu einem einzigen Staate unter der 
Souveränität des Erbprinzen von Auguftenburg verlangten, 
„welcher nicht blo3 in den Augen Deutjchlands die größten 
Erbfolgerechte geltend zu machen habe und dejjen Anerkennung 
jeiten® des Deutjchen Bundes gejichert jei, jondern welcher 
auch unzweifelhaft die Stimmen der ungeheuren Mehrheit 
der Bevölkerung auf fich vereinige,“ 
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Rußland Schloß fich dieſem Vorſchlage injofern ar, 
als es auch jeinerjeit3 den Londoner Vertrag fallen lieh 
und feine Erbrechte auf Holftein auf das Haus Oldenburg 
übertragen zu wollen erklärte. 

England jchlug eine Theilung Schleswig, mit der 
Schlet al3 Grenze, vor. 

Die deutichen Großmächte wiejen dieſen Vorſchlag 
nicht schlechthin zurüd, fanden aber die beantragte Grenze 
für Deutjchland zu ungünstig. Dünemarf wiederum ver— 
langte eine jolche Grenzlinie, „welche alle jeine milttärtichen 
und Handelsintereſſen jichere.” Nun beantragte England, 
Die Frage der Grenzlinie einem Schied3richter zu überweilen. 
Lord Balmerjton hatte dabei wohl den Sailer Napoleon 
im Auge Allein Dänemark wies diejen Antrag zurüd. 

So war nichts erreicht, und am 25. Juni ging Die 
Conferenz unverrichteter Sache auseinander. Der Krieg 
begann auf’3 Neue, 

Diefer zweite Feldzug gegen Dänemark war von 
furzer Dauer; aber er war bezeichnet durch eine glänzende 
MWaffenthat der Preußen. Nach den Anordnungen des 
Vrinzen Friedrich Carl ſetzte eine preußische Truppen 
abtheilung am 29. Juni während der Nacht in Kähnen 
über den Aljenfund und zwang die auf der Inſel Alſen 
verfchanzten Dänen, unter starken Berlujten die Inſel 
zu räumen und fi nach Fünen einzujchifien. Die 
legten noch auf Sütland befindlichen däniſchen Truppen 
wurden durch die Defterreicher von der Halbinjel vertrieben. 

Nach jolchen Schlägen bat Dänemark am 12. Juli 
um Frieden. Er ward ihm gewährt gegen Abtretung 
alfer feiner Rechte auf Schleswig, Holjtein und Lauenburg 





an den König von Preußen und den Kaiſer von Deiter- 
reich, wobei es ſich verpflichtete, „die Verfügungen, welche 
Preußen und Deiterreich über die Herzogthümer treffen 
würden, anzuerkennen.“ Die Herzogthümer jollten einen 
Theil der dänischen Staatsichuld übernehmen. ine Kriegs: 
foftenentichädigung forderten Preußen und Defterreich von 
Dänemark nicht. 


Auf jolhe Bedingungen fam am 30. Detober 1864 
der ?sriedensvertrag in Wien zu Stande. 


Sp war der höchſte Wunſch des deutjchen Volkes 
erfüllt: die Herzogthüimer waren dauernd für Deutichland 
gewonnen und von Dänemark abgelöft! 


Hier Fünnten wir unfere Schilderung der Vorgänge 
von 1865—64 jchließen, wenn die Gejchichte e8 Lediglich 
mit der Erzählung von Thatjachen zu thun hätte Allein 
ihre Aufgabe it eine höhere: fie joll auch die Beweggründe 
der handelnden PBerjonen zu erforjchen ſuchen und folche 
nach beſtem Wijjen auf ihre Nichtigkeit hin prüfen. Und 
diefer Pflicht darf fie im vorliegenden Falle ſich um ſo 
weniger entziehen, al3 bei dem Streite der Auſichten über 
die jchleswigsholjteinifche Frage im Jahre 1863 von beiden 
Seiten harte Anklagen laut geworden find. Man bat 
von der einen Seite den preußischen Minijterpräfidenten 
theil3 einer faljchen Politik, theils wohl gar unlauterer 
Zwecke beichuldigt; man hat von der anderen der fortichritt- 
lichen Mehrheit im preußiichen Abgeordnetenhauje den 
Vorwurf nicht blos der Kurzſichtigkeit, weil fie Bismards 
tiefere Pläne nicht durchſchaut Habe, ſondern nahezu des 
Vaterlandsverraths gemacht, als habe fie durch Ver: 


397 


weigerung der geforderten Gelder Preußen, ſo viel an ihr 
war, der Möglichkeit des Kriegführens berauben wollen. 

Daß Bismarck niemals etwas Anderes gewollt hat, 
als eine für Deutſchland und die Herzogthümer möglichſt 
günſtige Löſung des Verhältniſſes zu Dänemark, iſt nicht 
blos heut unbeſtritten, ſondern konnte ſchon damals bei 
einer leidenſchaftsloſen Prüfung der beſtimmten Erklärungen 
Bismarcks im Landtage eigentlich nicht zweifelhaft ſein. 
Kur dem ſeit lange beſtehenden, durch den innern Conflict 
immer mehr gejteigerten Mißtrauen gegen Bismard ijt es 
zuzufchreiben, wenn eine jolche leidenjchaftsloje Prüfung 
nicht jtattfand. Gleichwohl würde man nach unferer 
Ueberzeugung der DOppofition Unrecht thun, wollte man 
ihr Schuld geben, fie habe die Großmadhtitellung Preußens 
verfennen oder geflifjentlich beeinträchtigen wollen. Im 
Gegentheil entiprang ihr Widerftand gegen die Bismarck'ſche 
Politik nur aus der Vorausjegung, von der fie ausging, 
daß dieje Bolitif den Anforderungen ar den deutſchen Beruf 
Preußens nicht genüge, daß fie Preußens Stellung in 
Deutjchland geführde. 

Nicht alfo über das Biel ward geftritten, jondern 
nur Über den rechten Weg zum Biele. 

Die öffentliche Meinung in Deutjchland, zu deren 
Bertreterin ſich die Oppofition im preußiſchen Abgeordneten- 
hauſe machte, jah in dem Londoner Bertrage ein wider— 
rechtliches Hindernig der Befreiung Schleswig -Holiteins 
von der däniſchen Herrichaft und forderte deshalb einfach 
die Zerreißung dieſes Vertrages. Bismard erklärte: 
Preußen jet an diefen Vertrag durch feine Unterichrift 
gebunden, wie beflagenswerth auch der Vertrag jelbjt und 
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Preußens Theilnahme daran ſein möge; eine ſofortige 
Losſagung davon würde möglicherweiſe Preußen in einen 
Krieg mit den andern Theilnehmern des Vertrags ver— 
wickeln. Dabei legte aber Bismarck den Vertrag, um ſich 
den Weg zu einer ſpätern Losſagung davon offen zu 
halten, in einer Weile aus, welche der geichichtlichen 
Entjtehung dejjelben und den damaligen Abfichten der 
Bertragichliegenden jchwerlich entiprach, weshalb auch Eng- 
land diefe Auslegung entſchieden zurückwies. Daß England, 
als Bismarck gleichwohl darauf beharrte, jich beruhigte 
und feine weiteren Schritte that, war ein Beweis Dafür, 
daß der Vertrag alljeit3 als der Beitlage nicht mehr ent— 
jprechend erfannt ward. Derjelbe war der jchroffite Aus— 
drud eines Syitems der Politik geweſen, welches jede 
Selbftbeitimmung der Völker abjolut mifachtete. Seitdem 
war aber das gerade entgegengejeßte Syſtem zur Geltung 
gekommen, hatte jogar eine Art officieller Anerkennung 
gefunden in der von Napoleon unterftügten, von den 
andern Mächten zugelafjenen, obſchon wider die Berträge 
von 1815 veritoßenden, Neugeltaltung Italiens mitteljt der 
„Selbitbeitinmung der Völker“. 

Auch war es nicht das erjte Mal in der neueren Ges 
ſchichte, daß völferrechtliche Verträge als hinfällig betrachtet 
wurden, weil jie den Verhältniſſen nicht mehr entiprachen. 
Die Großgmächte hatten jeinerzeit Belgien al3 unabhängigen 
Staat anerfannt, obſchon der Wiener Kongreß dajjelbe 
an Holland gegeben. Die drei Nordmächte hatten jogar 
troß der Proteſte Englands und Frankreichs Krakau, 
welches derjelbe Kongreß zur freien Stadt erklärt, dieſer 
Freiheit beraubt und in Defterreich einverleibt, objchon 
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hier fein Princip der „Selbitbeitimmung der Völker“ ihnen 
zur Seite ftand. 

Nach jolchen Vorgängen, bei der Zurüdhaltung Ruß— 
lands, bei der ausgeſprochenen Hinneigung Napoleons zu 
dem Princip der „Nationalitäten”, jtand ein Krieg ſeitens 
der anderen Großmächte für ftarre Aufrechthaltung des 
Londoner Protofoll3 wohl faum zu befürchten. 

Auch wenn man jich übrigens auf Bismarcks Stand» 
punkt jtellte, der das Feſthalten Preußen? am Londoner 
Vertrage abhängig machte von Dänemarks Erfüllung 
feiner Zulagen von 1851—52, war die von Bismarck 
gemachte Borausjegung bereit3 thatſächlich eingetreten, 
denn Dänemark Hatte jene Zuſagen troß wiederholter 
Mahnungen mehr al3 10 Jahre lang nicht erfüllt. Einer 
nochmaligen Friſtſtellung bedurfte es daher nicht. 

Etwas jo gar Unerhörtes und Unzuläffiges enthielt 
aljo die Forderung wohl nicht, welche das deutjche Volk 
und das preußiiche. Abgeordnetenhaus an die Regierung 
Preußens jtellten. Wäre aber auch die Gefahr eines 
allgemeinen Krieges vorhanden geweſen (was uns nicht 
wahricheinlich dünft), jo würde diejelbe in hohem Maße da- 
durch verringert worden fein, daß Preußen als Vorkämpfer der 
einmüthigen Wünſche einer ganzen Nation erjchtenen wäre. 

Würden aber nicht, wenn Preußen fich dazu entichlofjen 
hätte, die Mittelitaaten und Dejterreich ihm dieſe führende 
Nolle mißgönnt, würden fie nicht dajjelbe Spiel, wie im 
italienischen Kriege, abermals begonnen haben? Wohl kaum! 
Die Stimme der Nation war diesmal ungleich mächtiger, weil 
ungleich einmüthiger, al3 1859, und die Nation würde nad) 
den damals gemachten Erfahrungen ficherlich ihr Vertrauen 
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unbedingt auf Preußen, wenn diejes nur wollte, nicht auf 
Defterreich oder auf den Bund gelenkt haben. Auch war 
Deiterreichs politische und finanzielle Lage nicht dazu an— 
gethan, in einem ernsteren Kriege an die Spibe Deutjchlands 
zu treten und namhafte Opfer dafür zu bringen. 

Freilich, die Anwartichaft auf den eigenen Bejit; der 
Herzogthümer, (der, wie Bismard in einem Briefe aus der 
damaligen Zeit vertraulich ausſprach, für-ihn „zwar nicht 
der oberjte und nothwendige Zweck, wohl aber das ange: 
nehmjte Reſultat“ des Kriegs mit Dänemark war) dieje gab 
Preußen auf, wenn e3 von Haus aus für die hiitoriichen 
Nechte der Schleswig-Holiteiner auf geſonderte Erbfolge ein- 
trat. Allein dafür gewann es die Ausficht auf eine 
Führerſchaft Deutichlands, welche zu einer dauernden zu 
geitalten der Energie und dem Geſchick eines Bismard 
wohl nicht jchwer geworden fein dürfte. 

Genug, nad) allen offenfundigen Thatjachen und 
ſelbſt nach den jeitdem preußiicherjeit3 befannt gemachten 
diplomatischen Verhandlungen (bei welcher Bekanntmachung 
man doch gewiß das für die damalige preußiiche Politik 
Sprechende nicht zurückgehalten haben wird)*) ericheint ung 
der Weg, den einzufchlagen damals die öffentliche Meinung 
die preußiſche Regierung drängte, nicht jo von Haus 
aus ungangbar oder gefahrvoll, wie man von manchen 
Seiten ihn dargeitellt hat. 

Bismarck zog gleichwohl vor, einen andern Weg 
zu geben, auf dem er ficherer zu dem gleichen 








*) Ich beziehe mich Hier insbefondere auf das Werk „Fürft 
Bigmard” von Ludwig Hahn, welches ſich ausdrücklich als ein 
„urkundfiches” bezeichnet. 
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Nefultate zu gelangen überzeugt war; der Erfolg hat für 
ihn entjchieden, und damit Scheint ja wohl vor dem Tribunal 
der Gejchichte fein Proceß gewonnen. Auch it anzuerkennen, 
daß die Art, wie Bismard fich diefen Weg Schritt für 
Schritt, Etappe für Etappe, gangbar zu machen und zu 
erhalten, wie er dann zur rechten Zeit in die Richtung 
abzulenfen wußte, die num gerade auf das erjtrebte Ziel 
hinführte, eine ganz meilterhafte war. Ausgehend vom 
Londoner Bertrage, gelangte er allmälig zu dem Punkte, 
wo diefer Vertrag von jelbjt feine Kraft verlor. Und fo 
gelang e3 ihm, jede fremde Einmiſchung fern zu halten, 
die jeinen Plänen hätte gefährlich werden Fünnen. 

Eine einzige Zweifelsfrage bleibt — auch bei volliter 
Anerkennung der Genialität dieſes Bismard’ichen Vor: 
gehend gegen Dänemark — noch immer offen, die nämlich: 
iwie num, wenn Dänemark rechtzeitig nachgab, wenn König 
Chrijtian IX. die Gelammtverfaffung jammt der Einver- 
leibung Schleswig fallen lieg? Dann mußte Bismard, feinen 
eigenen bejtimmten Erklärungen nach, auch ferner an dem 
Londoner Bertrage fejthalten; dann waren und blieben die 
Herzogthüimer für immer durch die gleiche Erbfolge an 
Dänemark gefettet und für Deutjchland verloren, denn 
ein Moment wie der 1863 kam vorausfichtlich niemals 
wieder. 

Wenn freilich Bismard auch die faſt unbegreifliche Ver- 
blendung und Hartnädigfeit des dänischen Cabinets als einen 
feitftehenden und zweifellojen Factor mit mathematijcher Ge- 
wißheit in jeine Berechnung einzujtellen im Stande war — 
dann tjt der Erfolg, den er auf jeinem Wege erreicht hat, 
ein um jo bewundernswertherer, feine Meilterjchaft im Com- 

K. Biedermann, Dreifig Jahre deutich. Geih. IL 26 
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biniren nicht blos aller wirklichen, ſondern auch aller mög— 
lichen politischen Vorgänge eine um jo glänzender bewährte*). 


*) Ob auf das große Wagniß, das Bismard unternahm, indem 
er jeine ganze jchleswig=Holfteinische Politik auf die eine Karte der 
dänischen Verblendung jeßte, die Worte gehen, die er am 16. Mai 1864 
(am Tage nad) der Losfagung Preußens vom Londoner Bertrage) 
an einen ungenannten Adreſſaten jchrieb, bleibe dahingeſtellt. Es 
heißt dort: „Se länger id) in ‚der Bolitif arbeite, deſto geringer 
wird mein Glaube an menjchliches Rechnen . . . Im Uebrigen fteigert 
ji bei mir das Gefühl des Danles für Gottes bisherigen Beijtand 
zu dem Vertrauen, daß der Herr auch unfere Irrthümer zu unjerem 
Beiten zu wenden weiß.“ 


XXI, 
Die innere Kriſis Deutfchlands 1865 — 1866. 


Durch den Wiener Frieden vom 30, October 1864 
waren die Herzogthümer Schleswig-Holitein ſammt Lauen— 
burg endgültig von Dänemark getrennt und an die beiden 
deutjchen Gropmächte übergegangen. Aber was jollte nun 
mit ihnen werden? Ein gemeinfames Beſitzrecht beider 
Sieger an diejen Ländern war zwar durch jenen Frieden 
begründet; allein thatjächlich Lie jich ein folches unmög— 
lich aufrechterhalten. Vorherige Berabredungen darüber, 
wen dieje fojtbare Kriegsbeute, wenn man fie gemeinjam 
dem Gegner abgewonnen haben würde, zufallen folle, 
waren nicht getroffen worden, Die Webereinfunft vom 
16. Sanuar 1864, auf welche hin die beiden Mächte zus 
jammen gegen Dänemark vorgingen, enthielt lediglich die 
allgemeine Bejtimmung, daß, wofern der Londoner Vertrag 
hinfällig und folglich über die Herzogthümer nur nach dem 
Rechte des Kriegs entjchieden werden jollte, „die fünftigen 
Verhältniffe der Herzogthümer im gegenfeitigen Eins 
verſtändniß fejtzuitellen wären”. 

Bon Bismard3 Seite war dieſes Dffenlajjen der 
Befitfrage wohl mit gutem Vorbedacht gejchehen; auf 
Seiten Oeſterreichs war es offenbar ein Fehler, und viel- 

26* 
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leicht irrt man nicht, wenn man den Nüdtritt des Grafen 
Nechberg, der unmittelbar nach Abſchluß des Friedens 
(27. Oct. 1864) erfolgte, mit diefem Mangel an Vorauss 
jicht in einen urjachlichen Zuſammenhang bringt*). 

Das Berhältnig der beiden Großmächte zu den 
Herzogthümern war, der Lage diejer letzteren nach, ein jehr 
verjchiedenes. Für Dejterreich fonnten diejelben unmöglich 
einen Gegenjtand bleibenden Erwerbes bilden. Was hätte 
Defterreich mit einem jo weit entlegenen Länderbefit machen 
jollen? Höchitens als „Compenjationsobject“ mochte derjelbe 
brauchbar jein, d. h. dazu, etwas Anderes dafür einzus 
taujchen. So dachte man auch in den leitenden Kreiſen 
Wien. Für ein Stüd Schlefien hätte man gern Die 
HerzogtHümer an Preußen überlajjen. Allein an einen 
jolchen Preis war nicht zu denken. Mit einer Entſchädi— 
gung in Geld wäre Preußen feinerjeit3 nicht farg gewejen; 
hingeworfene Neuerungen Bismard3 jollen von Summen 
bi3 zu 100 Mill. fl. geiprochen haben. Allein ein jolcher 
„Schacher“ um Länder ſchien gegen die Ehre des Hauſes 
Habsburg zu fein, wie jchmerzlich auch der Finanzminiſter 
von Plener beklagen mochte, daß ihm verjagt blieb, mit 
einer jo jchönen runden Summe die Elaffenden Lücken des 


*) Diefe VBermuthung wird nahegelegt durch den öſterreichiſchen 
Generalitabsbericht („Dejterreih8 Kämpfe im Jahre 1866“), Eine 
leitung: „Die politifchen Vorgänge vor Ausbruch des Krieges,“ 
©. 2 und 4. Die Angabe in Medings „Memoiren zur Zeitgefchichte” 
(1. Bd. ©. 308): Graf Nechberg fei zurücgetveten infolge des 
Fiasco in Frankfurt (beim Fürjtentage), widerlegt ſich einfach dadurch, 
daß dieſer Ritdtritt nicht, wie es dort heit, „demnächſt“, ſondern 
erit mehr als cin Jahr darauf, nah dem däniſchen Kriege, 
erfofgte, 
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öſterreichiſchen Budgets auszufüllen. Nur das kleine 
Lauenburg gab man ſpäter für ein paar Millionen Gulden 
hin — als ob die Kleinheit des Gegenſtandes oder der 
Kaufſumme einen Unterſchied im Ehrenpunkte begründete! 

Mittelbar allerdings hatte der Anſpruch auf Schleswig— 
Holſtein für Oeſterreich einen Werth, der ſich mit Geld 
nicht abkaufen ließ, den nämlich, daß die Länder nicht an 
Preußen fielen, nicht deſſen Machtſtellung verſtärkten. 
Durch den Beſitz Schleswig-Holſteins würde Preußen den 
unmittelbaren Zuſammenhang mit der Nordſee, einen 
trefflichen Kriegshafen, eine ſeetüchtige Bevölkerung, kurz, 
alle Bedingungen zur Begründung einer Kriegsmacht auch 
zur See erlangen. Wie ſehr Preußen nach einer ſolchen 
ſtrebte, hatte es ſchon bewieſen, indem es mit großen 
Koſten den Jahdebuſen von Oldenburg erworben und zu 
einem Kriegshafen umgeſtaltet. Keinesfalls durften daher 
die Herzogthümer an Preußen fallen. Als das beſte 
Mittel, dies zu verhindern, erſchien die Unterſtützung der 
Anſprüche des Erbprinzen Friedrich. 

Freilich, auch dieſer Weg hatte ſeine Bedenken. 
Preußen konnte — ſowohl in ſeinem eigenen, als im 
Intereſſe Geſammtdeutſchlands — ſo wichtige, aber auch 
einem Angriff von außen ſo ſehr ausgeſetzte ſtrategiſche 
Stellungen zu Land und zur See, wie die an zwei 
Meeren liegenden und ohne natürliche Schutzwehr an eine 
Provinz des Erbfeindes Dänemark grenzenden Länder 
Schleswig und Holſtein, unmöglich ohne Weiteres 
den Händen eines Fürſten anvertrauen, der keine anderen 
Mittel zu deren Vertheidigung beſäße, als die völlig unzu— 
reichenden eben dieſer Länder ſelbſt. Preußen würde da— 
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her jedenfalls verlangen, daß ihm eine gewiſſe Schughoheit 
über die Herzogthümer, aljo auch die Verfügung über deren 
militärischen Kräfte und Anftalten eingeräumt werde. 
Das aber war in den Augen des Wiener Cabinet3 nur 
um Weniges bejjer, al3 die völlige Einverleibung der 
Herzogthümer in Preußen; ja es war injofern jchlimmer, 
als Deiterreich dafür Feine Compenfation fordern fonnte. 

So befand jich die öfterreichiiche Regierung nach allen 
Seiten hin in einer wenig günjtigen Lage. Die ganze 
Angelegenheit war für fie, wie der Miniſter von Schmerling 
e3 jelbit offen aussprach, eine „verfahrene.“ Durch ihr 
Zufammengehen mit Preußen im däniſchen Striege hatte 
fie die Mittelftaaten fich entfremdet. Die Verfeindung 
Oeſterreichs mit den Mitteljtaaten war wohl feiner 
der geringsten Beweggründe der. Bismardichen Politik 
von 1863 gewejen. Das Gelingen diejes Planes war 
dem preußiichen Staatsmanne erleichtert worden durch 
die Natur des damaligen Leiter des Auswärtigen in 
Defterreich. Graf Nechberg, der feine politische Schule 
erſt unter Metternich, dann unter dem Schwarzens 
bergichen Regimente gemacht Hatte, jah im ber zu Guniten 
der Herzogthümer entjtandenen Bewegung in Deutjchland 
nichts als „Revolution“, in ber Nachgiebigkeit der Regie— 
rungen dagegen einen Abfall vom „legitimen“ PBrincip; 
er Hammerte ſich deshalb an Bismard an, der ſich als 
tapferer St. Georg wider die „Demokratie“ erprobt hatte. 
Rechbergs Nachfolger, Graf Mensdorff-Pouilly, war ein 
Mann ohne eigene feite Politil, Daher fremden Einflüſſen 
zugänglich. Er ſchwankte zwiſchen der Furcht vor einer 
Berührung mit den „demokratiſchen“ Regungen draußen 
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in Deutichland und der Erkenntniß, dag Dejterreich 
wieder Fühlung mit den Mitteljtaaten und dem Bunde 
fuchen müſſe, Hin und her und gab dadurch jeinem ge— 
wandten Gegner immer neue Blößen. 

Dagegen ging der leitende Staatsmanı Preußens, 
Herr von Bismard, feiten Schritte® und unverrückten 
Blides auf fein Ziel 108. Diejes Ziel war die Gewinnung 
der Herzogthümer für Preußen in einer oder der andern 
Weiſe. | 
Daß es dabei zu harten Conflicten mit Oeſterreich 
fommen werde, ſah Bismard wohl; aber er jcheute davor 
nicht zurüd; ja vielleicht war ihm gerade dieſer Anlaß zu 
einer gründlichen Auseinanderjegung mit Dejterreich, zu 
der e3, jeiner Weberzeugung nach, doch früher oder jpäter 
fommen mußte, ganz willkommen. Die Hauptichivierigfeit, 
zu einer jolchen Auseinanderſetzung zu gelangen, lag 
für ihn in feinem Verhältnig zum König, in der dem König 
von jeinem Vater überfommenen Hinneigung zu Dejter- 
reich, in deſſen Scheu vor jo weitausgreifenden und in ihren 
Folgen scheinbar unberechenbaren Unternehmungen, wie 
der radicalen Umgeftaltung des Deutjchen Bundes, endlich 
in der gewijjenhaften Achtung des Königs vor den legi— 
timen Nechten - feiner deutſchen Mitfürſten. In allen 
diefen Richtungen ward der König beftärkt durch Einflüfje 
aus jeinen mächiten Umgebungen und aus der Mitte 
der ſtrengeonſervativen, öſterreichiſch gefinnten Partei. 

Schon ahnte letztere in Bismard, troß feiner jo 
ſchroffen conjervativen Politif im Innern, dennoch einen 
Abtrünnigen von den wahren Grundjäßen des Conjer: 
vatismus und der Legitimität, weil er an einer Lockerung 
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des bisherigen Verhältniſſes zu Dejterreih zu arbeiten 
Ichien. Noch wagte fie nicht, entichteden gegen ihn auf- 
zutretem, weil nur er der rechte Mann war, um den innern 
Conflict glüdlih zu Ende zu führen. Auch der König 
jeßte aus eben diefem Grunde fortwährend jein ganzes 
Vertrauen auf ihn Gleichwohl mußte Bismard vor- 
jihtig zu Werfe gehen, durfte jeine Ziele nicht ſogleich 
allzuweit jtecdlen, wenn er nicht an den von jener Seite 
her feinen Plänen entgegenjtehenden Hindernijjen jcheitern 
wollte. Dahingegen fonnte er darauf rechnen, daß, wo 
e3 ſich um ein klares, greifbares Interejje der Ehre und 
der Machtitellung Preußens handle, der König auch vor 
entichiedeneren Schritten, wenn jolche unvermeidlich wären, 
nicht zurüchveichen würde. ALS ein ſolches Interejje aber 
erschien die unnachlaßliche Geltendmachung der Nechte 
Preußens auf die mit dem Blute feiner Söhne theuer er- 
fauften Herzogthümer. 

Daß ſeine Politif von der Mehrheit des Abgeordneten: 
hauje3 fortwährend befümpft ward, machte dem Mintjter 
wentger Sorge. Da, es war ihm vielleicht im Augenblide 
jogar nicht unerwünfcht, weil es feine Stellung nach der 
andern Seite Hin befejtigte und den Verdacht „revolu- 
tionärer” Anwandlungen von ihm fern hielt. 

Im Uebrigen vertraute er der in der Hauptjache 
vollendeten und im dänischen Kriege bereit3 praktiſch be- 
währten neuen Seeresorganijation. Auch baute er da— 
vauf, daß, wenn es wirklich zu einem ernjteren Zuſammen— 
ſtoße mit Dejterreich kommen jollte, alsdann der oft 
erprobte preußiſche Patriotismus über jedes andere Gefühl 
objiegen werde, 
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ALS die wünjchenswerthefte Löſung der Herzogthümer: 
frage ſah Bismard ohne Zweifel die völlige Einverleibung 
derjelben in Preußen (die „Annerion“) an. Doch wollte 
er gern den Anjchein vermeiden, als jtrebe er zu rückſichts— 
[03 nach diejem Ziele Hin. Daher betrat er zuvor den Weg 
der Verjtändigung mit dem Erbprinzen. Er ſah voraus, 
diefer Verjuch werde zu nichts führen; aber ev wollte da- 
durch den Beweis liefern, dat die Annerion unvermeidlich 
jet. Wie im dänijchen Kriege, jo baute er auch hier ganz 
richtig auf die Verblendung der Gegner. 

Schon im Sommer 1864, noch vor Ausgang des 
Krieges, hatte der Erbprinz von Auguftenburg einen Be: 
ſuch am Hofe zu Berlin gemacht. Bei diejer Gelegenheit 
hatte Bismard in einer Unterredung mit ihm feine Ans 
fiht dahin ausgeiprochen: „Preußen müjje verlangen, 
dag an der Nordgrenze Deutſchlands, zwiſchen Oſt— 
und Nordiee, nicht ein ſchwächliches Herzogthum entjtehe, 
jondern eine wahre Nordmark zu Deutjchlands Schuß und 
Truß zu Lande und zur See“, und hatte angedeutet, daß dies 
nur gejchehen fünne „im engen Zujammenhange mit den 
deutichen und preußiichen Wehreinrichtungen, zumal im 
Hinblid auf die nothwendige Entwicelung der deutjchen 
Seemacht“. 

Der Prinz, von ſeiner Umgebung und wahrſcheinlich 
auch von der mittelſtaatlichen und öſterreichiſchen Diplo— 
matie übel berathen, war dieſen Forderungen gegenüber wie 
ein Souverän aufgetreten, der auf einem angeſtammten 
Throne ſitzt, nicht wie ein Prätendent, deſſen Recht, ob 
auch juriſtiſch begründet, doch den gegebenen Umſtänden 
nach zu ſeiner Geltendmachung des guten Willens Anderer 
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bedarf. Er war jeder bindenden Erklärung aus— 
gewichen. 

Dies ſchadete ſeiner Sache in den Augen auch der 
Kreiſe, welche ihm wohlwollten. Dieſe hatte es ſchon 
peinlich berührt, daß der Prinz gleich im Anfang der 
Kriſis ſich in einem Schreiben an den Kaiſer Napoleon 
gewendet und ihn um ſeine Vermittelung erſucht hatte. 

Nach dem Wiener Frieden (am 12. Nov.) trat Die 
öfterreichiiche Regierung mit dem Borjchlage hervor, die 
durch diefen Frieden den beiden Großmächten erworbenen 
Nechte auf den Erbprinzen zu übertragen. 

Inzwiſchen Hatte aber auch der Großherzog von 
Oldenburg Erbanjprüche auf Theile von Schleswig-Holitein 
beim Bunde angemeldet. Die preußiiche Regierung glaubte 
ebenfall3 gewijje Aniprüche des brandenburgiichen Hauſes 
geltend machen zu können. Sie übergab die ganze Recht3- 
frage ihren Kronjuriiten zur Begutachtung. 

Borläufig erwiderte fie der öjterreichiichen Regierung : 
(am 13. Dec, 1864), fie müjje vor jeder Entjcheidung über 
den Beſitz der beiden Länder „Bürgſchaften“ dafür ver- 
langen, daß die bei der künftigen Gejtaltung derjelben 
wejentlich betheiligten jtaatlichen und wirthichaftlichen In— 
terefjen Preußen? „nicht von dem zweifelhaften guten 
Willen des Landesheren, der Stimmung der Stände oder 
dem Spiele der WBarteien abhängig blieben”. Deshalb 
müjje die Militärorganijation der Herzogthümer in ein 
feſtes Verhältniß zur preußijchen gejeßt, müßten deren Wehr: 
träfte zur See für die preußiiche Marine nugbar gemacht, 
müjje die natürliche Entwidlung von Schiffahrt und 
Handel dajelbjt gegen Fünftliche Hemmungen geſchützt 
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werden. Sie deutete dabei an: eine fürmliche „Annexion“ 
würde jedenfall® „den deutſchen Intereſſen fürderlich, den 
Öfterreichijchen nicht entgegen jein.“ 

Die öſterreichiſche Regierung wies jene Forderungen 
der preußiichen nicht geradezu ab, wollte fie aber einer 
Prüfung durch den Bund unterzogen wijjen, „damit nicht 
in den Verein der deutichen Souveräne ein unjelbititäns 
diges Mitglied eingeführt werde*. Auf eine „Annerion“ 
fönne Dejterreich nur eingehen gegen eine ihm ſelbſt zu 
gewährende entiprechende Vergrößerung feines deutſchen 
Beſitzſtandes. 

Darauf formulirte die preußiſche Regierung ihre 
Forderungen näher in einer Note vom 22. Februar. 
Die „Februarforderungen“ enthielten Folgendes: „Preußen 
übernimmt den Schutz der Herzogthümer gegen jeden An— 
griff; dagegen ſtellen dieſe ihre Militärmacht dem Könige 
von Preußen zur Verfügung; Rendsburg wird Bundes— 
feſtung und bleibt bis dahin von Preußen beſetzt; die 
Herzogthümer treten an Preußen die zur Befeſtigung des 
Alſenſundes, des Kieler Hafens und der Mündungen eines 
zu bauenden Nord-Oſtſee-Kanals erforderlichen Landſtücke 
ab: fie treten dem Zollvereine bei und übergeben ihr Poſt— 
und Telegraphenwejen an Preußen.“ 

Diefe Bedingungen entjprachen mindejtens ebenjo jehr 
dem gefammtdentjchen al3 dem jpeciell preußischen Intereſſe. 
Allein ſowohl Defterreich als der Erbprinz erklärten Die- 
jelben für „unannehmbar”. 

Die große Mafje der VBevölferung Schleswig. 
Holiteins beharrte indejien nach wie vor auf dem unbe 
dingten Nechte „ihres Herzogs“ und wies jede Unter: 
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ordnung deſſelben unter Preußen zurück. Sie ward darin 
unterſtützt durch mehrere im gleichen Sinne gefaßte Re— 
ſolutionen des Nationalvereins, des Sechsunddreißiger-Aus— 
ſchuſſes und des Deutſchen Abgeordnetentages. Lediglich 
ein Theil des Adels in den Herzogthümern (unter Vor— 
antritt des Herrn von Scheel-Pleſſen) erklärte ſich für 
einen engeren Anſchluß an Preußen. Das Aeußerſte, wozu 
der Ausſchuß der Schleswig-Holſtein-Vereine, nach Be— 
ſprechungen mit preußiſchen Abgeordneten, ſich herbeilaſſen 
wollte, war die Billigung einiger der preußiſchen For— 
derungen, allein auch dies nicht in einer bindenden Form 
und vor Einſetzung des Erbprinzen, vielmehr nur ſo, daß 
der Ausſchuß die „Ueberzeugung“ ausſprach, „Herzog und 
Landſtände würden bereit ſein, ſolche Zugeſtändniſſe an 
Preußen zu machen“. 

Im preußiſchen Abgeordnetenhauſe trennte ſich zwar 
von der Oppoſition um jeden Preis eine Partei, welche 
die Berechtigung der Februarforderungen anerkannte, allein 
ſie war in der Minorität. 

Am Bunde drängten vor Allen Bayern, Sachſen und 
Hejjen-Darmjtadt auf Einjegung des Erbprinzen. Ein 
von ihnen darauf gejtellter Antrag ward (am 7. April) 
mit Stimmenmehrheit angenommen. Auch Dejterreich trat 
demjelben bei, jedoch mit dem Zuſatze: „jo weit dies ohne 
Störung des zwilchen Preußen und Dejterreich bejtehenden 
Einverjtändnijjes möglich jet”. Preußen erklärte, es 
werde zur Ausführung dieſes Antrags nicht die Hand 
bieten, jprach überhaupt‘ dem Bunde das Recht ab, end- 
gültig über das Schidjal der Herzogthümer zu entjcheiden, 

Der Vorſchlag Preußens, eine gemeinſame Stände- 
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verſammlung Schleswig-Holſteins nach einem zwiſchen 
beiden Mächten zu vereinbarenden Wahlgeſetze zu berufen, 
mit welcher Preußen über die von ihm geſtellten Forde— 
rungen unterhandeln könne, ward von Oeſterreich zwar 
nicht zygücgewiejen, ſcheiterte aber daran, daß man ſich 
über ein Wahlgeſetz nicht einigen konnte“). 

Ohngefähr um die gleiche Zeit that Preußen einen 
Schritt, durch den es thatjächlich bereit3 feiten Fuß in 
den Herzogthümern faßte. Am 3. April Fündigte der 
preußijche Negierungscommifjar daſelbſt dem öfterreichtichen 
an: Preußen werde eine Marinejtation im Kieler Hafen 
errichten. Oeſterreich protejtirte dagegen, beſchied ſich aber 
dann, zur Wahrung jeines Mitbeſitzrechts auch zwei Kriegs- 
Ichiffe im Stieler Hafen zu ſtationiren. 

Unterdejjen dauerte die Ngitation für den Erbprinzen 
in den Herzogthümern fort. Der ſächſiſch-hannoveriſchen 
Erecution in Holftein, unter deren Schuß dieje Agitation 
zuerjt jich freier entwidelt hatte, war durch einen von 
Preußen erzwungenen Bundestagsbeichluß ein Ende ge 
macht worden; allein von der nach dem Wiener Frieden 
eingejegten „gemeinfamen Regierung“ im den Herzogthümern 
zeigte jich der eine Theil, der öſterreichiſche Commiſſar, 
derjelben nicht minder günſtig. Vergebens proteftirte der 

*) Herr von riefen („Erinnerungen“, 2 Bd, S. 119) glaubt 
zu willen, Bismard hätte die Stände Schleswig »Holfteind damit 
für die Annexion zu gewinnen gehofft, daß er ihnen Die Wahl ftelle: 
entweder den Herzog Friedrih mit einer ungeheuren Schuldenlaft 
(Antheil an der dänifchen Staatsſchuld und Entjchädigung Preußens 
und Oeſterreichs fir die Koſten des dänifchen Krieges), oder Annerion 
ohne Schulden. 
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preußiiche Commijjar gegen die Begünjtigung von Kund— 
gebungen, welche, wie er jagte, dem zur Zeit allein gültigen 
Nechte Preußens und Oeſterreichs auf den Beſitz Diejer 
Länder widerfprächen; vergebens verlangte er die Ausweiſung 
de3 noch immer in Kiel refidirenden Erbprinzen „yınd der 
„Auguftenburgifchen Nebenregierung“*). 

Sp hatte der Zwiejpalt zwifchen den beiden Groß— 
mächten eine Schärfe erreicht, welche bereit3 das Aeußerſte 
befürchten ließ**). Da ward Deutichland plößlich über- 
rajcht durch dein Abjchluß einer Uebereinkunft (zu Gajtein, 
am 14. Augujt 1865), welche durch eine neue Negelung 
des Berhältnifjes zwilchen den beiden Mitbefiern der 
Herzogthümer einen Ausgleich herbeiführen zu wollen 
ichten. Nach dieſer Webereinfunft „ging die Ausübung 
der durch den Wiener Frieden von Preußen und Defterreich 
gemeinjam erworbenen Rechte, unbejchadet der Fortdauer 


*) Der öſterreichiſche Generaljtabsberiht drückt fih (©. 7) 
darüber fo aus: „Bei aller Rüdficht für Preugen mußte das Ver: 
halten de3 öſterreichiſchen Regierungcommiffars den Kundgebungen 
des Volkes gegenüber ein anderes jein, als jenes des preußifchen, 
welcher in dieſen Kundgebungen eine Bedrohung der Abjichten und 
Zwecke feiner Regierung ſah.“ 

**) Daß Bismard fchon in diefer Zeit (im Juli 1865) ſowohl 
gegen den franzöfifhen Botfchafter in Wien, den Herzog von 
Grammont, als auch gegen den bayerischen Minifter von der Pfordten 
von der Unvermeidlichkeit eines Krieges, gegen letzteren auch von feinen 
Plänen einer Bundesreform gefprochen habe, wird von Ad. Schmidt 
(„Preußens deutſche Politik“, ©. 273), ebenfo in der Schrift: „Le 
general Lamarmora et l’alliance prussienne”, S. 53, ja aud) (mit 
Bezug auf Pfordten wenigjtens) von Hahn („Fürſt Bismard“, 
S. 317) „auf Grund von Zeitungsnachrichten“ referirt, dagegen 
von Heſekiel „(„Graf Bismard“, ©. 288) entſchieden geleugnet. 
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dieſer Rechte beider Mächte an der Geſammtheit der beiden 
Herzogthümer, für Holſtein auf Oeſterreich, für Schleswig 
auf Preußen über.“ Außerdem enthielt der Vertrag in 
Bezug auf Rendsburg, den Kieler Hafen, den Beitritt der 
Herzogthümer zum Zollverein, das Poſt- und Telegraphen— 
weſen, den Bau eines Nord-Oſtſee-Canals u. ſ. w. Be— 
ſtimmungen, welche den „Februarforderungen“ zum Theil 
wenigſtens nahe kamen. Lauenburg ward von Oeſterreich 
an Preußen gegen eine Geldentſchädigung von 21, Mill. 
dänischer Neichsthaler (unter Borausjegung der Zuſtimmung 
der dortigen Stände) abgetreten. 

Der Gaſteiner Vertrag machte auf die öffentliche 
Meinung in Deutjchland und jelbjt im Auslande einen 
jehr ungünftigen Eindrud. Statt einer Löſung der 
Herzogthümerfrage, der man jehnjüchtig entgegenjah, ftellte 
dieſer Vertrag nur neue und größere Verwidelungen in 
Ausfiht. Statt einer Anerkennung der Nechte des 
ichleswigsholfteinischen Volkes, insbeſondere des Nechts auf 
Untheilbarfeit der beiden Länder, riß er dieje Länder aus— 
einander, indem er ſie verjchiedenen Verwaltungen unter— 
itellte. In den Herzogthümern ſelbſt erfolgten Proteſte 
dagegen von allen Seiten. Der Deutjche Abgeordnetentag 
erklärte auf einer VBerfammlung zu Frankfurt am 1. October: 
„Der Vertrag verleße aufs Tiefite alle Rechtsordnung 
und Nechtsficherheit in Deutjchland." Er rief alle Volks— 
vertretungen zum Eintreten für die Nechte der Herzog: 
thümer auf und machte es ihnen zur Pflicht: „ Anlehen oder 
Steuern, welche die bisherige Politik der Vergewaltigung 
fördern könnten, keiner Regierung zu verwilligen.“ Auch 
zwei auswärtige Regierungen, die engliſche und die fran— 
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zöſiſche, fanden ſich bemüßigt, ihre Anſichten über den 
Gaſteiner Vertrag in ſaſt gleichlautenden, ziemlich ſcharf ge— 
haltenen Noten an ihre Geſandten bei den Höfen zu 
Berlin und Wien auszuſprechen. Sie ſahen in demſelben 
lediglich einen Ausdruck der „Gewalt“ und der „Convenienz 
beider Regierungen“ unter Abſehen von allen Rechten 
„ſowohl der Herrſcher als der Völker“. Indeſſen nahmen 
ſie Anſtand, ernſtere Schritte dagegen zu thun, und die 
franzöſiſche Regierung ließ ſogar (vermuthlich infolge 
einer energiſchen Zurückweiſung der von ihr verſuchten 
Einmiſchung) ihrer erſten Note eine zweite folgen, worin 
ſie jene gewiſſermaßen zurücknahm. 

Am Bundestage hatten kurz vor Gaſtein die Regie— 
rungen von Bayern, Sachſen und Heſſen-Darmſtadt ver— 
jucht, den Bund für eine Berufung der ſchleswig-holſteiniſchen 
Stände jo wie für Aufnahme Schleswigs in den Bund zu 
gewinnen. Allein der Bundestag zeigte ſich jet, angeſichts 
des anscheinend hergeftellten Einvernehmen der beiden Groß- 
mächte, ſehr kleinlaut: der Bundestagsausichuß jtellte die 
Anträge der drei Staaten zurüd, und der Bundestag 
jelbit, als wolle er weiteren Beſchlußfaſſungen in dieſer 
Sache entgehen, vertagte ſich auf ein Vierteljahr. 

Sowohl bei diefen Verhandlungen am Bunde, ala 
auch in einer gemeinfamen Bejchwerde beim Senate von 
Frankfurt wegen der von diefem geübten „Nachjicht gegen 
jubverfive Beitrebungen“ (jo wurden die Berathungen und 
Beſchlußfaſſungen des Abgeordnetentages genannt), gingen 
Dejterreich und Preußen wieder Hand in Hand. Oeſterreich 
trennte jich abermals von den Mittelitaaten und von der 
öffentlichen Meinung. Offenbar Hatte die Angit vor der 
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„revolutionären“ Bewegung in Deutichland wieder einmal 
in Wien die Oberhand gewonnen. 

Was die Regierungen von Preußen und Defterreich 
bewogen habe, die Uebereinkunft von Gaſtein abzujchließen, 
erichien den Meiften damals al3 ein NWäthjel, denn 
daß Ddiejelbe Keinen wirklichen Ausgleich, höchitens einen 
„Waffenſtillſtand“ enthalte, war unzweifelhaft. Auch der 
Geſchichtsſchreiber ijt in Bezug auf die beiderjeitigen Beweg— 
gründe noch immer auf bloße Vermuthungen angewiejen. 
Wahricheinlich fühlten fich beide Mächte im Sommer 1865 
nicht Stark genug, um das Aeußerſte, die Entjcheidung 
durch die Waffen, zu wagen. In Dejterreih war eben 
damals nicht blos ein Minifterwechjel vor ſich gegangen 
(an die Stelle Schmerlings war Belcredi getreten), ſondern 
es hatte auch eine tiefgreifende Verfafjungsänderung jtatt- 
gefunden: der Neichsrath und das Februarpatent waren 
„Nitirt“, mit den Ungarn waren Verhandlungen angeknüpft. 
Noch Liegen ſich die Wirkungen beider Maßregeln nicht 
überjehen. Finanziell und militäriſch ftand Oeſterreich 
feinesweg3 glänzend da. Auf eine fichere Bundesgenojjen- 
ichaft jeitens der Mitteljtaaten war fein Verlaß. Diejelben 
waren weder unter fich noch mit Defterreich einig. Herr 
von der Pfordten (jet wieder bayerischer Minijter des 
Auswärtigen) zeigte ſich mißtrauisch gegen Oeſterreich, 
welches, wie er meinte, nicht allgemein deutjche, jondern 
ſpecifiſch öſterreichiſche Intereſſen verfolge (als ob er ſelbſt 
für Bayern nicht immer das Gleiche gethan hätte); er 
ſchien nicht abgeneigt, ſich mit Preußen zu verſtändigen, 
wobei, wie er gelegentlich fallen ließ, „Bayern nicht ſchlecht 
fahren werde“. Er fand die Februarforderungen nicht 

8. Biedermann, Dreißig Jahre deutſch. Geſch. IL 27 
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unannehmbar und wünjchte, dag man darauf hin unter: 
handele. Wiürtemberg war mit Bayern geipannt, daS es der 
Vergrößerungsfucht auf Koften feiner Nachbarn beargwöhnte. 
In Hannover waren der blinde König Georg V. und jein 
Minister Graf Platen getheilt zwijchen der angewöhnten 
Anhänglichkeit an Defterreich und der Furcht vor einer 
„Herrichaft der Demokratie,” der, wie fie meinten, durch) 
Einjegung des Erbprinzen Vorſchub geleijtet werde, während 
jie in Bismard den Bezwinger der Demokratie verehrten. 
Herr von Beuſt in Sachen, einft der Vater des mih- 
geborenen Delegirtenprojectz, hielt jegt den Augenblid für 
gekommen, um mit dem Plane einer „allgemeinen deutjchen 
Nationalverſammlung“ hervorzutreten, bevor Bismard ihm 
damit zuvorkäme, fand aber dafür weder in Wien noch in 
München offene Ohren. So verworren waren die Ver: 
hältnijje im bundestäglichen Deutjchland. 

Was wohl nicht am wenigiten den öfterreichiichen 
Staatömännern Scrupel machte, das war die Ungewißheit, 
welche Haltung bei einem Kriege zwiſchen Defterreich und 
Preugen das neue Königreich Italien, welche der Kaiſer 
der Franzoſen beobachten würde. Ebendamals hatte 
Dejterreich in Paris Anjtrengungen gemacht, um mit Hülfe 
Frankreich ich der Neutralität Italiens für den Fall 
eines Krieges mit Preußen zu vergewijjern. Es Hatte 
aber jeinen Zweck nicht erreicht, weil es auf eine Abtretung 
Venetiens an Italien jelbjt gegen eine Geldentichädigung 
nicht eingehen wollte”). Durch alles Diejes fand Dejterreich 
jih zur HBeit noch gehemmt. Aber auch Bismard hatte 


*) Zamarmora, „Un po’ piü di luce, ©. 42. 
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Gründe, mit feinem leiten Mittel, der Berufung an die 
Waffen, zu zögern. Für Preußen war die Neutralität 
Frankreichs noch wichtiger, als für Oeſterreich. Noch aber 
war dieſe Neutralität nicht gefichert. Ebenſo wenig war 
das Verhältniß zu Italien fejtgejtellt. 

Eine Annäherung an Italien war jchon feit länger 
angebahnt durch die Verhandlungen über einen Handels: 
vertrag zwilchen dieſem Staate und dem ‚Zollverein. Die 
italieniſche Regierung legte auf einen folchen Vertrag 
beſonders darum großen Werth, weil fie damit die Aner— 
fennung des neuen Königreichs ſeitens der deutjchen Zoll: 
vereinsjtaaten zu erlangen hoffte. Dies gelang auch unter 
Preugens Mitwirkung wenigstens bei den meiften derjelben. 
Um die Mitte des Jahres 1865 hatte dann Bismard durch 
den preußischen Gejandten in Florenz, Ujedom, die 
italientjche Regierung fondiren laſſen: welche Haltung fie 
wohl bei einem Kriege Preußens mit Dejterreich einnehmen 
würde. Der italienische Minifterpräfident Öenerallamarmora 
hatte diejes Entgegenfommen in gleich) vertrauensvollenm 
Sinne erwidert. Für Italien war jede Gelegenheit erwünscht, 
wo es Deiterreich mit Hoffnung auf Erfolg angreifen fonnte, 
um Venetien ihm zu entreigen. Hatte es früher die Hülfe 
Frankreichs nachjuchen und annehmen müfjen (welche es 
theuer genug mit Savoyen und Nizza bezahlen mußte), jo 
war ihm die Bundesgenojjenjchaft Preußens doppelt er= 
wünſcht, bei welcher Feine jolche Gegenleijtung von ihm 
gefordert wurde. 

Nicht eben jo Leicht war die Entjcheidung wegen eines 
Bündniſſes mit Italien für den preußischen Miniſter— 
präfidenten. Er fonnte vorausjehen, daß die öffentliche 
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Stimme Deutjchlands Anſtoß nehmen werde an Diejem 
Bündniß Preußens mit einer auswärtigen Macht gegen 
eine deutſche. Er wußte, wie jchwer es dem König 
Wilhelm fallen würde, mit dem jeinem Urjprunge nach 
„revolutionären“ Königreich Stalin Hand in Hand zu 
gehen gegen das legitime Dejterreich. 

Bor feinem eigenen Gewiſſen — als Preuße wie als 
Deutjcher — mochte Bismard ſich wohl für gerechtfertigt 
halten, wenn er ein jolches Bündniß einginge. War denn 
Dejterreich wirklich eine deutſche und nicht vielmehr eine 
vorwiegend aufßerdeutjche, in feiner ganzen Politik durch 
außerdeutjche Intereſſen geleitete Macht? Hatte es ſich 
al3 eine wahrhaft deutjche Macht gegen das deutiche Volk, 
hatte e3 ſich als bundesfreundlich gegen Preußen gezeigt? 
Hatte es nicht 1850 — zum Bwede* der Erniedrigung 
Preußens und der Berftörung aller theuerjten Hoffnungen 
der Nation — eine fremde Macht, Rußland, herbeigerufen, 
und würde es fich wohl einen Augenbli bedacht Haben, 
wofern Rußlands moraliſcher Einfluß nicht ausgereicht 
hätte, um das vorgeſteckte Ziel zu erreichen, auch die 
militärijche Hülfe dejjelben Staates gerade jo gut gegen 
- Preußen, wie‘ 1849 gegen eine3 jeiner eigenen Länder, 
Ungarn, in Anspruch zu nehmen? Hatte Defterreich nicht 
eben jet eine Einmilchung Napoleons in die deutjchen 
Händel herbeizuführen gejucht, und war e3 fein Verdienſt, 
wenn diejelbe nicht erfolgte? Was die deutjchen Bundes- 
genoſſen Oeſterreichs, die Mittelitaaten, anbetraf, jo würden 
deren Staat3männer — einer wie der andere — eher 
heut als morgen diejelbe Einmiſchung Napoleons anrufen, 
jobald fie damit ihrer Kleinjtaatlichen Politik Wortheile 
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zuwenden oder Opfer (auch jolche zu Gunften der Nation) 
eriparen fönnten, wenn auch vielleicht nicht alle jo naiv 
wären, wie Herr v. Borries, dies öffentlich auszuſprechen. 
Ein Bündnig mit Italien war übrigens nicht entfernt jo 
gefahrdrohend Für Deutjchland, wie eine Cinmifchung 
Napoleons oder eine Anrufung Rußlands, und Bismard 
jeinerjeit3 war feſt entſchloſſen, jeden Uebergriff von dort: 
her auf deutjches Gebiet energisch zurückzuweiſen, wie er 
denn in der That jogleich dem- erjten Verſuch, den die 
italienifchen Staatsmänner machten, „das Tridentiniiche“ 
in die Berhandlungen Hineinzuziehen, einen fehr erniten 
Widerſpruch entgegenjeßte*). 

Allein, wie Dem auch jein mochte, Bismard mußte 
die Gefühle feines königlichen Herren jchonen, der ungern 
jelbjt nur an einen völligen Bruch mit Defterreich dachte, 
mußte jich gegen Angriffe jeiner eigenen, der conjervativen 
Partei, möglichjt deden, indem er gleichlam eine lebte 
Probe anjtellte, ob es nicht möglich fei, ein gutes Ver— 
hältnig mit Dejterreih zu erhalten. 

Am 21. Juli 1865 hielt König Wilhelm — auf 
feiner Reife nach dem öjterreichiichen Bade Gajtein — in 
Negensburg einen Cabinetsrath ab, zu dem außer Bismard 
auch die Gejandten Preußens in Wien und in Paris 
beichieden waren, Das Ergebniß diejes Cabinetsraths war 
die Gajteiner Uebereinkunft vom 14. Auguft, durch welche, 
wie Bismard fich in einem Briefe ausdrücdte, „der Friede 
geflikt und der Riß im Bau verklebt wurde”. 

Wenn es dem leitenden Staat3manne Preußens bei 





*) Le general Lamarmora etc. ©. 96. 
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dieſer Webereinfunft darauf ankam, den Beweis zu führen, 
daß ein Dauernder Friede mit Dejterreich ohne Preisgebung 
jolcher preußiſcher ISnterejfen, welche auch der König als 
unanfechtbar betrachtete, nicht möglich jet, jo war ihm dies 
allerdings gelungen. Die UWeberlajjung der Berwaltung 
Holſteins an Defterreich mußte, da gerade dort die Agi— 
tation für den Crbprinzen und gegen Preußen am 
lebhaftejten war, umaugbleiblich zu neuen und immer 
ftärferen Neibungen der beiden Großmächte führen. Wenn 
dann, wie gleichfall3 vorauszufehen, auf Oeſterreichs Be— 
trieb der Deutjche Bund fich einmengte, jo war ganz von 
jelbjt der Uebergang aus der begrenzten jchleswig-hol- 
fteinischen in die viel wichtigere allgemein deutſche Frage 
gegeben und jo die Auseinanderjegung mit Dejterreich auf 
diejem weitern Gebiete zu einer unausweichlichen Nothwendig- 
feit gemacht. Die Zugeſtändniſſe ſelbſt, welche Bismard in 
dem Gafteiner Vertrage für Preußen jchon jet, während 
de3 Provijoriums, in Bezug auf gewijje militärijche, 
maritime, wirthichaftliche Pofitionen in den Herzogthümern 
erlangt hatte, waren von der Art, daß eine Verlängerung 
dieſes Provijoriums für Preußen nur günftig, für Deiter- 
reich nur ungünjtig fein konnte Die Ungeduld, welche 
deshalb Dejterreich empfinden würde, aus dem Provijorium 
herauszufommen, mußte die Wahrjcheinlichkeit eines Bruches 
ſteigern. 

Bald nach Gaſtein, im October 1865, begab ſich 
Bismarck (der am 16. September vom König zum Grafen 
Bismarck erhoben worden war) nach Biarritz zum Kaiſer 
Napoleon. Das allzeit geſchäftige Gerücht und das weit— 
verbreitete Mißtrauen gegen Bismarck ſäumte nicht, von 
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allerhand Zugeftändnifjen zu Sprechen, die derjelbe, natürlich 
auf Koften Deutſchlands, dem Kaiſer der Franzoſen ges 
macht habe, um feines Wohlwollens zu Gunsten Preußens 
fi) zu verfichern. Die Abtretung Savoyens bei einer 
ähnlichen geheimen Zuſammenkunft Cavours mit Napoleon 
zu PBlombiöres im Jahre 1858 jchien auf ein ähnliches Er- 
gebniß diefer Begegnung des preußischen Mintjterpräfidenten 
mit dem ländergierigen Beherricher Frankreichs einen nur 
zu natürlichen Schluß zu geitatten. Die Folgezeit hat 
gelehrt, wie grundlos dieſer Argwohn geweien. Hütte 
Bismarck damal3 dem Kaifer Napoleon nur die geringite 
bindende Zufage gemacht, jo würde Lebterer zur gegebenen 
Zeit fo wenig wie in jenem früheren alle geſäumt Haben, 
deren Erfüllung zu fordern; aber nicht einmal der Ber: 
juch, auf folche Zufagen fich zu berufen, iſt gemacht worden. 
Durch welche Mittel Bismard es veritanden hat, den 
Kater Napoleon günftig für Preußen zu ſtimmen, ohne 
Verpflichtungen für lebtere8 zu übernehmen, blieb bis 
‚auf Weiteres fein Geheimnig. Dem Kaiſer lag, wie es 
jcheint, viel daran, die Ungeduld der Italiener nach Venetien 
zu befriedigen, und da Defterreich dieſes fiir Geld nicht 
hergeben wollte, jo gab es feinen andern Weg zu dejjen 
Erlangung, als einen Krieg, und für einen jolchen wiederum 
(da Napoleon zum zweiten Male franzöfiiche® Blut für 
eine fremde Sache nicht verjprigen wollte) feine bejjere 
Gelegenheit, als ein Biindnig mit Preußen. Erjt im Sahre 
vorher hatte Napoleon mit Italien die Septemberconvention 
abgeichlofien, durch welche er, jo viel an ihm war, Die 
italtenijche Einheitsbewegung vor dem PBatrimonium des 
heiligen Petrus Stillzujtehen zwang. An der Aufrecht- 


424 


haltung diejer Convention war ihm wegen feiner Stellung 
zu der einflugreichen katholiſchen Geiftlichkeit Frankreichs 
viel gelegen. Um jo mehr war er bemüht, die Gedanken 
des italienischen Volkes anderswohin abzulenken. An einen 
Sieg Preußens über Dejterreic) und den Bund jcheint 
er nicht geglaubt zu haben. Ihm war e8 recht, wenn die 
beiden deutſchen Großgmächte einander befriegten. Bielleicht 
fonnte er dann entweder dem Unterliegenden jeine Hülfe 
theuer verkaufen, oder mit dem Sieger wegen einer „Com— 
penjation“ fich verjtändigen. Wenn der Krieg, wie zu er: 
warten ftand, fich einige Zeit in die Länge z0g, jo waren 
unterdeß auch die franzöfiichen Truppen aus Mexico wieder 
zurüd, und dann hatte Napoleon freie Hand, um fein 
Schwert, wenn er wollte, in die Wagichale der Ent- 
ſcheidung zu werfen. 

Nahezu gleichzeitig mit der Reiſe Bismards nad 
Biarrig, im October 1865, veröffentlichte die preußiiche 
Negierung das Gutachten ihrer SKronjurijten über die 
Erbfolgefrage. Das Gutachten ſprach dem Auguftenburger 
jedes Recht ab, indem es Preußen und Dejterreich für die 
Alleinberechtigten erklärte, weil diefe die Herzogthümer Fraft 
völferrechtlicher Abtretung von Chriftian IX. erworben 
hätten, der, als vollfommen legitimer Thronfolger in der 
ganzen dänischen Monarchie, zu dieſer Abtretung berechtigt 
geweſen ſei. 

Dieſem Gutachten ſtanden die Gutachten einer großen 
Zahl deutſcher Juriſtenfacultäten zu Gunſten des Erbprinzen 
gegenüber. Daſſelbe hatte auch an ſich wenig Ueber— 
zeugendes. Beſonders ſchien der darin verſuchte Beweis für 
das Thronrecht Chriſtians IX. an einem weſentlichen Fehler 
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zu leiden, da mit der Losſagung Preußens und Dejter- 
reich vom Londoner Bertrage, auf welchem doch allein 
das Thronrecht des Glücksburgers ruhte, vom eignen Stand- 
punkte beider Mächte aus jeder Anjpruch diefes Fürſten auf 
irgend welchen Theil von Dänemark erlojchen, dagegen die 
urjprüngliche, hiſtoriſche Erbfolgeordnung in den Herzog— 
thümern wiederhergejtellt jein mußte, 

Unterdeffen dauerte die Bewegung zu Gunjten des 
Erbprinzen in den Herzogthümern fort. Am 18. October 
erſchien Letzterer ſelbſt in Eckernförde, aljo auf ſchleswig'ſchem 
Boden, und nahm die Huldigungen feiner dortigen Anhänger 
entgegen. Darauf richtete der preußiſche Gouverneur von 
Schleswig, General von Manteuffel, ein jeher ernites 
Schreiben an den Prinzen, worin er demjelben im Wieder: 
holungsfalle mit Haft drohte. Anfang Ianuar fand eine 
Majjenverfammlung der Nuguftenburgiichen Partei in 
Altona jtatt, ohne daß der öjterreichiiche Gouverneur, Feld⸗ 
marjchalllientenant von Gablenz, dagegen einjchritt. Im diejer 
Berfammlung jowohl als auch in der holjteinischen Preſſe 
wurden die heftigjten Schmähungen gegen Preußen erhoben. 
Dies gab zu einem jehr gereizten Notenwechjel zwiſchen 
Berlin und Wien Veranlaſſung. Bon Berlin aus ward 
über die Bulajjung Auguftenburgifcher Agitationen als eine 
Verlegung der Nechte Preußens an dem gemeinfamen Beſitz 
geklagt (wobei man nur vergaß, daß die zur jelben Zeit 
geichehene Annahme und beifällige Beantwortung der 
Annerionsadrejje einer Anzahl größerer Grundbefißer in 
den Herzogthümern ebenfo den Nechten Oeſterreichs auf 
den Gemeinbejig widerjpracdh); don Wien aus ward im 
ziemlich bitterm Tone erwidert: „Dejterreich habe jich nic 
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mal3 verpflichtet, für Die preußische Annexion zu 
wirfen.“ 

Der Schluß der preußiichen Note (vom 26. Januar) 
trug jchon einen nahezu Friegeriichen Charakter. Graf 
Bismarck erklärte darin: „Preußen müjje, wenn die von 
ihm aufrichtig angejtrebte intime Gemeinjamfeit mit Oeſter— 
reich fich nicht verwirklichen laſſe, für jeine Politik volle 
Freiheit gewinnen und von derjelben den Gebrauch machen, 
welchen die Negierung den Interefjen Preußens entiprechend 
halte.” Die öfterreichiiche Gegennote (vom 7. Februar) ver— 
wahrte die Öjterreichiiche Regierung dagegen, als ob fie es 
ei, die Anlaß zu einem Bruche gebe. 

Bald darauf jagte Graf Bismard zum öfterreichiichen 
Botichafter: „Der von ihm in der Note vom 26. Januar 
in's Auge gefaßte Zuftand ſei nun eingetreten; Die Be— 
ziehungen Preußens zu Defterreich jeien wieder auf den 
Standpunkt zurücdgeführt, auf dem fie vor dem dänischen 
Kriege gewejen, nicht bejjer, aber auch nicht jchlimmer, als 
au jeder fremden Macht“. 

Am 28. Februar fand in Berlin ein großer Kriegs— 
rath Statt, dem auch General Manteuffel beiwohnte. Diejer 
General war bis vor Kurzem einer der entjchiedenften Ver— 
theidiger des innigen Einvernehmens zwiſchen Preußen und 
Defterreich geweſen. Es war eine kluge Politik von Bismard, 
daß er gerade ihn zum Gouverneur von Schleswig vor— 
gejchlagen. Die wenigen Monate feines Negiment3 da— 
jelbjt Hatten genügt, ihn von der Unhaltbarkeit der dortigen 
Zuſtände zu überzeugen und ihn zu einem Anhänger der 
Annerion zu machen. Seine Stimme wog doppelt jchwer 
in dieſem Augenblicke der Enticheidung. Der Kriegsrath 
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erfannte einjtimmig an, daß ein Zurückweichen vor Defterreich 
in der SHerzogthümerfrage weder mit den Gefühlen des 
preußiſchen Volks, noch mit der Ehre Preußens verträglich 
jein würde, daß man aljo vorwärts gehen müſſe — jelbit 
auf die Gefahr eines Krieges Hin. Sofortige militärtiche 
Nüftungen erachtete man für überflüjjig, weil die neue 
Heeresorganijation die Möglichkeit ſchnellſter Kriegsbereit— 
ſchaft böte. 

Unmittelbar nach dieſem Kriegsrath knüpfte Bismard 
die durch die Gajteiner Uebereinkunft augenblidlich unter- 
brochenen Beziehungen mit der italienifchen Regierung wieder 
an. In der BZiwilchenzeit hatte König Wilhelm (am 
23. Sanuar 1866) dem König Victor Emanuel die In: 
fignien des Schwarzen Adlerordens überſandt. Jetzt jprach 
Bismarck gegen den italienischen Gejandten Barral den 
Wunſch aus, feine Negierung möge einen höheren Militär 
nach Berlin jenden, um ein feſtes Ablommen zu verabreden, 
um bejonder3 auch alles auf die militärischen Verhältniſſe 
Bezügliche gemeinfam  feitzujtellen. Der  italienijche 
Miniiterpräfident Yamarmora entiprach diefem Wunjche be— 
reitwwillig und jandte am 9. März den General Govone nad) 
Berlin. Die Unterhandlungen zogen fich indeß in die Länge, 
Die Italiener wollten jich nicht binden, bevor jie gewiß 
wären, da Preußen wirklich losjchlüge und zwar bald 
losſchlüge, denn eine lange Kriegäbereitichaft gejtatteten die 
italienischen Finanzen nicht. Auch waren fie mißtrauiich 
geworden durch den Zwilchenfall von Gaftein. Cie 
glaubten, Bismard habe damals die Anknüpfungen mit Italten 
nur benußt, um Dejterreich in die Convention vom 14. Auguſt 
hinein zu treiben; jie firchteten, er möchte in gleicher Weite 
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ſich abermals mit Oeſterreich verſtändigen und dann Italien 
ſeinem Schickſal überlaſſen. Auch ſchien der italieniſche 
Miniſterpräſident noch immer an der Hoffnung feſtzuhalten, 
durch Napoleons Vermittlung ohne einen Krieg in den 
Beſitz Venetiens zu gelangen, eine Hoffnung, die der italieniſche 
Geſandte in Paris, Nigra, nicht theilte, weshalb dieſer für 
das Bündniß mit Preußen war. 

Bismarck ſeinerſeits verlangte noch etwas Zeit. Zwar 
ließe ſich, ſagte er zu Govone, aus der ſchleswig-holſteiniſchen 
Frage leicht ein Kriegsfall machen; allein für einen ſo 
großen Krieg, wie der zwiſchen Preußen und Oeſterreich, ſei 
dieſe Frage ein zu kleiner Anlaß; der Krieg ſei nur gerecht— 
fertigt, wenn es um die allgemeine deutſche Frage gehe; 
dann werde Europa, weil dann ein nationales Intereſſe 
im Spiele ſei, demſelben ruhig zuſehen. Dieſe deutſche 
Frage aber könne er erſt in zwei oder drei Monaten an— 
regen. Andererſeits wünſchte Bismarck ſchon jetzt der 
italieniſchen Allianz ſich zu verſichern, namentlich auch, 
wie es ſchien, um den Widerwillen des Königs gegen 
einen Krieg mit Oeſterreich zu überwinden. Er ſprach ſo— 
gar den Wunſch aus, Italien möge zuerſt losſchlagen, 
worauf aber Govone nicht einging. Denſelben Verdacht, den 
die Italiener gegen Bismarck hegten, hegte Bismarck gegen ſie, 
den nämlich, daß ſie das preußiſche Bündniß zu einem Drucke 
auf Oeſterreich wegen Venetiens benutzen und, hätten ſie dies 
erreicht, davon zurücktreten möchten. 

Endlich (am 8. April) kam ein „Schutz— und Trutz⸗ 
bündniß“ mit Italien zu Stande. Als Kriegsfall war 
darin vorgeſehen, „wenn Preußens Antrag wegen einer den 
Bedürfniſſen der Nation entſprechenden Bundesreform zu— 
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rüdgewiejen würde”. Wäre Preußen dann genöthigt, zu 
den Waffen zu greifen, jo jolle Italien, jobald Preußen 
vorangegangen, ebenfalls den Krieg an Defterreich und an 
die mit Defterreich gegen Preußen verbündeten deutſchen 
Staaten erklären. Für Italien war Venetien als Preis 
eines ftegreichen Krieges gejegt, für Preußen eine mindejteng 
ebenjo große Gebiet3erweiterung. 

In Defterreich Hatte gleichfall8 ein Kriegsrath (am 
10. März) jtattgefunden, zu welchem der Feldzeugmeiſter 
Benedek zugezogen war. Unmittelbar darauf begannen in 
Dejterreich die militäriichen Vorbereitungen. 

Am 16. März erlieg das Wiener Cabinet eine ver- 
trauliche, ſtreng geheim gehaltene Note an die ihm be— 
freundeten deutjchen Regierungen. Darin ſprach es Die 
Abjicht aus, Falls Preußen einen offenen Bruch herbei- 
führen würde, „das Einjchreiten des Bundes auf Grund 
von Artikel 11 der Bundesacte und Artikel 19 Der 
Schlußacte in Anfpruch zu nehmen, zugleich dem Bunde 
alle weiteren Entjchliegungen zur Regelung der jchleswig- 
holſteiniſchen Angelegenheit anheimzuftellen“. Sollte 
Preußen einen Gemwaltjtreich beabjichtigen oder auch nur 
mobilijiren, dann müßten jofort das 7.—10. Bundesarmee- 
corp3 friegSbereitt gemacht und im Berbande mit der 
‚Öfterreichiichen Armee aufgejtellt werden. Die Faijerliche 
Regierung erwarte von den betreffenden Regierungen, daß 
ſie bereit jeien, für einen folchen Beichluß in Frankfurt 
zu Stimmen. Daß Preußen insgeheim rüjte, ward in der 
Note als zweifellos ausgeſprochen. 

Preußen ſeinerſeits wandte ſich (in einer Note vom 
24. März) ebenfalls an die deutſchen Regierungen. Es 
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beklagte ſich darin über Deiterreih, daß es feindjelige 
Vorbereitungen treffe. Preußen jeinerjeit3 habe noch feinerlei 
Gegenrüftungen gemacht. Nun aber ſei e3 gemöthigt, 
zu feiner Wertheidigung zu jolchen zu jchreiten. Es 
frage bei den Megierungen an, „ob und in welchem 
Maße e8 auf deren Unterjtüßung in dem alle zu rechnen 
habe, wenn es von Defterreich angegriffen oder durch 
unzweideutige Drohungen zum Kriege genöthigt werde”. 
Gleichzeitig ftellte diefe Note Anträge Preußens auf eine 
Bundesreform in Ausſicht. 

In der That glaubte der preußische Generaljtab 
bejtimmt zu wijjen, daß Dejterreich in den an Preußen 
grenzenden Provinzen Böhmen und Mähren eine Truppen 
macht von etwa 80,000 Mann verjammelt habe, denen 
preußijcherjeit8 nur etwa 25,000 Mann in den gewöhn— 
lichen Garnijonen gegemüberjtänden. Erjt in den lebten 
Tagen de3 März ordnete auch die preußilche Regierung 
einige Maßregeln kriegeriſcher Natur an. 

Gleich "der öfterreichiichen Note vom 16. März 
wurden auch die Antworten und Entjchliegungen der anderen 
Regierungen, welche fie zur Folge hatte, ſtrengſtens geheim 
gehalten. Bon Sachen weiß man jet, daß es jchon 
vorher (am 10. März) begonnen hatte, kriegeriſche Vor— 
bereitungen, wenn auch nicht in großem Umfange, zu treffen, 
und daß es damit fortfuhr”). 

Preußen erhielt auf feine Anfrage vom 24. März theils 
gar feine, theil® nur augweichende Antworten. Herr von 


) Dies gejteht die officielle Schrift: „Der Antheil des königlich 
ſächſiſchen Armeecorps am Kriege 1866” S. 2 offen zu. 


Beuſt zog Üich hinter Sachſens „Bundespflicht” zurück und 
legte jich mit Herrn von der Pfordten in's Einvernehmen 
wegen eines Antrags auf Kriegsbereitichaft des Bundes. 
Herr von der Pfordten erflärte es für die Pflicht aller 
Bundesjtaaten, zu Dejterreich zu jtehen, da Preußen im 
Unrecht jet, glaubte aber nicht am einen Krieg, weil. 
Dejterreich weder finanziell noch militäriſch in der Lage 
jei, einen jolchen zu führen*. In Hannover neigte man 
einer jtrengen Neutralität zu, gelangte aber zu feiner feiten 
Abmachung darüber mit Preußen, weil man fich in ber 
Nolle einer von Oeſterreich und Preußen gleichzeitig um: 
worbenen „Macht“ gefiel**. Im Allgemeinen ward 
Preußen auf Art. 11 der Bundesacte verwiefen, welcher 
Thätlichkeiten unter den Bundesmitgliedern verbiete, 
Unterdejfen that Bismarck einen neuen diplomatijchen 
Zug: am 9. April jtellte er am Bundestage den fürmlichen 
*, 9, riefen a. a. D. 2.8. ©. 138. 


*5) In die ganze Jämmerlichkeit der damaligen kleinſtaatlichen 
Diplomatie gewährt es einen intercjfjanten Einblid, wenn Meding 
(„Memoiren”, 2. Bd. ©. 76) erzählt, wie Graf Blaten, der ſchon zu 
Anfang de3 Jahres 1866 auf von Berlin aus ergangene Einladung 
ſich dorthin begeben Hatte, um Direct mit Bißmard über einen 
Neutralität3vertrag zu verhandeln, in feiner Hinneigung zu einem 
jolchen erfaltet fei, weil man ihm nur das Großkreuz des Rothen 
Adlerordens, nit den Schwarzen Adlerorden gegeben, den doch Die 
Herren von Beuft und von der Bfordten fchon früher erhalten Hätten. 
Eine ähnliche Erkaltung trat zwifchen Hannover und Kurheſſen da= 
durch ein, daß der Kurfürit dem Grafen Platen nur den Wilhelms: 
orden, nicht den Löwenorden verlich, der König aber feinem Minifter 
verbot, dieſen zu tragen, weil er darin einen Mangel an jchuldiger 
Achtung gegen ich jelbjt jah. (Ebenda ©. 92.) 
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Antrag auf Einberufung einer „aus allgemeinen directen 
Wahlen hervorgehenden“ Nationalverjammlung für einen 
noch zu bejtimmenden Tag. Diejer Verfammlung follten 
die Regierungen einen, bis dahin unter ihnen zu verein- 
barenden, Entwurf einer Bundesreform vorlegen. Die Be- 
ſtimmung eine3 fejten Termins für den Zuſammentritt de3 
Parlaments erklärte Bismard für- unerläßlih, denn ohne 
einen jolchen würde, allen bisherigen Erfahrungen nad), 
niemal3 eine Beritändigung über den Neformentwurf unter 
den Regierungen zu Stande fommen. 

E3 iſt nicht wohl zu. glauben, daß Bismard das 
wirkfiche Zuftandefommen einer jo wichtigen Maßregel, wie 
eine Bundesreform, die auf Seiten der Regierungen wie der 
Nation eine ruhige und gejammelte Stimmung voraus- 
jeßte, in einem Augenblick höchjter Spannung, da man 
von einem Tag auf den andern den Ausbruch des Krieges 
erwartete, wirklich für möglich gehalten Haben ſollte. Ihm 
war es zunächit wohl darum zu thun, den feiten Entjchluß 
der preußijchen Regierung, den dringenden Bedürfnijjen 
und den langgehegten Wünſchen der deutjchen Nation ent- 
gegenzufommen, durch eine wirkliche That, nicht blos durch 
Worte, zu befunden und damit die öffentliche Meinung 
günftig für Preußen zu ſtimmen. Gr wollte ferner dem 
Auslande gegenüber den Streit mit Defterreich auf das 
weitere Feld einer großen nationalen Frage verjeßen, weil 
(wie er ſelbſt äußerte) einem Krieg um einer folchen Trage 
willen Europa eher ruhig und neutral zujchauen werde, 
als wenn e3 fih nur um Schleswig-Holjtein handelte. 
Endlich wollte er vielleicht auch in die Reihen der mittel= 
Itaatlichen Oppofition Verwirrung bringen, indem er eine 


435 


Frage auf die Tagesordnung jtellte, in welcher die liberalen 
Barteien voraussichtlich eben jo jehr von den Regierungen 
jic) trennen würden, wie fie in der jchleswigsholfteinjchen 
Frage mit denjelben einig gingen. 

Die Andeutungen, welche Bismard jpäter (in einer 
Note vom 11. Mai) an die deutichen Regierungen über feinen 
Plan einer Bundesrefom gelangen ließ, beichränften diejen 
Plan übrigens vorläufig auf eine Erweiterung der Come 
petenz des Bundes und ſetzten die unveränderte Fortdauer 
der Bundesverfammlung neben einer Nationalvertretung 
voraus. In einer weitern Note (vom 27. Mai) ftellte 
Bismard in Ausjicht, „daß, wenn Preußen auf dem Wege 
der Berjtändigung am Bunde und mit den Regierungen alle 
Mittel vergebens erjchöpft haben werde, um auch nur die 
nothdürftigiten Zugeftändnifje zu erlangen, er dann das 
enge Programm erweitern werde.” | 

Der Bundestag verwies den preußilchen Antrag an 
einen Ausschuß, in dem er, wie vorauszujehen war, vor 
der Hand unerledigt liegen blieb. 

Indeſſen fand zwiichen Wien und Berlin ein Noten- 
wechjel jtatt, worin jede der beiden Regierungen die andere 
bejchuldigte, gerüjtet und jomit zum Kriege herausgefordert 
zu haben, jede aber dieſen Vorwurf von ſich ablehnte. 
Der Ton der gewechjelten Noten ward immer jchärfer, ge— 
reizter*). Endlich ſchlug Oſterreich (am 18. April) eine 


*) Der damalige königlich ſächſiſche Miniſter von Friejen findet 
(„Erinnerungen,“ 2. Bd. ©. 140) fpeciell den Ton der öjterreihifchen 
Note vom 7. April „verlepend und nur dann erklärlich, wenn Oeſter— 
reich den Krieg ernitlich wollte und aud) Dazu vorbereitet war.“ Daß 
Beides nicht der Fall gewesen, belegt Herr von Friefen durd) einen 


8. Biedermann, Dreibig Jahre Deutſch. Geſch. II. 28 
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gleichzeitige beiderjeitige Abrüftung vor; Preußen nahm 
diefen Vorſchlag (am 21. April) an. Damit war eine 
Aussicht auf Erhaltung des Friedens eröffnet. Aber e3 
war Das nur ein Moment, denn am 26. April erklärte 
die öfterreichiiche Negierung: „Da Italien rüjte, könne 
Defterreich nur in Böhmen abrüjten, müfje dagegen Stalten 
gegenüber Sich Friegsbereit machen”. Darauf antwortete die 
preußiiche Regierung: „Unter diefen Umständen Fönne 
auch fie nicht abrüften, denn, wenn Dejterreich umfajjende 
Kriegsrüftungen, wenn auch zunächjt in andern Theilen feines 
Reiches, vornehme, jo würde es ihm ein Leichtes fein, die 
jofchergejtalt FriegSbereit gemachten Truppen auch gegen 
Preußen, welches inzwijchen abgerüftet hätte, zu verwenden.“ 
Die preußiiche Regierung beharrte darauf, daß die Ab- 
rüftung beiderſeits eine volljtändige jein müſſe. Dies lehnte 
Deiterreich ab. | 

An demjelben 26. April hatte Oeſterreich Preußen 
aufgefordert, mit ihm gemeinfam die Erbfolgefrage in die 
Hand des Deutichen Bundes zu legen, wobei es in Betreff 
der militäriichen und maritimen Verhältnifje diefer Länder 
gewilje Zugeltändnijje an Preußen machen wollte Preußen 
lehnte dies (am 7. Mai) ab, weil nach dem Wiener Frieden 
die Herzogthümer von König Chrijtian IX. lediglich an 
die beiden Großmächte abgetreten worden jeten, aljo Fein 
Dritter ein Necht des Beſitzes daran oder der Entichei- 
dung darüber habe. Dagegen jei Preußen jederzeit bereit, 


Bericht des königlich fächlifchen Gefandten in Wien vom 15. April, 
wonach Graf Mensdorff dieſem gefagt: „ihm jcheine die Erhaltung des 
Friedens immer noch möglich, und er wolle daher nicht vorzeitig 
Geld für Rüſtungen ausgeben.” 
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mit Defterreich wegen des diefem an den SHerzogthümern 
zuftehenden Antheil3 (beziehendlich einer Entſchädigung dafür) 
zu verhandeln. | 

In Preußen begannen nun die Kriegsvorbereitungen 
im größeren Maßſtabe. Weil Sachjen ebenfall3 bereits 
mit Rüftungen begonnen hatte, jo fragte Graf Bigmard 
deshalb in Dresden an und ließ, da die Antwort ihm un- 
genügend jchten, drohende Worte fallen. Dies veran- 
laßte Sachſen zu einem Antrage am Bunde (am 5. Mai), 
worin es von Preußen beruhigende Erklärungen unter Hin— 
weiſung auf Art. 11 der Bundesacte forderte. Der Antrag 
ward am 9. Mat mit 10 gegen 7 Stimmen angenommen, 
obſchon Preußen erklärte: „Nicht an Preußen, jondern an 
Dejterreich und Sachſen müjje die Aufforderung, abzurüjten, 
gejtellt werden.“ 

Auch Bayern begann nun zu rüften, objchon Herr 
von der Pfordten fortwährend die „faljche und unzuver— 
läſſige Politik Oeſterreichs“ heftig tadelte. Beſprechungen 
der Miniſter von Bayern, Sachſen, Würtemberg, Baden, 
Heſſen-Darmſtadt fanden in Bamberg ſtatt, führten aber 
zu feinem andern Nefultate, als zu dem Beſchluſſe, beim 
Bundestage zu beantragen, daß dieſer gleichmäßig alle 
die Staaten, welche gerüjtet hätten, zur Abrüftung aufs 
fordern ſolle. 

Noch einmal jchien es, als könne die auf's Aeußerſte 
geipannte Lage eine friedliche Wendung nehmen. Von 
England und Frankreich ward auf Antrag des Kaiſers 
Napoleon ein Congreß vorgeichlagen. Allein Dejterreich 
machte einen jolchen (ganz wie vor dem italienischen Kriege) 
dadurch) unmöglich, daß' es verlangte: „es dürfe auf dem 

28* 
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Congreß von feiner Seite ein Anspruch auf eine Gebiet3- 
vergrößerung erhoben und die bejtehenden europätichen Ber- 
träge müßten zum Ausgangspunkte der Verhandlungen 
genommen werden“. Das hieß jowohl die jchleswig-hol- 
jteinifche, al3 die venetiantsche Frage von vornherein aus— 
Ichliegen, aljo gerade die Fragen, wegen deren der Congreß 
vermitteln jollte*). 


Die Dinge nahmen nun ihren rajchen und unauf- 
haltiamen Berlauf. Am 1. Juni übergab Dejterreich die 
ſchleswig-holſteiniſche Frage fürmlich dem Bundestage zur 
Enticheidung und fündigte gleichzeitig an: „es werde Die 
Stände Holjteins einberufen, um die gejegliche Stimme des 
Landes zu hören”. Preußen jeinerjeit3 erklärte: „Eine 
jolche Maßregel jet ein Bruch des Gafteiner Vertrags, und 
Preußen werde ſich daher Hinfort nur noch auf den Boden 
des Miener Friedens jtellen“. Diejelbe Erklärung erging 
(in einer Note vom 3. Juni) nach Wien; hinzugefügt war, 
daß die preußische Regierung in diefem Sinne ben General 
von Manteuffel inftruirt habe. 


Am 5. Suni erfolgte wirklich durch den öfterreichiichen 
Gouverneur in Holitein die Einberufung der dortigen 
Stände auf den 11. Juni. Sofort am Tage darauf Fündigte 
General von Manteuffel dem öfterreichiichen Gouverneur 
an, daß, da die Zuftände, wie fie vor Gajtein geweſen, 
nunmehr wieder in Kraft träten, er, Manteuffel, in 
Holjtein einrüden werde, um daſſelbe gemeinjfam mit 


”), Daß Oeſterreich abſichtlich den Congreß jcheitern machte, 
(wohl weil es vorausſah, daß er ihm Venetien abſprechen werde), 
jagt ganz offen der öſterreichiſche Generalsjtabsberiht ©. 44. 
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den Dejterreichern zu beſetzen. Daſſelbe könne Gablenz 
rückſichtlich Schleswigs thun. 

Dem Worte folgte alsbald die That. Schon am 
7, Juni rücten die Preußen in Holjtein ein. eldmarjchall- 
lteutenant von Gablenz zog fich mit feinen Truppen nach 
dem Süden Holjteins zurüd. Die Aufforderung Manteuffels, 
mit ihm gemeinjam eine Regierung für beide Länder ein- 
zujeßen, ebenjo die andere, die einjeitige Berufung der 
Stände zurüdzunehmen, lehnte Gablenz ab. Darauf erließ 
Manteuffel eine Bekanntmachung, worin er anfündigte, dat 
er die Negierungsgewalt in Holftein Namens feines 
Königs in die Hand nehme, worin er zugleich die Be— 
rufung der Stände rüdgängig machte, dagegen die Berufung 
einer Gejammtvertretung für beide Herzogthümer in Aus— 
ſicht ſtellte. 

Feldmarſchalllieutenant von Gablenz zog ſich nun 
(am 11. Juni) über Hamburg auf hannöverſches Gebiet 
zurück. Der Erbprinz von Auguſtenburg hatte das Land 
ſchon am 7. Juni in aller Eile verlaſſen. 

Am 10. Juni legte die preußiſche Regierung den anderen 
Bundesregierungen mittelſt einer Circularnote einen näher 
ausgeführten Bundesreformentwurf vor. In demſelben 
waren Oeſterreich und die Niederlande für Luxemburg aus 
dem Bunde ausgeſchieden. Ueber die künftige Form der 
Bundesgewalt war nichts entſchieden; dieſe ſollte viel— 
mehr von der Bundesverſammlung mit der National— 
vertretung zujammen fejtgejtellt werden. Die Bundesfriegs- 
marine in der Nord» und Ditjee jollte unter preußtichen 
Dberbefehl geitellt, daS Bundesheer dagegen in eine Nord- 
und Südarmee getheilt werden, von der jene unter Preußen, 
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diefe unter Bayern stehen würde. Die Beziehungen des 
Bundes zu den deutichen Landestheilen Dejterreichs jollten, 
nach Vereinbarung mit dem SKaiferjtaate, mit dem zunächſt 
einzuberufenden Parlamente durch bejondere Berträge 
geregelt werden. 

Dejterreich beantragte am 11. Juni, weil Preußen 
durch das Vorgehen Manteuffels in Holjtein „ven Weg 
der Selbithülfe betreten Habe“, auf Grund von Art. 19 
der Wiener Schlufacte (wonach der Bund bei ausge— 
brochenen Thätlichkeiten zwiſchen feinen Mitgliedern jeder 
Selbithülfe vorzubeugen hatte) die Mobilmachung jänmt- 
licher nichtpreußticher Bundescontingente. Gleichzeitig brach 
es die diplomatiichen Beziehungen mit Preußen ab. 

Am 14. Juni jtand dieſer öjterreichiiche Antrag am 
Bundestage zur Berathung. Preußen protejtirte gegen 
dieje Berathung, als eine bundeswidrige, da es jich nach 
der Bundesverfajjung nur um eine Bundeserecution 
handeln Fünne, für eine jolche aber bejondere Formen und 
Friſten vorgejchrieben jeien. 

Nichtsdeſtoweniger trat der Bundestag in die Be— 

rathung und Beichlußfaffung ein. Für den Antrag 
Itimmten*) Defterreih, Bayern, Sachſen, Wiürtemberg, 
Hannover, beide Hejjen, Naſſau (welches gerade bie 
Stimme der 13. Curie führte) und die 16. Curie (Liechten« 
jtein, Neuß u. ſ. w.**), zufammen 9 Stimmen, dagegen 
*) Nach dem öfterreihiihen Generalſtabsbericht ©. 42. 
**, Bei der Stimmabgabe diefer Curie fam noch eine Unregel— 
mäpigfeit vor: der Gefandte für Echaumburg=Lippe war ohne 
Inſtruction, jtimmte aber doc) (wie es hieß, auf fpecielle Aufforderung 
ſeitens des öſterreichiſchen Geſandten) für Oeſterreich. 
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Sachjen- Weimar und die andern thüringiichen Staaten 
auger Meiningen (12. Curie), Luxemburg, die beiden 
Medlenburg (14. Curie), Oldenburg, Anhalt und Schwarz: 
burg (15. Curie) und die freien Städte außer Frankfurt 
(17. Kurie), zujammen 5. Preußen enthielt fich der 
Stimme, weil es die Abjtimmung als bundeswidrig 
betrachtete. Auch Baden jtimmte nicht ab. Holſteins 
Stimme war juspendirt. 

Nach Verkündigung dieſes Beſchluſſes erklärte der 
preußiiche Bundestagsgefandte, daß durch Ddenjelben der 
Bundesvertrag gebrochen jei, Preußen daher diejen Vertrag 
al3 nicht mehr verbindlich und den Bund felbjt als erlojchen 
anjehe, jedoch bereit fer, „auf den alten, durch die von ihm 
vorgejchlagene Reform modificirten Grundlagen einen neuen 
Bund mit demjenigen deutichen Regierungen zu jchließen, 
welche ihm dazu die Hand reichen wollten.“ 

Darauf verließ der preußiiche Gejandte die Bundes- 
verſammlung. 

Der öſterreichiſche Präſidialgeſandte proteſtirte gegen 
dieſe Auffaſſung des preußiſchen Geſandten, und die Ver— 
ſammlung ſchloß ſich ſeinem Proteſte an. 

Die preußiſche Regierung zeigte dieſen Vorgang den 
Theilnehmern des Wiener Congreſſes an. Daſſelbe that die 
öſterreichiſche Regierung rückſichtlich ihres Proteſtes. 


XXII. 
Der Krieg von 1866. 


Mit der Annahme des öſterreichiſchen Antrags vom 
11. Juni am Bundestage und mit der darauf erfolgten 
Losſagung Preußens vom Bunde war der Krieg unver— 
meidlic) geworden. Es war ein Krieg Deutjcher gegen 
Deutjche. Leider nicht der erjte -— viermal hatte nur binnen 
der lebten wenig mehr al3 300 Jahre Deutjchland fich in 
zwei Heerlager gejchieden, die einander mit den Waffen in 
der Hand feindlich gegenüberjtanden, — hoffentlich aber 
für alle Zeiten der lebte! 

Man hat damald und bis auf den heutigen Tag viel 
darüber gejtritten, wen die Schuld diejes „Bruderkrieges“ 
treffe. Nach den gewöhnlichen Maßſtäben politischer Vor: 
fommnijje mag das Urtheil darüber verjchiedenartig aus— 
fallen. Es iſt zuzugeben, dab das Verfahren, welches 
die Bundestagsmehrheit am 14. Juni einjchlug, den in der 
Bundesverfafjung vorgejchriebenen Formen nicht entſprach; 
von der andern Seite kann man ſich darauf berufen, daß 
die Vergewaltigung der Dejterreicher in Holitein durch 
Manteuffels Einrücden dajelbit, al3 ein Act der Selbithülte, 
ebenjo jehr der Bundesverfafjung widerjtritt. Man muß 
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die Verjuche Dejterreichs, den Befig der Herzogthümer dem 
Augujtenburger zuzumenden, al3 eine Verlegung des im 
Wiener Frieden begründeten Miteigenthümerrechts Preußens 
anſehen; aber freilich gilt Dafjelbe faum weniger von dem 
Berjuche Preußens, um jeden Preis den Befik diefer Länder 
für ji) zu erzwingen. Es iſt al3 erwieſen anzunehmen, 
daß Oeſterreich zuerjt gerüftet und durch feine Truppen- 
anfammlungen in Böhmen und Mähren Preußen bedroht 
hat; aber es wird fich auch nicht wohl leugnen Lajjen, 
daß das ungejtüme Vorgehen Preußens vom Anbeginn der 
Berwidlung an beinahe unausbleiblich zu einem Conflicte 
führen mußte, Und wenn von der einen Seite verfichert 
worden tjt: man wilje, daß die öfterreichiichen Mintiter 
„ven Krieg um jeden Preis wünjchten,” beſonders auch, 
„um über innere Schwierigfeiten hinwegzukommen,“ jo it 
von der andern Seite behauptet worden: „Bismard habe 
eines Krieges bedurft, um aus dem innern Conflict heraus: 
zufommen.“ | 

Ein begründetes Urtheil über den Urjprung und die 
Natur des öſterreichiſch-preußiſchen Krieges von 1866 läßt 
fih nur dann gewinnen, wenn man denjelben al3 eine 
durch die Gejammtlage Deutjchlands und durch deſſen 
ganze geichichtliche Entwidlung herbeigeführte unvermeidliche 
Kriſis anfieht. 

Daß Deutjchland, jo lange zwei Großmächte innerhalb 
jeiner fich befänden und um die Herrſchaft mit einander 
jtritten, niemal3 zu einer feiten inneren Gejtaltung und 
zu der dadurch bedingten Machtitellung nach augen gelangen 
fünne, Das war von allen Einfichtigen längit erfannt. Auch 
Das fonnte bei einer unbefangenen Prüfung der Sachlage 
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nicht zweifelhaft fein, daß, wenn eine dieſer beiden Mächte 
aus Deutjchland weichen müſſe, dies nur Dejterreich, nicht 
Preußen ſei, weil Preußen jowohl feiner geographiichen 
Lage nad), als nach allen feinen Verhältniſſen, politischen, 
wirtbichaftlichen, culturellen, dergejtalt mit dem übrigen 
Deutjchland verwachjen war, daß eine Herauslöſung dejjelben 
aus dem Verbande mit diefem rein undenkbar erjchien, 
wogegen Dejterreich nach allen den gleichen Beziehungen 
ichon damals weit mehr aufer-, als innerhalb Deutſchlands 
jtand, weit mehr eine außerdeutiche, al3 deutiche Macht war. 

Diefe Wahrheit hatte in der Neichsverfafjung von 
1849 ihren gejeglichen Ausdrud gefunden; fie war 1859, 
im italienischen Kriege, dem deutjchen Volke neuerdings 
zum Bewußtfein gefommen; fie war wiederum bekräftigt 
worden durch den von fait allen deutjchen Ländern (Dejterreich 
ausgenommen) beichidten Deutjchen Abgeordnetentag von 
1862. 

Dejterreich hatte einer ſolchen Entwicklung der deutſchen 
Berhältniffe fich ſtets mit allen Kräften widerſetzt. Es 
hatte 1850 Preußen mit Sirieg bedroht, wofern Preußen 
den Plan der Einigung de3 nichtöfterreichiichen Deutjch- 
lands unter feiner Führung nicht freiwillig aufgäbe, und 
e3 würde ich nicht bedacht haben, die Waffen gegen 
Preußen und die Union zu ergreifen (ein Heer dazu jtand 
bereit3 in Böhmen jchlagfertig), wenn nicht die damalige 
preußiiche Regierung durch ihre jchwächliche Nachgiebigfeit 
ihm diejen Schritt eripart hätte*). 

*) Daß Oefterreich 1850 bereit und entichlojjen geweſen ijt, einen 


„Bruderfrieg“ mit Preußen anzufangen, und zwar zum Zwecke 
der Vernichtung aller freiheitlihen und nationalen Hoffnungen des 
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Was der im Frankfurter Parlamente geſetzlich vertretene 
Nationalwille aus Mangel materieller Machtmittel nicht Hatte 
durchjegen fünnen, was im Namen der Nation durchzus 
jeßen die preußiiche Negierung 1850 zu ſchwach geweſen 
war, Das auszuführen übernahm jet ein willensjtarfer 
Staat3mann an der Spite Preußens mit Hülfejolcher Macht: 
mittel. Infofern er dabei die bejtehenden bundesrechtlichen 
Zuſtände gewaltſam durchbrach, war feine Politik ebenjo 
gut eine „revolutionäre”, wie man das Vorgehen des 
Parlament3 von 1848 und dann wieder das Vorgehen 
Preußens in der Unionsſache ein „revolutioräres” genannt 
hat. Allein ein Bruch mit dem Bejtehenden (ſoweit man 
die3 unter „Revolution“ verjteht) wird überall da einmal 
erfolgen müjjen, wo diejes Bejtehende gegen die natürliche 
Entwicdlung der Dinge und gegen jene unveräußerlichen 
Nechte der Völfer verjtößt, die auf die Länge ungeftraft 
nicht mißachtet werden können. Cine friedliche Löſung 
der Kriſis war 1848 verjucht, aber durch den hartnädigen 
Widerjtand der blinden Vertheidiger des Bejtehenden gewalt- 
jam verhindert worden. Nun erfolgte fie durch Brechung 
dieſes Widerftandes ebenfall3 auf gewaltjamem Wege. 
Bismard erjcheint in Dem, was er 1866 that, als der 
bewußte Vollſtrecker einer harten, aber unvermeidlich 
gewordenen gejchichtlichen Nothwendigkeit. 
deutichen Volkes, dafür findet fi) eine ganz authentifche Beftätigung 
in der im öſterreichiſchen Generalitabsbericht über den Krieg von 
1866 (1. Bd. ©. 108) abgedrudten amtlihen Denkſchrift des zum 
Chef der Operationdfanzlei dejignirten Generalmajor v. Krismanic, 
wo es wörtlich heilt: Im Jahre 1850 Hat nur die Thatſache, 
daß Preußen ſich in den Rüſtungen von uns überholen ließ, dejien 
Nachgiebigfeit veranlakt und den Krieg verhütet“. 
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Eine andere Frage iſt die: ob Bismarck wohl daran 
that, daß er bei jeinem jo gewagten, vom Standpunkte de3 
herfömmlichen Legitimismus jo anfechtbaren Unternehmen 
e3 verjchmähte, der Unterftügung und gleichſam Legitimirung 
ſeines Vorgehens durch eine Verbindung mit der auf das 
gleiche Ziel gerichteten Bewegung im Volke ich zu ver- 
ſichern. Der Appell an die Nation durch den Antrag auf 
Parlament und Bundesreform, den er noch in der elften 
Stunde erhob, genügte dazu freilich nicht. 

Daß Bismard abjichtlich jo gehandelt habe, um Hinter- 
ber, wenn fein Plan gelungen, denjelben auch al3 jein 
alleiniges Werf, an welchem das Volk und die politiichen 
Parteien feinen Antheil hätten, darjtellen zu können, mögen 
wir nicht annehmen. Bismards Verhalten nach den Er: 
folgen von 1866 widerſpricht einer jolchen Annahme Eher 
wollen wir glauben, daß e3 Verhältnijje gab, welche ihm 
eine auf Kräfte außerhalb des geordneten Staats— 
mechanismus fich ſtützende Politik nicht wohl gejtatteten. 

Wäre es ihm möglich gewejen, die im deutjchen Wolfe 
vorhandene nationale Strömung rechtzeitig an jeinem Unter: 
nehmen zu betheiligen, jo würde zwar vielleicht jene gewalt- 
ſame Löjung des Conflicts immerhin nicht zu vermeiden 
geweſen fein (denn jchwerlich wäre Dejterreich ohne Kampf 
aus Deutjchland gewichen); allein der Krieg hätte dann 
von Haus aus den Charakter eines Kampfes um Die 
höchiten Güter der Nation gehabt, und die Nation würde 
denjelben zwar al3 eine jchmerzliche Nothwendigkeit, aber 
doch als eine Nothwendigkeit angejehen und empfunden haben. 

Wie jebt die Dinge lagen, erjchien der Krieg den 
M eijten als ein bloßer Cabinet3frieg, unternommen für 
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Zweclkle des Ehrgeizes einer Dynaſtie oder doch eines 
einzelnen Staates. Nicht zu verwundern war es daher, 
wenn die öffentliche Meinung beinahe in ganz Deutſchland, 
nicht am wenigſten in Preußen ſelbſt, gegen den Krieg und 
deſſen Urheber, als welcher allgemein Bismarck galt, ſich 
ausſprach. In Berlin, in Köln und anderwärts fanden 
ſchon im Mai große Friedensverſammlungen ſtatt, in denen 
gegen den „Bruderkrieg“ proteſtirt, das Vorgehen der 
preußiſchen Regierung getadelt, auch wohl die Befürchtung 
geäußert ward, es möchten deutſche Gebiete an den weſt— 
lichen Nachbar, um deſſen Gunſt zu erkaufen, ausgeliefert 
werden. Aehnliche Kundgebungen erfolgten in der Form 
zahlreicher Adreſſen aus den verſchiedenſten Theilen der 
Monarchie. Theils war es das allgemeine Bedürfniß des 
Friedens und der ungeſtörten inneren Entwickelung, was 
in dieſen Adreſſen anklang, theils ſprach daraus das tief— 
gewurzelte Mißtrauen gegen Bismarcks ganze Politik. 
Ja, ſo weit ging dieſes Mißtrauen und die Abneigung 
gegen Bismarck, daß ſonſt gute Patrioten vor einem Er— 
folg ſeines Unternehmens ſich faſt mehr zu fürchten ſchienen, 
als vor einem Mißerfolg. „Wenn Bismarck ſiegt, ſind wir 
verloren,“ ſagte ein hervorragendes Mitglied der Fort— 
ſchrittspartei. Aber auch ſehr gemäßigte Liberale hielten 
eine ungeſäumte Aenderung des Syſtems im Innern für 
unerläßlich, damit die Regierung bei dem Kriege das Volk 
hinter ſich habe; ſie verlangten die Entlaſſung wenigſtens 
einiger der unpopulären Miniſter, vor Allem jedoch die rück— 
haltloſe Herſtellung des Budgetrechts der Volksvertretung?). 


*) So H. v. Treitſchke in einem Aufſatz (Freiburg im B., 
am 25. Mai) im Juniheft der Preußiſchen Jahrbücher von 1866. 
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Dieſe letztere hatte der ‚Regierung die geforderten 
Mittel zur Kriegführung verweigert, weil und jo lange 
nicht ihr Budgetrecht volljtändig anerkannt je. Die am 
9. Mai vollzogene Auflöjung des Abgeordnetenhaufes, 
welche nach dem fie begründenden Bericht des Staats— 
miniſteriums an den König Dazu dienen follte, mitteljt der 
Neuwahlen „der Einmüthigfeit Ausdruck zu geben, welche 
das preußiiche Volk bejeele, jobald es die Unabhängigkeit 
und Ehre des Landes gelte,” Hatte nur größere Miß— 
ftimmung im Bolfe hervorgebradt. 

Aus einzelnen Orten, wie Halle, Breslau, kamen 
allerdings Adreſſen voll patriotiicher Hingebung und Opfer: 
willigfeit; doch fehlte e3 auch darin nicht an Hindeutungen 
auf die Nothwendigfeit einer Beendigung des innern 
Conflict. 

Die Stimmen aus dem übrigen Deutjchland lauteten 
noch weniger günftig. Eine Anjprache, die der Ausſchuß 
des Nationalvereind am 14. Mai an das deutiche Bolt 
erließ, protejtirte feierlich gegen „den Ausbruch eines Krieges, 
dejjen Beweggründe und Endziele in Dunkel gehüllt 
jeien,“ gegen den „Bruch des deutſchen Landfriedeng, 
dejjen Schuld wie ein Fluch auf das Haupt feiner Ur— 
heber zurücdfallen werde,” wies das von Bismard dem 
deutichen Bolfe gebotene Geſchenk einer Bundesreform und 
eined Parlaments zurück (theild$ wegen der Unbejtimmtheit 
diejer Anerbietungen, theils aus grundjäßlichenm Mißtrauen 
gegen den Geber) und verlangte, daß „vor allen Dingen 
die Regierung, welche die Gejammtverfafjung der Nation 
umgejtalten wolle, ganz andere Beweiſe von conſtitu— 
tioneller Gefinnung gegeben haben müſſe, als bisher von 
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Seiten der preußiſchen Regierung geſchehen ſei.“ Auf 
einem Abgeordnetentage zu Frankfurt a. M. (am 20. Mat) 
ward der drohende Krieg geradezu als ein „nur dynaſtiſchen 
Zwecken dienender Cabinetskrieg“ gefennzeichnet und ver— 
urtheilt, die „Strafe des Landesverraths“ aber denen 
angedroht, „welche in Verhandlungen mit auswärtigen 
Mächten deutiches Gebiet preisgäben.“ Endlich aber — und 
dies allein war ein praktiſcher Beichluß, der nur leider 
feinen Erfolg hatte — ward die Beichränfung des Krieges 
auf die beiden Grogmächte, die Enthaltung des übrigen 
Deutſchlands (namentlih Süd- und Welt» Deutjchlands) 
von der activen Theilnahme daran empfohlen. 

Die heftige Erregung wegen de3 bevorjtehenden Krieges, 
welche weithin das ganze deutiche Volk durchzitterte, 
jteigerte jich in einem fanatiſchen Kopfe bis zu dem Ge— 
danken eine® Mordplans gegen Bismard. Am 7. Mat, 
als Bismard, unlängft erft von einem Unwohlſein genejen, 
vom Bortrag beim Könige zurüdfam und nach feinem 
Palais auf der Wilhelmsſtraße ging, wurden auf der 
Promenade Unter den Linden zwei Schüjje von Hinten 
auf ihn abgefeuert. Sich umwendend, jah er einen jungen 
Mann einen Revolver zum dritten Schufje heben. Raſch 
auf ihm zutretend, faßte Bismard ihn am rechten Hand- 
gelenfe und an der Kehle, konnte aber nicht verhindern, 
daß der Schuß losging, der ihn an der Schulter ftreifte. 
Der Meuchelmörder nahm nun die Waffe in die linke 
Hand und feuerte noch zwei Schüjje ab, wovon einer den 
Grafen in die Seite traf, jedoch von einer Rippe un— 
ihädlich abprallte. Bismarck, der den Verbrecher noch 
immer fejtgehalten hatte, überlieferte ihn den rajch herzu— 
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eilenden Offizieren und Mannjchaften eines gerade vorüber- 
marjchirenden Bataillons und begab ſich ruhig zu Fuß 
nad) Haufe, trat ebenjo ruhig, ohne etwas zu jagen, in 
einen dort gerade verjammelten Eleinen Kreis von Gäjten 
und theilte nur ganz beiläufig jeiner Gemahlin heimlich 
das Gejchehene mit. 

Der Berbrecher, ein Student der Landwirthichaft, 
Julius Cohen mit Namen, ein Stiefjohn des befannten 
politiichen Flüchtlings Karl Blind, befannte bei dem ſo— 
gleich mit ihm vorgenommenen erſten Berhör, daß er 
Bismarck habe erjchießen wollen, weil er ihn für den Ur— 
heber des Krieges Halte Der weiteren Unterjuchung 
entzog ſich derjelbe, indem er ſich im Gefängnig mit 
einem verborgen gehaltenen Federmeſſer eine tödtliche 
Wunde beibracdhte. Im einem zurüdgelajjenen Briefe an 
jeinen Vater befannte er ſich nochmal3 zu der vorbe— 
dachten Abfiht der Ermordung Bismarcks „al3 des 
ärgiten Feindes der Freiheit Deutſchlands“. 

Die Lage, in der ſich Bismarck damals befand, war 
eine der verhängnißvollſten. Kaum weniger als Alles war 
gegen ihn: die öffentliche Meinung beinahe von ganz 
Deutſchland, die Volksvertretung des eigenen Landes, ein 
großer Theil jeiner alten Parteigenoſſen, jtarfe Einflüffe 
am Hofe und in der nächſten Umgebung des Königs. 
Er jtand mit jeinen Plänen und jeinen Rathſchlägen fait 
allein. Auf ihm laftete die ganze VBerantwortlichkeit eines 
ungeheuren Krieges, in den er Preußen und Deutichland 
hineinzog. Es läßt jich denken, wie bewegt und erregt 
Bismarcks Gemüth damals war. Wir bejiten einen Brief 
von ihm — an einen geijtlichen Freund — aus der Zeit 
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des fich immer mehr verjchärfenden Eonflict3 mit Deiterreich”). 
Darin vertheidigt er jich gegen den ihm bisweilen gemachten 
Vorwurf, als ſei er ein „gewiljenlojer Politiker“. „Wenn 
ich mein Leben an eine Sache jeße”, jagt er dort, „io 
thue ich es in demjenigen Glauben, den ich mir in langem 
und jchwerem Kampfe, aber in ehrlichem und demüthigem 
Gebete vor Gott gejtärkt habe.“ Bei folcher Stimmung 
und Sinnegart Bismards mochte wohl die falt wunderbare 
Errettung aus jo naher Lebensgefahr**) ihm wie eine 
höhere Fügung und eine Bejtärkung ſeines Entſchluſſes 
zum Beharren in der auf fich genommenen Miſſion 
ericheinen. 

Auf den König, der durch die lebensgefährliche Be- 
drohung feines erjten Rathgebers, und Das in jo ver- 
hängnigvollem Momente, tief erichüttert war, jcheint der 
Vorgang ebenjo gewirkt zu Haben. Auch in der Bevölkerung, 
zunächit Berlins, brachte derjelbe theilweije einen Umſchwung 
der Stimmungen zuwege: Bismarck empfing zahlreiche 
Beweiſe der Theilmahme und der Sympathie infolge der 
überftandenen Gefahr und der glüdlichen Lebensrettung. 

Was übrigens das Verhältniß zwilchen Regierung 
und Volk betraf, jo jtand es in Defterreich damit nicht 
viel bejjer, ala in Preußen. Eine Gejammtvertretung der 
Monarchie gab e3 dort zur Zeit nicht; es konnte aljo 
auch eine folche fich nicht über die PVolitif der Regierung 


) Bom 26. December 1865 („Bismardbriefe” ©. 184). 

**) Der Arzt, der die Wirkung der auf Bismard gerichteten 
Schüſſe unterfuchte, fagte (Hejetiel „Graf Bismard“, ©. 317): „Es 
it Hier nur Eine Erflärung: „Gott hat jeine Hand dazwiſchen 
gehabt.‘ 


K. Biedermann, Dreibig Jahre deutſch. Geſch. I. 29 
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äußern. Der Neichgrath nach der Verfaſſung von 1861 
war jammt diejer ſelbſt „ſiſtirt“; über die Herjtellung neuer 
Verfaſſungszuſtände ward noch mit den Ungarn verhandelt. 
Der Kaijer ſelbſt ſagte in feinem Kriegsmanifeſt vom 
17. Juni: „Doppelt jchmerzt e8 mich, da das Werk 
der innern Berjtändigung noch nicht jo weit gediehen it, 
um in diejem ernten Augenblicte die Vertreter aller meiner 
Bölfer um mich verfammeln zu können!“ So viel aber die 
Stimmung im Kaiſerſtaate ſich anderweit, durch die Tages- 
prejje und ſonſt, Fundgab, verrieth diejelbe mehr eine gewijje 
wilde Glut des Haſſes gegen Preußen (zum Theil auch 
gegen das Deutichthum und den Proteftantismus), als 
eine tiefe und nachhaltige Wärme des PBatriotigmus, der 
aufopfernden Liebe zum Waterlande und des fichern Vers 
trauend zur Regierung *). 

Alsbald nach jener verhängnigvollen Bundestags— 
ſitzung am 14. Juni hatte die preußische Negierung an 
Diejenigen Bundesjtaaten, deren Lage unmittelbar an den 
Grenzen und zum Theil zwijchen den beiden Hälften 


*, Ende März 1866 war der Berfafjer diejes Buches in Wien. 
Gleich am erſten Tage traf er einen chemaligen Frankfurter 
Eollegen, der im öſterreichiſchen Reichsrath eine hervorragende Stellung 
eingenommen hatte. Derjelbe fam eben vom Kriegsminijterium und 
erzählte triumphirend: „Alles jet zum Kriege bereit, jogar die 
Commandirenden derverjchiedenen Truppencorps ſeien ſchon bezeichnet.” 
Der volljtändigite Sieg Defterreihs, die härtefte Demüthigung 
Preußens war für ihn eine zweifellofe Thatſache. Ein paar Tage 
darauf, wo Verfaſſer ihn wieder ſprach, ergoß er ſich in bitteren und 
fajt verzweiflungsvollen Klagen über die Unfähigkeit der leitenden 
Berjönlichkeiten, die Verwirrung in allen Zweigen der Verwaltung 
u. ſ. w., und ſah ſehr trübe in die Zukunft Oeſterreichs. 





Preußens, und deren feindfelige Haltung gegen Preußen 
eine jolche Sicherung nöthig zu machen jchien, an Sachſen, 
Hannover und Kurhejjen, eine dringende Aufforderung 
(„Sommation“) gerichtet, jich über ihre Stellung in dem 
nun zweifello8 bevorjtehenden Kriege beitimmt zu erflären. 
Site hatte verlangt, diefe Staaten jollten ihre Truppen 
jofort auf den Friedensſtand vom 1. März zurücdführen 
und jollten jich verpflichten, der Berufung eines deutſchen 
Parlamentes zuzuftimmen und die Wahlen dazu auszu— 
ichreiben, jobald dies von Preußen gejchehe; dafür werde 
Preußen den Drei Fürſten ihre Gebiete und ihre 
ADELS: nac) Maßgabe der Reformvorſchläge 
vom 10. Juni gewährleiſten. 

Auf dieſe Aufforderung antworteten die drei 
Regierungen gleichermaßen ablehnend. Sofort erfolgte (am 
16. Juni) dag Einrücken preußiſcher Truppen in alle drei 
Länder. Der „Preußiſche Staats- Anzeiger” rechtfertigte 
dieſe Maßregel mit der Nothivendigkeit, „zu verhindern, dat 
man Preußen im Rüden angreife, während es jich gegen 
Dejterreich vertheidige.“ 

‚Bor den einrüdenden Preußen zog ſich die jächjtiche 
Armee unter dem Oberbefehl des Kronprinzen und mit dem 
König nad) Böhmen zurüd und verband fich dort mit 
den Oeſterreicher. Die kurheſſiſchen Truppen wichen 
nach Frankfurt a. M. aus, um ſich dem achten Bundes— 
armeecorps, welches dajelbit zujammengezogen ward, anzu— 
ichliegen; der Kurfürſt ward von den Preußen als Ge- 
fangener nach) Stettin abgeführt. Der König von Hannover 
ceoncentrirte feine Armee bei Göttingen und beſchloß, nad) 
dort gehaltenem Kriegsrathe, mit derjelben ſüdwärts zu 

29” 
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marſchiren, um eine Vereinigung mit den Bayern zu er 
zielen. Durch mehrfache Unficherheit in dem Bewegungen 
der Armee, duch Hin- und Hermärjche, ebenfo durch Ver: 
bandlungen bald mit einzelnen preußiſchen Truppenführern, 
bald mit Berlin — Verhandlungen, welche preußijcherfeits 
benußt wurden, um die anfangs jehr ſchwachen militäriſchen 
Kräfte, die man den Hannoveranern entgegenjtellen konnte, 
zu verjtärfen — verloren die Letzteren viel koſtbare Zeit*). 
Zwar gelang e3 ihnen, am 27. Sunt in einem Gefecht 
bei Langenjalza den preußiſchen General von Flies, der nur 
über eine unzureichende Truppenmacht verfügte, zurück— 
zudrängen; allein Tags darauf erklärten die Hannöverjchen 
Generale, „Daß die Armee troß ungebeugten Sinne und 
feiten Selbſtvertrauens doch einem nachhaltigen Stampfe 
und neuen raſtloſen Märjchen wegen ausgehender Munition 
und Mangel3 an phyſiſchen Kräften infolge der aufreibenden 
Entbehrungen und Strapazen nicht mehr ausgeſetzt werden 
dürfe, zumal da ein Gelingen des Durchbruchs nach dem 
Süden nicht mehr zu hoffen ſei“**). Als nun auch noch 
von allen Seiten Nachrichten eingingen, die ein Heran— 
rüden ftärferer preußiſcher Kräfte beitätigten, entſchloß fich 
der König zu einer Gapitulation. Die Armee ward auf- 
gelöft, die Mannjchaft in die Hetmath entlaffen; der König 
jelbjt begab fich nach Dejterreich und nahm feinen Aufent- 
halt in Hietzing bei Wien. 


”) Died geht aus dem „DOfficiellen Bericht über die Kriegs— 
Creignifje zwifchen Hannover und Preußen im Juni 1866“ (5. 22 ff.) 
hervor, wird aud) vom preußifchen Generaljtabsberiht (S. 69 ff.) 
bejtätigt. 

”*, „Offieieller Bericht“ u. ſ. w. ©. 50. 
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Inzwiichen hatten auch die Südjtaaten ihre Streit- 
fräfte (die theilweije in einer feineswegs frieg3bereiten Ver— 
fajjung ſich befanden) allmählich zujammengezogen. Bei 
Frankfurt jammelte ſich das 8. Bundesarmeecorpg, Dem 
die öfterreichiiche Beſatzung von Mainz ich anjchlop. 
Man hatte, um Conflicte zu vermeiden, aus den Feſtungen 
‚mit gemischten öfterreichifch-preußifchen Beſatzungen dieſe 
herausgezogen und durch andere erjett. Nach Mainz kamen 
Truppen vom 10. Armeecorps (Thüringer u. A) Die 
fleinen norddeutichen Staaten jtanden theils auf Preußens 
Seite, theils blieben fie neutral. 

E3 war ein merhvürdiger Eifer, womit die Anhänger 
Oeſterreichs ſich für dieſes in den Krieg ftürjten. Das 
Vorgeben, mit welchem einige davon diejen Schritt vor ſich 
jelbjt und vor der öffentlichen Meinung zu rechtfertigen 
juchten, al8 gehorchten fie nur einer jtrengen Bundespflicht, 
war nicht jtichhaltig, denn der Entichluß einer Verbindung 
mit Dejterreich und die Bethätigung diejes Entſchluſſes 
durch Nüftungen fiel meiſt ſchon in eine Zeit, wo noch weder 
von dazu verpflichtenden Bundesbeſchlüſſen, noch von 
bundeswidrigen Aeten Preußens die Rede war. 

Einzelne einfichtigere unter den  mitteljtaatlichen 
Miniſtern jelbjt verfannten die Unhaltbarfeit der bejtehenden 
bundestäglichen Zuftände und die unabweisbare Noth— 
wendigfeit einer Umgeitaltung derjelben Feinesweg3*). Auch 


*) Das ſchlagendſte Zeugnii für das oben Gefagte legt Herr 
von riefen, damals königl. ſächſ. Minifter, in folgenden Worten feiner 
„Erinnerungen“ (2. B. ©. 173) ab: „Für mid) giebt das Jahr 
1866, wenn ich in unbefangener Weife die Zuftände und das ganze 
politifche Verhalten in Berlin auf der einen, in Wien, Müncen, 
Frankfurt auf der anderen Seite erwäge, einen neuen Beweis dafür, 
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erichien der Gedanke, „was aus Deutjchland werden 
folle, wenn Dejterreich einen enticheidenden Sieg erringe 
und die Politik, die Dort herrichte und die man im den 
legten Jahren genau hatte kennen gelernt, ohne jedes 
Gegengewicht zur alleinigen Geltung und Macht in 
Deutjchland gelangen jollte*, wenigſtens manchen derjelben 
„nicht3 weniger als verführeriich“ *). 

Sogar die leidenjchaftlichiten Tyeinde Preußens und 
Freunde Dejterreich8 waren von dem bejjeren Rechte Dejter- 
reich3 gegenüber Preußen durchaus nicht überzeugt, während 
ihnen gleichzeitig die militärische Ueberlegenheit Preußens 
über Dejterreich keineswegs entging. Herr von Beuſt 
äußerte ſich erbittert gegen Sefterreich, „welches Jahre 
lang den Bund unbeachtet gelajjen, nur feine eigenen 
Intereſſen verfolgt und durch fein eigenes Vorgehen den 
Krieg unvermeidlich gemacht habe“. Herr v. d. Pfordten 
führte Herren von Beuft bei der Bamberger Zufammenkunft 
der Mitteljtaaten auf Grund eines Gutachtens der 
bayerijchen Generale, das fich einjtimmig dahin erklärte, 


daß, wenn in dem Leben der Völker die Hiftorifhe Noth— 
wendigfeiteintritt, alte, unbraudhbar gewordene Formen 
und Einridtungen zu bejeitigen und durch neue zu er— 
fegen, dann auch jchon dafür geforgt ift, dag dem Gturm, der 
beranbrauft, um das Alte zu zerftören und Pla für Neues zu 
ichaffen, nicht nur durch den morjchen und in fich zerfallenden Zuftand 
jener alten Formen und Einridtungen jelbjt, fondern auch durch 
die Verblendung und Selbittäufhung der Beſchützer und 
Vertheidiger derjelben jeine Arbeit erleichtert wird." Das iſt 
ziemlich genau dafjelbe, nur jtärter ausgedrüdt, was ich oben 
©. 441 f. in jchonenderer Form zur Erklärung der Vorgänge von 
1866 angeführt habe. 
*) Die eigenen Worte Friefen! a. a. O. ©. 169, 
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„ver Krieg Defterreichs gegen Preußen müjje unglüclich 
ausfallen“, die Gefahren eines jolchen Kriegs vor Augen 
und ſprach gegen ihn die fejte Ueberzeugung aus, „daß 
Deiterreich nicht im Stande jei, Krieg zu führen.“ Aber 
weder ließ Herr von Beuft ſich dadurch abhalten, zum 
Kriege zu treiben,*) noch Herr v. d. Pfordten, dieſem 
Treiben nachzugeben. Mit welcher maßloſen Leichtfertigfeit 
bei Faſſung des verhängnikvollen Bundestagsbejchluffes 
vom 14. Juni (der jo gut wie eine Slrieggerflärung war) 
verfahren ward, it u. a. daraus zu erjehen, daß Herr 
von Beuft den ſächſiſchen Bundestagsgejandten anwies, und 
zwar ohne vorherige Berathung mit den anderen ſächſiſchen 
Miniftern, dem Antrage beizuftimmen, feinen Collegen aber, 
als fie ihn darüber zur Rede ſetzten, erklärte, er habe dies 
nur gethan in der fichern Hoffnung, Kurheſſen und 
Hannover, weil noch nicht Frieg3bereit, würden gegen den 
Antrag jtimmen, derjelbe werde daher fallen **). 

E3 war über dieje mitteljtaatlichen Diplomaten eine 
Art von Rauſch gefommen, der fie jogar der eigenen 
bejjern Erfenntnig zumider handeln Tief. Sie jahen im 
Geijte bereits das bejiegte Preußen am Boden liegen, wie 
jener würtembergijche Minijter Herr von Warnbüler, der 
in öffentlicher Sammerfigung das Vae vietis (Wehe den 
Beftegten!) höhnend über Preußen ausrief. 

Selbſt Baden, dejjen freigejinnter Großherzog beim 


2) Daß er Dies gethan, verjicherte Herr v. d. Pfordten Herrn 
v. Briefen. 

**, v. Frieien a. a. O. ©. 164. Herr von Beujt in feinen 
„Erinnerungen zu Erinnerungen“ hat dies nicht widerlegt. 
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Fürſtentage feine klare Auffaſſung der deutſchen Verhältnifje 
ſo entſchieden bethätigt hatte, ward auf eine Zeit lang in 
dieſen Strudel mit hineingezogen; der nationalgeſinnte 
Miniſter von Roggenbach mußte dem zu Oeſterreich neigen- 
den Herrn von Edelsheim weichen, und der jenem Erſteren 
geiſtesverwandte Finanzminiſter Mathy, unvermögend, der 
neuen Strömung zu widerſtehen, trat freiwillig zurück. 

Die Kriegsluſt der Regierungen fand leider eine 
Unterſtützung und Ermuthigung in der Kriegsluſt der Be— 
völkerungen und Landesvertretungen. Die bayeriſche Volks— 
kammer bewilligte mit größter Majorität den vom Herrn 
v. d. Pfordten geforderten Credit von 31 Millionen Gulden. 
Ungehört verhallten die Stimmen einzelner klarerſehenden 
Patrioten, wie des Abgeordneten Völk, der ſchon auf dem 
Abgeordnetentage am 20. Mai dringend zur Neutralität 
der Südſtaaten gemahnt hatte. Eine ultrademokratiſche 
„BVolfspartei” im Süden hetzte unaufhörlid) zum Kriege. 
In Stuttgart ftimmten nur 8 von 90 Abgeordneten für 
Keutralität. Die Kleine Dppofition in der ſächſiſchen 
I. Kammer ward durch bejchwichtigende Neuerungen des 
Herrn v. Beujt über die Tragweite des Antrag vom 
11. Suni zum Schweigen gebracht. ine Petition Des 
Stadtrath3 und der Stadtverordneten Leipzigs, welche die 
Negierung um Erhaltung des Friedens für Sachſen baten, 
reiste Die Friegslujtige Stimmung der Nefidenz zu lautem 
Spotte über die „Leipziger Pfefferſäcke“. 

Bu der fajt fieberhaften Haft, womit Dejterreich und 
der Bund durch den Beſchluß vom 14. Juni den Krieg 
thatſächlich an Preußen erklärt hatten, bildete das zögernde 
militärische Vorgehen beider einen jonderbaren Gegenjat. 
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Nach den großiprecheriichen Vorausverfündigungen öſter— 
reichtjcher und großdeutjcher Blätter mußte man erwarten, 
die Armeen diefer Staaten würden von allen Seiten jofort 
in Preußen einrüden und ihren Marjch direct auf Berlin 
richten. Statt dejjen concentrirten ich die Dejterreicher 
langjam im füdlichen Böhmen (bei Iojephitadt, Pardubitz, 
Königgräb) ; die bayrifche Armee (das 7. Bundesarmeecorps), 
die ebenjo wie die öjterreichiiche beim Ausbruch des Krieges 
noch nicht völlig marjchbereit war, nahın bei Schweinfurt 
Stellung ; da3 8. Armeecorps endlich (Würtemberg, Baden, 
Heljen, wozu noch Naſſau Fam), deſſen Ausrüftung noch 
weiter im Rückſtande fich befand, jammelte ſich nur jehr 
allmälig um Frankfurt. Daſſelbe ward unter den Ober: 
befehl de3 Commandivenden der bayerifchen Armee, des 
Prinzen Carl von Bayern, geitellt. | 

E3 war von bayerischer Seite vorgejchlagen worden, 
von Bayern und Böhmen aus gleichzeitig nac) Sachen 
vorzudringen und dort eine Vereinigung der öjterreichiichen, 
bayerischen und fächjischen Truppen zubewirfen*); diejer Plan 
war aber öjterreichticherjeit3 beanitandet und durch das 
rajche Einrüden der Preußen in Sachjen vollends vereitelt 
worden. Ebenſo unaugsführbar erjchten jchon bald der 
andere Plan, die bayerische Armee zu der öſterreichiſchen 
in Böhmen ftoßen zu lajjen; auch wollte Herr v. d. Pfordten 
nicht Bayern wehrlos dem Feinde bloßjtellen, ebenjowenig 
die Verbindung mit den weiter wejtlich jtehenden Bundes— 
truppen aufgeben. 


i *) „Untheil der königl. bayeriichen Armee am Kriege des 
Jahres 1866”, S. 12. 
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So verharrten jowohl die Defterreicher al3 die Süd— 
deutjchen in der reinen Defenjive und warteten ruhig den 
Angriff der Preußen ab*). 

Sie jollten nicht lange warten dürfen. Sofort nach 
dem Einmarjche in Sachjen (16. Juni) ſetzten die daſelbſt 
eingerücdten preußijchen Colonnen (die „Elbarmee” unter 
General Herwarth v. Bittenfeld) ihren Mari) im Elb— 
thal gegen Böhmen fort, während links davon die Armee 
des Prinzen Friedrich Carl (I. Armee) durch die Ober: 
laufig und Schlefien, die des Kronprinzen (II. Armee) 
noch weiter öſtlich in Böhmen einbrach. Am 23. Junt 
überfchritten die erjten preußifchen Truppen die Grenze. 

Zur Dedung der Eingänge nach Böhmen Hatte der 
Öfterreichijche Oberbefehlshaber Feldzeugmeiſter von Benedek 
zwei leichte Cavalleriedivifionen und eine Infanteriebrigade 
detachirt. Später kamen ftärfere Truppencorp3 nach diejer 
Seite hin ind Gefecht, jedoch nirgends jo ftarfe, um dem 
eindringenden Feinde das Vorrüden ftreitig zu machen. 

Die vereinigte I. und Elbarmee der Preußen erzwang 
durch ein paar glüdliche Gefechte bei Hühnerwaſſer und 
Bodol den Einmarſch nad) Böhmen vom Nordwejten her. 
Dom Nordojten drang der Kronprinz durch das Rieſen— 
gebirge vor. Der von ihm am 27. Juni verjuchte Durch- 

*) Die ſchon erwähnte Denktichrift von Krismanié (Defterreichifcher 
Generalſtabsbericht, S. 109) jucht diefe defenfive Haltung der öfter- 
reihifhen Armee (die Kr. ſelbſt ala eine „höchſt ungünftige“ 
bezeichnet) theils aus politiichen, theils aus finanziellen Gründen zu 
erflären. Kr. ſpricht ſich ebendort (S. 110) über die Kriegstüchtigkeit 
der öjterreihiichen Armee und das Talent ihrer Führer nicht gerade 
zuverſichtlich aus. 
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bruch bei Trautenau ward zwar zurücdgewiejen, allein am 
28. Juni, mit jtärferen Kräften wiederholt, hatte er Er- 
folg. Bei Nachod, Dswiecim, Skalitz wurden die Dejterreicher 
vom Sronprinzen, bei Münchengrä und bejonder3 nach- 
drücklich bei Gitjchin wiederum vom Prinzen Friedrich 
Carl gejchlagen. Der Kronprinz fiegte ſodann nochmals 
bei Königinhof und Schweinjchädel. Der Gejammtverluft 
der Dejterreicher in dieſen Worgefechten betrug bereit3 
30—40,000 Mann, derjenige der Preußen ungleich weniger. 

Am 30. Juni traf König Wilhelm bei feinen Truppen 
ein. In feiner Begleitung befand fic) außer dem Miniſter— 
präjidenten Bismard auch der große „Schlachtendenfer“ 
Moltke, der den bisherigen Gang der Operationen von 
Berlin aus gelenkt hatte und nun die Befriedigung genoß, 
jeinen Kriegsplan aufs Strengjte ausgeführt und die von 
ihm angeordnete Annäherung beider preußiichen Armeen 
aneinander genau an dem Tage und an dem Punkte voll- 
zogen zu jehen, die er dafür voraugbeitimmt hatte. Nach 
Moltke's weiteren Anordnungen blieben die beiden Armeen, 
ohne ſich vollitändig zu vereinigen, in mäßiger Entfernung 
von einander ftehen, um unter Umftänden den Feind zus 
gleich in der Front und, in der Flanke angreifen zu können. 

Jetzt endlich ſchickte fich der öfterreichiiche Feldherr 
an, dem Feinde mit feiner ganzen gelfammelten Macht ent- 
gegenzutreten. Nachdem er feine vorgejchobenen Corps 
zurücigezogen, pojtirte er jeine Armee auf den Höhen 
hinter dem Biftrigbach bei Sadowa und Lipa und Tieß 
diefe Schon von Natur vortheilhaften Stellungen in aller 
Eile auch noch befeitigen. 

Die preußiſche Heerführung bereitete fich für den 3. Juli 


zu einer großen Schlacht vor. An den Kronprinzen gingen 
ichleunige Botjchaften ab, damit er rechtzeitig auf dem 
rechten Flügel der Defterreicher erjcheine und in das Ges 
fecht eingreife. Die I. Armee nebjt der Elbarmee (von 
welcher letzteren aber einzelne Theile, die noch weiter rüd- 
wärts jtanden, erjt jpäter wirfiam an dem Slampfe theil- 
nehmen fonnten) griff den Feind am frühen Morgen des 
3. Juli in der Front an. Mehr als einen halben Tag lang 
fümpften etwa 124,000 Preußen gegen mehr als 200,000 
Deiterreiher und Sachſen.““ Die preußilchen Soldaten 
waren durch lange Märſche und durch die vorausge— 
gangenen Gefechte erichöpft. Der 3. Juli Hatte deshalb 
ein Ruhetag jein jollen. Einzelne Abtheilungen waren 
in der Nacht drei Meilen und weiter marjchirt, ehe jie 
auf dem Schlachtfelde anlangten. Die Truppen hatten 
nicht abfochen fünnen. Dazu fam, daß die Oefterreicher 
und Sachſen meiſt in erhöhten und gededten Stellungen 
ſtanden, gegen weiche die Preußen anftürmen mußten, daß bes 
ſonders ihre Artillerie von den Höhen herab ein mörderijches 
Feuer eröffnete, welches die preußijche Artillerie nicht gleich 
wirfjam erwidern konnte. Die Dejterreicher kämpften mit 
großer Bravour und Zähigkeit; ganz beſonders aber wird 
die Tapferkeit und Ruhe der Sachen, jo wie deren treffliche 
Sührung, in dem preußiichen Schlachtberichte gerühmt. 
An einzelnen Punkten, namentlich auf dem Linken Flügel 
der Preußen, war die feindliche Uebermacht eine wahrhaft 





*) So hoch veranfchlagen fowohl der preugifche als der öſter— 
reichifche Generaljtabsbericht die Geſammtſtärke des öſterreichiſchen 
Heeres. 
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erdrüdende. Die eine Diviſion Franſecky mußte viele 
Stunden hindurch den Anſturm von zwei Armeecorps 
aushalten; 14 preußiſche Bataillone ftanden gegen 
51 öfterreichiiche, 24 Gejchübe hier gegen über 100 dort”), 
Einzelne Bataillone hatten den vierten Theil ihrer 
Mannjchaft verloren. Schon jchien es, als werde es den 
Deiterreichern gelingen, das preußiiche Centrum zu durch- 
brechen, und nur durch die äußerſten Anftrengungen ward 
dies verhindert. Der König ſelbſt mit feinem Stabe, neben 
ihm Graf Bismard und General von Moltke, hielt Tange 
mitten im Kugelregen und war nur ſchwer zu beivegen, 
von dem gefährlichen Punkte fich zu entfernen. 

Endlich, gegen 2 Uhr, machte ſich das Eingreifen 
der Fronprinzlichen Armee in das Gefecht bemerkbar. 
Dieje (etwa 90,000 Mann stark) Hatte 2—21/, Meilen nad) 
dem Schlachtfelde zurüdzulegen gehabt, theilweile auf 
ichwierigen Wegen. In dem Maße, wie ihre -einzelnen 
Corps anlangten, warfen fie ſich auf den rechten Flügel 
des Feindes, zwangen diejen, gegen jie Front zu machen, 
und jchafften dadurch der Armee des Prinzen Friedrich 
Carl nach diefer Seite Luft. Al dann das Gros der 
II. Armee beifammen war, erfolgte die Wegnahme wichtiger 
Höhenpunfte, welche einen Theil des Schlachtfeldes be— 
herrichten. Dies und ein Angriff der I. Armee auf der 
ganzen Front, während die Elbarmee den linken Flügel 
der öfterreichiichen Stellung mehr und mehr umfaßte,. 
zwang Benedef, den Rüdzug anzuordnen. Derjelbe ging 
Anfangs, gededt von der wacker aushaltenden und ich 





*) Nach dem preufifchen Generalſtabsbericht. 
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jelbjt aufopfernden Artillerie, in ziemlicher Ordnung von 
Statten, zumal die preußiiche Heerführung wegen der zu 
großen Erjchöpfung der Truppen von einer jofortigen 
nachdrüdlichen Verfolgung abjah. Erſt jpäter trat unter 
den fliehenden Truppen Berwirrung ein. Auch hier zeich- 
nete jich wieder die ſächſiſche Armee durch feiten — 
halt und gute Mannszucht aus“). 

Die Berlufte auf beiden Seiten waren jehr große, 
ungleich) größere auf Seiten der Dejterreicher, al3 der 
Preußen. Die der Erjteren betrugen nad) der Schäßung 
des öjterreichiichen Generalftabes jelbit 41,300 Gemeine und 
1313 Offiziere, (darunter etwa 22,000 Gefangene,) nad) der 
des preußiichen 44,200 Mann; die der Preußen 8794 
Gemeine, 359 Offiziere. 187 Geſchütze und jonjtiges 
reiches Kriegsmaterial fielen in die Hände des Giegers**). 

Nach Eurzer Rast rüdten die Preußen dem fliehenden 
Feinde nach und lieferten ihm noch mehrere jiegreiche 
Treffen. Die geichlagene öſterreichiſche Armee zog ſich 
unter den Schuß der Feſtung Olmütz zurüd; die Sieger 
drangen, ein Objervationgcorpg vor Olmütz zurüdlafjend, 
mit ihrer Hauptmacht gegen Wien vor. 

Da wurden die kriegeriſchen Operationen plößlich unter: 
brochen durch die Anknüpfung von Waffenftillitandg- und 
Bes 


*) Der preußifche Generaljtabsbericht fpendet wiederholt den 
Sachſen warme Lobſprüche, verkennt überhaupt die Tapferkeit des 
Gegners keineswegs. An dem öfterreichifchen Generaljtabsbericht fällt 
c3 fonderbar auf, wie hart er mehrfad) die eigene Heerführung tadelt. 

*5) Nach dem öſterreichiſchen Generalitabsbericht; nad, dem 
preugifchen waren es 160 öjterreichifche Geſchütze und 1 fächftfches. 
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Schon vor dem Kriege, Anfang Mai, hatte Oeſter— 
reich dem Kaiſer Napoleon das Anerbieten gemacht, Venetien 
an ihn abzutreten, jo daß er es dann an Italien geben 
fünnee Damit hatte Defterreich gleichzeitig den SKaijer 
günftig für jich ftimmen und Stalien von dem Bündniß 
mit Preußen abziehen wollen. Freilich war der Vorbehalt 
gemacht: „es müſſe Dejterreich geitattet fein, ſich an 
Preußen jchadlos zu halten“ Es jchien, als wollte 
Dejterreich erjt dann Venetien wirklich) abtreten, wenn es 
eine Entſchädigung dafür (wahrjcheinlich Schlefien) erlangt 
hätte*). Die italienische Regierung hielt ſich jedoch durch 
den mit Preußen abgejchlofjenen Vertrag für gebunden und 
lehnte das Anerbieten ab. Jetzt nun hatte Dejterreich den 
gleichen Antrag, und zwar ohne Vorbehalt, in Paris 
wiederholt, um die WVermittelung Napoleons behufs eines 
Friedensſchluſſes mit Preußen zu erlangen. 

Defterreich hatte gegen Italien in demfelben Maße 
glücklich gekämpft, wie gegen Preußen unglüdlich. Der 
Erzherzog Albrecht hatte die Italiener bei Cuſtozza auf's 
Haupt geichlagen. Die öfterreichiiche Waffenehre war aljo 
nach jener Seite hin gewahrt, Als jchon über den Waffen- 
jtillftand verhandelt wurde, errang noch die Öjterreichiiche 
Flotte unter Tegethoff einen glänzenden Sieg über die | 
italienische bei Lijja. 

Am 22. Juli fam zunächst eine Waffenruhe zwischen 
Preußen und Defterreich zu Stande; am 26. Juli wurden 





*) Dies war wenigjtens der Eindrud, den der italienifche Ge— 
jandte in Paris, Nigra, einem Gejpräcde mit dem Kaiſer über die 
Sache entnommen hatte, (Ramarmora a. a. D., ©. 208 ff.) 


in Nikolsburg (einem Schlofje des Grafen Mensdorff— 
Pouilly, wohin König Wilhelm fein Hauptquartier verlegt 
hatte) die Friedenspräliminarien unter Zugrundelegung 
eines don Napoleon entworfenen Vorjchlages feitgejtellt. 

Dem Grafen Bismarck war die Einmiſchung des 
Kaiſers Napoleon ficherlich jehr wenig angenehm. Doch 
fonnte er diejelbe nicht wohl zurückweiſen. Für Napoleon 
war eine ſolche Bermittlerrolle zwilchen den zwei 
Itrettenden Mächten das Mindeite, was er der öffentlichen 
Meinung jeine® Landes, welche durch die Unthätigkeit 
Frankreichs angefichts jo ungeheurer Ereignijje wie die 
Schlacht von Königgräg aufs Höchite erregt war*), als 
eine Art von Erjat bieten Fonnte. | 

Eine Zurückweiſung des Anerbietens einer Vermittlung, 
(zumal Napoleon demjelben abfichtlich fofort die größte _ 
Deffentlichfeit gegeben hatte), würde den Kaiſer zum Gegner 
Preußens gemacht haben, um jo mehr, al3 Defterreich 
durch die Abtretung Venetiens jo eifrig um feine Gunſt 
geworben Hatte, 

Doch war Bismard entichloffen, auf nichts zu ver: 
sichten, was er als nothwendiges Ergebnig dieſes jo 
wagnigvollen und nun fo erfolgreich geführten Krieges 
betrachtete, und Kaifer Napoleon war Flug genug, einen 
jolchen Verzicht dem Sieger auch nicht anzufinnen. Dahin 
gehörte in erjter Linie die Befriedigung der nationalen 


*) „Niemals befanden ſich die Parifer in größerer Aufregung, 
al3 am Abend des 3. Juli, wo die Nachricht von der Schlacht bei 
Königgräß eintraf. Es war, als hätte Frankreich felbit eine große 
Schlacht verloren oder als rüdten die Preußen nicht gegen die Dorau, 
jondern gegen den Nhein.“ („Le général Lamarmora eto.“, &. 199). 
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Wünſche nach einer feſteren Einigung Deutſchlands. Sie 
ward erreicht, indem Oeſterreich die Bildung eines deutſchen 
Bundesſtaates ohne Oeſterreich, unter Preußens Führung, 
wenn auch vor der Hand beſchränkt auf Norddeutſchland, 
zugeſtand. Die ſüddeutſchen Staaten ſollten unabhängig 
bleiben; es ſollte ihnen aber freiſtehen, einen Verein unter 
ſich zu bilden, der mit dem Nordbunde eine „nationale 
Verbindung“ eingehen fünnte. Ein jpeciell preußiſches Inter: 
ejje ward jodann dadurch gewahrt, daß Dejterreich nicht 
nur in die Einverleibung Schleswig-Holiteind in Preußen, 
fondern auch in jonjtige „Zerritorialveränderungen”, die 
Preußen in Norddeutichland vornehmen möchte, im Voraus 
einwilligte. Sachſens Integrität blieb — auf die gemein- 
jame Fürſprache Dejterreich® und Frankreichs — unan— 
getajtet. Gebietsabtretungen wurden dem öjterreichiichen 
Staate nicht angejonnen; auch blieb jeine Hauptitadt von 
einem Einmarjche der Sieger verjchont, obſchon das Eine 
wie das Andere theilweile von der öffentlichen Meinung 
in Preußen gefordert ward. Aber Beides lag nicht im 
Sinne des Königs, der den alten Bundesgenojjen jelbit 
noch al3 Gegner jo jchonend wie nur möglich zu behandeln 
wünschte; auch war es jedenfall eine weile Politik 
Bismard3, dem bejiegten Dejterreich weder moralijche 
Kränkungen anzuthun, noch Abtretungen anzufinnen, welche 
eine jpätere Wiederannäherung der beiden mitteleuropätichen 
Grogmächte unmöglich) machen möchten. Als werthvolle 
Frucht diefer weiſen und voraugfichtigen Bolitif ſahen wir, 
nachdem die eriten jchmerzlichen Nachwehen des Strieges von 
1866 in den leitenden Streifen Deiterreich3 überwunden waren, 
zwiſchen dem neuen Deutichland und dem Kaiſerſtaate an der 
F. Biedermann, Dreißig Jahre deutich. Geſch. II. 30 
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Donau jenes enge Bündnig zu Stande kommen, 
welches für Defterreich in Bezug auf reelle Vortheile ein 
vollgültiger Erſatz für jeine ehemalige, in ihren Wirkungen 
doch immer zweifelhafte Herrichaft in Deutjchland, für beide 
Mächte ein feiter Hort ihrer beiderjeitigen Lebenzinterejjen, 
für ganz Europa endlich eine der wichtigiten Bürgjchaften 
der Erhaltung des Friedens ift. 

Auf der in Nikolsburg entworfenen Grundlage ward 
jodann am 28. Auguſt zu Prag der Friede zwilchen 
Preußen und Defterreich gejchloffen. Oeſterreich mußte 
20 Millionen Thaler Kriegskoftenentichädigung an Preußen 
sahlen, auch Benetien an Italien abtreten. Der Friede 
mit Sachjen fam am 21. October zu Stande; Sachen zahlte 
10 Millionen Kriegskoſten und verpflichtete jich, dem 
Norddeutſchen Bunde beizutreten. Hannover, Kurheſſen, 
Naſſau, Frankfurt wurden annectirt. 

Auf dem wejtlichen Kriegsjchauplage waren die Ver: 
bündeten Oeſterreichs zwilchen dem 4. und 27. Juli in 
einer langen Reihe von meiſt Eleineren Gefechten (bei 
Dermbach, Bella, Wiejenthal, Hamelburg, Kiffingen, 
Friedrichshall, Laufach, Aichaffenburg, an der Zauber, 
bei Helmjtadt, Gerchsheim, Roßbrunn, Würzburg) von den 
Preußen, erftunter General Bogel dv. Falckenſtein, ſpäter unter 
General dv. Manteuffel, wiederholt auf’3 Haupt gejchlagen 
worden. Nach dem enticheidenden Ereignijjen in Böhmen 
hatten die kriegeriſchen Operationen in Süddeutſchland 
vollends jede ausſchlaggebende Bedeutung verloren. Doc) 
leiteten die ſüddeutſchen Regierungen erſt gleichzeitig mit 
der öjterreichiichen (am 28. Juli) Tyriedensverhandlungen 
mit Preußen ein. Nur Baden hatte ſchon früher feine 
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friedfertige Gejinnung befundet. Warum dieje Regierungen 
das Blut ihrer Völker in einem nutzloſen Kampfe zu ver- 
giegen jo lange fortfuhren, ift nicht recht Har. Waren fie 
dazu durch Verträge mit Defterreich gezwungen, jo wäre 
e3 jedenfall3 von Oeſterreich großmüthiger geweſen, wenn 
es wenigjten® von dem Momente an, wo es die Ver— 
mittelung Napoleons angerufen, aljo den Entichluß gefaßt 
hatte, Frieden zu ſchließen, feine jüddeutichen Verbündeten 
der PBilicht einer Bundeshülfe entbunden hätte, die für fie 
mit jchweren Opfern verbunden, für Dejterreich aber ohne 
ferneren Werth war. 

Die Friedensichlüffe mit den Südftaaten — Bayern, 
Würtemberg, Baden, Hejjen-Darmjtadt — verpflichteten dieje 
zu einer mäßigen Kriegskoſtenentſchädigung, außerdem Bayern 
zu einer Eleinen Grenzberichtigung mit Preußen, Heſſen— 
Darmitadt zur Abtretung von ein paar Landſtücken, jo wie 
für feine nördlich des Main gelegenen Gebietätheile zum 
Eintritt in den Norddeutichen Bund. 

Die Zollvereinsverträge mit den füddentichen Staaten, 
welche eigentlich durch den Krieg aufgehoben waren, wurden — 
vorbehaltlich weiterer Verhandlungen — vorläufig erneuert, 
jedoch mit dem Nechte jechsmonatlicher Kündigung auf 
beiden Seiten. 

Daß Bismard auch noch andere, ungleich wichtigere 
Vereinbarungen mit den Südſtaaten im Anjchluß an die 
Friedensverträge geichlofjen Hatte, blieb Damals ein tiefes 
und von beiden Seiten wohlbewahrtes Geheimniß. 
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XXIII. 


Die Beendigung des „Conflicts“ in Preußen; 
die Indemnität; Bildung einer national-liberalen Partei. 


Schon beim Anfange, vollends im Verlauſe des 
Krieges von 1866 hatte die Stimmung in Preußen einen 
Umſchwung erfahren. Da e3 jebt die Ehre, vielleicht die 
Erijtenz Preußens galt, regte ſich der alte Friegeriich 
patriotiiche Geiſt des preußiichen Volkes in feiner ganzen 
Etärfe und drängte jede andere Empfindung zurüd. Auf 
den böhmiſchen Schlachtfeldern jah man dann die viel- 
bejtrittene Heeresreorganijation fich bewähren, denn nur 
durch Die jo raſche und jichere Schlagfertigfeit aller 
Truppentheile war es möglich geworden, den Gegner, 
trogdem daß er früher gerüftet, zu überrajchen und zu 
überwältigen. Bei den Berhandlungen zu Nifolsburg jah 
man die preußiiche Diplomatie nicht allein für die Macht: 
ſtellung Preußens, jondern auch für die Befriedigung 
langgebhegter, tief begründeter Wünjche der ganzen deutſchen 
Nation eintreten. 

ALS endlich am 20. September die fiegreichen Truppen, 
die Helden von Königgrätz, ihren fejtlichen Einzug in 
Berlin hielten, da war des Jubels fein Ende. 
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Die Wahlen zum Abgeordnietenhauje hatten gerade 
am Tage der Schlacht von Königgrätz (3. Juli) jtatt- 
gefunden. Obſchon noch nicht unter dem Eindrucke dieſes 
gewaltigen Ereignijjes vollzogen, waren jie doch wejentlich 
anders ausgefallen, als die der Jahre 1861 und 1862. 
Die gemäßigt Liberalen und die Conjervativen hatten eine 
Anzahl Site gewonnen; die TFortichrittspartet war zu 
einer Minderheit zujammengejchmolzen. 

Am 5. Auguft wurden die beiden Häujer des Landtags 
eröffnet. Die Fönigliche Thronrede enthielt das unummundene 
Eingeitändnig, daß die Negierung infolge des Conflicts 
wegen des Budget3 „mehrere Sahre lang den Staatshaushalt 
ohne gejeßliche Grundlagen geführt habe“. Sie habe dies 
gethan „in der pflichtmäßigen Ueberzeugung, daß die Fort— 
führung einer geregelten Verwaltung, die Erfüllung der 
geſetzlichen Berpflichtungen des Staates, die Erhaltung des 
Heered und der Staat3inititute Erijtenzfragen ded Staates 
jeien, denen eine Regierung jich im Interejje des Landes 
nicht entziehen dürfe“. Allein wegen der ohne Staats— 
haushaltgejeg geführten Verwaltung werde die Landes: 
vertretung um eine „Indemnität“ (d. h. eine Nachjichts- 
ertheilung) angegangen werden. Damit jet dann der Con— 
flict als „für alle Zeit zum Abſchluß gebracht” anzujehen, 
um jo mehr, al3 das Heerweſen fünftig Bundesjache jein 
werde. 

In der That war die heiffe Frage wegen Bewilligung 
des Militärbudgets für das Abgeordnetenhaus injofern 
eine abgethane, als an die Stelle eines preußiſchen nun 
mehr ein Militärbudget des Norddeutichen Bundes trat, 
welches zu beichliegen nicht mehr Cache de3 preufiſchen 
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Landtags, ſondern des Reichstages ſein würde. Nur einen 
außerordentlichen Credit für Militär und Marine (bis zur 
Höhe von 60 Millionen Thalern) und die Zurüderftattung 
der dem Staatzjchag entnommenen Summen aus den 
Kriegsentjchädigungen beantragte noch die Negierung, um 
die Ausgaben für den Krieg, welche die Regierung ohne 
vorherige Bewilligung hatte machen müjjen, durch Rück— 
eritattung der dazu verwendeten, zu andern Sweden be- 
ftimmten Geldmittel nachträglich zu decken. 

Hier zuerjt zeigte fich der in der Zuſammenſetzung 
und in der Haltung der Wolfsvertretung eingetretene 
bedeutjame Wechjel. Die Regierung erklärte, fie werde 
in der Bewilligung des Credit3 einen Beweis dafür er— 
bliden, „daß die Verfühnung der Geifter, daß die Abficht, 
gemeinschaftlich da8 Wohl des Landes, des engern und des 
weitern Baterlandes, zu fürdern, eine aufrichtige und tief: 
greifende jet.” „Schenken Sie ung“, rief Graf Bismard 
aus, „das Vertrauen, daß wir dieſe Mittel nur benußen 
werden, um die Politik jo, wie wir jie begonnen, jo, wie Sie, 
wie ich glaube, in der großen Mehrzahl fie gebilligt haben 
durchzuführen!“ 

Sm Namen der gemäßigtliberalen Partei ertwiderte 
auf diejen Appell an das Vertrauen der Volksvertreter 
Graf Schwerin: 

„Bir beiwilligen die von der Negierung geforderte 
Anleihe in dem Sinne, in welchem die Regierung fie ver: 
langt, in dem Sinne, der den Worten des Minijter- 
präfidenten entjpricht; wir bewilligen fie al3 einen Beweis 
des Vertrauens, welches wir in die Führung der aus— 
wärtigen Politik der Regierung eben, als Beweis der 
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Anerkennung deſſen, was bisher geleiitet iſt, und als die 
Zuficherung unſerer Unterjtüßung in Verfolgung Diejes 
Weges auch für die Zukunft.“ 

Graf Schwerin rechtfertigte hierbei nachträglich feine 
und jeiner polittichen Freunde Oppoſition gegen das 
Minijterium Bismard bei defjen erjtem Auftreten 1862, 
betonte aber zugleich die Berveggründe, welche ihn und 
feine Parteigenoſſen jett auf die Seite der Regierung zu 
treten beſtimmten. „Als ich“, jagte er, „1862 auf diejer 
Tribüne Veranlafjung hatte, mich gegen eine Ereditforderung 
zu erklären, da ftellte ich zwei Bedingungen auf, die für mich 
vorhanden fein müßten, um eine Bewilligung auszufprechen: 
entweder ein klares Programm, oder Vertrauen zu den 
Männern, welche die Polttif führen. Sch konnte damals 
beide Bedingungen nicht al3 vorhanden anjehen; Heut it 
es anders, und ich kann mit Freuden befennen, daß ich 
mich geirrt habe. Die Ziele der Regierung liegen uns jet 
far vor, jo daß ich und meine Freunde die Regierung 
mit allen ung zu Gebote ftehenden Mitteln kräftigen wollen, 
damit fie die Einheit Deutſchlands und die Machtitellung 
Preußens in Deutjchland befeftigen faın. Wir haben zu 
dem Minijterpräfidenten dieſes Bertrauen.‘ 

Der Eredit ward vom Abgeordnetenhaujfe mit der 
überwiegenden Mehrheit von 230 gegen 83 Stimmen, vom 
Herrenhauje einftimmig bewilligt. 

Einen weiteren Beweis de3 Vertrauens und der Aner— 
fennung gegenüber ſowohl der politijchen al3 der militärtjchen 
Führung Tieferten beide Häuſer — das Herrenhaus 
wiederum einjtimmig, das Abgeordnetenhaus mit 219 gegen 
80 Stimmen — durd) die Bewilligung von Dotationen. Die 
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Regierung hatte uriprünglich ſolche nur für die hervor- 
ragenden Heerführer im leßten Kriege beanfprucht; auf den 
Antrag der Commiffion des Abgeordnetenhaufes wurde auch, 
und zwar an erjter Stelle, Graf Bismard „in Anerkennung 
der von ihm jo erfolgreich geleiteten auswärtigen Politik“ 
dotirt, neben ihm jodann der Kriegäminijter von Roon 
wegen jeiner Verdienite um die NReorganijation des Heeres, 
der Chef des Großen Generaljtabes Freiherr von Moltfe als 
der eigentliche Lenker der friegeriichen Operationen in 
Böhmen, ferner die Truppenführer Herwarth von Bitten- 
feld, von Steinmeß, Bogel von Falckenſtein. Die Gejammt- 
ſumme der bewilligten Dotationen betrug 11/2 Mill. Thaler. 
Die Vertheilung diefer Summe ward dem König anheim— 
geitellt. 

Bedeutjamer noch, als die Umkehr der gemäßigt 
Liberalen von der Oppofition, zu der fie fich, wie Graf 
Schwerin richtig erläuterte, eine Zeit lang durch die Un— 
Elarheit über die Ziele und die Perfönlichkeiten der Regie— 
rung veranlagt gejehen hatten, war der Austritt einer An— 
zahl von Mitgliedern aus der Fsortichrittspartei, dem 
äußerſten Flügel der Liberalen, und die Bildung einer 
neuen Partei, der jogenannten „nationalliberalen”. Es 
geihah Das bei Gelegenheit der Verhandlungen über 
das Indemnitätsgejeß. | 

Diejes Geſetz jtellte an beide Häufer das Verlangen, 
„die Regierung der Verantwortung dafür, daß der Staat3- 
haushalt in den legten Sahren ohne gejeßliche Feſtſtellung 
eines Etats geführt worden, zu entheben.“ 

Gleichzeitig verſprach die Negierung für die Folge 
eine jo zeitige Vorlegung des Staatshaushalts, daß der- 
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jelbe jedesmal vor dem Beginn der neuen Etatsperiode ge- 
ſetzlich fejtgeftellt jein Fünne Nur für das Jahr 1866 
erbat jie eine Bewilligung in Bauſch und Bogen, da es 
zu jpät jei, um noch) ein jpecialifirtes Budget vorzulegen. 

Durch die unummundene, rüdhaltlofe Anerkennung 
de3 ſtändiſchen Bewilligungsrechts, welche in diefem nach— 
träglichen Schuldbefenntniß der Regierung und der Forde— 
rung einer Nachjichtsertheilung jeitens der Volksvertretung 
lag, trat die Regierung auf den Boden des conjtitutionellen 
Syſtems zurüd, welches fie während der Conflict3zeit nicht 
blos thatjächlich, jondern auch grumdjäglich (durch ihre 
Ausführungen in den Kammern und in der Preſſe) nahezu 
verleugnet hatte. Sie geitand zu, daß die Krone nicht 
das Necht habe, ohne Zujtimmung der VolfSvertretung 
über die Gelder de3 Staates zu verfügen, und daß, falls 
die Nathgeber der Krone dies dennoch thäten (wenn aud) 
nach „gewifjenhaftejter Weberzeugung“, daß es zum Beſten 
des Landes geichehe), jie dafür dem Lande und jeinen 
Vertretern „verantwortlich“ blieben, aljo äußerjtenfalls 
angehalten werden könnten, die ohne verfajjungsmäßige 
Bewilligung verausgabten Summen aus ihrem Eignen 
zurüdzuerjtatten. 

Unjtreitig war dies ein Act großer Selbjtverleugnung 
von Seiten der Regierung, ein um jo anerfennengwertherer, 
al3 er in einem Momente geübt wurde, wo die Negierung 
durch große militärijche und politiiche Erfolge die öffentliche 
Meinung im Lande mit ſich ausgeföhnt und für fich ge- 
wonnen, ja auch ihr Verfahren in Sachen der Heeres- 
reorganiſation ficherlich in den Augen des größten Theils 
des Bolfes nachträglich gerechtfertigt hatte, 
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Hier nun war e8, wo die bisherige fortichrittliche 
Dppofition fich jpaltetee Ein Theil davon wollte die 
Sndemnität mindeſtens erjt dann bewilligen, wenn die 
Negierung bei Feſtſtellung des nächiten Staatshaushaltes 
(für 1867) thatfächlich bewiefen habe, daß jie gewillt jet, 
fortan das Bewilligungsrecht der Volksvertretung zu achten. 
Dieſe Anjicht blieb jedoch jchon in der Commiſſion des 
Abgeordnnetenhaufes mit 8 gegen 25 Stimmen in Der 
Minorität. Im Plenum ward die Indemnität mit 230 
gegen 75 Stimmen bewilligt. 

Der Minijterpräfident hatte in einer Rede gegen den 
Vertreter der Minorität, Abg. Virchow, die Vorlage und 
ihre Bewilligung als einen Act der Berjühnung zwilchen 
Regierung und Volksvertretung bezeichnet. „Wir wünjchen 
den Frieden“, hatte er gejagt, „nicht weil wir kampf— 
unfähig find — im Gegentheil, die Flut ging mehr zu 
unjeren Gunjten, al3 vor Sahren — wir winjchen ihn, 
weil das Baterland ihn in diefem Augenblit mehr als 
früher bedarf, und weil wir hoffen, ihn jet zu finden, 
Wir glauben ihn zu finden, weil Sie erfannt haben werden, 
daß die Regierung den Aufgaben, welche auch Sie in ihrer 
Mehrzahl erjtreben, nicht jo fernjteht, wie Sie vielleicht 
vor Sahren gedacht haben, nicht fo fern, wie das Schweigen 
der Regierung über Manches, was verjchtviegen werden 
mußte, Sie zu glauben berechtigen konnte“. 

Und er fügte Hinzu: 

„Unfere Aufgabe ift noch nicht gelöft; fie erfordert 
die Einigkeit de3 ganzen Landes — der That nach und 
nach dem Emdrud auf das Ausland. Wenn man oft 
gefagt hat: „was das Schwert gewonnen, Das habe die 
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Feder verjpielt“, jo habe ich das volle Vertrauen, daß wir 
nicht hören werden: „was Schwert und Feder gewonnen 
haben, iſt von Diejer Tribüne aus vernichtet worden“. 
Die von der Regierung gebotene Hand zum Frieden 
ergriff mit Wärme ein hervorragender Ziberaler, Tweſten. 
„Wir können den ?srieden jchliegen”, jagte er, „und 
darum müſſen wir ihn jchliegen. Wollte das Haus 
den Verſuch machen, von dem äußerjten Nechte, das ihm 
die Berfafjung gewährt, Gebrauch zu machen, dann würde 
das geltend gemachte Recht zujammenbrechen. Die öffent- 
lihe Meinung unſeres Landes hat fich fundgegeben durch 
die Stimmung de3 Heeres, durch die Wahlen, durch das 
gehobene Gefühl, welches unjer Volk erfüllt. Die Hundert- 
taujende unjerer Krieger, die an den heimathlichen Heerd 
zurücfehren, werden nicht von dem Budgetrecht jprechen, 
jondern von den Schlachten, die fie gewonnen, von den 
Erfolgen, die fie errungen. Auf diefe Stimmung, auf Diele 
öffentliche Meinung haben wir Rüdjicht zu nehmen“. 
Dies war der Anfang zur Bildung der national- 
liberalen Partei. Ausgehend davon, daß die preußijiche 
Negierung durch die That beiviefen habe, wie es ihr Ernit 
jei mit einer aufrichtig und entſchieden deutichen Politik, 
erklärte die neue Partei, daß fie es für ihre Pflicht halte, 
dieſe Politif der Negierung mit allen Kräften zu unter: 
ftügen. Sie wollte mit bauen helfen an dem Werfe der 
deutjchen Einheit und glaubte auf dieje Weile die Rechte 
des Volkes und ihren eigenen Einfluß bejjer zu wahren, 
al3 durch bloßes Verneinen. Sie wollte nicht in den alten 
deutſchen Fehler verfallen, alles auf einmal zu fordern, jondern 
nach dem Erreichbaren ftreben, um etwas ficher zu haben. 
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Auf Solche Grundſätze geſtützt, jtifteten einige zwanzig 
bisherige Mitglieder der Fortſchrittspartei die national- 
liberale Partei. Es waren großentheil® Männer von 
hervorragender Bedeutung theils durch ihre Kenntniſſe und 
ihre Beredſamkeit, theil$ durch ihre frühere, entjchieden 
freiheitlichen Beſtrebungen zugewendet geweſene parlamen= 
tarische Thätigfeit, jo dv. Yordenbed, v. Unruh, Tweſten, 
Lasker. Ihnen ſchloſſen fich jolche an, die jchon bisher eine 
mehr vermittelnde Stellung eingenommen hatten, wie Gneift, 
Kanngieger u. U. Auch gewann die Partei als werth- 
vollen Zuwachs viele tüchtige parlamentariiche Kräfte aus 
den annectirten Yändern, aus Hannover die beiden Haupt— 
führer der dortigen liberalen Partei, v. Bennigjen und 
Miguel, nebit einem „alten Frankfurter“, Grumbrecht, aus 
Kurhefjen einen Borfämpfer der Verfafjungstreuen in dem 
ichweren Jahre 1850, Detfer, aus Naſſau den Präjidenten 
der dortigen Bollsfammer Braun, u. A. m. Diefe Männer, 
die Vertreter des Liberalismus in ihren Heimathländern, 
aber unberührt von dem Conflict, in welchen der Liberalis— 
mus in Preußen mit der Regierung gerathen war, hatten 
vorwiegend die Empfindung des Befreitjeing aus der Elein- 
jtaatlichen Enge, in der fie bisher gelebt und gewirkt, und. 
Ichlojjen jich mit voller Hingebung dem größeren Staats— 
weſen an, in das fie jet eintraten. 

Indem jo die gemäßigt liberalen, vorzugsweiſe aber 
die nationalgefinnten Elemente ſich zujammenfanden und 
eine lebenskräftige Partei bildeten, während auch die Conſer— 
bativen, wenigitens ihrer Mehrzahl nach, die vollendeten 
Thatſachen achtend, der neuen Ordnung der Dinge -ficd) 
anjchlofen, gewann die Negierung eine Mehrheit, mit 
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welcher fie ohne Schwierigkeiten ſich veritändigen konnte. 
Andererjeit3 nahm die Regierung und nahm insbejondere Graf 
Bismard von jeßt an einen Standpunkt ein, welcher den 
gemäßigt Liberalen ein Zufammengehen mit ihm erleichterte, 
und er vertrat diefen Standpunkt mit großer Entjchieden- 
beit gegenüber folchen conjervativen Elementen, namentlic) 
im Herrenhaufe, welche in Ddiejer feiner Annäherung an 
die Liberalen einen „Abfall“ von feiner früheren Politik 
erblicken wollten. 


XXIV. 
Der Norddeutſche Bund, 





Dur den Prager Frieden war dem Norddeutjchen 
Bunde jeine völferrechtliche Stellung gegenüber Dejterreich 
und den jüddeutichen Staaten gefichert; es handelte fich 
jett darum, ihm die nöthigen jtaatsrechtlichen Grundlagen 
zu geben durch das Zuſammenwirken der in ihm zu ver- 
einigenden Negierungen und Bevölferungen. Die preußiſche 
Regierung hatte die Mitwirkung einer frei aus dem Volke 
gewählten Vertretung bei der Neugeftaltung Deutjchlands 
von Anfang an als ihre Programm aufgejtellt, und fie 
blieb diefem Programme treır. 

Der von Preußen vorgelegte Entwurf einer Ver— 
fajjung für den Norddeutfchen Bund ward zunächit in 
Eonferenzen der Regierungen, vom 15. December 1866 
bis 7. Februar 1867, durchberathen und mit wenigen 
Abänderungen angenommen. An 24. Februar trat jodann 
ein aus allgemeinen Wahlen hervorgegangener Reichstag 
zujammen, um über dieje Verfaffung Beichluß zu fajjen. 

Der Grundgedanke der Berfafjung für den Nord- 
deutichen Bund war derjelbe, wie der der Reichsverfaſſung 
von 1849; es war der Gedanke eines monarchiſch-con— 
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jtitutionellen Bundesſtaates mit einer erblichen Central- 
gewalt. Gleich der Neichsverfajjung*) nahm fie nur das 
nichtöfterreichiiche Deutichland in den Bund auf, ja fie 
beſchränkte Ießteren zur Zeit auf den Norden Deutſchlands. 

Was jie von der NReichsverfafjung unterjchied, war 
ihr mehr füderativer Charakter. „Sie muthete”, wie e3 
in der Thronrede hieß, „der Selbitändigfeit der Einzel: 
jtaaten zu Gunften der Gejammtheit nur diejenigen Opfer 
zu, welche unentbehrlich fchienen, um den Frieden zu 
ſchützen, die Sicherheit de3 Bundesgebiet3 und die Ent— 
wiclung jeiner Bewohner zu gewährleiften“. Dies zeigte 
ſich namentlich in der Bildung der oberjten Organe des 
Bundes. Neben dem Reichstag, der Vertretung der Nation 
al3 einer Einheit, jtand hier der Bundesrath als Vertreter 
der Einzeljtaaten und ihrer Dynaftien, und zwar nicht 
blos als einer der Factoren der Gejeggebung (ja als der 
einzige neben dem Neichstage, da dem Bundesoberhaupte 
als jolchen weder die Gejegesinitiative noch auch ein Veto 
zugejprochen war), jondern außerdem noch begabt mit 
einem wichtigen Antheil an der Verwaltung der Bundes- 
angelegenheiten. Dagegen waren die Befugnifje des Bundes 
al3 der Gejammtheit im PVerhältnig zu den einzelnen 


* Man Hat der Neicheverfafjung bisweilen den Vorwurf ge— 
madt, daß fie das Verhältniß zu Defterreich unklar, da fie Oeſter— 
reih im Bundesſtaate gelaffen Habe. Allerdings Hatte jie, den 
damaligen Umständen entjprechend, für den Ausſchluß Oeſterreichs 
die jchonendere Form gewählt, zu jagen: „So lange Defterreich dem 
Bundesjtaate nicht beitritt” ; daß aber einem Bundesitaate, an dejjen 
Spiße als erbliches Oberhaupt ein preußiicher König ftände, Defter- 
reich nie beitreten werde, lag auf der Hand. 
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Bundesstaaten nicht enger, eher weiter bemejjen, als in 
der Neichöverfaffung, bejonders in Bezug auf die Anftalten 
einerjeit3 zur Sicherung des Bundes (Heer und Marine), 
andererjeit3 zur Gemeinjamfeit des Verkehrs. „Grundrechte“ 
enthielt die Berfafjung des Norddeutichen Bundes nicht. 
So weit jolche das innere Leben der Einzelitaaten hätten 
berühren müjjen, jcheute man vor einem derartigen Eingriffe 
zurüd; jo weit es fich aber um Rechte handelte, deren 
Feititellung den Bundesgewalten vorbehalten war, hielt 
man e3 für bejjer, diefe Rechte in bejtimmten Gejegen zu 
formuliren, als bloße allgemeine Verheißungen betreff3 
ihrer auszuſprechen. 

Diefer Umstand war es hauptjächlich, der die Fort: 
Ichritt3partei veranlaßte, gegen den Entwurf der Verfafjung 
zu jtimmen. Sie halte, erklärte fie, an der Frankfurter 
Neichsverfaffung mit ihren Freiheitsrechten feit. 

Außerdem ward der Entwurf von zwei Seiten ans 
gegriffen: von Seiten der jogenannten Unitarier, welchen 
er in Bezug auf einheitliche Gejeggebung und Verwaltung 
gewijjer Angelegenheiten nicht weit genug ging, und von 
Seiten der Particularijten, welchen er umgekehrt darin zu 
weit ging. Gegen Beide wendete ſich Graf Bismard, in 
Vertheidigung des Entwurfs, mit jener gewaltigen Rede, 
die jo großen Eindrud machte. Die Unitarier erinnerte 
er daran, wie große Opfer an ihrer Selbjtändigfeit die 
Negierungen zu Gunjten diejer Verfajjung hätten bringen 
müſſen und willig gebracht hätten; daß, größere ihnen ab— 
auzwingen, nicht die Abficht fein könne, da „die Baſis 
des durch den Norddeutichen Bund zu gründenden Ber: 
bältniffes nicht die Gewalt, fondern das Vertrauen jein 
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ſolle“; daß es endlich nicht darauf ankomme, ein „theoretijches 
Ideal“ einer Grundverfafjung herzuitellen oder zu vers 
wirklichen, vielmehr darauf, „in Erinnerung und ruhiger 
Schätzung derjenigen Widerjtandsfräfte, an welchen Die 
früheren Berjuche in frankfurt und Erfurt geicheitert find, 
dieſe Widerjtandsfräfte jo wenig, al3 irgend mit dem Zweck 
des Bundes verträglich, herauszufordern“. Deshalb habe 
die preußiiche Regierung es für ihre Aufgabe gehalten, 
„ein geringites Maß derjenigen Zugeſtändniſſe zu finden, 
welche die Einzelitaaten der Allgemeinheit machen müſſen, 
wenn dieſe Allgemeinheit lebensfähig werden ſoll“. „Er 
hege“, jagte Bismard, „zum Genius unſeres Volfes das 
Vertrauen, daß es auf diefer Bahn den Weg zu finden 
wijjen wird, der, zu feinen Zielen führt“. 

Stärfer trat Bismard auf gegenüber dem Parti— 
cularismus, am allerjtärkiten gegenüber den Verjuchen, die 
von Seiten einzelner fortichrittlicher Abgeordneten aus 
Preußen gemacht wurden, jeder Abweichung der Bundes- 
verfajjung von der preußiſchen Verfaſſung — da, wo letztere 
fretfinniger erjchten, als jene — Sich zu widerjeßen, und 
der daran gefnüpften Drohung: das preußtiche Volkshaus 
werde jonjt die Berfafjung ablehnen. Mit tiefer Bewegung 
ſprach Bismard mit Bezug auf diefe Drohung: 

„Glauben Sie wirklich, daß die großartige Bewegung, 
die im vorigen Sahre die Völker vom Belt bis an die 
Meerenge Siciliend, vom Rhein bis an den Pruth und 
den Dniejter zum Kampfe führte, zu dem eijernen Würfel- 
jpiel, in dem um Königs- und Katjerfronen geſpielt wurde, 
dag die Million deutjcher Krieger, die gegen einander 
gefämpft und geblutet haben auf den Schlachtfeldern vom 

8. Biedermann, Dreißig Jahre deutſch. Geſch. IL 3 
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Khein bis zu den Sarpathen, daß die Taufende und aber 
Tauſende von Gebliebenen und der Seuche Erlegenen, die 
dur) ihren Tod Dieje nationale Entjcheidung beiegelt 
haben, mit einer LYandtagsrejolution ad acta gejchrieben 
werden fünnen — o, meine Herren, dann jtehen Sie nicht 
auf der Höhe der Situation. Sch meinerjeit3 habe die 
fichere Ueberzeugung: fein deutjcher Landtag wird einen 
jolhen Beſchluß fajjen, wenn wir ung hier einigen.“ 

Und mit ergreifender Wärme fügte er hinzu: 

„Ich möchte die Herren, die jich dieſe Möglichkeit 
denfen, wohl jehen, was Sie etwa einem Invaliden von 
Königgrätz antworten würden, wenn er nach dem Ergeb: 
niß Diejer gewaltigen Anjtrengung fragt. Sie würden 
ihm etwa jagen: ‚Sa freilich, mit der deutjchen Einheit 
ijt e8 wiederum nichts geworden, die wird ſich wohl bet 
Gelegenheit finden; aber wir haben dag Recht des preußiſchen 
Landtags gerettet, jedes Jahr die Eriftenz der preußijchen 
Armee in Frage zu jtellen, ein Recht, von dem wir als 
gute PBatrioten niemals Gebrauch machen werden — aber 
es ijt doch unjer Recht; darum haben wir unter den 
Mauern von Preßburg mit dem Sailer von Dejterreich 
gerungen" Und damit foll der Imvalide ſich tröjten 
über den Verluſt jeiner Glieder, Damit die Wittiwe, Die 
ihren Mann begraben hat?“ 

Das Verfafjungswerf, erklärte Bismard, jet „der 
Verbejjerung fähig”, und die Regierungen würden feinem 
Vorſchlag unzugänglich fein, der die Erleichterung des 
Zuitandefommens und die Berbejjerung der Berfafjung 
ernftlich bezwede. Er verwahrte die preußiſche wie alle 
anderen Negierungen gegen den Verdacht, als wollten jie 
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etwa „dieſes Parlament dazu benußen, um den Parla— 
mentarismus im Kampf der Parlamente gegen einander 
aufzureiben“. Dabei jprach er die bedeutjamen Worte: 

„Sit denn eine Regierung auf die ‘Dauer denkbar, 
die es Sich zur ſyſtematiſchen Aufgabe jtellte, die Nechte 
der Bevölkerung auf die Theilnahme an ihren eigenen Ge- 
ichäften zu unterdrücken oder abzuschaffen, auf ein wildes 
Neactionsweien jich einzulafjen und in Kämpfen mit der 
eigenen Bevölkerung fich aufzuhalten? Das können Sie 
unmöglich von einer Dynaſtie, wie ſie über Preußen regiert, 
Das fünnen Sie von feiner der Dynaſtien, die augenblicklich 
über Deutjchland regieren, erwarten, da ſie an ein 
nationales Werk mit diejer Heuchelet — ich kann es nicht 
anders nennen — herangeht”*). 

„Wir wollen“, fügte er Hinzu, „den Grad don Frei— 
heit3entwidlung, der mit der Sicherheit de Ganzen nur 
irgend verträglich tt.“ 

Bismard ſchloß dieſe denkwürdige Nede mit den viel-- 
citirten Worten: 

„Meine Herren! Geben wir Deutichland jozujagen 
in den Sattel! Reiten wird es jchon können“. 

Der Berfafjungsentwurf erfuhr durch die Berathungen 
und Beichlußfafiungen des Neichstags mehrere wichtige 
Veränderungen theil3 im Intereſſe der Einheitlichkeit 
*, An einer jpüteren Rede, am 1. März 1870, drücdte Bismard 
dies noch jchärfer aus in den Worten: „Sch bin überzeugt, daß 
der Bundesrath und die gefammte Regierung ſich nicht nur mit der 
Majorität des Reichstags, jondern auch mit der Majorität des Volkes 
in aller Uebereinſtimmung mit den Bielen halten muß, die zu er= 
jtreben find.“ 

8L* 
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(namentlich durch Ausdehnung der Bundescompetenz. in 
Bezug auf die allgemeine Rechtsgeſetzgebung), theils im 
Snterejje des comjtituttonellen Principe. Die Regierungen 
gingen auf Diefe Veränderungen entgegenfommend ein. 
Nur zwei Punkte bildeten zulegt noch Gegenftände einer 
ernjten Meinungsdifferenz zwiſchen dem Neich3tag und den 
Regierungen: die Frage der Diäten für die Abgeordneten 
zum Reichstag und das Bewilligungsrecht des Reichtags 
in Bezug auf das Bundesheerweien. In dem eriten Punkte 
zeigte ſich Bismarck unnachgiebig: er erflärte die Diäten- 
lojigfeit für ein nothiwendige® Gegengewicht“ des allge: 
meinen Wahlrecht, Die Neichstagsmehrheit gab darin 
nad. Rückſichtlich des Bundesheerweiens ward zunächſt 
bi3 Ende 1871 ein jogenanntes „eiſernes Militärbudget“ 
angenommen, d. h. eine feititehende, nicht an einen jähr— 
lichen Beichluß des Reichstags gebundene Friedenspräjenz- 
ſtärke. Diefer Zuſtand jollte, jo wollten e3 die Regierungen, 
auch über 1871 jo lange fortdauern, bi3 er durch ein 
„Bundesgeſetz“, d. h. durch Uebereinjtimmung des Bundes» 
rath3 und des Reichstags, abgeändert würde. Danad) 
hätten die im Bundesrathe vereinigten Negierungen e3 in 
der Hand gehabt, das „eijerne Militärbudget” jo lange 
fortdauern zu lajjen, wie fie wollten. Statt dejjen ward, 
hauptjächlich durch die Bemühungen der nationalsliberalen 
und der gemäßigt conjervativen Partei, eine Faſſung 
gewählt, welche für eine wirkſame Ausübung des con- 
jtitutionellen Budgetrecht3 dem Neichstage etwas mehr Bürg— 
Ichaften gewährte. Die Regierungen erklärten ſich jchließlich 
auch damit einverjtanden, und jo fam die Berfafjung 
glücklich zu Stande. Gegen fie im Ganzen jtimmte die 


485 
Mehrheit der Yortichrittspartei und eine Anzahl von 
Barticularijten. 

Schon am 16. April, alfo noch nicht zwei Monate 
nad Einberufung des Reich3tages, konnte dejien Präfident 
Simſon dem Hauſe verfündigen: „Die Berfajjung des 
Norddeutichen Bundes, wie fie aus den Berathungen de3 
NeichstagsS hervorgegangen, iſt angenommen durch die 
verbündeten Regierungen“. 

Die jo von den Regierungen und vom Neichstage 
gemeinjam feitgejtellte Bundesverfafjung ward dann noch 
jümmtlichen Landtagen der zum Norddeutichen Bunde 
gehörigen Einzeljtaaten vorgelegt und von dieſen genehmigt. 
Damit war der Norddeutiche Bund geieglich conftituirt. 

Bereit im Herbit 1867 trat der erſte gejeßgebende 
Neichstag des Norddeutichen Bundes zujammen. Es kann 
nicht unfere Aufgabe fein, die gejeßgeberiiche Thätigfeit, 
die der Norddeutiche Reichstag in jeinen alljährlichen 
Sitzungen von 1867 bis 1870 entwicelt hat, im Einzelnen 
zu verfolgen. Es genüge, einige der hauptjächlichiten Er- 
folge diejer Thätigfeit furz zu bezeichnen. Auf dem zur 
Zeit wichtigsten Gebiete, dem der Vertheidigung Deutich- 
lands, beichlog der Neichstag auf Anregung jeitens der 
Negierungen zwei wichtige Maßregeln: die Heritellung einer 
einheitlichen Militärgeſetzgebung, ruhend auf der allge 
meinen Wehrpflicht, für den ganzen Norddeutichen Bund, 
und die Beichaffung eines außerordentlichen Geldbedarfs 
für Erweiterung der Bundesmarine. Auf dem Gebiete des 
Handel3 und des Verkehrs Fam die Organijation eines 
gemeinjamen Conſulatsweſens, jo wie die Errichtung des 
Bundesoberhandelsgerichts als oberſter Inſtanz in ftreitigen 
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Handelsjachen, auf dem des Gewerbeweſens eine Gewerbe: 
ordnung im Sinne ausgedehnter Gewerbefreiheit (in welcher 
Richtung 1861 Sachſen vorangegangen war), ferner der 
Erlaß von Geſetzen über Freizügigkeit und über Coalitiong- 
freiheit der Arbeiter zu Stande, auf dem der Nechtögejeß- 
gebung endlich der Erlaß eines allgemeinen Strafgejegbuches. 
Ein gemeinjames „Deutſches Handelsgeſetzbuch“ war jchon 
früher durch Privatvereinbarungen der Regierungen zu 
Stande gefommen, und es bedurfte daher nur einer Bes 
jtätigung dejjelben durch die Gejekgebungsfactoren des 
Norddeutichen Bundes. 

Während jo der Norddeutjche Bund durch die gemein- 
ſame Thätigfeit der Regierungen und des Reichstages ſich 
innerlich ausbaute und befeitigte, ward auch jchon einer 
Heranziehung des Südens an den national geeinten Norden 
und einer allmäligen Verſchmelzung beider wirkſam vor= 
gearbeitet. Am 8. Juli 1867 kam zwilchen dem Nord— 
deutjchen Bunde und den außerhalb deſſelben jtehenden, aber 
im Sollverein mit ihm verbliebenen deutjchen Staaten ein 
neuer HZollvertrag zu Stande, der nicht blos die Dauer 
des Bollvereins bis 1877 ausdehnte, jondern auch dejien 
Einrichtungen wejentlich verbeijerte, indem er diejelben zu= 
gleich in eine organiiche Verbindung mit den Einrichtungen 
des Norddeutjichen Bundes brachte. An die Stelle der bi3- 
herigen „Zollconferenzen“ (Berathungen der Zollvereins— 
regierungen über Solltarife, Handelsverträge u. }. w., wo 
nur mit Stimmeneinhelligkeit etwas beſchloſſen werden 
fonnte) trat eine zugleich zweckmäßigere und volfsthümlichere 
Art der Behandlung jolcher Fragen, nämlich in einem 
„Zollbundesrath“, bejtehend aus dem Bundesrath des 


Norddeutichen Bundes und Bevollmächtigten der aufen- 
itehenden Sollvereinsjtaaten, und einem „BZollparlament”, 
beitehend aus dem Norddeutschen Reichstag und einer ent- 
Iprechenden Anzahl freigewählter Vertreter eben jener 
Staaten. 

Auch dieſe beiden Organe tagten regelmäßig vom 
Sahre 1868 an. Sogleich in ihrer eriten Sitzung ge 
nehmigten ſie einen neuen Handels- und Yollvertrag mit 
Deiterreih an Stelle des durch den Krieg von 1866 
aufgelöjten. Die von den Negierungen vorgejchlagenen Ab- 
änderungen de3 Zolltarifs (inSbejondere die Einführung 
eines Zolls auf Petroleum) jcheiterten wiederholt an dem 
Widerjpruche einer Mehrheit des Zollparlaments; endlich, 
1870, fam eine Reihe von Zollermäßigungen, aber auch 
eine Erhöhung des Kaffeezolles zu Stande. 

Beinahe noch wichtiger, al3 dieſe gemeinjame Arbeit 
von Vertretern des Nordens und des Südens auf wirth- 
Ichaftlichem Gebiete, war die dadurch und durch die regel- 
mäßigen perjönlichen Berührungen beider mit einander 
angebahnte politiiche Annäherung zwiſchen den zivei, ſtaats— 
rechtlich vor der Hand noch von einander getrennten, 
Hälften Deutichlands. Vorzugsweiſe war e3 die nattonal- 
liberale Partei, welche zum Bindegliede zwiichen dem 
Norden unddem Süden wurde. Im Norddeutichen Reich3tage 
hatte jich diejelbe verjtärft durch Getitesverwandte aus den 
nichtpreußijchen norddeutichen Staaten. Im Sollparlamente 
traten nun auch Gejinnungsgenofjen aus dem Süden hin- 
zu, welche eifrig bemüht waren, die Abneigungen und Vor— 
urtheile ihrer ſüddeutſchen Landsleute gegen Preußen und 
gegen die im Norddeutjchen Bunde verkörperte Politik der 
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nationalen Cinigung zu befämpfen, wie der Bayer Völk 
in jener berühmten „Frühlingsrede“, in welcher er unter 
dem Rufe: „ES wird Frühling in Deutichland“ mit 
begeilterten Worten zur Berbrüderung des Süden? mit. 
dem Norden mahnte. 

Der Eintritt Süddeutichlands in den Norddeutichen 
Bund war in der Verfafjung diejes letztern vorbehalten. 
Einzelne jüddeutiche Yänder, wie Baden, zeigten ſich dazu 
ihon bald geneigt; allen Bismard trug Bedenken, 
darauf einzugehen, um nicht Anlag zu dem Vorwurf 
einer Verlegung der Beltimmung des Prager Friedens 
zu geben, welche von einer „nationalen Berbindung des 
‚Vereins‘ der Südjtaaten mit dem Nordbunde” handelte 
und damit den eimjeitigen Anjchlug eines einzelnen jüd- 
deutichen Staates auszujchliegen ſchien. 





XXV. 
Das erſte Auftreten der Socialdemokratie in Deutſchland. 


Im Norddeutjchen Neichstage erjchien zum erjten 
Male auch eine ganz neue Partei, die joctaldemokrattiche. 
Die Anfänge der Bewegung, aus welcher dieje Partei 
hervorging, fallen in das Jahr 1863. 

Den erjten Keim focialijtiicher Ideen warf in die 
deutjchen Arbeiterfreife, die bis dahin noch beinahe unbe— 
rührt von jolchen geblieben waren, ein einzelner Mann, 
Ferdinand Lafjalle. Der Sohn eines wohlhabenden 
jüdiichen Kaufmanns, Hatte er, bei großen angeborenen 
Fähigkeiten und starker Willenskraft, fich frühzeitig ein 
gründliches und vieljeitiges Wiſſen angeeignet. Er bejaß 
einen jeltenen Scharfſinn und eine glühende Beredſamkeit, 
dazu einen brennenden Ehrgeiz, freilich nicht jenen lautern 
und jelbitlojen, der alles an eine große Sache febt, 
vielmehr jene durch Eitelkeit und Herrichjucht getrübte 
Abart des Ehrgeizes, die, während jie einem allgemeinen 
Intereſſe zu dienen jcheint, doch wejentlich nur für die Ver- 
herrlihung der eigenen Perſönlichkeit arbeitet. Laſſalle 
hatte ſich 1848 bei einem Arbeiteraufitande in Düſſeldorf 
betheiligt und dafür eine Freiheitsſtrafe von ſechs Monaten 
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erlitten. Er hatte ſich um diejelbe Zeit zum Bertheidiger 
einer vornehmen Dame, der Gräfin Habfeldt, in einem 
Proceſſe mit ihrem Gemahl aufgeworfen und diefen Proceß 
nach fajt meunjährigem harten Kampfe glüdlich durch— 
geführt, was ihm jelbit eine lebenslängliche Rente aus dem 
der Gräfin Dadurch geretteten Vermögen eintrug. Mit der 
Gräfin blieb er fortwährend in einem vertrauten Ver— 
hältniß, und jie übte einen großen, nicht günitigen Einfluß 
auf ihn aus. Nachdem er hierauf ein paar wiljenjchaft- 
liche Werfe, ein juriſtiſches und ein philojophiiches, ver— 
öffentlicht, welche ihm große Anerkennung von Seiten der 
Fachmänner eintrugen, juchte er während des italtentjchen 
Krieges 1859 durch eine Flugſchrift im nationalen Sinne 
auf die Politik der preußiichen Regierung einzuwirken, 
betheiligte fi) dann an dem Conflict zu Anfang Der 
ſechziger Sahre durch Nathichläge, die er der Fortſchritts— 
partei ertheilte, die aber dieje zurückwies. Nun wendete er jich 
an die Arbeiter. Im einem Bortrage, den er 1862 in einer 
Berfammlung zu Berlin hielt, führte er aus, daß, wie durch 
die Revolution von 1789 der dritte, jo durch die von 
1845 der vierte Stand zur Herrjcehaft berufen jet. Durch 
dieſe Rede auf ihn aufmerkſam geworden, wandte fich der 
in Leipzig von dem Profeſſor Roßmäßler begründete 
Arbeiterverein „Vorwärts“ an ihn um Nath wegen Ber: 
anjtaltung eines allgemeinen Arbeitercongrejjeg. Lajjalle 
erwiderte auf dieje Anfrage in einem „Offenen Antwort: 
ichreiben“, worin er als Grundlage für eine Agitation 
im Arbeiterſtande das jogenannte „Eherne Lohngejeß“ 
verkündete. Er behauptete nämlich, dat bei der jeßigen 
Gejellichaftsordnung, wo der Lohn des Arbeiters jich nad) 
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dem wirthichaftlichen Gejeh von Angebot und Nachfrage 
regelt, der Arbeitsverdient jich niemal3 über den „noth— 
wendigen Lebensunterhalt” erhebe, „der im einem Volke 
gewohnheitsmäßig zur Friſtung der Eriitenz und zur 
ssortpflanzung erforderlich ijt”. Daraus zog er den 
Schluß, daß eine gründliche Abhülfe der Arbeiternoth nur 
dann zu hoffen jet, wenn die Arbeiter ihre eigenen Arbeit- 
geber würden, jo daß der ganze Ertrag ihres Arbeits— 
productes8 ihnen zufalle. Dies könne gejchehen durch 
„Productivafjociationen“, d. h. Durch Vereinigungen Der 
Arbeiter eines Gewerbes zur jelbititändigen Ausführung 
gewerblicher Unternehmungen. Weil aber die Arbeiter 
nicht im Stande jeien, dag dazu nöthige Anlagecapital 
durch Sparen oder auf anderem Wege jich zu verjchaffen, 
müjje der Staat ihnen ein ſolches vorjchiegen. Alſo 
gelte e3 die Errichtung von „Productivajjociationen mit 
Staatshülfe”. Um es dahin zu bringen, müjje der 
Arbeiteritand vor allem nad) Einführung des gleichen, 
allgemeinen, directen Wahlrecht ſtreben. 

Diejelben Ideen entwicelte Laſſalle bald darauf (1863) 
mündlich in einer großen Arbeiterverfammlung zu Leipzig 
und erntete begeifterten Beifall. Aehnliche Erfolge erzielte 
er in Frankfurt a. M. und in Mainz. 

Als Mittelpunkt für jeine Agitation gründete Lajjalle 
einen „Allgemeinen deutjchen Arbeiterverein“. Er war 
unermüdlich, in Reden, Flugſchriften, Circularen, durch 
Beitfchriften, die ev aus eigenen Mitteln unterjtügte, für 
feine Ideen zu wirken. Doch hatte er es bis zum Ende 
des Sahres 1863 auf nicht mehr als 1000 Mitglieder 
gebracht, und als er im folgenden Jahre (31. Juli 1864) in 


einem Duelle fiel, das er mit einem walachtichen Edel— 
mann, Janko von Nadowi, wegen einer unjaubern Liebes— 
geichichte Hatte, war dieſe Zahl immer erſt auf 4610 
geitiegen. Allerdings hatte er eine Gemeinde ſchwärmeriſcher 
Anhänger um ſich gefammelt, die einen fajt abgöttiſchen 
Cultus mit ihm trieben und von denen manche jo weit 
gingen, ihn, al3 den „Erlöjer“ der „Enterbten” (jo bezeichnete 
Laſſalle die Arbeiter), mit Chriftus zu vergleichen. Allein 
Die ungeheure Mehrheit der Arbeiter hielt ſich fern, jei 
e3, daß fie inſtinctiv ein Mißtrauen empfanden gegen den 
in jeinem Auftreten hochfeinen Ariitofraten, der ich zum 
Volke herabließ, ſei es, daß ihr gejunder Sinn ihnen Die 
Unausführbarfeit des von Laſſalle jo verlodend gejchilderten 
Zukunftsſtaats zeigte. Weitaus die meijten Arbeitervereine 
beharrten auf dem von Anderen, namentlich von Schulze- 
Delitich ihnen empfohlenen Wege allmäliger Berbejjerung 
der Lage des Arbeiters durch Fleiß, Sparſamkeit, Pflege 
jittlicher und geijtiger Bildung. 

Mit Schulze Hatte Lafjalle einen Tebhaften Streit 
über die Frage des Sparens der Arbeiter. Schulze 
behauptete, daß von den Arbeitern wenigitens die bejjer- 
geitellten wohl etwas jparen und dadurch ihre Lage ver- 
beſſern könnten; Lafialle leugnete dies geradezu. Die 
Thatjachen haben dem Erjteren Necht gegeben: es ijt 
ſtatiſtiſch erwieſen, daß in den öffentlichen deutichen Spar: 
fajjen (umgerechnet die vielen Kranken» und Hülfskaſſen, 
Vorſchußvereinskaſſen, Anlegung von Geld in unbeweglichen 
Eigenthum 20.) Ddermalen 900—1000 Millionen Mark 
an Spareinlagen von Arbeitern und Dienjtboten ſich 
befinden. Gegen die „Productivajiociationen mit Staats— 
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hülfe” erklärten fich ernjte und fachkundige Männer von 
zweifellojem Intereſſe für die Arbeiter, wie Rodbertus, 
während ein ebenfo warmer Freund des Arbeiteritandes, 
V. A. Huber, in feinen lehrreichen Schriften über die engliſchen 
Productivafjociationen nach dem Princip der Selbithülfe 
darlegte, wie dort die Arbeiter durch eigne Kraft, ohne 
Staatshülfe, jich vorwärts brächten. Lajjalle ſelbſt jcheint 
durch ſolche gewichtige Urtheile an feiner Idee irre geworden 
zu fein, allein er wollte ein jo wirfiames Mittel der 
Agitation nicht aufgeben. „Man muß dem Mob etwas 
bieten”, jchrieb er an Rodbertus. 

Das „Eherne Lohngeſetz“ jelbit, auf welches Lajjalle 
jeine ganze Agitation, die Forderung eines völligen Um: 
ſturzes der jet beitehenden Wirthichaft3ordnung und 
einer Berwandlung des Syitemes der „Selbjthülfe” in ein 
Syitem der „Staatshülfe” baute, it ſchon wegen feiner 
zweideutigen Faſſung untauglic), als Grundgeſetz der 
Wirthichaftspolitif zu dienen, Der „gewohnheitsmäßige“ 
Lebensunterhalt ijt feine feſtſtehende, ſondern eine wechjelnde 
Größe. Es iſt erweisbar*), daß der durchichnittliche 
„gewohnheitsmäßige“ Lebensunterhalt eine heutigen 
Arbeiter in Bezug auf Nahrung, Kleidung, Wohnung, 
ja auch auf mancherlei materielle und geijtige Ge— 





*) Für Deutjchland hat der Verfaifer dieſer Schrift einen - 
folchen Beweis (mit ftatiftifchen Angaben) zu führen verfucht in feinem 
„Deutfcjland im 18. Jahrhundert“ (1. Bd.) und in einem Aufjaß: 
„Der Arbeiter fonjt und jegt” in Nr. 19 der „Gartenlaube“ von 
1879, für England hat es Macaulay gethan im 3. Capitel feiner 
„Englifchen Geſchichte“, für Frankreich Foville in feinem Buche: „Les 
variations des prix en France depuis un siecle*. 
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nüjje ein weſentlich höherer und bejjerer it, als 3. B. 
vor 100 Sahren, daß aljo auch bei der jegigen Wirth- 
ſchaftsordnung ein Fortſchritt in den Arbeiterzuftänden nicht 
blos möglich, ſondern wirklich vorhanden iſt, ja daß dieſer 
Fortſchritt theilweije ſogar verhältnigmäßig größer it, als 
bei mancher andern Geſellſchaftsklaſſe. Es bleibt daher 
von jener angeblih unumſtößlichen Wahrheit Lajjalles 
höchitens jo viel übrig, daß Derjenige, welcher zur 
Erwerbung feines Lebensunterhaltes nichts mitbringt, als 
die rohe Kraft feiner Hände ohne höhere Tsertigfeiten, im der 
Pegel weniger verdient, al3 Der, welcher ſolche Tyertigfeiten 
verwerthen kann — ein Naturgejeß, welches feine, auch 
nicht die Laſſalle'ſche Gejellichaftsordnung umzuſtoßen ver- 
möchte, mindejtens nicht ohne ſchwere Ungerechtigkeit gegen 
die höher entwidelte Arbeitskraft. 

Es war jehr leichtfertig, um nicht zu jagen gewiſſen— 
(08, von Lajjalle, den deutſchen Arbeiterjtand durch Be— 
hauptungen, die der feiten Begründung ermangelten, und 
durch Vorjpiegelung eines Zufunftsideald, an das er jelbjt 
Ichon nicht mehr glaubte, zur Feindſchaft gegen die ganze 
bejtehende Wirthichafts- und Gelellichaftsordnung aufzus 
reizen, zugleich ihn Dadurch unluftig zu machen zu eigenen 
Anstrengungen für die Verbeijerung feiner Lage mit Hülfe 
von Fleiß und Sparſamkeit. 

In der nächjten Zeit nach Lafjalle's Tode ward Die 
von ihm begonnene Agitation noch in feinem Geilte fort: 
geführt. Dem rührigjten feiner Nachfolger in der Leitung 
des „Allgemeinen deutjchen Arbeitervereins“, Herrn von 
Schweißer, gelang es, bderjelben eine viel größere Aus— 
dehmung zu verichaffen, al3 fie unter Laſſalle jelbit gehabt 
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hatte Gr bediente fich als eines wirfjamen Mittel zur 
Ausbreitung der foctaliftiichen Bewegung der ſog. „Ge— 
werfsgenojjenjchaften“, zu denen er die Arbeiter der ein- 
zelnen Gewerbe vereinigte. Zwei Anhänger des Schulze'ſchen 
Princips der „Selbjthülfe," Mar. Hirih und Franz 
Dunder, ftellten dieſen jocialiltiichen „Gewerksgenoſſen— 
Ihaften* Schweitzers ſog. „Gewerkvereine“ nach dem 
Mujter der engliichen Trades-unions entgegen, welche 
fig die Verbejferung der Arbeiterzuftände durch Errichtung 
von Hülfskaſſen für Die Arbeiter und Durch ſonſtige 
Beitrebungen für die Hebung ihrer öfonomilchen Ver: 
hältnijje, aber jtreng auf dem Boden der bisherigen 
Wirthichaftspolitif, zur Aufgabe machten. 

Die Lafjallejche Bewegung ward inzwiichen bald ge— 
freuzt und überholt von einer neuen, viel weiter greifenden 
Strömung joeialiftiicher Ideen. Dieje letztere ging aus 
von der jog. „Internationale“, d. h. der internationalen 
Arbeiterajjoctation, deren Sig London war, an Deren 
Spitze ſich aber ebenfall3 ein Deuticher, Karl Marz, be— 
fand. Diejer, gleich Laſſalle ein wijjenjchaftlich gebildeter 
Mann, Verfaſſer der Schrift: „Das Capital“, hatte jchon 
1847 fich offen zum Communismus, wie er damals von 
Frankreich aus gepredigt wurde, befannt, Er hatte im 
Bewegungsjahre 1843 zufammen mit Engels, Freiligrath u. U. 
die „Neue Rheiniſche Zeitung“ als ein publiciftiiches 
Drgan diefer Richtung gegründet. Er war 1849 aus 
Preußen verwieſen worden, war jpäter nad) England ges 
gangen, und war dort 1564 einer der Hauptbegründer und 
Leiter der „Internationale“ geworden. Für die Ueber— 
tragung der Lehren diejer durchaus communijtiichen Ber: 
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bindung nach Deutichland fand Marz einen eifrigen, un— 
ermüdlichen und energischen Apoftel in dem Schriftiteller 
Liebfnecht. Diejem gelang es, in einem der anjehnlichiten 
deutſchen Arbeitervereine, dem „Leipziger Arbeiterbildung3- 
verein”, Fuß zu faßen und den talentvollen Leiter diejes 
Vereins, Bebel, dev bis dahin im Wirthichaftlichen zu 
Schulze, im Politiſchen zur Nationalpartei gehalten hatte, 
für feine kosmopolitiſchen und jocialifttichen Anschauungen 
zu gewinnen. Es war Das für die Sache, die Liebfnecht 
vertrat, wirklich ein Gewinn, denn Bebel, abgejehen von 
jeiner bedeutenden Befähigung al3 populärer Redner, hatte 
vor den meijten bisherigen Socialiftenführern in Deutjch- 
land den großen Vortheil voraus, al3 Arbeiter, und zwar 
al3 tüchtiger und gejchiefter Arbeiter (der er auch troß 
jeiner vielfeitigen Thätigfeit als Agitator, Reichs- und 
Landtagsabgeordneter immerfort geblieben tjt), den Arbeitern 
nahe zu jtehen und Vertrauen einzuflößen. 

Ein Zuſammenſtoß zwijchen beiden Richtungen, der 
Laſſalleſchen und der communiftiichen, erfolgte zuerjt auf 
einem Congreß der deutjchen Arbeitervereine zu Nürnberg 
am 6. September 1868. Bon 111 daſelbſt vertretenen 
Bereinen erklärten fich 74 für die Grundjäße der „Inter 
nationale.“ Auf einem zweiten Gongreß, zu Eiſenach 
am 7. August 1869, auf welchem durch 262 Delegirte ans 
geblich 150,000 Arbeiter vertreten waren, ward die neue 
„ſocialdemokratiſche“ Arbeiterpartei fürmlich conſtituirt. 
Ihr Programm enthielt neben manchen politijchen Forde— 
rungen („allgemeines Wahlrecht, directe Gejeßgebung durch 
das Volk u. ſ. w.“) folgende focialiftische Ziele: „Normal- 
arbeitstag, Abichaffung aller indirecten Steuern, als ein- 
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ige Steuer eine progrejjive Einfommen- und Erbſchafts— 
jteuer; endlich Staatshülfe für Productivgenojjenichaften.“ 
Noch wagte der Kommunismus nicht, feine Maske gänzlich 
abzuwerfen. Doch ward bereit3 ein enger Anjchluß der 
Partei an die „Internationale“ beſchloſſen. Auf einem 
von leßterer im Herbjt 1869 in Bajel veranjtalteten inter- 
nationalen Congrejje, an welchem zwei Leiter der deutſchen 
jocialdemofratischen Partei, Liebfnecht und Brade, fich be- 
theiligten, ward die „Abjchaffung des Erbrecht3 und des 
Eigenthums an Grund und Boden“ decretirt. 

Noch beitand die Lajjalleiche Partei unter v. Schweiger 
fort; allein e8 war vorauszujehen, daß die radicalere 
Richtung früher oder ſpäter über die gemäßigtere fiegen werde. 
Die Bollendung dieſes Sieges fällt jenjeit3 der Periode, 
die wir hier jchildern. Am 21.—27. Mat 1875 fand eine 
Vereinigung beider Parteien in Gotha jtatt, wobei die 
Laſſalleaner, objchon ihrer Zahl nach die Mehrheit bildend, 
ſich der Minderheit fügten, indem fie in ein ganz commu— 
niltiiches Programm willigten, nämlich: „Verwandlung 
der Privatarbeit in Gejellichaftsarbeit, Uebergang der in 
PBrivathänden befindlichen Mittel der Arbeit in das 
Gemeingut der Gejellichaft, genofjenjchaftliche Regelung 
der Arbeit und Vertheilung des Arbeitertragd auf dem 
jelben Wege”. 

Das allgemeine Wahlrecht, welches Lafjalle als Vor- 
bedingung für den jocialijtiichen Staat der Zukunft gefordert 
und mit dejjen Hülfe er diejen im friedlichen Wege zu Stande 
zu bringen gehofft hatte, fiel, mindejtens für den deutſchen 
Reichstag, der Partei gleichham in den Schooß, da die 
Regierungen ſelbſt dafjelbe einführten. Der erjte Arbeiter 

8. Biedermann, Dreißig Jahre deutſch. Geſch. IL 32 
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und Arbeiterführer, der durch die Stimmen der Social» 
demofraten (in einem fächjiichen Wahlfreije, Meerane— 
Glauchau) in den constituirenden Reichstag (srühjahr 1867) 
gelangte, war Bebel; im erjten gejetgebenden Reichstag 
(Herbit 1867) ſaßen bereit3 fieben Socialdemofraten, fünf 
von der Lafjalle’schen, zwei von der Marr’ichen Richtung; 
zehn Jahre jpäter (1877) waren es zwölf, wovon Preußen 4, 
Sachſen 7, Reuß ä. %. 1 geliefert Hatte. Die Zahl der 
jocialdemofratischen Stimmen betrug beim Reichstag von 
1870 120,108 oder 3,3% aller abgegebenen Stimmen, 
1877 493,288 oder 9,1%. 





XXVI. 


Der deutſch-franzöſiſche Krieg und die Gründung des 
neuen deutſchen Reichs. 

Anſere Darſtellung nähert ſich ihrem Ende, zugleich 
dem Höhepunkte dieſer dreißig Jahre deutſcher Geſchichte, 
dem Kriege von 1870 und der Gründung des neuen 
deutſchen Reichs auf den franzöſiſchen Schlachtfeldern. 

Daß Deutſchland einen Krieg mit Frankreich zu be— 
ſtehen haben werde, und zwar in nicht ferner Zeit, konnte 
nach 1866 kaum noch zweifelhaft ſein. Der glänzende 
Feldzug der Preußen in Böhmen, ja ſchon die eine Schlacht 
von Sadowa oder Königgrätz, deren Gleichen ſelbſt die 
Kriegsgeſchichte des erſten Napoleon nur wenige aufzu— 
weiſen hatte, war etwas, was die franzöſiſche Eitelkeit dem 
ſo lange mißachteten deutſchen Nachbar unmöglich vergeben 
konnte. Wo blieb das „Preſtige“, das Anſehen der 
„großen Nation“, wenn ein Krieg wie der von 1866 ange— 
fangen und beendet werden konnte ohne ihre Dazwiſchen— 
kunft? Wo war die „Compenſation“, die Schadloshaltung 
Frankreichs für die Vergrößerung Preußens und die Con— 
ſolidirung Deutſchlands? 

Dieſes neue Deutſchland — Das war es vor Allem, 
was den Franzoſen und ihrem Kaiſer fort und fort den 
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Schlaf raubte. Zwar Napoleon jelbit war nicht mehr 
der thatendurftige Geiſt, der er einſt geweſen. Zunehmendes 
Alter, ein raſches Vorleben, endlich auch wohl jchon der 
Beginn jener jchmerzhaften Krankheit, welcher er fpäter 
unterlag, machten ihn zu Fühnen Entjchlüjfen und weitaus— 
jehenden Unternehmungen unluftig, wo nicht unfähig. Er 
war weit mehr der Getriebene, al3 der Treibende. Allein 
die Nation oder wenigitend Paris ließ ihm feine Ruhe. 
Er hatte viel gut zu machen: die verfehlte mexikaniſche Ex— 
pedition, die dabet erlittene Demüthigung, das um ihretwillen 
verjäumie Eingreifen in die Sriege von 1864 und 1866. 
Am Tiebiten hätte Napoleon die Genugthuung, die 
er jeinen Franzoſen jchuldete, auf diplomatischen Wege, 
ohne Krieg, ſich verichafft. Vielleicht Tieß Preußen mit 
fich reden, dieſe Macht, die ihrerfeit3 ebenfalls nach Ber: 
größerung jtrebte und jiteben mußte! Schon 1862, dann 
wieder 1864, hatte Napoleon (wie Bismard ſpäter öffentlich 
erklärte) nach Diejer Seite Fühler ausgejtredt, noch mehr 
beim Beginn des öſterreichiſch-preußiſchen Conflict® 1865. 
Allmälig war er mit pofitiven Vorſchlägen hervorgetreten, die 
auf beiderjeitige Vergrößerungen durch gemeinjames Einver- 
ſtändniß abzielten. Für Frankreich war es dabei auf 
Luxemburg, auf die Grenzen von 1814 (mit Saarlouis und 
Landau), auf die franzöfische Schweiz, auf den franzöftich 
redenden Theil Piemont? u. f. w. abgejehen. Im Mat 
1866 nahmen dieſe Vorjchläge die beitimmte Geftalt 
eines „Offenfiv- und Defenfivbündnijjes zwiſchen Frankreich 
und Preußen” an. Napoleon wollte mit 300,000 Mann 
Preußen zu Hülfe fommen. Nach gemeinfam erfochtenem 
Siege follte Preußen durch Annerionen fi) um 7—8 Mill. 


Einwohner verjtärfen, auch eine Bundesreform nach feinem 
Sinne vornehmen können; Frankreich follte das Gebiet 
zwiichen Mojel und Rhein, jedoch ohne Coblenz und 
Mainz, erhalten (etwa 1,3800,000 Einwohner). 

Diejer Vorichlag ward mehrmal3 wiederholt, zuleßt 
in falt dDrohendem Tone, fand aber feine Annahme. 

Der Krieg von 1866 mit jeinem fabelhaft jchnellen 
Berlauf täufchte die Hoffnung Napoleons, noch inmitten 
des Kampfes den Kämpfern feine Hülfe theuer verkaufen 
zu fönnen*). Die Rolle des Bermittlers, die ihm Defterreich 
in jeiner Noth unter Abtretung Venetiens anbot, war zwar 
ehrenvoll, aber nicht einträglich. Auch erreichte Preußen 
doch beim Friedensſchluſſe jo ziemlich Alles, was es gewollt; 
Napoleon hatte das Nachjehen. 

Allein er war nicht blöde. Bald nach den Nifols- 
burger Verhandlungen, am 5. Muguft, trat er an das 
fiegreiche Preußen mit der Forderung einer „Kompenjation“ 
für deſſen Vergrößerungen heran. Er begehrte nicht? Ge- 
ringeres, als das linke Rheinufer bis Mainz (einjchließlich 


*) Graf Seherr-Thoß, ein Mitglied der ungarifchen Emigration 
in Paris, erzählt in feinen „Erinnerungen aus meinem Leben“ 
(„Deutfhe Rundſchau“, 1881, Juli) eine fonderbare Geſchichte. Er 
habe im Juli 1866 nad) Berlin reifen wollen, da babe ihm inäge- 
beim Prinz Napoleon unter den Fuß geben lajjen, er möge doch 
über Nikolsburg geben und dort dem Grafen Bismard fagen: 
„Preußen folle Oeſterreich nicht zu leichten Kaufs loslaſſen, denn Oeſter— 
reich fei rachſüchtig. Der Kaifer müſſe freilich fcheinbar vermitteln, 
weil Defterreich ihn dazu aufgefordert habe“ u. ſ. w. Daraus würde 
folgen, daß der Kaiſer den Frieden zu Bintertreiben und den Krieg 
zu verlängern gejucht habe. 
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diefer Feitung). Bismard erwiderte: „Mainz verlangen — 
Das heiße: Krieg!” Därauf erklärte der franzöfiiche Ge- 
ſandte in Berlin, Benedetti: „Die Griftenz der Dynaſtie 
Napoleon fer in Gefahr, wenn die öffentliche Meinung in 
Frankreich nicht durch ein derartiges Zugeltändniß ſeitens 
Deutichlands beruhigt werde”. Bismard zeigte ſich durch 
diefe Gefahr der Napoleonifchen Dynaftie wenig gerührt, 
bemerkte vielmehr dem Gefandten: „Ein jolcher Krieg 
fönnte unter gewiſſen Umständen ein Krieg mit revolutio- 
nären Mitteln werden, und dann möchte leicht die deutjche 
Dynaftie eine größere Fejtigfeit bewähren, als Die des 
Kaiſers Napoleon“. 

Sofort nad) diefen Vorgange fandte der König auf 

Bismard3 Rath den General von Manteuffel (eine beim 

Kaifer von Rußland ſehr beliebte Perjönlichkeit) nach 
Petersburg, um für den Fall eines Kriegd mit Frankreich 
jich eines Rückhalts an Rußland zu verfichern. Dies ge- 
lang. Napoleon jeinerjeit3 wich vor der jo entjchiedenen 
Sprache de3 preußiſchen Meinifterpräfidenten zurüd und 
juchte in einem Briefe an feinen Miniſter Lavalette 
(vom 12. Augujt) die an Preußen gejtellte Forderung 
jammt deren Abweiſung durch Fedes Ableugnen möglichit 
aus der Welt zu jchaffen. 

Bald darauf ging Napoleon von einer andern Seite 
her auf jein Biel Io. Bei dem wiederholten Ans 
muthungen wegen Abtretung deutſchen Gebiets mag 
Bismard wohl gegen Benedetti die Aeußerung hingeworfen 
haben: „es jei doch natürlicher, daß Frankreich jeine Ab: 
rundungen da fuche, two franzöfiich gejprochen werde“. Dies 
faßte Napoleon auf und ließ nunmehr dem Berliner 
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Cabinet allerhand Projecte unterbreiten, welche auf Anz 
nexionen in Belgien hinausliefen. - Einen jolchen Plan, von 
Benedetti’3 eigner Hand gejchrieben, lieg Bismarck jpäter 
(1870) veröffentlichen, um Frankreichs Yändergier und deren 
bedrohliche Folgen für Frankreichs Nachbarn bloßzulegen- 
Damals jedoch (1866) behandelte er die Sache (nach feinem 
Ausdrud) „Dilatoriich”, d. h. er lehnte alle derartige Anz 
regungen nicht von Haus aus ab, verzögerte aber von einem 
Momente zum andern das nähere Eingehen darauf. 

E3 gab in Berlin eine Partei, beſonders wohl unter 
den höheren Militärs, welche die Anjicht vertrat: ein Krieg 
mit Frankreich ſei doch unvermeidlich; bejjer daher, ihn 
jest zu führen, wo ?sranfreich noch weniger friegstüchtig 
jei, als jpäter, wo e3 vielleicht fein Heerwelen vervollkommnet 
haben werde. Bismarck war diejer Anjicht nicht. „Er 
rechnete (wie er jpäter öffentlich erklärt hat) mit der Mög— 
lichkeit, daß in Frankreichs Verfaſſung und innerer Politik 
Veränderungen eintreten Fünnten, welche das franzöfiiche 
Volk von jeinen kriegeriſchen Gelüſten nach außen ablenkten“. 
In diefem Sinne juchte er einen Bruch mit Frankreich 
jo lange al3 möglich zu vermeiden. 

Dieſer Politif blieb Bismard jelbit dann treu, als 
Kaijer Napoleon ihn 1867 vor die jchwere Wahl jtellte, 
entweder Krieg anzufangen, oder im Namen Preußens und 
de3 Nordbundes ein Zugeftändnig zu machen, das als 
Schwäche ausgelegt werden fonnte. E3 betraf Das die 
jogenannte luxemburgiſche Frage. 

Luxemburg war dem Norddeutſchen Bunde nicht bei— 
getreten. Nur dem Zollvereine gehörte es noch an. So 
lange der Deutſche Bund beſtand, war die Stadt Luxem— 
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burg Bundesfejtung und hatte eine preußiſche Beſatzung. 
Im Frühjahr 1867 hatte Napoleon mit dem König von 
Holland insgeheim Verhandlungen angeknüpft wegen einer 
Abtretung Luxemburgs an frankreich gegen eine Geldfumme. 
Bismard, der davon rechtzeitig Wind befommen, hatte auf 
geſchickte Weiſe (mitteljt einer von ihm veranlaßten Inter: 
pellation im norddeutichen Neichstage) diefem Verkaufs— 
gejchäfte eine Deffentlichkeit gegeben, welche Napoleon ver: 
anlagte, davon abzujtehen. Dagegen verlangte aber nun 
Napoleon, dag Preußen feine Bejayung aus der Feſtung 
herausziehe. Das Recht Preußens auf Forterhaltung der 
Bejagung in Luxemburg war allerdings zweifelhaft. Bismard 
willigte in die Verhandlung der frage auf einer Conferenz 
der Großmächte (in London) und bet diefer in die Zurück— 
ztehung der Bejagung, jedoch unter der Bedingung, daß 
die Stadt Luxemburg aufhöre, eine Feſtung zu fein, und 
daß das ganze Großherzogthum als neutraler Staat unter 
die Collectivgarantie der Mächte gejtellt werde. 

Die öffentliche Meinung in Deutjchland zeigte ſich 
einigermaßen erregt über dieje. nach der Anficht Vieler zu 
große Nachgiebigfeit gegen Frankreich. Die franzöfiiche 
Preſſe ihrerjeit3 triumphirte, daß Preußen auf Napoleons 
Befehl Luxemburg geräumt habe. Allein jedenfall® war 
die Politif Bismard3 eine richtige: jene damalige Nach— 
giebigfeit war die beſte Rechtfertigung der Feſtigkeit, womit 
Preußen drei Iahre jpäter einer zweifellos unberechtigten 
Forderung Frankreichs entgegentrat und, indem es Diejelbe 
Itreng abwies, ſelbſt den Krieg nicht jcheute. 

Während aber Bismard jo dem von drüben gejuchten 
Anlaß zum Striege auswich, ertheilte er zugleich den 
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Franzoſen eine ſehr ernite und nicht mißzuverſtehende 
Warnung, daß fie nicht zu jehr auf Preußens Friedens— 
liebe, noch weniger auf Deutichlands Uneinigkeit fpeculiren 
möchten. Noch inmitten der Verhandlungen über Luxem— 
burg erichien im „Preußiichen Staat3anzeiger“ der Text einer 
Neihe geheimer Bündnikverträge, die Bismard 1866 mit 
den jüddentichen Staaten abgejchlojjen hatte. Kraft diefer 
Verträge „gemwährleiiteten ich die ſüddeutſchen Staaten und 
Preußen gegenjeitig die Umverleßlichkeit ihres Gebiet3” und 
„verpflichteten fich, im Falle eines Krieges ihre volle Kriegs— 
macht zu diefem Zwede einander zur Verfügung zu ftellen“. 
Auch übertrugen für den Tall eines Krieges diegjüddeutichen 
Fürſten den Oberbefehl über ihre Truppen dem König 
von Preußen. 

Dieje Verträge waren bei ihrem Abſchluß nach beider- 
feitiger Uebereinkunft jtreng geheim gehalten worden. Auch 
in’ Deutjchland erfuhr man jett zum erjten Mal davon. 
Die Kunde erregte hier allerwärt3 ein lebhaftes Gefühl 
der Befriedigung und Beruhigung Man ſah in dieſen 
Verträgen eine werthvolle Frucht der weilen Schonung, 
womit Bismard 1866 die Süditaaten behandelt Hatte. 

Für die Franzoſen waren dieſe Verträge ein neuer 
harter Schlag — beinahe ein zweites Gadowa: ihren 
Hoffnungen auf ein fortdauerndes Getrennthalten Des 
Süden? vom Norden, vielleicht auf einen neuen Rheinbund, 
war dadurch mit einem Male ein Ende gemadt. 

Auch in Wien erregten fie nicht gerade Zsreude. Herr 
von Beust, der neue öjterreichiiche Miniiter des Aus— 
wärtigen, gab diefem Gefühl Ausdrud in einer Depejche 
an den Faijerlichen Gejandten in Berlin (v. 28. Juli 1867), 
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worin er die Vereinbarkeit der Verträge mit dem Prager 
Frieden anzweifelte, eines Proteſtes jedoch ſich enthielt. Ein 
Verſuch Bismarcks, mit Hülfe des Münchener Hofes (durch 
die Sendung des Grafen Tauffkirchen nach Wien) Oeſterreich 
mit der neu geſchaffenen Sachlage dadurch auszuſöhnen, 
daß er eine nähere Verbindung zwiſchen dem nun enger 
verknüpften Nord- und Süddeutſchland einerſeits, Oeſter— 
reich andererſeits in Ausſicht nahm, fand in Wien eine 
ziemlich kühle Aufnahme. Dagegen erfolgte eine perſön— 
liche Zuſammenkunft der beiden Kaiſer von Oeſterreich und 
Frankreich in Salzburg am 18. bis 23. Auguſt 1867, und 
ſchwerlich ging die öffentliche Meinung irre, wenn ſie — 
trotz aller beſchwichtigenden Noten von franzöſiſcher Seite — 
dieſen Beſprechungen nicht eben freundliche Abſichten gegen 
Deutſchland beimaß. 

Inzwiſchen kam Napoleon auch nach dem luxemburger 
Zwiſchenfall auf ſeine belgiſchen Pläne zurück. Wiederum 
antwortete Bismarck ausweichend. Napoleon ſuchte ſich nun 
ſeinem Ziele indirect dadurch zu nähern, daß er (1868) 
eine Verjchmelzung der belgijchen und luxemburgiſchen Eijen- 
bahnen mit der großen franzöfischen Nordbahn betrieb; 
aber auch auf diefem Wege fand er Hindernijje — wie er 
glaubte, Durch geheime Gegenwirfungen Bismarcks. 

E3 war überhaupt bei den Franzoſen bereit3 nahezu 
zur fixen Idee geworden, überall und in Allem die gegen 
Frankreich gerichtete Hand Bismarcks zu erbliden, überall 
Bergrößerungsgelüjte Preußens auf Frankreichs Koſten zu 
wittern *). 








*) Man erjicht dies am beiten aus der Schrift Benedetti's: 
Ma mission en Prusse. 
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Napoleon jelbit hätte diefe Reizbarkeit des franzöftichen 
Nationalgefühls wohl gern beruhigt, denn er ſah voraus, 
daß Ddiejelbe ihn über kurz oder lang vor die Nothiwendig- 
feit eines Krieges mit Deutjchland jtellen werde, vor welchem 
er eine fajt abergläubiiche Schen empfand. In feinen 
Thronreden, in den Reden und Sendjchreiben feiner Minifter, 
in der officiöjen Preſſe juchte er beichwichtigend zu wirken, 
Da hieß es das eine Mal: „Frankreich ift in fich 
ſtark genug, um feine Stärke nicht in der Schwäche jener 
Nachbarn zu ſuchen“, ein andere® Mal: „Frankreich darf 
nicht eiferfüchtigen Stimmungen die Nationalität3principien 
unterordnnen, Die e3 vertritt”; wieder ein anderes Mal 
ward den Franzoſen ftatijtiich vorgerechnet, daß die neue 
Drdnung der Dinge in Deutjchland für Frankreich vor— 
theilhafter jet, als die frühere, denn jet zerfalle Deutjch- 
land in drei Gruppen, während es jonjt mit Dejter- 
reich zujammen eine gefährliche Macht von 75 Mill. 
Menjchen dargejtellt habe. Aber alle jolche und ähn— 
liche Beruhigungsmittel wollten nicht verfangen. Die 
franzöfiiche Nation empfand nun einmal, wie Mintjter 
Rouher in feiner Rede gleich nach Sadowa ganz richtig 
bemerft Hatte, „patriotiiche Beklemmungen“. 

Unter den Wortführern im Gejeßgebenden Körper 
gab e3 einzelne, (wie Dllivier) die damal3 von den jteten 
Anreizungen der öffentlichen Meinung abmahnten, während 
fie jpäter, 1870, mit die Erjten waren, die Kriegsluſt der 
Nation zu fchüren; es gab aber auch andere (wie Thier?), 
welche fortwährend das Caeterum censeo, die „Revanche 
für Sadowa“, den Proteft gegen die deutjche Einheit im 
Munde führten und welche dann, als die dadurch geweckte 
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Kriegsluſt der Nation fie ſelbſt überrannte, vergeblich die 
Leidenschaften zu zähmen verjuchten, die fie erit hatten 
entfejjeln helfen. 

Seit 1867 arbeiteten Napoleon und fein Kriegs— 
miniſter Marjchall Niel an einer Vervollkommnung des 
franzöfiichen Heerweſens. in neues, weittragende® Ge— 
wehr, das Chajjepot, ward eingeführt; der Kaiſer jelbit er- 
fand eine Art von jchnellichießenden Eleinen Geichüßen, die 
Mitrailleufen; genug, man juchte auf alle Art der großen 
militärijchen Weberlegenheit, die Preußen im Kriege 1866 
gezeigt hatte, die Spite zu bieten. Das Alles geichah, 
wie Niel im Geſetzgebenden Körper erklärte, Tediglich „im 
Interefje des Friedens." Denn, fagte Niel, „das franzöfiiche 
Volk vermag nicht lange eine Gefahr, die es bedroht, zu 
ertragen: es geht lieber diejer Gefahr entgegen, es zieht 
den Krieg vor. Giebt man ihm aber eine militä- 
riihe Organijation, die ihm alle Sicherheit gewährt, jo 
läßt es die Sorgen fahren und fürchtet feine Nachbarn 
nicht, träumt jelbjt von feinen Eroberungen und überläßt 
ji dann im Frieden jeinen gewohnten Beichäftigungen“. 

Im Jahre 1869 jchien Napoleon wieder einen andern 
Weg betreten zu wollen, um der fieberhaften Unruhe des 
heigblütigen franzöfiichen Volkes eine Ablenkung zu ver: 
ichaffen. Nachdem er in der innern PBolitif bisher immer 
nur farge Zugeſtändniſſe an den Freiheitsſinn der Franzoſen 
gemacht, lenkte er jegt anjcheinend voll und ganz in die 
conjtitutionellen Bahnen ein, ja ſtellte jogar einen der 
liberalen Wortführer, Olivier, an die Spitze des Miniſteriums. 

Allein plöglich machte er abermald eine Schwenfung. 
indem er zu jeinem alten Mittel des Dejpotismus, der all: 
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gemeinen Abjtimmung oder dem „Plebiscit“, griff. Seit— 
dem war es jo aut wie gewiß, daß der Verjuch einer 
Befriedigung des erregten Nationalgefühls nicht im Innern, 
jondern nach außen erfolgen werde. 

Ein bejonderer Umjtand fam hinzu. Unter den 
Millionen „Sa“, welche, wie allemal bei diejen Plebisciten, 
vom Volfe abgegeben wurden, befanden jich einige 60,000 
„Nein“ aus den Neihen der Armee. Napoleon erblidte 
darin ein Anzeichen, daß die Armee jich langweile, daß jie 
beichäftigt jein wolle. 

Gerade in diefem Momente nun bot jich ein neuer 
Anlaß zu einem Streite mit Preußen. In dem Nachbar: 
lande Spanien war 1868 durd) eine Militärrevolution 
die Königin Iſabella vertrieben worden. Die Cortes hatten 
dem Lande eine neue Verfaſſung gegeben, darin aber feſt— 
gejeßt, daß Spanien auch ferner eine Monarchie, feine 
Republik fein jolle. Nun galt eg, einen König zu finden. 
Der König von Portugal lehnte ab; den Herzog von 
Miontpenjier jcheute man jich zu nehmen, weil jeine Wahl, 
als die eines Orleans, Napoleon verlegen könnte; am 
italienischen Hofe holte man ſich ebenfall3 einen Korb. 
Sp lenkte man zuleßt fein Augenmerf auf den Prinzen 
Leopold von Hohenzollern, einen Sohn jenes Fürſten, der 
1858 an der Spitze des preußiichen Miniſteriums gejtanden. 
Die ſchwäbiſche Familie der Hohenzollern, welcher der 
Prinz angehörte, hatte mit der fränkischen oder dem preu— 
Biichen Königshaufe den gleichen Stammvater, allein fie 
war jeit 1226, aljo jeit fajt 650 Jahren, von derjelben ab- 
gezweigt; jie war katholiſch geblieben, während jene pro= 
tejtantijch ward. Die Prinzen von Hohenzollern waren 
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nicht eigentliche preußiiche „Prinzen von Geblüt“ ; jie führten 
nur (und auch erjt infolge der Abtretung ihrer Länder 
an Preußen, als eine Art von Entſchädigung dafür) den 
Titel: „nachgeborne preußiiche Prinzen“. Außerdem war 
Prinz Leopold ein Neffe Murats, aljo mit Napoleon ver- 
wandt; ja gerade diejer Umjtand ward von einer franzofen- 
feindlichen Bartet in Spanien gegen ihn geltend gemacht. 
Allein es war ein deutjcher Prinz; er führte- den verhaßten 
Namen Hohenzollern; folglich) war jeine Erhebung auf 
den ſpaniſchen Thron eine Gefahr für Frankreich und 
ichon der Gedanke daran eine Beleidigung des franzöfiichen 
Bolfes! Man jah darin eine von langer Hand angelegte 
Intrigue Bismarcks, obſchon die preußiiche Regierung er— 
klärte: ſie habe mit der ganzen Sache nichts zu thun, ja 
ſie ſei davon nicht einmal officiell in Kenntniß geſetzt, und 
obſchon die ſpaniſche Regierung ebenſo entſchieden ver— 
ſicherte, daß ſie bei der Wahl des Prinzen keinerlei Rück— 
ſichten auf andere Mächte, ſondern lediglich das Bedürfniß 
einer endlichen Erledigung der Thronfrage im Auge gehabt, 
daß ſie auch ausſchließlich mit dem Prinzen Leopold 
unterhandelt und weder mit Bismarck noch mit König 
Wilhelm Beziehungen deshalb angeknüpft habe. 

Sogleich bei der erſten Nachricht von der Candidatur 
eines Prinzen von Hohenzollern in Spanien (welche 
telegraphiich am 3. Juli nach Paris gelangte), wallte das 
franzöfiiche Nationalgefühl hoc auf. Das Minijterium 
ward im Gejeggebenden Körper interpellirt. Der Minijter 
des Auswärtigen, Gramont, jtatt die Erregung der Ge: 
müther zu bejchwichtigen, goß Del in’3 Feuer. „Frankreich 
fönne nicht dulden“, jagte er, „daß eine fremde Macht, 
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indem fie einen ihrer Prinzen auf den Thron Carls V. 
jege, dadurch zu ihrem Vortheil das gegenwärtige Gleich- 
gewicht der Mächte Europas ſtöre und jo die Interejjen 
und die Ehre Frankreichs gefährde". Und in nicht miß— 
zuverftehender Weiſe drohten ſowohl er als der Miniſter— 
präfident Dllivier mit Krieg, wofern die Gandidatur 
Hohenzollern aufrecht erhalten würde. 

Die öffentliche Meinung in Paris verjtand dieſe 
Sprache der Regierung nur zu gut. An der Börje janf 
die Nente um 2 Franes; dagegen erhob die Partei der 
Kriegs⸗ und Eroberungsluftigen (der jogenannten Chauvi- 
nijten) ein lautes Triumphgejchrei. Die Organe der 
Regierung in der Preſſe, jtatt die Leidenjchaften zu dämpfen, 
halfen fie nur immer mehr anfachen. Der „Moniteur“ 
jagte: „Preußen habe die Geduld Frankreich ermüdet, 
indem e3 fich geweigert, die franzöfiihe Nation entweder 
durch eine wenig wichtige Grenzberichtigung oder durch 
die Ueberlafjung Luxemburgs zu befriedigen”. Deutlicher 
noch jprachen die halbofficiellen und die unabhängigen 
Blätter. Der „Conftitutionnel“ erklärte: „Frankreich habe 
jfih erhoben — glühend und bereit, zu marſchiren“. Die 
„Liberté“ verlangte furzer Hand, daß man „den Rhein wege 
nehme”, daß man Preußen für jein Auftreten gegen Däne- 
marf und Oeſterreich „züchtige” und für die Zukunft 
„unichädlich mache“. Das „Pays“ ſprach von einem 
„Saudinischen Joche“ (einer ſchweren Demüthigung), welches 
für Preußen bereit jei; es juchte Preußen zu reizen, indem 
es ausrief: „Hütte Preußen gegen uns die Sprache 
geführt, die Frankreich jpricht, wir wären jchon lange unter: 
wegs“, und jprach voll Uebermuthes von „einem Kampfe, 
dejjen Ausfall nicht zweifelhaft jei”. 
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Eine von der franzöfiichen Regierung ausgehende 
öffentliche Erklärung (ein jogenannte® Communique) tm 
„Conſtitutionnel“ jtellte da8 Berlangen: „Preußen müjje 
den Prinzen nöthigen, jeine Zujage zurüdzunehmen“, und 
fügte hinzu: „Der Friede Europa’3 Tiegt heut in den 
Händen Preußens". Das war eine offene Kriegsdrohung, 
jobald Preußen . jih dem Verlangen Frankreichs nicht 
fügte. 

Durch jolche Herausforderungen in der Preſſe und 
im Gejeßgebenden Körper eingeleitet, begann mun der 
diplomatische Feldzug gegen Preußen. 

Der König von Preußen befand fich damals zur Kur 
in Em3. Graf Bismard war nicht bei ipm. Am 9. Juli 
erichten der franzöfiiche Botjchafter Graf Benedetti und 
richtete an den König im Namen des Kaiſers das Anfinnen: 
er jolle den Prinzen von Hohenzollern zum Verzicht auf 
die ſpaniſche Krone nöthigen. Der König wiederholte, daß 
jeine Regierung den Verhandlungen über die Kandidatur 
Hohenzollern gänzlich fremd jet, ja nicht einmal Kenntniß 
davon gehabt habe; er jelbit habe vermieden, daran Theil 
zu nehmen, und jich geweigert, einen Abgejandten der 
ſpaniſchen Regierung mit einem Schreiben vom Marjchall 
Prim zu empfangen. Nachdem der Prinz fich entichlojjen habe, 
das Anerbieten anzunehmen und feine Einwilligung dazu 
einzuholen, habe er jich darauf beichränft, dem Prinzen 
zu erklären, daß er jeinem Vorhaben fein Hinderniß ent- 
gegenjege. Er habe dies gethan Lediglich) als Familien— 
haupt, nicht als König von Preußen, habe deshalb auch 
feinen Miniſterrath nicht zuvor darüber gehört. 

Dabei ließ der König durchbliden, daß er fich mit 
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dem Fürſten von Hohenzollern ind Einvernehmen ſetzen 
wolle, um dejjen Anfichten über die Sachlage zu hören. 
Dffenbar war dem König jelbit daran gelegen, einen 
Streitfall bejeitigt zu jehen, der mehr ihn perjönlich oder 
jeine Dynajtie, al3 Preußen und den Norddeutichen Bund 
betraf. 

Indeſſen bejtürmte von Paris aus Gramont den 
Botichafter, er jolle den König zu einer entjcheidenden Ant» 
wort drängen. „Wenn der König nicht dem Prinzen zu 
einem Berzichte räth,“ jchrieb er, „jo it Das der jofortige 
Krieg, und in wenigen Tagen find wir am Ahein“.*) Aus 
den Briefen und Telegrammen Gramont3 erjieht man, wie 
gänzlich diefer Mann unter dem Einfluß der hocherregten 
öffentlichen Meinung in Paris ſtand. Seinen Anweilungen 
gehorchend, ward Benedetti in der zweiten Audienz (die 
er am 11. Suli hatte) dringender. Der König jedocd) 
blieb dabei, daß der Verzicht vom Prinzen ausgehen müjje. 
Er verhehlte dabei nicht, daß die Art, wie man ihn dränge, 
während er nur einen furzen Aufichub fordere, auf ihn den 
Eindrud mache, al3 juche man einen Conflict. Er wiſſe, 
lagte der König, daß man in Paris Vorbereitungen zum 
Kriege treffe, und er jei deshalb genöthigt, auch Maßregeln 
zu ergreifen, um nicht überrajcht zu werden. Doch hoffe 
er noch auf Erhaltung des Friedens. 

Benedetti jelbjt hielt e3 für pafjend, die Sache nicht 
auf die Spibe zu treiben, jondern abzuwarten, bis die 
Erflärung des Prinzen eingehe, welcher der König entgegen- 
ſah. Auch Gramont jchien vorübergehend damit einver- 





*) Benedeiti a. a. O. ©. 347, 
\ 
K. Biedermann, Dreißig Jahre deutih. Geih. II. 33 
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ſtanden, verlangte aber nun (in einem Telegramm vom 
12. Juli Mittags 2 Uhr), Benedetti ſolle es dahin bringen, 
daß der Verzicht des Prinzen als vom Könige ſelbſt ihm 
mitgetheilt dargeſtellt werden könne. Man wollte um jeden 
Preis den König in die Sache verwickeln. 

Inzwiſchen war der Verzicht des Prinzen wirklich er— 
folgt. Am 12. Juli Vormittags ward dem ſpaniſchen 
Gejandten in Paris von feiner Regierung ein Telegramm 
mitgetheilt, worin der Fürjt von Hohenzollern im Namen 
jeine8 Sohnes (der ſich auf einer Reiſe befand) deſſen 
Candidatur zurüdzog. Als diejes Telegramm im Gejeß- 
gebenden Körper zu Paris befannt wurde, ging der Minijter- 
präjident Olivier zu Thiers und jagte: „Wir haben nur, 
was wir wünfchen; e3 bleibt Friede”. Und Thiers ant- 
wortete: „Seht müfjen Sie fich ruhig verhalten” *). Nicht 
jo aber dachte die Kriegspartei. Sie erklärte dieſe Art, die 
Candidatur Hohenzollern zurüdzuziehen, ohne daß darüber 
direct zwilchen Preußen und Frankreich verhandelt worden, 
nahezu für eine neue Beleidigung Frankreich und fragte 
dad Miniſterium höhniſch: „welche „Garantien“ e3 habe, 
daß eine ähnliche Verwicklung nicht wiederkehre?“ 

König Wilhelm hatte, um eine Berftändigung leichter 
herbeizuführen, am 11. Juli feinen Botjchafter bei der 
franzöfiichen Negierung, Freiherrn von Werther, der augen= 
blilich bei ihm in Ems war, nad) Paris zurücdgejandt, 
um dort weitere Aufichlüffe über des Königs Stellung zu 
der Frage zu geben. Werther hatte am 12. Juli Nach» 





*) Sorel „Histoire diplomatique de la guerre franco-allemande‘*, 
S. 123 (nad Thiers, „Deposition“, ©, 8). 
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mittag3 eine Unterredung mit Gramont. Der Yebtere 
fam zu dieſer Unterredung offenbar gänzlich beeinflußt 
von jenem Einjpruch der Striegspartet gegen die Form 
de3 prinzlichen Verzichtd. Noch vor wenigen Tagen, am 
8. Suli, hatte derjelbe Minijter zu dem englischen Botjchafter 
in Paris, Lord Lyon, geäußert*): „Ein freiwilliger 
Nüdtritt des Prinzen würde eine höchſt glüdliche Löſung 
verwickelter Fragen fein”. Jetzt jagte er zu dem Frei— 
herrn von Werther: „Der Verzicht des Prinzen jet in 
jeinen Augen eine Nebenjache, denn Frankreich würde 
doc deſſen Thronbejteigung nie geduldet haben**. Die 
Hauptjache jei die Beleitigung der durch das Verfahren 
der preußifchen Regierung bei dieſer Angelegenheit im 
franzöfiichen Volfe entjtandenen Mißſtimmung!“ Als das 
beite Mittel dazu jchlug nun Gramont vor, der König 
möge an den Saijer einen Brief richten, worin er aus— 
ipreche: „Indem er den Prinzen ermächtigt habe, die 
ſpaniſche Krone anzunehmen, habe er nicht gemeint, den 
Interefjen oder der Würde des franzöfiichen Volkes zunahe- 
zutreten. Er ſchließe fich jegt dem Verzicht des Prinzen 
an und fpreche den Wunſch aus, daß damit jede Urjache 
eines Mifverftändnijjes zwilchen jeiner Regierung und der 
de3 Kaiſers bejeitigt fein möge“ ***), Herr von Werther 
berichtete dies nach Ems. 


*, „Engliihes Blaubuch”, bei Hahn: „Der Krieg Deutichlands 
gegen Franfreih”, S. 508. 

**) Gramont in feinem Bude: La France et la Prusse hat 
die obigen, in dem amtlichen Berichte des Herrn von Werther ange: 
führten Worte nicht abgeleugnet. 

**) Gramont a. a. O. ©. 122 führt ausdrüclich diefe Worte 
33 * 
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Inzwiichen hatte der König am 12, Juli Benedetti 
wifien laſſen, er habe ein Telegramm erhalten, wonach die 
Antwort des Prinzen jedenfall® am 13. früh in Ems 
jein werde; er werde Benedetti zu ſich entbieten, jobald er 
fie habe. Benedetti jeinerjeit3 war der Anficht: wenn der 
König ihm den Verzicht des Prinzen und feine eigene 
Zuftimmung dazu mittheile, jo jei der ganze Zwijchenfall 
erledigt. 

Ander8 dachte Gramont. Immerfort unter dem 
Drude der von der Kriegspartei hocherregten öffentlichen 
Meinung ftehend, glaubte er noch nicht genug gethan zu 
haben, indem er dem König von Preußen anſann, einen 
Abbittebrief zu jchreiben, jondern wies Benedetti an, aber- 
mal3 eine neue Forderung an den König zu jtellen, dahin 
gehend: „Der König müfje fich verpflichten, auch im 
Zukunft niemal3 eine Candidatur des Prinzen für den 
ſpaniſchen Thron zuzulajjen“. 

Um fich diejes Auftrags zu entledigen, erbat Benedetti 
vom König eine neue (die dritte) Audienz — am 13. Juli 
Bormittage. Obgleich dies zu einer ungewöhnlichen 
Stunde gejhah und der König jchon feinen Morgen: 
Ipaziergang angetreten hatte, jo gewährte der König dennoch) 


als Diejenigen an, welche er fchriftlich Herrn von Werther übergeben 
Babe, damit dieſer fie dem König mittheile und der König fie — 
abfchreibe! Wenn er dann, ©. 123, angiebt, „wie er fih einen 
ſolchen Brief gedacht Habe“, und einen andern Entwurf eines folchen 
Briefe mittheilt, der viel harmlofer ift, al3 der auf ©. 122, fo 
ändert die an der Sache nichts, denn nicht diefer Phantaficentwurf 
war es, welchen nad Gramonts Verlangen König Wilhelm feinem 
Briefe an den Kaifer zu Grunde legen jollte, fondern der auf ©. 122 
formulirte, hier oben wörtlich wiedergegebene. 
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die erbetene Audienz, und zwar gleich auf der öffentlichen 
Promenade. Das ihm vorgetragene Anfinnen Ichnte er 
jedoch entjchieden ab, blieb auch bei diejer Ablehnung, als 
Benedetti wiederholt in ihn drang. 

Faſt unmittelbar darauf war endlich Die Verzicht⸗ 
leiſtung des Fürſten von Hohenzollern für ſeinen Sohn 
auch in Ems angelangt. Der König theilte dieſelbe dem 
Grafen Benedetti durch ſeinen Generaladjutanten mit; 
zugleich ließ er ihn auf demſelben Wege ermächtigen, die 
Regierung des Kaiſers wiſſen zu laſſen, daß er, der König, 
dieſe Entſchließung des Prinzen billige. 

Daß der König nicht, wie er früher verſprochen hatte, 
dieſe Mittheilung dem Botſchafter perſönlich machte, erklärt 
Benedetti jelbjt*), und wohl ganz richtig, für eine Folge 
des inzwilchen eingegangenen Werther’ichen Berichts über 
die dem König gemachte maßloſe Zumuthung eines 
Abbittebriefes. 

Benedetti erbat fich durch den Generaladjutanten eine 
nochmalige Audienz bein König, um, wie er jagte, auf 
die dem König am Morgen vorgetragenen Bemerkungen 
zurüdzufommen. Darauf ließ der König ihm (wiederum 
durch den Generaladjutanten) jagen: „Er könne fich 
nicht entjchliegen, noch einmal in diefe Discuſſion einzu= 
treten ; er beziehe jich auf Das, was er am Morgen gejagt 
habe; er wiederhole, daß er dem Verzicht des Prinzen . 
jeine volle und rüdhaltslofe Zuftimmung gebe -- mehr 
fönne er nicht thun“. 

Die von dem Grafen ausgeſprochene Bitte, ſich 


"a. a. O. ©. 382. 
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bei dem König (der nach Coblenz abreijte) verabjchieden zu 
dürfen, ward vom König mit gewohnter Güte gewährt, 
indem derſelbe auf dem Bahnhof einige freundliche Worte 
an den Botſchafter richtete, wobei er jedoch in Bezug auf 
die Hohenzolfern’sche Angelegenheit hinzufügte: „Er habe 
ihm nichts mehr mitzutheilen; weitere Berhandlungen 
müßten zwijchen den beiden Regierungen jtattfinden.“ 

In Deutichland war man allen dieſen Vorgängen 
mit gejpannter Aufmerkjamfeit gefolgt. Als man erfuhr, 
die Candidatur des Prinzen jet zurückgezogen (mas, wie 
man annahm, nicht ohne ein, wenn auch nur indirectes, 
Zuthun de3 Königs geichehen fein möchte), da waren Die An- 
fihten und die Empfindungen getheilt. Auf der einen Seite 
erfannte man darin mit Rührung die ganze Selbjtverleug- 
nung de3 Königs, der lieber bis an die äußerſte Grenze der 
Verjöhnlichkeit gehen wollte, als das deutjche Volk möglicher: 
weile in einen Krieg veriwiceln wegen einer Angelegenbeit, 
die zunächit feine Dynaftie anging. Auf der andern 
Seite fand ſich das Nationalgefühl, und nicht blog das 
preußiiche, fondern das allgemein deutjche, durch die an 
den greifen Monarchen in fo drängender, faft ungeftümer 
Weile geftellten Anmuthungen tief verlegt und empfand- 
die Nachgiebigfeit des Königs gegen dieſelben als eine 
beinahe jchon zu weit gehende Wenn die franzöfiiche 
Diplomatie vielleicht darauf gerechnet hatte, man werde, 
wo nicht in Preußen, jo doch im übrigen Deutjchland, Die 
ganze Frage als eine blos dynaftiiche betrachten und 
darum ihr weniger Interejje zuwenden, jo hatte fie jich 
gründlich getäufcht. Im dem ehrwürdigen Haupte des 
Norddeutichen Bundes erblidte das Volk die Verförperung 
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jeiner eigenen Würde und fühlte fich durch jede ihm angethane 
Kränkung mit verleßt. 

Als daher jener erjten Nachricht fajt auf dem Fuße Die 
zweite folgte: man habe dem König noch weitere Zus 
muthungen geftellt, er habe aber dieje entjchieden abgelehnt 
und habe den ungeltümen Dränger, der ihn mitten im 
feiner Kur überfallen und ihm auf fajt peinliche Weile 
immer von Neuem zugejeßt habe, zulegt nicht mehr em— 
pfangen — da athmete man förmlich wieder auf und 
freute ſich diefer Wendung, obſchon Niemand ich ver- 
hehlte, dag eben diefe Wendung ohne Zweifel der Krieg 
ſei. Man war der ewigen Häfeleien, man war de3 Ueber— 
muth8 und der Anmaßungen de3 weitlichen Nachbarz 
herzlich müde. 

Die franzöfiiche Regierung hatte jogleich im Beginne 
der Verwicklung ſich der Unterftüßung der andern Cabinette 
zu verfichern gejucht. Theilweiſe war ihr dies anfangs 
gelungen. Die Cabinette thaten alles, um den Frieden 
zu erhalten. Herr v. Beuft erwies fich jogar der fran— 
zöjiichen Regierung jo gefällig, dak er am 6. Juli eine Note 
nach Berlin richtete, worin er der preußiichen Regierung 
gute Rathſchläge ertheilte. 

Durch das weitere Vorgehen Frankreich änderte ſich 
dies vollitändig. Der Vertreter Englands in Paris erklärte 
nach dem Verzicht des Prinzen dem Herzog von Gramont 
jein Erjtaunen und Bedauern darüber, daß die franzöftjche 
Negierung einen Nugenblid zögern könne, den Rücktritt 
des Prinzen al3 Beilegung der Angelegenheit anzunehmen. 
„Wenn jet”, jagte er, „ein Srieg ausbräcge, würde ganz 
Europa jagen, Frankreich trage die Schuld. Man würde 
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feinem Angriffe auf Preußen feinen andern Beweggrund 
unterjchieben, al3 die Eiferfucht Frankreichs und eine leiden- 
Ichaftliche Begierde, feinen Nachbar zu demüthigen”. Die 
engliiche Regierung jchloß ſich diefer Sprache ihres Ver— 
treter3 vollitändig an”). Noch ftärker drückte jich Herr 
v. Beuſt — troß jeiner anfänglich für frankreich jo wohl. 
wollenden Haltung — aus; in einer Note an denöjterreichijchen 
Botichafter in Paris vom 11. Juli (alfo zu einer Zeit, wo 
der Berzicht des Prinzen noch nicht einmal befannt war), 
ichrieb er: „Wenn der Krieg nothwendig wird, jo wird 
die dor Allem durch die von Frankreich ſeit dem erjten 
Augenblit angenommene Haltung der all jein. Gleich 
jeine erjten Kundgebungen trugen nicht den Charafter 
einer diplomatischen Action; fie waren vielmehr eine wahr: 
hafte Kriegserklärung gegen Preußen, und ziwar in Aug: 
drüden, welche in gang Europa Erregung hervorriefen und 
zu dem Glauben an einen vorbedachten Plan, den Krieg 
um jeden Preis herbeizuführen, berechtigten“ **). 

In Paris fchien noch einmal vorübergehend eine 
ruhigere Auffafjung Platz greifen zu wollen. Aber nur 
vorübergehend! Am 14. Juli war der Minifterrath unter 
Napoleons Vorſitz faft den ganzen Tag über verjammelt. 
Er fannte die Weigerung des Königs, fich für die Zukunft 
zu verpflichten; er kannte die Abweifung der Bitte Benedetti's 
um eine nochmalige Audienz; er fannte auch jchon ein 
Telegramm der „Norddeutichen Allgemeinen Zeitung“, worin 


*) Hahn: „Der Krieg Deutfchlands gegen Frankreich“, ©. 320 
(nad dem englifhen Blaubuch). 
**) Hahn: „Fürſt Bismard”, 2. Bd. ©. 21. 
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diefer Vorgang veröffentlicht wurde; er wußte ferner, daß 
der preußiiche Botjchafter von Werther, weil er das Ber: 
langen eines Abbittebriefe8 nicht jofort zurückgewieſen 
hatte, von jeiner Regierung desavouirt und genöthigt 
worden war, einen Urlaub zu nehmen. Trotz vollitändiger 
Kenntniß aller diefer Thatjachen neigte der Minijterrath 
dennoch in feiner großen Mehrheit zum Frieden! Napoleon 
jelbft war „niedergeichlagen, traurig, unentichlojjen“. Zwar 
hatte der Kriegsminiſter Leboeuf feinen Collegen die Ein- 
berufung der Rejerven, gegen welche fie anfangs fich 
iträubten, zuleßt fajt gewaltjam abgerungen; allen um 
6 Uhr des Abends fchrieb der Kaiſer ihm ein Billet, wo— 
rin er gegen dieſe Mafregel neue Bedenken erhob. Es 
war die Rede von einem europäiichen Congreß, vor welchen 
die ganze Angelegenheit gebracht werden jollte. 

Snzwilchen aber drängte eine jtarfe Partei zum 
Kriege. Darunter waren namentlich) auch Solche, welche 
von einem glüclich geführten Kriege nicht blos eine Be— 
fejtigung des Thrones, jondern auch einen Sieg der reac= 
tionären Politik von 1852 über die neuere, conjtitutionelle 
Strömung erhofften. Sie fanden eine kräftige Unterjtügung 
in der aufregenden Sprache der öffentlichen Blätter. Sie 
bejtürmten die Minijter, ſie erinnerten an „Sadowa“, fie 
jtellten die Befiegung, ja Vernichtung des noch nicht ges 
rüjteten Preußens als etwas Leichtes dar. Eine „jehr 
hochgeitellte Perſon“ (ohne Zweifel die Kaijerin) jagte zu 
dem Sailer, al3 er noch immer zögerte, fich für den Krieg 
zu erklären: „Euer Thron ſinkt in den Staub“ (votre 
tröne tombe dans la boue). Der Minijter des Aus- 
wärtigen, Gramont, ein gänzlich unjelbjtändiger, ſchwacher 





522 


— — — 


Charafter, verließ ſich auf Allianzen, die er nicht hatte; 


(Oefterreich, auf das er am ficherften rechnete, hielt jich 
vorfichtig zurücd); der Kriegsminifter Leboeuf verließ ſich 
auf feine Armee, von der er behauptete, ſie jet „ganz 
bereit“ (archi-pröte), während fie dies nicht war; fo trieb 
gegenfeitig Einer den Andern vorwärt® und im den 
Krieg hinein *). 

Um 10 Uhr de3 Abend3 trat der Minijterrath, wieder 
zulammen. Sett legte Gramont demjelben neue Depejchen, 
angeblich „sehr aufregender Natur”, vor. Es iſt nicht 
conftatirt, was fie enthielten. Dean jagt, es feien Nach— 
richten von preußischen Rüftungen gewejen. Allein Die 
beite Autorität hierüber, der militäriiche Bevollmächtigte 
Frankreichs zu Berlin, Baron Stoffel, hat feiner Regierung 
jelbjt verfichert: „Preußen habe erjt nach der franzöfiichen 


Kriegserklärung mobilifirt”. Nach anderen Angaben hätten, 


jene Depejchen die Zujendung des Telegramm der „Nord- 
deutjchen Allgemeinen Zeitung” an die preußifchen Gejandt- 
ichaften betroffen. Allein man hatte doch vorher an dem 
Telegramme jelbjt feinen Anjtoß genommen. Andere wieder 
beriefen fich auf ein Geſpräch Bismarcks mit dent englijchen 
Botichafter in Berlin, worin Erjterer von einer „Erklärung“ 
gejprochen habe, die er von frankreich fordern werde. 
Allein dieſes Geſpräch hatte am 13. Juli ftattgefunden, 


mußte aljo der franzöfischen Negierung längit befannt jein- 


Wie dem aber jei, Gramont wußte feine Collegen, die noch) 


*) So fchildert den Zuftand der Regierung am Abend des 14. Juli 
Corel in feiner „Histoire de la guerre franco-allemande“, ©. 167 ff., 
und diefe Schilderung fcheint mir fehr zutreffend. 
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immer zögerten, zu dem Entſchluſſe fortzureißen, die Re— 
jerven einzuberufen und am nächſten Morgen den Sam: 
mern Died mitzutheilen. 

Unterdeffen herrichte in Paris die größte Aufregung. 
Ein Volkshaufe warf die Fenſter in der preußiichen 
Botichaft ein. Für den Minijterpräfidenten Ollivier, diejes 
Rohr im Winde der öffentlichen Meinung, war eine jolche 
„Volksſtimme“ entfcheidend. „Wenn wir morgen nicht Krieg 
erklären“, rief er, „find wir gejtürzt, und ein reactionäres 
Minijterium fommt ang Ruder“. 

So ward denn der Krieg beichlojjen! Bei Ankündigung 
dieſes Entichlufjes vor den Kammern (am 15. Suli) ließ 
das Minijterium fich mehrere Wahrheitsentitellungen zu 
Schulden fommen. So verjicherte es, zu willen, daß 
Preußen bereit3 gerüstet habe; jo ſtelſte es den Fall 
Werther als eine „Abberufung“ (Abbruch der diplomatiſchen 
Beziehungen) dar, die Verjendung des Berliner Telegramms 
als eine „officielle Anzeige” an die Gejandten. 

Trotzdem erhoben fi im Gejeßgebenden Körper 
Stimmen, welche das Verfahren des Minijteriums für eine 
Uebereilung, die Kriegserklärung für ungerechtfertigt er— 
Härten. ALS bejonder wichtig muß die Haltung bezeichnet 
werden, die Thierd einnahm Thiers war längſt dafür 
befannt und bekannte auch jet wieder von fich felbit, daß 
er der entichiedenjte Gegner der deutjchen Einheit fei, daß 
er nichts jehnlicher wünsche, al3 „die Scharte von Sadowa 
auszuwetzen“. Dennoch beitand er mit größter Bejtimmt- 
heit darauf: der Kriegsfall, den man aufitelle, fei nicht 
wirklich vorhanden; Frankreich jei befriedigt und müſſe fich 
befriedigt erflären. „Wie?“ fagte er, „vor der ganzen 
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Welt zieht der König von Preußen die Candidatur des 
Prinzen zurück oder läßt fie zurücdziehen — und Das wäre 
feine Conceſſion?“ Und er fügte Hinzu: „Sie werden in 
einigen Tagen das Urtheil der ganzen Welt über Ihre 
Politif vor Augen haben, Sie werden es durch Die 
engliſche Preſſe erfahren, welche in dieſer Angelegenheit eine 
große Mäßigung gezeigt hat“. 

Allein die Mehrheit der Kammern wollte jchlechter- 
dings den Krieg; Gramont, Ollivier, Leboeuf wollten ihn 
ebenfall3 und trieben die Deputirten vollends in Die 
Leidenschaft hinein. Vergebens verlangte die Oppoſition 
die Vorlegung der Depeichen; mit Mühe erlangte fie die 
Kiederjegung einer Commiljion, um die Minijter zu vers 
nehmen. Dieje Commifjion, ganz oder zum größten Theil 
aus kriegsluſtigen oder unfelbjtändigen Deputirten zufammens 
gejeßt, ließ ſich durch unbejtimmte oder auch geradezu une 
wahre Ausjagen der Minijter verblüffen und gab ihnen 
Necht*). Sie empfahl der Kammer nach Wiedereröffnung der 
Sitzung einftimmig die Bewilligung der geforderten Credite. 
Dieſe Bewilligung erfolgte; von 256 Deputirten hatten nur 
10 den Muth, Nein zu jagen; Thier3 war nicht darunter. 

Wir haben es ung zur Pflicht gemacht, die Begeben- 
heiten, welche dem Kriege von 1870 vorangingen und in 
demjelben gipfelten, jo wie die Verfahrungsweiſe der 
handelnden Perſonen hüben und drüben, nach urkfundlichen 
und jonjtigen zuverläjjigen Quellen möglihit genau zu 


*) Sorel a, a. O. ©. 185. ff. Das Buch von Gramont, ein 
Verſuch, die Politik des Minijteriums zu rechtfertigen, ift voll von 
Widerfprücen und Verdunfelungen der Thatjachen. 
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regijtriren, um den Leer in den Stand zu jehen, jich ſelbſt 
ein Urtheil darüber zu bilden, wer von beiden Theilen, ob 
Deutichland, ob Frankreich, Ichuld gewejen jet an dem fo 
furchtbaren Kriege, der Hunderttaufende von Menjchen ent- 
weder einem blutigen Tode auf den Schlachtfelderm weihte, 
oder ihrer gejunden Gliedmaßen beraubte, oder einem lang- 
wierigen, oft gleichfalls tödtlichen Siechthum überlieferte. 

Man Hat franzöfiicherjeit3 den Umſtand, daß Die 
eigentliche Herausforderung zum Kriege, die Kriegserklärung, 
von Frankreich ausgegangen, dadurch wett zu machen 
geſucht, day man gejagt Hat: die franzöfiiche Nation jet 
dahin gebracht worden; fie habe um ihrer Sicherheit und 
um ihrer Ehre willen nicht anders handeln fünnen. Man 
hat die Aufitellung der Candidatur Hohenzollern für eine 
Intrigue Bismards erflärt und Hat fich zum Beweije dejjen 
darauf bezogen, daß fchon im März 1869 einmal in 
Berlin zwiſchen ſpaniſchen Agenten und Bismard darüber 
verhandelt worden jet. Freilich hat man gleichzeitig ſelbſt 
eingejtehen müjjen*), daß jowohl Bismard als der König 
und der Bater des Prinzen fich gegen eine jolche Candidatur, 
al3 den Intereſſen des Prinzen nicht entiprechend, erklärt 
hätten. Man ijt nichtsdejtoweniger dabei jtehen geblieben, 
zu behaupten, daß Bismard e3 geweſen fei, der die Auf: 
Itellung des Prinzen 1870 betrieben habe. Beweiſe hat 
man dafür nicht anzuführen vermocht. Iſt es wohl er- 
hört, da man Krieg anfängt wegen einer vermutheten, 
aber durch nicht bewieſenen noch beweisbaren Intrigue? 


*) Sp Benedetti a. a. O. S, 307, der überhaupt vergleichäweife 
noch am unbefangenjten die Sache beipridt. 


526 

Man hat e8 für eine Mißachtung Frankreichs erklärt, daß 
die Sandidatur Hohenzollern ganz insgeheim vorbereitet, 
da die franzöfiiche Negierung nicht rechtzeitig davon 
unterrichtet worden jet. Diejer Vorwurf würde einzig und 
allein die Spanische Regierung treffen, von der die Kandidas 
tur Hohenzollern ausging, nicht die preußijche, welche, wie 
ſowohl fie jelbjt al3 die jpanische Regierung auf das Be- 
jtimmtejte erklärt hat, mit dieſer Candidatur gar nichts 
zu thun hatte. Angenommen aber auch (wenn ſchon nicht 
zugegeben), es hätte entweder in der Thatjache der Auf- 
jtellung de8 Prinzen Leopold, oder in der Art, wie folche 
betrieben worden, etwas für Frankreich Bedrohliches oder 
für die franzöfiiche Nation Verlegendes gefunden werden 
fönnen, jo war doc) ficherlich ein jeder folcher Anſtoß 
verjchwunden mit der Zurüdziehung der Kandidatur des 
Prinzen. Denn damit erledigte fich jede etwaige (ohnehin 
nur eingebildete) Gefahr der Herrichaft eines „preußijchen“ 
Prinzen über Spanien, und jelbjt das reizbarjte National- 
gefühl mußte ſich mit der Genugthuung zufriedengeben, 
die durch den Verzicht, als einen Act der Rüdfichtnahme 
auf eben dieſes Gefühl, ihm zu Theil ward. Doch — 
über diejen Punkt kann gar fein Zweifel fein, nachdem über 
denjelben nicht blos jo unparteiiiche Schiedsrichter wie 
die engliichen und öfterreichiichen Staat3männer, ſondern 
jogar ein jo warmer franzöfischer Patriot und jo ent? 
ſchiedener Gegner Preußens wie Thiers jich jo kategoriſch 
ausgeiprochen haben. 

Man hat endlich Bismard für den Ausbruch des Kriegs 
verantwortlich machen wollen, weil er durch das Telegramm 
in der „Norddeutichen Allgemeinen Zeitung“ das ohnehin 
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erregte franzöſiſche Nationalgefühl bis auf’3 Aeußerſte ge- 
reizt und jede Möglichkeit der Verföhnung abgejchnitten 
habe. Allein jenes Telegramm enthielt in der Form nichts 
Berlegendes, denn es war darin nicht gejagt, der König 
babe jich überhaupt geweigert, den franzöfiichen Botjchafter 
zu empfangen, jondern nur, ihn „nochmals“ zu empfangen, 
und zwar, nachdem der Botjchafter ihm Namens feiner 
Kegierung die unerhörte Zumuthung angekündigt Hatte, 
„er jolle jich für alle Zukunft verpflichten, niemals jeine 
HZuftimmung zu einer Candidatur des Prinzen in Spanien 
zu geben”. Die Verlegung, und zwar eine ſehr gröbliche, 
war hier ganz auf Seiten der franzöfiichen Regierung, 
und die preußiſche Regierung war es ebenjo ihrem König . 
wie dem ganzen deutſchen Wolfe jchuldig, öffentlich zu ver- 
fündigen, daß der König gegen eine jo grobe Verlegung 
protejtirt habe — immer in der ſchonendſten Form, durch 
die Erklärung: „er habe darauf dem Botjchafter nichts 
mehr zu jagen”*). Sie durfte dies um jo weniger unter: 


*) Daß der franzöjifche Botfchafter ſelbſt diefes Verfahren des— 
Königs nicht al3 eine ihm oder feiner Regierung widerfahrene Be— 
feidigung empfunden hat, geht daraus hervor, daß derfelbe ſich noch 
nad jenem Befcheide auf dem Bahnhofe einfand, um ji) vom Künig 
zu verabfchieden. Uebrigens müfjen wir, um aud dem franzöftichen 
Botſchafter gerecht zu werden, ausdritdlich dem in Deutfchland vicl- 
fach verbreiteten Gerüchte widerſprechen, als habe derjelbe den König 
eigenmäcdtig, gleichſam meudlings, auf der Promenade oder am 
Brunnen überfallen, um ihm jene legte, jtärkjte Forderung feiner 
Regierung zu injinuiren, Graf Benedetti hatte ſich ausdrücklich eine 
Audienz dazu erbeten, und der König Hatte ihm ſolche ausdrücklich 
bewilligt, und zwar (weil er fhon ausgegangen war) „nad der 
Promenade”; da er den Grafen nun aber auf der Promenade jelbjt 
traf, fprad) er jogleih mit ihm und nahm feinen Auftrag entgegen. 
(Benedetti a. a. D. ©. 371). 
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laſſen, als die ſo große Rückſichtnahme auf das franzöſiſche 
Nationalgefühl, die der König bewieſen hatte, indem er die 
Verzichtleiftung des Prinzen geichehen ließ und ausdrücklich 
billigte, dem deutſchen Nationalgefühl bereit3 als das 
Aeußerſte von zuläfjiger Schonung nach jener Geite Hin 
erichienen war*). Oder ſollte die franzöjiiche Nation 
den Wahne Huldigen, ihr allein ſtehe es zu, eine nationale 
Neizbarfeit zu haben und geltend zu machen? 

Die Kriegserklärung, die der Minijterpräfident Ollivier 
„leichten Herzens“, wie er jagte, den Kammern verfündigte, 
ward von diefen und von der Pariſer Bevölkerung noch 
feichteren Sinne aufgenommen und bejubelt. „Nach 
Berlin! Nach Berlin!“ — jo hörte man überall auf 
den Boulevard3 rufen oder fingen, gleich) als ob es ih 
nur um eine militäriiche Promenade nach der feindlichen 
Hauptitadt handelte. 

In Deutichland war die Stimmung ernst, aber ruhig 
und zuverfichtlih. Man war von der gerechten Sache 
Deutjchlands, man war von dem Unrecht, welches Frank— 
reih ihm angethan, tief durchdrungen. Man war ent: 
ichlojjen, in dem der Nation aufgezwungenen Kampfe bis 
aufs Aeuperjte auszuharren; man hegte die fichere Hoffnung, 
daß Deutichland zulegt fiegen müſſe, und die feite Ueber: 
zeugung, daß ein entjcheidender Sieg dahin führen werde, 


*) Die leider im deutſchen Neichdtage — von einer Seite ber, 
wo man mehr franzöjifh, als deutſch gejinnt ift, — erhobene 
Behauptung, es fei in jenem Telegramm durch eine falſche Dar— 
ftellung des Sachverhalts die franzöfifhe Nation abſichtlich gereizt 
und fo der Krieg herbeigeführt worden, ijt nad) dem oben Ange— 
führten völlig unbegründet. 
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Frankreich für die Zukunft möglichit unjchädlich zu machen. 
Nur dem erjten Stadium des Kriegs jah man nicht 
ohne Bejorgnig entgegen. Es ſchien faſt unmöglich, Die 
Sranzojen, wenn fie wirklich „ganz bereit“ wären, an einem 
Einfall nad) Süddeutjchland zu verhindern, die jüddeutichen 
Staaten vor einer feindlichen Bejegung, ihre militärifchen 
Kräfte vor einer Lahmlegung durch die überlegene Macht 
der Eindringenden wirfam zu jchüßen. 

Die kriegeriſche Begeifterung war allgemein. Kaum 
wehrpflichtige Sünglinge, ja halbe Knaben drängten ich 
herbei und baten, al3 Freiwillige angenommen zu werden *). 
Frauen und Mädchen waren beeifert, ihre Dienjte der 
Verforgung der im Felde jtehenden Krieger, der Pflege 
Verwundeter oder Kranker, im Anſchluß an die trefflich 
organifirte Heereöverwaltung, zu widmen. Alle Parteien, alle 
Stände ſtemmten in diefer Begetiterung überein — mit 
alleiniger Ausnahme einer Heinen Gruppe „Baterlandglofer“, 
wozu einige Anhänger weltbürgerlich-demofratijcher Ideen, 
Socialiſten und Ultramontane gehörten. Bon denen, welche 
der neuen Ordnung der Dinge in Deutjchland bisher noch 
theilwetje feindlich gegenübergejtanden, vergaßen die meijten 
jet ihre Verbitterung über der Liebe zum Baterlande 
angeſichts des frevelhaften franzöfiichen Angriffs. Weit ent- 
fernt, den Süden zu einer Trennung vom Norden bereit zu 
finden, diente diefer Angriff nur dazu, die Zufammengehörig- 
feit und Untrennbarfeit beider zu befräftigen und zu befejtigen. 


*) Wohl der allerjüngjte Freiwillige in diefem Kriege war der 
faum 15jährige Sohn des bayrischen Abgeordneten Völk. Er machte 
den Krieg mit und fehrte unverlegt daraus zurüd. 


K. Biedermann, Dreifig Jahre deutfch. Geſch. 34 
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Arnold Ruge, einſt Kosmopolit vom reinjten Wafjer, 
ſtimmte rückhaltlos in die allgemeine Begeijterung ein. Ein 
Beteran der deutjchen Lyrik, der noch vor Kurzem grollend 
zur Seite jtand, Freiligrath, fang jegt aus voller Bruft 
fein „Hurrah, Germania!“ und dichtete jpäter das rührende 
Lied: „Die Trompete von Gravelotte”. Eine ganze 
Schaar jüngerer Dichter folgte feinen Spuren. Der Volks— 
humor ftimmte ernfte und heitere Weiſen an, in denen die 
friegerijche Erhebung in allen deutjchen Gauen einen leb- 
haften Widerhall fand. Einem bayerifchen „Kriegs— 
Schnadahüpfle” antwortete vom Norden her ein ebenjo 
fedes Soldatenliedchen in plattdeuticher Mundart. Das 
„Kutjchkelied" machte die Runde durch alle Kreife. Zur 
Nationalhymne aber ward Schnedenburgers marfige „Wacht 
am Rhein” in Wilhelms trefflicher Compofition. 1840 bei 
einer franzöfiichen Kriegsdrohung gedichte, war fie nun, 
dreißig Jahre jpäter, beſtimmt, bet einem wirklichen Siriege mit - 
Frankreich unjere waderen Truppen auf manchem ermüdenden 
Marſche zu jtärken, in manche heiße Schlacht zu begleiten. 
König Wilhelm war nach der lebten Begegnung mit 
Benedetti von Ems nad) Berlin zurücgereiit. Die ganze 
Neife war ein einziger Triumphzug: von Station zu 
Station wurden dem greifen Monarchen, der gegenüber den 
franzöfischen Zumuthungen eine ebenjo friedliebende als 
würdige Haltung gezeigt, laute Huldigungen dargebracht. 
Die Bevölkerung der Hauptitadt fam ihm jubelnd entgegen 
und geleitete ihn verehrungsvoll zu jeinem Palais. 

Im Namen des Königs theilte Graf Bismard dem 
Bundesrath und dem Neichstag die franzöfiiche Kriegs— 
erflärung vom 19. Juli mit und gab einen kurzen Abrif 
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von Dem, was ihr vorausgegangen. Darauf erhob ich im 
Bundesrathe der füniglich ſächſiſche Minifter von Frieſen, 
erklärte das volle Einverftändniß feiner Regierung mit 
allen bisherigen Schritten des Bundespräfidiumg und mit 
der von Preußen Fundgegebenen Auffafjung des ganzen 
Vorganges, und fügte mit gehobener Stimme hinzu: 
„Frankreich will den Krieg; möge derjelbe denn möglichit 
ichnell und Fräftig geführt werden!" Die Bevollmächtigten 
aller übrigen Bundesregierungen traten diefer Erklärung 
bei. Im Reichstage ward die Kriegsbotichaft mit einer 
vom Abgeordneten Miquel verfaßten, vom Haufe ohne 
Debatte einjtimmig angenommenen Adrejie an den König 
beantwortet, welche den Glauben an die gerechte Sache 
Deutſchlands, die DOpferfreudigfeit der Nation und das 
Vertrauen zu der bewährten Führung des deutſchen Heeres 
in warmen Worten betonte. Präſident Simjon jchloß die 
Seifion mit den Worten: „Möge der Segen des all- 
mächtigen Gottes auf unjerem Volke ruhen auch in dieſem 
heiligen Kriege!“ 

Schon am 19. Juli erhielt König Wilhelm ein 
Telegramm vom König Ludwig von Bayern, worin diejer 
ihm anzeigte, daß er die Mobilifirung der ganzen bayerijchen 
Armee befohlen habe, um fie unter feine, des Bundesober— 
hauptes, Befehle zu ſtellen. „Mit Begeifterung”, erklärte 
König Ludwig, „werden meine Truppen an der Geite 
ihrer ruhmgefrönten Waffengenojjen für deutjches Recht 
und deutiche Ehre den Kampf aufnehmen”. Das Gleiche 
geichah von Seiten der anderen jüddeutichen Monarchen. 
In der bayerijchen Volkskammer hätte die particularijtijch- 
ultramontane Wartet gern den geforderten Kriegscredit 

34 * 
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verweigert; allein nach einer energijchen Rede vom Miniſter— 
tiiche aus, und da cin bejonnenerer Theil der Partei ſelbſt, 
unter Sepps Führung, ſich in diejer Frage von ihr trennte, 
erfolgte die Bewilligung, wenn auch gegen eine jtarfe 
Minorität. Im der würtembergijchen zweiten Sammer 
geichah das Gleiche mit allen gegen eine Stimme, in den 
andern füddeutichen Kammern einftimmig, So war ganz 
Deutjchland, der Norden wie der Süden, zum Stampfe 
gegen Frankreich geeint und gerüftet. 

Kaifer Napoleon hatte einen Striegsplan entworfen, 
wonach ein franzöfiiches Heer jofort in Süddeutſchland 
einrüden jollte, um die Vereinigung der jüddeutichen mit 
den norddeutjchen Truppen zu hindern und ſodann Dieje 
letzteren tjolirt anzugreifen. Allein der Zuſtand des 
franzöfiichen Heeres, das noch in der Umbildung nach dem 
neuen Geſetze von 1868 begriffen war, und die Vorberei- 
tungen zu dejjen Berwendung erwieſen fich für die Durch: 
führung diejes Planes als gänzlich unzureichend. Auch die 
Führung der einzelnen Truppentheile war eine unfichere, 
ihr Zuſammenwirken ein mangelhaftes, falt planlojes*). 

Dahingegen bewährte jowohl die Heeresverwaltung 
al3 die Heeregleitung auf deuticher Seite von Neuem ihre 
ganze, unübertroffene Meiſterſchaft, jene in der ruhigen, 
geräufchlojen, aber bis auf die Stunde zutreffenden Ein- 
leitung und Durchführung aller Vorbereitungen zum 
Kriege, Diefe in der eben jo ficher in allen ihren 


*) ©. „Der deutſch-franzöſiſche Krieg 1870/1871”, vedigirt von 
der Friegsgefchichtlihen Abtheilung des Großen Generalitabes. 
1. Theil, 1. Bd., ©. 13, 27, 41, 383 u. ſ. w. 
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Theilen zujammenjtimmenden Bewegung der Truppen. 
Noch waren feine 14 Tage nach der Sriegserflärung 
verflofjen, da jtanden drei große deutſche Heere an der 
Grenze Frankreichs: auf dem linken Flügel die III. Armee 
unter dem SKronprinzen von Wreußen, (bejtehend aus 
preußijchen und jüddeutichen Corps), in der Mitte die 
II. Armee unter Prinz Friedrich Carl, auf dem rechten 
Flügel die I. Armee unter General von Steinmeb, dahinter 
als Neferve dad IX. und XII. Armeecorps (Preußen, 
Heſſen-Darmſtädter und Sachen). König Wilhelm befand 
ji) mit feinem Hauptquartier und dem Leiter aller Be- 
wegungen der drei Heere, Moltfe, hinter der II. Armee. 

Eine eingehende Gejchichte de8 Krieges von 1870 
bi3 1871 Liegt nicht in unferem Plane; fie würde Die 
Grenzen überjchreiten, die wir räumlich und zeitlich diefem 
Buche geitedt haben. Nur im rajchen Fluge folgen wir 
den deutjchen Heeren auf ihrem glänzenden Giegeszuge. 

Schon am 4. August warf der Kronprinz von Preußen 
einen Theil der Armee des Marichall Mac Mahon (unter 
General Douai) bei Weihenburg zurüd. Am 6. Augujt 
ihlug er den Marjchall jelbit und feine ganze Armee bet 
Wörth. Am gleichen Tage erjtürmte General v. Steinmeß 
die vom General Froſſard bejeßten Spicherer Höhen. 
Damit war die franzöfiiche Aheinarmee in allen ihren 
Theilen nicht blos vom heine abgedrängt, ſondern der— 
maßen in Verwirrung und Auflöjung gebracht, daß der 
eine, nördliche Theil, unter Marjchall Bazaine, fich bi auf 
Meb zurüdzichen mußte, der andere, fübliche, unter 
Mac Mahon, erjt bei Chalons fich jammeln konnte. Die 
deutjchen Armeen rückten dem Heere Bazatne'3 nach und 


erreichten e3 furz vor Meb. Hier fanden, nach dem Vor: 
gefecht bei Eolombey-Nouilly oder Eourcelles am 14. Aug, 
jene mörderifchen Schlachten ftatt — am 16. Auguft bei 
Vionville und Mars-la-Tour, am 18. Augujt bei Grave- 
Iotte und St. Privat, — in denen es der deutichen Armee, 
allerdings nicht ohne ſchwere Verlufte und nur durch die 
ungeheuerjte Tapferkeit und Todesverachtung aller Truppen 
theile, gelang, das Heer Bazaine’3 bei dem verjuchten Ab: 
marjche nach Chalons (zur Vereinigung mit Mac Mahon) 
aufzuhalten und in die Feſtung Met zurückzuwerfen. 

Während num Prinz Friedrich Carl Met und Die 
darin eingefperrte Armee Bazaine’3 feſt einſchloß, ſetzten 
die Armee des Kronprinzen und die unter dem Kronprinzen 
Albert von Sachen aus Theilen der I. und II. Armee und 
aus dem XII. Armeecorps neugebildete „Maasarmee” den 
Marich auf Chalons und Paris fort. Da ging im Haupt- 
quartier die Nachricht ein, dag Mac Mahon ſich rüdwärts 
gewendet Habe, um durch einen Fühnen Flankenmarſch 
zwijchen der Maasarmee und der belgijchen Grenze hin— 
durch den Weg nach Meb zu gewinnen und Bazaine zu 
entjegen. Sogleich begannen die beiden deutjchen Armeen 
eine Schwenfung gegen Norden, die jie denn auch, troß 
großer örtlicher Schwierigkeiten, mit gewohnter Pünktlich: 
feit vollzogen. Bei Buzancy erhielten fie Fühlung mit 
der Armee Mac Mahons; bei Nouart und Beaumont 
brachten die Sachſen und Bayern dem Feinde Niederlagen 
bei, jchnitten ihn von rechten Maasufer ab und drängten 
ihn nördlich gegen die Yeltung Sedan Hin. Dort endlich 
mußte die ganze, noch etwa 385,000 Mann mit 66 Generalen 
Itarfe Armee Mac Mahons, auf allen Seiten von 
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überlegenen deutſchen Streitkräften eingejchloffen, am 
2. September capituliren. Napoleon jelbjt, der bet der 
Armee war, ergab ſich dem König Wilhelm als Gefangener. 
Er ward nach Wilhelmshöhe bei Kaſſel abgeführt. 

Am 19. September ftanden die deutjchen Truppen vor 
Paris, und nach kurzer Zeit war die franzöfilche Hauptitadt 
von allen Seiten mit einem eijernen Ringe umklammert. Am 
27. October mußte fi) Met ergeben ; abermals fiel eine ganze 
Armee (diesmal 173,000 Mann) in deutiche Gefangenschaft. 

Vergebens rief die am 4. September nach Entthronung 
Napoleons durch den Gejeßgebenden Körper in Paris 
eingelegte „Regierung der nationalen WVertheidigung“ mit 
großer Energie neue Armeen unter die Waffen. Vergebens 
trotzte Paris mehr al3 vier Monate lang jtandhaft dem 
Hunger, ebenjo wie den Sugeln, welche die Belagerer 
jeit dem 5. Januar 1871 aus ihren Batterien in Die 
Stadt warfen. Vergeben? machte Thierd im Auftrage 
der Regierung eine Rundreiſe an die Höfe der neutralen 
Grogmächte, um deren wirkſames Eintreten im Intereſſe 
eines für Frankreich günstigen Friedens zu erbitten. Der: 
geblih war auch) das Fühne Unternehmen Bourbakis, 
welcher mit über 100,000 Mann im Rüden der deutjchen 
Armeen nach Süddeutichland einzubrechen verjuchte, aber 
von Leonidag-Werder und feinem tapfern XIV. Armeecorps 
troß der ungeheuren numerijchen Uebermacht in dreitägigem 
hartnäcigen Gefecht nicht blos aufgehalten, jondern auch 
zum Rückzuge genöthigt wurde, worauf er dem inzwiſchen 
mit jtärferen Kräften herbeigeeiiten General v. Manteuffel 
in die Hände fiel, jo daß die ganze Armee ich auf 
jchweizerijches Gebiet retten mußte, wo fie entwaffnet ward. 
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Am 28. Januar 1871 muhte Paris capituliren. 
Am 26. Februar Famen die Tsriedenspräliminarien, am 
10. Mai Fam der endgültige Friedensſchluß zu Frank— 
furt aM. zu Stande. Frankreich mußte den Uebermuth, 
womit e3 den Frieden geitört und Deutichland zum 
Kampfe gefordert hatte, mit der Herausgabe von Elſaß— 
Lothringen und einer Kriegsentichädigung von 000 Millionen 
Francs büßen. Mit dem neuen Unrecht ward zugleich ein 
altes, vor faft 200 Sahren begangenes, gebüßt. Gegen Fünftige 
Angriffe vom Weſten her gewann Deutjchland eine Sichere 
Schugwehr an der Vogejengrenze (ftatt der offnen Rhein: 
ebene) und an den jtarfen Feſtungen Straßburg und Met. 
Nicht, wie 1814 und 1815, ließ Deutichland fich um dei 
wohlverdienten Lohn feiner Siege und feiner jchweren Opfer 
an Gut und Blut durch neidiiche und übelmollende Ver— 
bündete betrügen; allein hatte es diegmal gefämpft und 
gejiegt; allein dictirte es den Frieden, jede, auch nur 
mittelbare Einmiſchung anderer Mächte (durch Borjtellungen 
zu Gunften Frankreichs) in zwar höflicher, aber feiter 
Form zurücweilend. Aber auch nicht, wie damals, trat 
es im ich getheilt in die Friedensverhandlungen ein; viel- 
mehr wurden dieje don einer einzigen Hand — und welcher 
eijernen Hand! — feit und ficher geleitet: die jüddeutjchen 
Fürſten Hatten mit dankenswerther Selbitverleugnung dem 
oberjten Führer in dieſem ruhmvollen Striege, dem König 
von Preußen, auch die alleinige Bertretung des ganzen 
daran betheiligten Deutjchlands beim Friedensſchluſſe über- 
tragen. 

Aber wie werthvoll auch diefer äußere Gewinn, er 
war nicht die Föjtlichite Frucht der deutjchen Stege. Köſt— 
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ficher noch war die, welche im Innern Deutjchlands 
daraus erblühte. Die Einheit, welche der neidiiche Nach: 
bar uns nicht gegönnt, welche er durch diejen muthwillig 
angezettelten Krieg hatte verhindern wollen — fie war 
aus dem Blute feiner, freilich auch unjerer Söhne empor- 
geiproßt. Auf den Schlachtfeldern von Weißenburg und 
Wörth, von St. Privat und Sedan, im gemeinjamen 
todesmuthigen Ringen mit dem Erbfeinde Deutjchlandg, 
hatten Nord» und Süddeutſche, hatten Preußen, Sachjen, 
Bayern, Würtemberger ſich nicht blog al3 treue Waffen- 
brüder, jondern als Brüder für’ ganze Leben gefunden 
und verbunden. Diejelben, welche vor vier Jahren im 
traurigen Bruderfampfe ſich gegenübergejtanden, Hatten 
jich jet die Hand gereicht zur Vertheidigung des gemein 
jamen deutjchen Vaterlandes. 1866 war ausgelöjcht, ges 
ſühnt durch 1870. „Verſchwunden war”, wie Präfident 
Simſon bei Eröffnung der Herbſtſeſſion des Reichstags 
ausſprach, die das Werk der Einheit bejiegeln jollte, „in 
der Erhebung der Nation, was ung bisher trennte und 
zerriß. Der alte Fluch hat fich gelöjt, und die bejeligende 
Gewißheit davon verbürgt ung eine Zukunft, jegensvoll 
und gedeihlich für die Werfe des Friedens.“ 

Wiederum war e3 der Monarch des größten unter 
den Südjtaaten, der König von Bayern, der zuerjt Die 
Hand zu einer verfafjungsmäßigen Einigung des Südens 
mitt dem Norden bot. Schon im September 1870 
erflärte er jeine Bereitheit zu Verhandlungen über den 
Beitritt Bayerns zum Norddeutichen Bunde. An dieſen 
Berhandlungen, die in München begannen, betheiligte ſich 
bald auch Würtemberg. Später wurden diejelben nach 
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Verjailles, ind Hauptquartier des Königs, wo der Reichs— 
fanzler Graf Bismard weilte, verlegt. 

Noch vor Schluß des November waren mit jümmt- 
lichen ſüddeutſchen Staaten die Verträge zu Stande ge- 
bracht, durch welche diejelben fich dem Nordbunde anfchlojjen. 
Einige Ausnahmebejtimmungen, theil® vorübergehende, 
theil3 dauernde, wurden den beiden größten unter Diejen 
Staaten, Bayern und Würtemberg, bewilligt; fie betrafen 
das Milttärwejen und das Verkehrsweſen. Bayern erwirkte 
fi) noch außerdem gewiſſe „Refervatrechte” in Bezug auf 
die Eijenbahnen und auf die Heimathsgejeßgebung. Die 
Bundesverfaffung jelbjt erhielt einen etwas jtärferen füde- 
rativen Zujab, indem aus den Regierungen der größeren 
Staaten ein bejonderer „Ausſchuß für die auswärtigen 
Angelegenheiten” gebildet wurde, dem auch eine gewiſſe 
Mitwirkung bei Striegserklärungen zuftehen jollte. 

Der Neichstag des Norddeutichen Bundes und die 
ſüddeutſchen Kammern jtimmten diefen Verträgen bet. 

Der König von Bayern that nun einen zweiten 
Schritt in der Richtung des erjten: in Privatſchreiben 
an König Wilhelm und an die fämmtlichen Fürſten und 
die freien Städte beantragte er die Wiederheritellung des 
Deutjchen Reich und der deutſchen Kaiſerwürde. 

Diefem Antrage ward von allen Seiten freudig 
zugejtimmt; der Neichdtag nahm ihn mit allen Stimmen 
gegen ſechs (der Socialdemofraten) an. In einer Adrefje 
an den König von Preußen vereinigte er feine Bitten mit 
denen der Regierungen, daß der König geruhen möge, Die 
ihm dargebotene Kaiſerwürde anzunehmen, und jandte zur 

Ueberreichung diefer Adreſſe eine Deputation nach Verjailles. 
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Am 18. Januar erfolgte dann die Verkündigung 
der Wiedereinführung des Kaiſerthums durch eine Procla— 
mation des Königs von Preußen an das deutſche Volk. 
Darin gelobte der König: „in deutſcher Treue die Rechte 
des Reichs und ſeiner Glieder zu ſchützen, den Frieden zu 
wahren, die Unabhängigkeit Deutſchlands, geſtützt auf die 
junge Kraft ſeines Volkes, zu vertheidigen“. Er bat Gott, 
daß er ihm und ſeinen Nachfolgern an der Kaiſerkrone 
verleihe, „allzeit Mehrer des Reichs zu ſein — nicht an 
kriegeriſchen Eroberungen, ſondern an den Gütern und 
Gaben des Friedens, auf dem Gebiete nationaler Wohl— 
fahrt, Freiheit und Gefittung”. 

Am gleihen Tage fand in Verſailles die Cere— 
monie statt, in welcher König Wilhelm feierlich zum 
deutichen SKatjer ausgerufen ward. In demfelben Schlojje 
Ludwigs XIV., in welchem einſt jo viele Intriguen und 
Gewaltthätigfeiten gegen Deutjchland geplant worden, 
jah der’ greije Heldenkönig eine große Anzahl deutjcher 
Fürſten und Fürſtenſöhne, jah er die Prinzen feines 
Hauſes, voran die beiden ruhmgefrönten Heerführer, den 
Kronprinzen und Prinz Friedrich Carl, jah er eine An— 
zahl von Würdenträgern des Norddeutichen Bundes und 
Preußens, jah er ein glänzendes Gefolge von berühmten 
Generälen und anderen höheren Offizieren, endlich) Depu— 
tationen aller Truppentheile der fiegreichen deutjchen 
Heere mit ihren Fahnen um fich verjammelt, Nach einer 
erhebenden gottesdienftlichen Feier verla® der Bundes- 
fanzler Graf Bismard die Proclamation an das deutſche 
Volk; dann rief mit lauter Stimme der Großherzog von 
Baden: „Se. Majejtät Kater Wilhelm Iebe hoch!“ Unter 
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den Klängen der Volkshymne fiel die ganze Verſammlung 
freudig bewegt mit begeiſterten dreimaligen Rufen ein. 

So ſtehen wir am Schluſſe dieſer bedeutungsvollen 
dreißig Jahre deutſcher Geſchichte. Die Hoffnungen des 
deutſchen Volkes, die mehr als einmal während ihres Laufes 
nicht blos verdüftert, jondern nahezu für immer verjchwunden 
ichienen, find dennoch glücklich erfüllt worden. Deutjchland 
it — um mit Bismard zu reden — „in den Gattel 
gehoben“ und hat bereit3 eine glänzende Probe abgelegt, 
daß es „reiten kann“ und feit im Sattel fit. Das neue 
deutſche Kaiſerthum der Hohenzollern Hat jogleich in 
jeinem Beginn die blutige Weihe eines großen, ftegreich 
und ruhmvoll geführten Krieges erhalten, ja es iſt aus 
diefem Kriege recht eigentlich hervorgegangen. Und doc) 
iſt dieſes neue deutſche Kaiſerthum ein aufrichtig fried- 
liebendes und Frieden verheißendes, nicht, wie das alte 
Deutſche Reich oder der Deutſche Bund, aus Schwäche, 
vielmehr, weil es ſtark genug iſt, den Frieden für ſich und, 
wenn es ſein muß, für ganz Europa zu ſichern und zu 
gebieten, weil es ſich aber dieſer ſeiner Stärke nicht über— 
hebt, weil es jedem ſeiner Nachbarn die freieſte Entwicklung 
im Innern gönnt und für ſich ſelbſt nur daſſelbe Recht, 
nichts weiter, in Anſpruch nimmt. 

Mögen denn — Das walte Gott! — die Beherrſcher 
des neuen Deutſchen Reichs, die deutſchen Kaiſer, fortan 
und immerfort „allzeit Mehrer des Reiches“ ſein „nicht 
an kriegeriſchen Eroberungen, ſondern an den Gütern und 
Gaben des Friedens, auf dem Gebiete nationaler 
Wohlfahrt, Freiheit und Geſittung!“ 
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